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PROKLA-Redaktion 


„Bereichert Euch! - und zwar nach Strich und Faden” 


Vor gut einem Jahr hat die PROKLA ein 
Schwerpunktheft zur „Re-Regulierung 
der Weltwirtschaft“ (PROKLA 118, März 
2000) herausgegeben. Darin setzten sich 
die Autorinnen und Autoren mit den 
„Iransformationen von Politik in der 
Ära des Globalismus“ (so Dirk Messner) 
auseinander. Möglichkeiten, aber auch 
Begrenzungen einer Re-Regulierung der 
Weltökonomie nach den De-Regulie- 
rungen der vergangenen Jahrzehnte wur- 
den diskutiert. In manchen Beiträgen 
Schwerpunktheftes, 
deutlich bei Franz Nuscheler, wurde in 
der Re-Regulierung in Form der „Global 
Governance“ eine geradezu 
satorische Kraft erblickt. Die Serie von 


dieses besonders 


zivili- 


Weltkonferenzen in den 90er Jahren ha- 
be gezeigt, dass eine globale Zivilgesell- 
schaft die Bühne der Weltpolitik betre- 
ten hat und nicht gewillt ist, allein den 
nationalen Regierungen und internatio- 
nalen Organisationen das Heft zu über- 
lassen. 

Blieben die Resultate dieser Konferenzen 
und erst recht ihre Umsetzung bisher 
schon recht bescheiden, so könnte der 
Juni des Jahres 2001 möglicherweise als 
der Monat des Waterloo der Global Go- 
vernance in die Geschichte eingehen: Bei 
der Konferenz zum Verbot von Klein- 
waffen ein kategorisches Nein von Seiten 
der USA; faktische Aufkündigung des 
ABM-Vertrags zur atomaren Rüstungsbe- 
grenzung durch die USA; Ausstieg der 


USA aus dem angestrebten Protokoll zur 
Überwachung des Verbots bakteriologi- 
scher und biologischer Waffen; Ausstieg 
aus dem Kyoto-Protokoll zur (minima- 
len) Reduzierung der Treibhausgase; 
Blockade der Initiativen der OECD ge- 
gen die Steuerhinterziehung und die 
schädliche Konkurrenz um die niedrigs- 
ten Steuersätze auf mobile Produktions- 
faktoren durch die USA; Drohung, die 
UNO-Antirassismus-Konferenz von Dur- 
ban im August/September 2001 zu boy- 
kottieren, sollten Entschädigungsforde- 
rungen für die Sklaverei in den USA auf 
die Tagesordnung gelangen; und dann 
noch die brutale Polizeigewalt gegen die 
Proteste auf den Gipfeln von Göteborg 
und Genua. 

Die Häufung dieser Absagen an den 
Multilateraliimus und die Brutalität, mit 
der das politische Steuer in den USA in 
Richtung des schon 1991 von Charles 
Krauthammer nach Golfkrieg und dem 
Kollaps des Sowjetblocks vorausgesagten 
„unipolar moment“ herumgerissen wird, 
machen deutlich, daß mit einer wohltä- 
tigen Global Governance, bei der vor al- 
lem die besseren Argumente und die 
Verantwortung fürs Ganze zählen sollen, 
nicht zu rechnen ist. Die Rückkehr zum 
Unilateralismus findet jedoch in einer 
ökonomisch, kommunikativ, 
und ökologisch höchst interdependenten 
Welt statt und kann daher nur als ein 


kulturell 


gefährliches hegemoniales Projekt ver- 
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standen werden. Die „splendid isolation“ 
der Zwischenkriegszeit hat die übrige 
Welt noch mehr oder weniger sich selbst 
überlassen und konnte daher den „Rest 
der Welt“ einigermaßen kalt lassen. In 
Zeiten der Globalisierung freilich ist U- 
nilateralismus Ausdruck einer „deprada- 
tory hegemony“ (Susan Strange). 

Auf höchster Ebene von Weltpolitik und 
Weltökonomie werden die Interessen an 
einer Sicherung des Friedens und am 
Aufhalten der Klimakatastrophe nicht 
nur den Kapitalinteressen untergeordnet, 
sondern einer (oder wenigen Branchen) 
wie der Öl- und Rüstungsindustrie eines 
einzelnen Landes. Auf den Ebenen „dar- 
unter“ sieht es allerdings auch nicht viel 
besser aus. Politisch-moralische Beden- 
ken oder eine Ethik des guten Lebens 
werden ins Abseits gedrängt. Was zählt 
ist die Bereicherung, ganz wie in den 
Zeiten des vorrevolutionären Frankreich, 
als die Physiokraten die Parole ausgaben: 
„Enrichissez vous!“ Der Markt hat das 
Sagen und auf dem Markt soll sich das 
Geld verwerten (vgl. zu den theoreti- 
schen Auseinandersetzungen um Markt- 
wirtschaften die Beiträge in PROKLA 
123, Marx, Keynes und der globalisierte 
Kapitalismus, Juni 2001). Geld „stinkt 
nicht“: Eine Million Dollar sind eine 
Million Dollar, gleichgültig ob sie zur 
Unterstützung von Aidskranken gesam- 
melt worden sind, oder aus Verkäufen 
von Kleinwaffen an die Bürgerkriegspar- 
teien in Mazedonien und anderswo oder 
aus international organisierten Prostitu- 
tionsringen stammen. 

Es ist der Formalismus der Politikwissen- 
schaft, der bei der Diskussion um die 
Global Governance in erster Linie die 
Kontroverse Unilaterialismus 
Multilateralismus vor Augen hat. Doch 
wichtiger scheint uns der Versuch zu 
sein, mit den Regulationsformen der 


Versus 


Global Governance auch Leitbilder der 
Koexistenz von sechs Milliarden Men- 
schen auf der Erde zu erzeugen: und die- 
se Leitbilder bedürfen einer Moral des 
Zusammenlebens, die der Markt allein 
nicht vermitteln kann; das ist die grund- 
legende Aporie des Neoliberalismus. 
Wenn unter diesen Bedingungen der 
Multilaterialiimus der Global Governan- 
ce aufgekündigt und durch einen rück- 
sichtslosen Unilateralismus der „einzigen 
Supermacht“ (Brzezinsky) ersetzt wird, 
können die schwach 
ausgebildeten Ligaturen, einer global gül- 
tigen Moral, die für die Menschheit ü- 
berlebensnotwendig sind, zerreißen. 

Mit anderen Worten: das „Waterloo“ der 
Global Governance ist mehr als ein viel- 
leicht hämisch belächelter Untergang ei- 
nes niemals rundum akzeptierten wissen- 
schaftlich-politischen Konzepts. Es do- 
kumentiert die ganze Hilflosigkeit der 
politischen Re-Regulierung von aus sozi- 
alen Bildungen „entbetteten“ Märkten. 
So lange die Märkte klein und lokal und 
schwach waren, entstanden daraus keine 
großen, sondern nur Probleme von örtli- 
cher Bedeutung im Sichtkreis des jeweili- 
gen Kirchturms. Doch die Märkte sind 
heute allumfassend, global und mächtig. 
Und sie sind wegen der Finanzinnovati- 
onen und modernen Informations- und 
Kommunikationstechnologien sehr 
schnell. In einem so strukturierten Um- 
feld bedeutet die Befolgung zum „Enri- 
chissez Vous“ das große Geld auf zeit- 
gemäße Art und Weise zu machen, glo- 
bal im Raum und schnell in der Zeit zu 
sein und vor allem sich an Regeln nicht 
gebunden zu fühlen. 

Der deregulierte Kapitalismus hat neue 
fragile Formen hervorgebracht und Be- 
stehende erweitert: in der Arbeitswelt die 
informelle Arbeit, das Schwarzgeld in 
der monetären Sphäre und die Schatten- 


sowieso höchst 
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politik bzw. die „Privatisierung“ der Po- 
litik wie dies Brühl u. a. (Die Privatisie- 
rung der Weltpolitik, Bonn 2001) be- 
zeichnen. Fatal ist eine Politik, die in 
Verfolgung sogenannter nationaler Inte- 
ressen der Ausdehnung solcher Formen 
noch Vorschub leistet. Die Fragilität die- 
ser neuen Formen, drückt sich nicht zu- 
letzt darin aus, dass sie auf der Kippe 
stehen, dass Arbeit, Geld und Politik in 
den Bereich des Ungesetzlichen, des Ille- 
galen, ja Kriminellen abdriften. 

Wir können dies an einem Indikator zei- 
gen, der Geldwäsche, mit der sich Elmar 
Altvater in seinem Beitrag auseinander- 
setzt. Geld, das durch illegale und kri- 
minelle Transaktionen erworben worden 
ist, kann nicht einfach verwendet wer- 
den, da zu leicht die Spur des Geldes zu 
der kriminellen Vortat zurückführen 
könnte. Also muß das Geld aus Drogen- 
schmuggel, Waffenverkäufen, Prostituti- 
onsringen, Menschen- und Organhandel, 
Korruption und Steuerhinterziehung ge- 
waschen werden. Der Internationale 
Währungsfonds schätzt, dass der Um- 
fang der Geldwäsche jährlich bis zu 1500 
Mrd. US-Dollar ausmacht. Wahrschein- 
lich ist es sogar mehr, wenn man den 
aufblühenden Zweig des Anlagebetrugs 
im Internet einrechnet und die großen 
Geschäfte auf Gegenseitigkeit („coun- 
tertrade“), die in manchen Weltregionen 
(in der ehemaligen Sowjetunion, in Afri- 
ka) bis zu 50% der Außenhandelsaktivi- 
täten ausmachen. Geldwäsche untermi- 
niert nicht nur die „formellen“ ökono- 
mischen Beziehungen, es begünstigt ge- 
rade die unsichtbaren und unkontrol- 
lierbaren außerkonstitutionellen Mächte. 
Diese Mächte müssen aber keineswegs 
jenseits etablierter ökonomischer und 
politischer Führungszirkel stehen, wie 
der herrschende Diskurs zu „Organisier- 
ter Kriminalität“ nur allzu häufig nahe- 


legt. Zu den Profiteuren von Geldwä- 
sche, illegalen Kapitalbewegungen und 
der vielfältigen legalen oder halblegalen 
„Offshore“ Praxis gehören auch höchst 
respektable Banken und Konzerne. Wie 
Stephen Gill anhand der zu Beginn der 
%0er Jahre zusammengebrochenen 
BCCI-Bank und ihrer Rolle im Iran- 
Contra-Skandal zeigt, sind auch eine 
ganze Reihe von Regierungsvertretern 
und Nachrichtendienste kontinuierlich 
in illegale Praktiken verstrickt: nicht in 
erster Linie zur persönlichen Bereiche- 
rung, sondern vor allem zur Finanzie- 
rung von politischen Unternehmungen, 
die von Parlamenten und öffentlicher 
Meinung abgelehnt werden. 

Die Verquickung geostrategischer politi- 
scher Interessen mit legalen wie illegalen 
ökonomischen Anstrengungen, wird 
auch am Plan Colombia deutlich, der 
von Raul Zelik untersucht wird. Offiziell 
soll er der Eindämmung der Drogenpro- 
duktion in Kolumbien dienen und wird 
ganz wesentlich von der US-amerikani- 
schen Regierung forciert, da die USA 
den wichtigsten Markt für 
bianische Drogen darstellen. Dies hin- 
dert US-amerikanische Regierungsagentu- 
ren und Geheimdienste aber nicht daran, 
bei der Bekämpfung der kolumbiani- 
schen Guerilla mit Vertretern der Dro- 
genkartelle zusammenzuarbeiten: die rei- 
bungslose Ausbeutung der Reichtümer 
Kolumbiens sowie die Garantie der „po- 
litischen Stabilität“ des Landes, scheint 
auch im Rahmen des Plan Colombia ei- 


kolum- 


ne weitaus größere Bedeutung zu besit- 
zen, als der Kampf gegen die Drogen. 

Die systematische Verknüpfung der „re- 
spektablen“ Seite des Kapitalismus in 
Gestalt ehrenwerter transnationaler Kon- 
zern mit der blutig-kriminellen Seite der 
afrikanischen Bürgerkriege behandelt Pe- 
ter Custers. An den Bürgerkriegen ver- 
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dient nicht nur die Waffenindustrie, und 
„mittelständi- 
sche“, welche die in Afrika dominieren- 
den Kleinwaffen produziert - eine effek- 
tive Kontrolle des Verkaufs von Klein- 


zwar insbesondere die 


waffen wird von den Industrieländern 
verhindert. Vor allem sind es die Dia- 
manten - und Ölkonzerne, die die Roh- 
stoffe ausbeuten oder vermarkten, und 
den Bürgerkriegssparteien damit Erlöse 
verschaffen, die diese dann zum Kauf 
von Waffen benutzen. Häufig sind diese 
Unternehmen aber nicht nur die finan- 
ziellen Gewinner des Krieges, sondern 
auch mit eigenen Söldnertruppen prä- 
sent, die ihrerseits in der Regel in das 
global umspannende Netzwerk der „de- 
pradatory hegemony“ eingespannt sind. 
Mit einer Kampagne gegen „Blut- 
diamanten“ versuchen medico internati- 
onal und andere Organisationen wenigs- 
tens diese Profiteure zu treffen, die ganz 
unmittelbar zur Verlängerung der Kriege 
beitragen (vgl. dazu den Beitrag von An- 
ne Jung). 

Mit den Bürgerkriegen weiten sich auch 
- über die unmittelbaren Kampfhand- 
lungen hinaus - die Sphären der Gewalt 
aus. Ökonomisch umfassen sie Gewalt- 
märkte, auf denen die Gewaltmittel (vor 
allem Kleinwaffen) von Marktagenten 
gehandelt werden, die auch Gewalt zur 
Verteidigung ihrer „claims“ einzusetzen 
bereit sind. Die Politik wird im Zuge der 
Privatisierung von Sicherheit infolge des 
Abbaus öffentlicher Güter ebenfalls ge- 
waltförmig. Sie verliert dadurch ihre legi- 
timatorische Grundlage, wie sie von Max 
Weber definiert worden ist. Dies heißt 
freilich nicht unbedingt, dass sie in ei- 
nem instrumentellen Sinne weniger effi- 
zient würde Denn „Disorder“ kann 
durchaus als „political instrument“ 
(Chabal/Daloz, Africa works, Oxford 
1999) funktionieren. 


Auch in Europa haben sich nach dem 
Zerfall des Ostblocks 
Verhältnisse ausgeweitet. Das reicht von 
den kleinen Schmugglern an den neuen 
und alten Grenzen über logistische 
Netzwerke des Schmuggels im Großen 
von China bis zu den „Chinesenmärk- 
ten“ in Budapest oder Zagreb und zur 
neuen Mafia, die es nicht beim Schmug- 
gel von Drogen, Zigaretten, Autos etc. 
bewenden lässt, sondern Menschen 
schmuggelt und handelt und für den 
Waffennachschub sorgt, mit dem Bür- 
gerkriege in Gang gehalten werden. Der 
Schmuggel und das Schleusen von Men- 
schen trifft auf das Interesse von Mi- 
grantinnen und Migranten, die wegen 
der Bürgerkriege, aber auch wegen des 
immer größer werdenden Wohlstandsge- 
fälles in die reichen Industrieländer stre- 
ben. Weltweit sind die Einnahmen aus 
dem Menschschmuggel inzwischen nach 
UNO-Angaben höher als die illegalen 
Drogengewinne. Eine große Rolle in die- 
sem Geschäftszweig eines kriminellen 
„Enrichissez Vous!“ spielt die albanische 
Diaspora in Westeuropa. Sie unterstützt 
nicht nur die albanischen Minderheiten 
auf dem Balkan und sondern finanziert 
zum Teil wohl auch Ausrüstung der 
UCK mit Waffen. Die Rolle der Diaspo- 
ra wie auch des Kosovo beleuchtet in ih- 
rem Artikel Beate Andrees. 


die informellen 


Immer spielt bei illegalen oder kriminel- 
len Machenschaften das Geld als 
Schmiermittel von Politik, also die Kor- 
ruption eine bedeutende Rolle. Spätes- 
tens an dieser Stelle, wird deutlich, dass 
wır nicht über ferne und uns fremde 
Welten sprechen, wenn wir von „krimi- 
nellem Kapitalismus“ reden. „De te fa- 
!“, Korruption hat eine lan- 
ge und widersprüchliche Geschichte; 
darauf verweist in ihrem Artikel Heide 
Gerstenberger. Doch hat sie in der mo- 


bula narratur 
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dernen Welt des deregulierten Kapitalis- 
mus bislang nicht gekannte Ausmaße 
angenommen. Zur Globalisierung und 
Deregulierung gehört ja auch die Privati- 
sierung von öffentlichen Einrichtungen 
und staatlichem Eigentum. Diejenigen, 
die dies nicht wahrhaben wollten, sind 
sehr schnell von Weltbank und IWF ei- 
nes Besseren belehrt worden, wenn sie 
gezwungen waren, sich einem Struktur- 
anpassungsprogramm 
Die Privatisierungen des „Tafelsilbers“ 
von Argentinien bis Russland oder bis 
zu den Neuen Bundesländern in 
Deutschland war eine ungeheure Berei- 
cherungsorgie für einige wenige, die Poli- 
tiker daran beteiligten, um die entspre- 
chenden Deals reibungslos unter Dach 
und Fach zu bringen. Manche dieser 
Durchstechereien, wie die Ausplünde- 
rung der Lineas Aereas Argentinas durch 
die spanische Iberia, sind inzwischen 
aufgeflogen. Aber alles wird getan, um 
Transparenz zu verhindern. In der mo- 
dernen Demokratie ist es durchaus nicht 
selbstverständlich, dass der 
Einblick in Machenschaften mit Eigen- 
tum erhält, das einstmals in der einen 


zu unterwerfen. 


Souverän 


oder anderen Form öffentlich war, ihm 
sozusagen gehörte. Wem fällt an dieser 
Stelle nicht die Leuna-Affäre und der 
CDU-Parteispenden-Skandal ein? Hel- 
mut Kohl ist in seiner Person Ausdruck 
dieser Politik der antidemokratischen 
Intransparenz bei Machenschaften, de- 
nen der Haut Gout des Korrupten an- 
haftet. Und er findet das wohl gut und 
richtig so, denn er hat die Namen der 
Spender bis heute nicht genannt. Und 
niemand zwingt ihn ernsthaft dazu, im 
Gegenteil er wird von den Seinen ho- 
fiert. 

Doch läßt sich Korruption und die Ver- 
quickung legaler und illegaler Ge- 
schäftsmethoden nicht als bloß indivi- 


duelles Problem auffassen. Es geht nicht 
allein um korrupte Politiker und gierige 
Unternehmer. Die Konkurrenz auf dem 
Markt, sei es auf dem ökonomischen 
zum Zwecke der Kapitalverwertung oder 
auf dem politischen mit dem Ziel der 
Machtgewinnung und -erhaltung, kennt 
aus sich 
Norm als die des Erfolgs. Korruption 
und Profitmaximierung um jeden Preis 
sind also keineswegs Regressionen, oder 
bloß individuelle Verfehlungen, sie sind 
vom Kapitalismus überhaupt nicht zu 
trennen. Alle weitergehenden Normen- 
systeme stammen aus gesellschaftlichen 
Zusammenhängen, aus der jeweiligen 
Struktur der sozialen Beziehungen, die 
sich gerade nicht auf die Logik des 
Tauschwerts reduzieren lassen, die auf 
dem Markt herrscht. Mit der Entfaltung 
und Ausweitung kapitalistischer Struktu- 
ren werden aber genau diese, noch nicht 
der Logik des Tauschwerts unterworfe- 
nen Bereiche der Gesellschaft untermi- 
niert, eine Entwicklung, die sich mit den 
gegenwärtigen Globalisierungsprozessen 
nochmals enorm beschleunigt und von 
den Ideologen des Neoliberalismus en- 
thusiastisch gefeiert wird. Was dann 
bleibt, ist wirklich nur noch die keinerlei 


selbst heraus keine andere 


Beschränkung, keinerlei Normierung un- 
terliegende Bereicherung - auf wessen 
Kosten auch immer. 


Elmar Altvater 


Geld stinkt doch! 
Oder: Wie schmutziges Geld durch Geldwäsche 
auf saubere Konten gelangt 


In einer kapitalistischen Geldwirtschaft ist Geld ultimatives Medium der 
Kontrakterfüllung. In einer Gesellschaft mit Goldwährung gibt es mit dieser 
Funktionsbeschreibung keine Probleme; denn das Goldgeld ist „intrinsisch“ 
wertvoll und jeder wird es gern nehmen, um monetär abgegolten zu werden.! 
Mit einer Papierwährung oder mit elektronischem Geld allerdings ist dies an- 
ders. Damit Geld die Funktion des Mediums der Kontrakterfüllung formell 
erfüllen kann, muss sein Wert gesichert, die Annahme verpflichtend festgelegt 
und das Vertrauen des „Publikums“ in die Integrität der finanziellen Institu- 
tionen, die das Geld „verwalten“, gegeben sein. Die Geldform bedarf also der 
institutionellen, in aller Regel staatlichen Regulierung, obwohl manche sagen 
würden: privat wertgesichertes Geld tut es auch, und im Internet entwickeln 
sich elektronische Gelder, bei deren Regulation die Staaten keine oder nur 
eine geringe Rolle spielen. Doch gibt es bislang kein Beispiel, das für privat 
emittiertes Geld anstelle des „staatlichen Geldes mit Zwangskurs“ spräche. 
Geld muss voll konvertibel sein, und dies ist bei privatem Geld nicht der 
Fall. 

Um Geld institutionell „in Form“, d.h. wertbeständig in Zeit und Raum zu 
halten, müssen Regeln befolgt werden, und zwar von allen am Geldkreislauf 
Beteiligten: von den Geldvermögensbesitzern ebenso wie von armen Teufeln 
ohne Geld’, von regulierenden Institutionen wie der Zentralbank, Regierun- 
gen oder internationalen Währungsinstitutionen oder von privaten Geldver- 
mittlern und Banken. Die allerwichtigste Eigenschaft, die das Geld behalten 
muß, ist seine Wertbeständigkeit in Zeit und Raum, die dann Aufgabe regu- 


1 Der Tatsache, dass der Wertanker des Goldes nicht mehr vorhanden ist, trauern auch zu Be- 
ginn des 21. Jahrhunderts in der sogenannten „neuen“ und „virtuellen“ Ökonomie so auf- 
geklärte Finanzpolitiker wie Andrew Crockett, Direktor der Bank für Internationalen Zah- 
lungsausgleich, nach (vgl. Wolf 2001). 

2 Von denen wird nämlich „Leistung“ erwartet, um an Geld, dem sozialen Medium par excel- 
lence, heranzukommen. 
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lierender Politik ist, wenn das Geld nicht intrinsischen, durch Arbeit erzeug- 
ten Wert (wie die Goldmünze) besitzt. Der Wert des Papiergeldes liegt - an- 
ders als im Fall des Goldstücks - nicht im papierenen Material, sondern in 
der ökonomischen Beziehung, die es darstellt: der nominelle Anspruch muss 
reell einlösbar sein, und mehr noch: der harte Zwang der Zinsen erfordert re- 
ale Überschüsse in der Ökonomie. Um in Form zu bleiben, muss Geld daher 
„knapp“ gehalten werden; es darf nur jenen verfügbar sein, die für den Geld- 
erwerb „Leistung“ erbracht, also bei der Erzeugung der notwendigen Über- 
schüsse (aus denen die Zinsen gezahlt werden können) mitgewirkt haben. 
Aus diesem einfachen Zusammenhang leitet sich die komplexe Geldmen- 
gensteuerung der Zentralbank ab. Geld muss in der Form des Wertes gehal- 
ten werden, damit die aus der Form abgeleiteten Funktionen des Maßes, des 
Zirkulationsmittels, des Zahlungsmittels („function follows form“) ausgeübt 
werden können. Es geht also um die Sicherung der sozialen Verbindlichkeit 
des Geldes. Diese ist in einer Geldwirtschaft ohne Frage ein öffentliches Gut, 
das nicht selbstverständlich vorhanden ist. Denn Geld kann in Finanzkrisen 
„verschwinden“, d.h. viele Menschen verlieren die Möglichkeiten, durch 
(formelle) Arbeit Geldeinkommen zu verdienen. Sie sind dann auf informelle 
Arbeit angewiesen, manchmal zu illegalen und kriminellen Aktivitäten verlei- 
tet, um an Geld heranzukommen. In Krisenzeiten entstehen auch Geldsurro- 
gate, Spezialgelder, oder es werden Waren gegen Waren ohne Einschaltung 
von Geld getauscht (countertrade, barter). Illegal und kriminell erworbenes 
Geld muss auf jeden Fall „gewaschen“ werden, um als allgemeines Äquivalent 
formell einsetzbar zu sein. Mit dem zuletzt genannten Aspekt einer „Informa- 
lisierung des Geldes“ werde ich mich im Folgenden auseinandersetzen.’ 


Was ist Geldwäsche? 


Wenn Geschäfte getätigt werden, die gesellschaftliche Legalnormen verletzen 
(z.B. die des Verbots von Menschen-, Drogen- und Waffenhandel, des Waren- 
schmuggels, der Steuerhinterziehung, der Kapitalflucht, des Anlagebetrugs, 
des verbotenen Handels mit gefährdeten Tieren und Pflanzen, des illegalen 
Glücksspiels, der Steuerhinterziehung - die Aufzählung ließe sich fortsetzen), 
dann sind die daraus bezogenen Einnahmen nicht nur anrüchig, sondern für 
die Täter der genannten Aktivitäten gleicherweise attraktiv und gefährlich wie 
die mit Pech bestrichenen Goldstücke, die den Gesetzesbrecher entlarven, 
weil das schmutzige Gold sichtbar an den Händen klebt. Pech gehabt. Wie 
die Goldstücke vom Pech „reingewaschen“ werden müssen, so man sie als all- 


3 Der nachfolgende Artikel ist ein (speziell bearbeiteter) Teil eines Buches von Birgit Mahn- 
kopf und mir, das im Frühjahr 2002 im Verlag Westfälisches Dampfboot unter dem Titel 
„Globalisierung von Unsicherheit - Über Arbeit im Schatten, Schwarze Kassen und infor- 
melle Politik“ erscheinen wird. 
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gemeines Äquivalent mit gesellschaftlicher Wertschätzung - als „normales Geld“ 
also - verwenden will, ohne daß auf ihre unsaubere Herkunft rückgeschlossen 
werden kann, so müssen die Spuren des modernen Papier- und Buchgeldes o- 
der der elektronischen Geldzeichen verwischt werden, die zu den kriminellen 
Ursprüngen führen könnten. Auch die beste Spürnase soll nicht mehr riechen 
können, woher das Geld stammt und womit es verdient worden ist. Das römi- 
sche Wort soll seine Gültigkeit bewahren: „pecunia non olet“, Geld stinkt 
nicht. Da hat es sich gut getroffen, daß illegal erworbenes Geld in den USA der 
20er Jahre in ganze Ketten von Waschsalons (laundromats) und Autowaschan- 
lagen investiert wurde. Wegen der überwiegenden Bareinnahmen fiel es nicht 
auf, wenn auch illegales Geld in den laundromats weißgewaschen wurde (Couv- 
rat/Pless 1993: 171f). Die Geldwäsche hatte ihren Namen. 

Das war in den 20er Jahren. In jüngerer Zeit, vor allem seit Ende der 80er 
Jahre, zieht Geldwäsche die Aufmerksamkeit erneut auf sich, nachdem es um 
dieses Delikt jahrzehntelang ziemlich still geworden war. Denn Geldwäsche 
ist als Folge der Liberalisierung der globalen Finanzmärkte, der Deregulierung 
nationalstaatlicher Kontrollen und der Entstehung von Finanzdrehscheiben 
(„Offshore-Zentren“) mit „special jurisdictions“ ohne angemessene Aufsicht 
über die Finanztransaktionen begünstigt worden, und mit ihr die gesetzes- 
widrigen Vortaten, die Geldwäscheaktivitäten auslösen. Daher ist der Kampf 
gegen Geldwäsche auf Initiative der USA zu einem zentralen Strategiebe- 
standteil im Kampf gegen die zunehmende Drogenkriminalität geworden. 
Die Idee ist ja sehr einfach: Wenn der Nachweis illegalen Drogenhandels und 
die Verfolgung der Dealer schwierig sind, dann ist Geldwäschebekämpfung 
möglicherweise das probatere Mittel. Denn wenn man die Geldwäsche zu 
verhindern vermag, nützen die Drogeneinnahmen gar nichts. Doch diese I- 
dee, die schon den Kampf gegen die Al Capones in den 20er und 30er Jah- 
ren anleitete, in die Realität umzusetzen, gelingt nicht immer; man kann so- 
gar sagen: sie gelingt nur in den seltensten Fällen. Die UNO (Office for Drug 
Control and Crime Prevention) gibt für die späten 90er Jahre an, dass der 
Drogenhandel einen jährlichen Umsatz von 400 bis 500 Mrd US$ erreiche 
(vgl. OGD 1999 - im Internet abrufbar unter: www.ogd.org), und davon 
würden von den Strafverfolgungsbehörden lediglich zwischen 100 und 500 
Mio. US$ pro Jahr, also weniger als ein Promille sichergestellt. Diese Relation 
führt vor Augen, wie lukrativ kriminelle Vortaten sein können, da die Wäsche 
von 1000 schmutzigen US-Dollar bei mehr als 999 von ihnen gelingt. Daher 
ist Geldwäsche durchaus keine „Perversion“ des Kapitalismus, sondern wegen 
der sicheren Profite eine Normalangelegenheit (so Chesnais 1999: 79ff). 
Geldwäsche ist eine der hässlichen Seiten von Globalisierung und Deregulie- 
rung geblieben. Sie ist ein besonders eklatanter Ausdruck der „Entbettungs- 
tendenzen“ einer kapitalistischen Markt- und Geldwirtschaft (vgl. dazu Altva- 
ter/Mahnkopf 1999: 3. Kapitel), der Lösung aus sozialen Verpflichtungen, mo- 
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ralisch begründeten Ligaturen, politischer Verantwortung und gesetzlichen 
Normen und Regeln. Wenn Geldwäsche stattfindet, sind auf jeden Fall Normen 
gebrochen und gesellschaftliche Formen missachtet worden - auch wenn der 
Nachweis zumeist nicht einfach fällt und über die quantitativen Größenord- 
nungen Unklarheit herrscht. Die Privatisierung in nahezu allen Ländern und 
die rasante Ausbreitung des Internet haben die globalen Finanzflüsse vergrößert 
und beschleunigt. Regulierung und Kontrollen sind schwieriger geworden, die 
Möglichkeiten der Verdunkelung von Herkunftsquellen und Zielgebieten oder 
von Sendern und Empfängern von Geldflüssen haben sich enorm vergrößert. 
So lange schmutziges Geld nicht gewaschen worden ist, kann es als allgemei- 
nes Äquivalent und Mittel der Kontrakterfüllung in der Gesellschaft, die über 
das formelle Geld wacht, nicht oder nur sehr begrenzt eingesetzt werden. 
Geldwäsche ist ein Akt der versuchten „Re-Formalisierung“ informellen Gel- 
des. Dieser Akt ist wegen der Vertuschung illegaler oder krimineller Vortaten 
verboten (in Deutschland gemäß $ 261 StGB von 1992 und Geldwäschege- 
setz von 1993). Daher kümmern sich in modernen Gesellschaften (das be- 
deutet heute auf nationaler, europäischer und globaler Ebene) Institutionen 
um die Stabilität und Sicherheit des Geldes: Zentralbanken, IWF, OECD 
und Institutionen und Organisationen der Aufsicht wie BAKRED, FATF, 
IOSCO, IASIS etc.‘ Geldwäsche, so wird von der Financial Action Task 
Force (FATF) der OECD definiert 


„is the processing of ... criminal proceeds to disguise their legal origin. This process is of critical im- 
portance, as it enables the criminal to enjoy these profits without jeopardising their source. Illegal 
arms sales, smuggling, and the activities of organised crime, including for example drug trafficking 
and prostitution rings, can generate huge sums. Embezzlement, insider trading, bribery and com- 
puter fraud schemes can also produce large profits and create the incentive to “legitimise’ the ill- 
gotten gains through money laundering....” (www.oecd.org/fatf/Mlaundering_en.htm). 


4 Daher sind 1988 die „Grundsatzerklärung zur Verhinderung des Mißbrauchs des Finanzsys- 
tems durch die Geldwäsche“ („Basel Principles“), und nahezu zeitgleich die Wiener Konven- 
tion der Vereinten Nationen gegen den unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen und psycho- 
tropen Stoffen verabschiedet worden. Die Baseler Prinzipien enthalten einen Verhaltensko- 
dex und Leitprinzipien für Banken, die Wiener Konvention ist ein völkerrechtlicher Vertrag, 
der in Art 3. (1) lit b erstmals die Strafbarkeit der Geldwäsche festlegt. Im Jahre 1990 folgt 
das Übereinkommen des Europarats über Geldwäsche sowie Ermittlung, Beschlagnahme 
und Einziehung von Erträgen aus Straftaten. Die Straßburger Konvention verpflichtet die 
Vertragsstaaten, vorsätzlich begangene Geldwäsche unter Strafe zu stellen. Ein Jahr später 
1991 folgt eine EU-Richtlinie des Rates zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems 
zum Zwecke der Geldwäsche. Das FATF ist 1989 als inter-gouvernementale Institution bei 
der OECD ins Leben gerufen worden, „to generate the necessary political will to bring a- 
bout national legislative and regulatory reforms to combat money laundering“ 
(www.oecd.org/fatf/aboutFtat_en.htm). Bereits 1990 erarbeitete das FATF die 40 Empfeh- 
lungen, die 1996 weiterentwickelt wurden; die Empfehlungen sind für die Industrieländer die 
Grundlagen der Gesetze und Maßnahmen gegen die Geldwäsche (dazu: Findeisen 1998a). 

5 Die Definitionen sind weitgehend übereinstimmend, so daß nur eine Auswahl gegeben wird. 
Geldwäsche „is the process by which criminals attempt to conceal the true origins and own- 
ership of the proceeds of their criminal activities“ (Drage 1993: 60; Helleiner 1999: 55) - „il- 
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Das FATF beschäftigt sich auch mit den Methoden der Geldwäsche, die vom 
internationalen Handel mit (oftmals gestohlenen) Autos über Betrug mit 
Verbrauchssteuern bei Exportrückerstattungen, fingierten Rechnungsbeträgen 
bei Export- und Importgeschäften, Betrügereien durch Maklerfirmen im Ver- 
sicherungswesen oder bei Immobiliengeschäften, Betreiben von Spielsalons, 
die Nutzung von Scheinfirmen vor allem in Offshore-Zentren bis hin zu eher 
traditionellen Methoden wie dem Schmuggel von Währungen reichen (FATF 
2000: 13f). Ein Teil dieser Methoden ist ungesetzlich und daher selbst Anlass 
für Geldwäsche; ein Teil ist zur Geldwäsche illegal erworbenen Geldes geeignet. 


Die ungefähren Größenordnungen „schmutzigen Geldes” 


In den späten 80er Jahren war es in erster Linie der Kampf gegen die zuneh- 
mende Drogenkriminalität, der die Aufmerksamkeit auch auf die Geldwäsche 
von Drogeneinkünften lenkte. Vor allem die USA übten international Druck 
aus, um Geldwäsche zu unterbinden (vgl. dazu Findeisen 1998a), ohne aller- 
dings zugleich auch „den eigenen Stall auszumisten“, d.h. US-amerikanischen 
Finanzinstitutionen an Geldwäscheaktivitäten wirksam zu hindern. Inzwi- 
schen dürften andere Delikte wichtiger und für die Geldwäsche quantitativ 
bedeutender als der Drogenhandel geworden sein, insbesondere der „white 
collar“-Betrug auf Finanzmärkten (vgl. FATF-XI 2000; oder den kleinen Aus- 
schnitt von Beispielen bei Rügemer 2000), der allein in der Bundesrepublik 
Deutschland auf ca. 50 Mrd DM (vgl. Hermannus Pfeifer FR vom 15.9.2000; 
Findeisen 2000a: 2) geschätzt wird. Der Kapitalanlagebetrug zieht unmittelbar 
Geldwäsche nach sich, da Gelder betrogener oder getäuschter Anleger durch 
geldwäscherelevante Verschleierungshandlungen „in Sicherheit“ gebracht 
werden müssen.‘ Dieses neue Delikt ist erstens eine direkte Folge der finan- 


legal, or dirty, money is put through a cycle of transactions, or washed, so that it comes out 
the other end as legal, or clean, money. In other words, the source of illegally obtained 
funds is obscured through a succession of transfers and deals in order that those same funds 
can eventually be made to appear as legitimate income“ (Billy Steel in: www.laundryman.u- 
net.com/printversion/bhistpl.html). Die EU definiert in der Richtlinie von 1991 Geld- 
wäsche als „the conversion or transfer of property, knowing that such property is derived 
from serious crime, for the purpose of concealing or disguising the illicit origin of the 
property or for assisting any person who is involved in committing such an offence or of- 
fences to evade the legal consequences of his actions, and the concealment or disguise of 
the true nature, source, location, disposition, movement, rights with respect to, or owner- 
ship of property, knowing that such property is derived from serious crime.“ Schon zuvor 
hat der Untersuchungsbericht der „President’s Commission on Organized Crime“ von 1984 
aus den USA Geldwäsche als einen Prozeß definiert, in dessen Verlauf die rechtswidrige 
Quelle oder die rechtswidrige Verwendung von Einkommen verborgen wird, mit dem 
Zweck, dieses Einkommen als legal erscheinen zu lassen. 

6 Im April 2001 wurde in einer Zeitungsnotiz davon berichtet, dass die Internationale Han- 
delskammer im Internet einen Betrug mit gefälschten Banksicherheiten in der Größenord- 
nung von 3,9 Mrd US$ aufgedeckt hat. Die Opfer des Anlagebetrugs haben auf etwa 25 In- 
ternet-Seiten jeweils Zehntausende von Dollars für die Ausgabe von gefälschten Sicherheiten 
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ziellen Globalisierung, der Verbreitung von Finanzinnovationen und der 
spektakulären Steigerung von Umsätzen auf Finanzmärkten, insbesondere auf 
jenen für finanzielle Derivate, sowie zweitens der Möglichkeiten, die das In- 
ternet bietet. Angebote „todsicherer* und hochrentierlicher Anlagen im In- 
ternet sind häufig, und nicht immer sind sie seriös. Haben genügend Anleger 
einen Betrag gezahlt oder von der Kreditkarte abbuchen lassen, kann die In- 
ternetseite quasi per Mausklick gelöscht werden und im unendlichen schwar- 
zen Loch des Cyberspace verschwinden, und von der auf der website angege- 
benen Adresse gibt es manchmal noch nicht einmal den Briefkasten. 

Die Maßnahmen zur Privatisierung öffentlicher Unternehmen und Vermö- 
genswerte in nahezu allen Ländern (in den Industrieländern, den Entwick- 
lungsländern, vor allem aber in den Transformationsländern Mittel- und Ost- 
europas) haben die Flüsse zu waschenden Geldes in den 90er Jahren noch 
anschwellen lassen. Denn in vielen Fällen waren Korruption, Betrug, Beste- 
chung, Diebstahl in grandiosem Ausmaß im Spiel, so dass die so ergaunerten 
Einkünfte weiß-gewaschen werden mussten. Erstens sind öffentliche Unter- 
nehmen unter Wert an Private unter Nutzung von Insiderwissen abgegeben 
worden (Rose-Ackerman 199: 36). Zweitens sind nach der Privatisierung Mo- 
nopole fortgeführt worden, die, als sie noch staatliche waren, den Grund für 
die Privatisierung abgegeben haben (ebd.: 37). Die Monopolrente fließt nicht 
mehr in öffentliche Kassen, sondern in private Taschen. All dies hat zur Ab- 
gabe öffentlichen Eigentums an Private unter Wert und daher zu illegalen 
Geldflüssen geführt, deren Größenordnung freilich schwer zu schätzen ist.’ 
Das BAKRED jedenfalls ist dazu übergegangen, Korruption als Vortat der 
Geldwäsche einzustufen und einen entsprechenden Maßnahmekatalog (zur 
Aufdeckung der Bestechung ausländischer Amtsträger im internationalen Ge- 
schäftsverkehr) zu erlassen. 

Der IWF beziffert den Umsatz schmutzigen Geldes auf 2% bis 5% des globa- 
len Bruttoinlandsprodukts, also auf einen Betrag zwischen ca. 600 bis 1500 


gezahlt. Die Web-sites waren so gestaltet, als ob sie von einer internationalen Clearing-Bank 
betrieben würden. Einige, aber wohl nicht alle Hintermänner sind im April 2001 festge- 
nommen worden (Tagesspiegel 14. April 2001). Es ist klar, dass die 3,9 Mrd US$ durch 
Geldwäsche in Sicherheit gebracht worden sind. Ob diese zum Teil den Geschädigten zu- 
rückerstattet werden konnten, war bei Abschluß des Manuskripts nicht bekannt. 

7 Viele Fälle der Bestechung und Geldwäsche im Zusammenhang mit der Privatisierung der 
ostdeutschen Unternehmen sind bekannt, aber keineswegs alle. Im Hinblick auf die Über- 
nahme der Leuna-Raffinerie durch Elf Aquitaine und Finanzmittel, die in diesem Zusam- 
menhang an die CDU geflossen sind, besteht immer noch Aufklärungsbedarf. Die ostdeut- 
schen Privatisierungen sind nur Teil einer globalen Privatisierungsbewegung, die von den in- 
ternationalen Organisationen, vor allem von IWF und Weltbank, sowie von den Regierun- 
gen der Industrieländer gefördert worden sind. Aus fast allen Ländern gibt es Berichte über 
ungerechtfertigte Bereicherung von Privaten an einstmals öffentlichem Eigentum und über 
zum Teil hohe Bestechungssummen, die in diesem Zusammenhang geflossen sind: von A 
wie Argentinien (z.B. bei dem Verkauf der Aerolineas Argentinas an die spanische Iberia) bis 
Z wie Zaire (Korruption von Mobutu). 


Geld stinkt doch! 333 


Mrd. US$ pro Jahr (OECD Observer 217/218, summer 1999: 85). 


„Using 1996 statistics, these percentages would indicate that money laundering ranged be- 
tween US Dollar (USD) 590 billion and USD 1.5 trillion. The lower figure is roughly equiva- 
lent to the value of the total output of an economy the size of Spain“ (FATF: www.oecd.org/ 
fatf/Mlaundering_en.htm). 

Das US-amerikanische Office of the Comptroller of the Currency nennt für 
die USA einen Geldwäschebetrag von ca 100 Mrd US$ und 300 Mrd US$ in 
weltweiten Transaktionen (www.occ.treas.gob/launder/orig.htm). In einer 
Opening Keynote des Direktors für finanzielle, fiskalische und Unterneh- 
mensangelegenheiten der OECD, William Witherell auf dem 18. Cambridge 
International Symposium on Economic Crime, am 11. September 2000 heißt 
es: 

„Io give some impressionistic figures: money laundering probably amounts to several hundreds 
of billions of dollars a year; at least 100 million $ a year flows into the bribery of foreign offi- 
cials in the context of international commerce, some 50 billion $ in tax revenues are estimated 
to be lost annually to tax havens - the equivalent of half of the world’s annual aid budget; and 
finally, one indicator of the impact of international cartels - 10 cartels were recently found to 
have involved overcharges and waste of more than 2 billion $ in the US alone“ (Witherell 2000). 
In einer Studie über Thailand aus den Jahren 1993-1995 wird gezeigt, dass in 
sechs illegalen Tätigkeitsbereichen - Kuppelei und Prostitution, Waffenhan- 
del, Kohlenwasserstoffschmuggel (ein Rohstoff, der zur Herstellung von Ko- 
kain benötigt wird), Glücksspiel, illegaler Handel mit Arbeitskräften, Dro- 
genhandel - 11 bis 18 Mrd US$ jährlich eingenommen werden. Das sind 8 
bis 13% des thailändischen Bruttoinlandsprodukts (Phongpaichit/Piriyarang- 
san/Treerat 1998: 7f). Den größten Anteil hat dabei das unerlaubte Glücks- 
spiel, das 4 Millionen Menschen beschäftigt und bis zu 8% des BIP erbrin- 
gen soll. In der Prostitution sind zwischen 150.000 und 200.000 Frauen tätig, 
die 4 Mrd. US$ oder etwa 2% des BIP erwirtschaften (Bishop/Robinson 
1998). Der Drogenhandel wirft demgegenüber in Thailand kaum mehr als ei- 
ne Mrd. US$ ab, allerdings entspricht diese Schätzung wohl nicht der Realität, 


„da sie den internen Markt (200.000 Heroinsüchtige, 250.000 Konsumenten von Amphetaminen, 
mehr als 300.000 Konsumenten von Marihuana) sowie die Heroinexporte zu Großhandelsprei- 
sen nicht berücksichtigt“ (Fabre 2000: 93). 

In lateinamerikanischen Ländern oder in Marokko sind die Verhältnisse im 
Hinblick auf die Größenordnung vergleichbar. Für Bolivien beispielsweise 
zeigt eine Studie aus den 80er Jahren, daß von einem Bruttoinlandsprodukt 
in Höhe von 6,2 Mrd US$ (1985) 3,2 Mrd US$ in der informellen Okono- 


8 Einen noch höheren Wert gibt Gian Trepp an: „Zahlenmässig fallen schätzungseweise zwi- 
schen 15 und 20 Prozent des globalen Sozialprodukts als schmutziges Geld an, wenn man 
Steuerhinterziehung und Schattenwirtschaft mit einbezieht (Trepp 2001: 6). Baker ist etwas 
vorsichtiger: Es sei davon auszugehen, daß sich die Beträge der Geldwäsche (einschließlich 
Kapitalflucht) auf bis zu 1000 Mrd US$ im Jahr (vgl. Baker 2000: 19), also bis zu einem 
Achtel (und mehr) des Welthandels summieren. 
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mie erzeugt wurden und darunter 2,4 Mrd US$ allein durch Coca-Anbau, 
Cocainproduktion und -handel (Blanes Jimenez 1989: 140). Auch in Ko- 
lumbien wird ein Großteil des Sozialprodukts illegal produziert und expor- 
tiert. Selbst in der Türkei sind inzwischen nach Angaben des OGD ca. 
200.000 Bauernfamilien vom Anbau von Mohn abhängig (OGD 1999: 30- 
32). In Marokko liegen die Exporteinnahmen aus Cannabis bei 5,75 Mrd. 
US$, d.h. bei 20% des Bruttoinlandsprodukts (van der Veen 2000: 153). Die 
Geldeinnahmen der kleinen Bauern und kleinen Händler fließen sofort ohne 
den Umweg über Geldwaschanlagen zurück ins Geschäft. Die größeren Be- 
träge jedoch müssen gewaschen werden, damit sie wieder in den Geldkreislauf 
integriert werden können. Die Zirkulation von Waren und Geld ist also im 
Falle ungesetzlicher Geschäfte ohne Geldwäsche gar nicht möglich. 

Wegen der Ungenauigkeit punktuell zusammengetragener Daten ist nur eine 
Impression von der Größenordnung des Problems möglich. Der exakte Um- 
fang kann nicht angegeben werden. Nur so viel ist evident: er ist sehr hoch. 


Geldwäsche, Kapitalflucht, Steuerhinterziehung 


Bei Geldwäsche handelt es sich also nicht um quantites negligeables, zumal 
wenn man sie im Kontext anderer nicht legaler Kapitaltransfers sieht. An die- 
ser Stelle wird eine Unterscheidung wichtig, die Eric Helleiner trifft: 


„Specifically, the regulation of international money laundering generates much less controversy 
in liberal circles than does the regulation of international tax evasion and capital flight“ (Hel- 
leiner 1999: 57). 

Die drei genannten Kategorien von ungesetzlichen Transfers (Geldwäsche, 
Steuerhinterziehung, Kapitalflucht) lassen sich nicht immer klar voneinander 
abgrenzen. Doch macht es Sinn, eine systematische Unterscheidung vorzu- 
nehmen, die etwas anderen Kriterien folgt als sie Helleiner vorgeschlagen hat: 
Den Geldtransfers liegt erstens ein eindeutig in allen Ländern als kriminell 
eingestufter Sachverhalt zugrunde. Dies ist u.a. bei Drogenerzeugung und -han- 
del oder bei nicht autorisierten Waffenverkäufen der Fall. Geldtransfers, die 
darauf beruhen und die Spur zu dem Grundgeschäft verwischen sollen, sind 
auf jeden Fall und in allen Ländern inzwischen als Geldwäsche definiert, die 
gemäß internationaler Abkommen verfolgt und unterbunden werden soll. 
Hier ist die Regelungsdichte relativ hoch, wenn auch keineswegs umfassend. 
Darauf verweisen sowohl die FATF als auch das Observatoire Geopolitique 
des Drogues oder Transparency International. Insbesondere im Hinblick auf 
Drogenproduktion und -handel haben die USA ihr System der „Certificati- 
on“. Nicht-zertifizierte Staaten werden politisch und wirtschaftlich mehr oder 
weniger isoliert, erleiden Handelsnachteile und werden von Hilfsleistungen 
abgeschnitten. Die USA nutzen also in diesem Bereich, besonders in der 
„westlichen Hemisphäre“, ihre hegemoniale Überlegenheit voll aus. 
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Globale Geldtransfers gründen zweitens auf Tatbeständen, die nur in dem 
Herkunftsland illegal sind, nicht aber im Zielland. Dies ist bei Delikten der 
Steuerhinterziehung der Fall. Hier ist die internationale Kollaboration weni- 
ger ausgeprägt und erst jüngeren Datums. Inzwischen sind „harmful tax prac- 
tices“ ein wichtiges Thema innerhalb der OECD (OECD 1998; 2000; 2000b). 
Dabei geht es darum, dass Steuerhinterziehung im Lande A auch im Zielland 
B (dem „tax haven“) verfolgt werden kann, und dass Land A und Land B zur 
Unterbindung von Steuerhinterziehung kooperieren. Dagegen gibt es zum 
Teil heftigen Widerstand; die Bush-Administration hat sich mit dem ultra- 
liberalen Argument, dass Steuerwettbewerb nicht unterbunden werden sollte, 
aus der OECD-weiten Kampagne gegen Steuerparadiese ausgeklinkt. Auch in 
der Schweiz, so Trepp, 


„ziehen die Banker... einen scharfen Trennungsstrich zwischen dem Kampf gegen Steuerhinter- 
ziehung und dem Kampf gegen Geldwäscherei, der aus Sicht der Banker vielfach als verdeckter 
Konkurrenzkampf der EU-Finanzplätze gegen die Schweiz missbraucht wird“ (Trepp 2001: 6). 

Die Schweiz hat zwar die Kooperation beim Kampf gegen Geldwäsche und 
Steuerhinterziehung zugesagt, aber wenig getan, um diese Zusage praktisch 
umzusetzen. Die Tradition der schwarzen Konten lässt sich nicht leicht ab- 
schütteln, zumal daran so viel und unbeschwert verdient werden konnte und 
kann (vgl. dazu Ziegler 1999; Trepp 2001). Daher hat Susan Strange Recht, 
wenn sie darauf hinweist, dass die Bankiers neben Priestern und Ärzten die 
einzige Berufsgruppe sind, die ein „Geheimnis“ pflegen dürfen (Strange 
1998). Von den tax havens, in denen hinterzogene Steuern geparkt werden, 
sind potenziell schädliche „präferenzielle Steuerregime“ noch zu unterschei- 
den: Länder, in denen niedrige oder keine Einkommenssteuern erhoben wer- 
den, wo die Transparenz nicht gewährleistet ist und effektiver Informations- 
austausch nicht existiert (OECD 2000b). Auch Anlagebetrug ist nicht in al- 
len Ländern in gleicher Weise kriminalisiert, z.T. wegen der Entwicklungsun- 
terschiede von Kapitalmärkten und Börsen in verschiedenen Ländern und 
Weltregionen. Es bedarf einer funktionierenden Aufsicht, damit Anlagebetrug 
verhindert und aufgedeckt werden kann. Hier spielen Offshore-Finanzzentren 
eine fatale Rolle; sie sind die Drehscheiben für ungesetzliche Machenschaf- 
ten. Diese Zentren sind freilich, anders als der Name suggeriert, keineswegs 
nur „off-shore“ auf tropischen Inseln in der Karibik oder im Pazifik gelegen. 
Die Gesetzgebung und Regulierung der Finanzinstitute und ihrer Transfer ist 
auch auf den britischen Kanalinseln, in einigen US-Bundesstaaten (in Dela- 
ware oder Montana), in Israel oder in Russland - von der Schweiz und Lu- 
xemburg ganz zu schweigen - ähnlich lax wie auf den Karibikinseln. Die 
OECD hat im Februar 2000 25 Kriterien entwickelt, mit denen „nicht-koope- 
rative“ Offshore-Zentren identifiziert werden (in bezug auf „harmful tax prac- 
tices“ vgl. OECD 2000b). Insgesamt 22 Offshore-Zentren, von den Bahamas 
über die Cayman-Inseln, Israel, den Libanon, Liechtenstein, Panama, Philip- 
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pinen, Nauru oder Russland fallen in diese Kategorie. US-amerikanische 
Bundesstaaten wie Delaware oder Montana sind nicht in der Liste, obwohl 
sie ebenfalls „special jurisdictions“ haben, zum Beispiel vereinfachte Regeln 
bei der Gründung von Firmen und Banken, die ebenfalls Anlagebetrug und 
damit immer einhergehende Geldwäsche begünstigen. 

Hier wird dreierlei deutlich: Erstens ist die Zuordnung zur Gruppe der nicht- 
kooperativen Offshore-Zentren ein hegemonialer Akt, durch den die „Sün- 
der“ aus dem Bereich der Hegemonialmacht ausgenommen werden. Zweitens 
sind nicht nur „Offshore“-Inseln Territorien mit „spezial jurisdiction“, son- 
dern auch große Staaten, wie Israel’, Libanon oder Russland, die mit beson- 
ders laxer Regelung versuchen, attraktiv für Kapital zu bleiben oder zu werden. 
Zum Dritten haben einige der kleinen Inseln gar keine ökonomischen Alterna- 
tiven zum Offshore-Business, und sie sind daher auch nicht durch Sanktions- 
drohungen von ihren Sonderkonditionen für schmutziges Geld abzubringen. 
Geldtransfers stammen in allen Ländern aus legalen (formellen und informel- 
len) Einkünften, doch ist - und dies ist der dritte Fall in Helleiners Auflis- 
tung - der Transfer als solcher im Herkunfts- und/oder Zielland nicht legal. 
Dies trifft auf Kapitalflucht und Währungsvergehen zu, sofern ein Land Devi- 
senkontrollen und Regeln für Kapitaltransfers erlassen hat. Bei voller Konver- 
tibilität der Währungen und deregulierten Kapitalmärkten in allen beteiligten 
Ländern gibt es das Delikt der (illegalen) Kapitalflucht nicht. „Kapitalflucht“ 
wäre nur der Ausdruck für besonders massive Kapitalbewegungen aufgrund 
von Zinsdifferentialen zwischen Finanzplätzen, erwarteten Wechselkursbewe- 
gungen oder veränderten Einschätzungen der ökonomischen Gesamtlage von 
Ländern (bzw. von „Standorten“). Kapitalflucht - dies haben die Finanzkrisen 
des vergangenen Jahrzehnts bewiesen - kann schwere Finanzkrisen auslösen, 
insbesondere wenn sie en masse erfolgt und - wie 1997 in Asien - mit Her- 
denverhalten verbunden ist (zum Herdenverhalten vgl. Shiller 2000: 173ff): 
Ein großer Investment-Fonds zieht sich aus einem „emerging market“ zurück, 
und in einer Situation allgemeiner Verunsicherung folgen dem „Leithammel“ 
andere Anleger. Unter der Lawine von „volatilem“ Kapital auf der Flucht 
werden die Währung abgewertet und die Devisenreserven der Zentralbank 
geplündert. Kredite, die vor allem beim IWF aufgenommen werden, steigern 
die Außenschulden und wegen der Währungsabwertung den Schuldendienst, 
für den die Bevölkerung in Haftung genommen wird (vgl. Dieter 1999). Die 
Verluste Mexikos, der asiatischen Krisenländer, Russlands, Brasiliens oder der 
Türker belaufen sich auf 10 bis 20 Prozent des Bruttoinlandsprodukts. 


9 Vgl. Den Bericht in der International Herald Tribune vom 21.2.2000 Israel Seen as Paradise 
for Money Laundering. Darin werden einige Beispiele erwähnt, etwa das einer Tschetschenin 
mit Venezolanischen Schecks auf ein Bankhaus in Gibraltar bezogen. Dem Bericht zufolge 
war Israel auch an der Geldwäsche der 13 Mrd US$ aus Rußland über die Bank of New Y- 
ork indirekt beteiligt. 
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Für die Zielländer der Kapitalflucht jedoch kann Kapitalflucht von Vorteil 
sein. Die USA haben das flüchtige Kapital aus Westeuropa nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg „aufgenommen“ und sich daher auch für eine schnelle Liberali- 
sierung der Kapitalmärkte eingesetzt (Helleiner 1994: 54ff). Später haben sie 
die „Kapitalflucht“ aus Ländern der „Dritten Welt“ genutzt, um ihr Doppel- 
defizit in Leistungsbilanz und Staatshaushalt zu finanzieren. Warum sollten 
sie ein Interesse an einer Unterbindung der Kapitalflucht durch Kapitalver- 
kehrskontrollen oder durch Eindämmung des Offshore-Systems haben (Fritz/ 
Hahn/Hersel 2000: 19f)? Auch hat die „Kapitalflucht“ aus den asiatischen 
Ländern im Gefolge der Finanzkrise von 1997 zu dem lang andauernden 
Börsenboom beigetragen, der den USA die „new economy“ bescherte, die 
Börsenkapitalisierung der Unternehmen nach oben trieb und dem Manage- 
ment-Konzept des „Shareholder Value“ zum Durchbruch verhalf. Das Inte- 
resse an einer Kontrolle der Geldwäsche ist größer, zumal wenn sie im Zu- 
sammenhang mit Drogen- und Menschenhandel, unerwünschtem Waffen- 
handel oder mit Korruption steht, die allesamt das hegemoniale System un- 
terminieren können und Bedrohungen des „neuen erweiterten Sicherheits- 
konzepts“ (wie es etwa von der NATO im April 1999 definiert wurde) dar- 
stellen. Kontrollen von Finanzbewegungen, die mit deren Abwehr begründet 
werden, können auch die liberale Theorie und liberale Politiker akzeptieren, 
während sie bei Steuerflucht und Kapitalflucht die Antwort der Deregulie- 
rung und nicht die der internationalen Regulierung vorziehen würden. 
Geldwäsche ist also im Ursprungs- wie im Zielland illegal und auch die 
Transaktionen, die zumeist über die Finanzdrehscheiben in OffShore- 
Zentren laufen, sind nicht legal. Kapitalflucht ist - unter der Annahme von 
liberalisierten Währungs- und Kapitalmärkten -sowohl hinsichtlich der Kapi- 
talbildung als auch bei der Kapitalanlage legal; doch kann der Transfer als 
solcher ungesetzlich sein. Steuerhinterziehung ist im Ursprungsland illegal, 
im Zielland so lange legal, wie es keine gemeinsamen Abkommen zur Schlie- 
ßRung von tax havens und zur Vermeidung der schädlichen Praxis des unfai- 
ren Steuerwettbewerbs gibt. Und dies bedeutet: 


„lo be effective, anti-money laundering policies must interfere with the behaviour of legitimate 
financial actors and transactions. The anti-money laundering regime, albeit not designed to inter- 
fere with capital mobility, is nonetheless a contemporary example of Western states re-regulating 
financial activity...“ (Sica 2000: 47) 


Die Zirkulation schmutzigen Geldes 


Die Geldwäsche ist eine Methode, um den Zusammenhang der Transaktio- 
nen von Verkauf (Ware gegen Geld) und Kauf (Geld gegen Ware) zu verdun- 
keln, und zwar sowohl hinsichtlich der grundlegenden Geschäfte als auch im 
Hinblick auf beteiligte Akteure. Es darf nicht erkennbar sein, aus welcher 
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Warentransaktion (der immer ein Produktionsprozess von Waren und Dienst- 
leistungen vorausging) das Geld stammt, mit dem der zweite Akt der Zirkula- 
tionskette „Geld gegen Ware“ ermöglicht wird. 

Die erste Phase der Produktion der Ware und ihres Verkaufs gegen Geld ist 
die der sogenannten „Vortaten“ der Geldwäsche. Diese Vortaten sind illegal 
und/oder kriminell, denn wären sie es nicht, brauchten die Geldeinnahmen 
nicht gewaschen zu werden. Sie reichen von der Drogenproduktion und dem 
Drogenhandel über den illegalen Waffenhandel, Menschenhandel (trafficking) 
und Schleusen (smuggling) von Migranten!, den Schmuggel von Waren 
(manchmal direkt Ausdrucksform von countertrade), organisierter Prostituti- 
on, Korruption bis zu Anlagebetrug und Fälschungsdelikten. Die Vortaten 
finden aber auch an Marktschranken (Zoll- und Währungsgrenzen) und in- 
zwischen vermehrt auf den Wertpapier- und Finanzmärkten statt: Bankbetrug, 
Kreditkartenbetrug, Anlagebetrug, z.B. mit hochrentierlichen Anlagen im In- 
ternet ohne erforderliche Risikoaufklärung oder Zulassung zu Wertpapierge- 
schäften, Betrug mit Gebühren, Bankrottbetrug, Veruntreuung u.ä. (FATF 
VII/PLEN/19.REV1, p.3). Das Internet spielt dabei eine immer wichtigere 
Rolle (Bundesaufsichtsamt für den Wertpapierhandel und International Or- 
ganisation of Securities Commissions; www.bawe.de/pm6_2000.htm). 

Am Ende der ersten Phase des Geldwäsche-Zyklus verfügen die Illegalen zum 
Teil über große Summen Bargeldes, häufig in kleinen Noten (etwa aus der 
Drogendealerei in Diskotheken oder auf der Strasse). Die Einschleusung (pla- 
cement) schmutzigen Geldes in die monetären „Laundromats“ findet in die- 
sen Fällen zumeist im „Barbereich“ oder „Schalterbereich“ der Bankinstitute 
statt - so jedenfalls die Erfahrung aus der Drogenbekämpfung in den USA 
(Findeisen 1997: 99). Doch ist dieser für Drogenkriminalität typische Sachver- 
halt für moderne Vortaten der Geldwäsche eher untypisch geworden. Die Be- 
träge sind groß und sie sind unbar. Besonders spektakulär war im Sommer 1999 
die Verschiebung von illegalen Geldern aus Rußland in die USA und nach 
Westeuropa in Höhe von 13 Mrd US$ unter Nutzung von Konten bei der 
Bank of New York. Vergleichbares hätte auch in Deutschland geschehen kön- 
nen (Findeisen 2000a). Geldwäsche findet also im Kleinen (wobei sich die klei- 
nen Beträge häufig zu großen Summen aggregieren) wie im Großen statt. Das 
Splitting großer Summen in viele kleine Beträge, die durch Mittelsmänner ins 
Banksystem eingeschleust werden können wird als „smurfing“ bezeichnet. 

Dass die Wäsche großer Beträge die Kleinwäsche nicht gänzlich verdrängt, 
belegen die ca. 25 Millionen anonymen „Sparbüchl“ im Acht-Millionen- 


10 „Trafficking in persons’ shall mean the recruitment, transportation, transfer, harbouring or 
receipt of persons, by means of the threat or use of force or other forms of coercion, of ab- 
duction, of fraud, of deception. Of the abuse of power or of a position of vulnerability or 
of the giving or receiving of payments or benefits to achieve the consent of a person having 
control over another person, for the purpose of exploitation...“ (UNO 2000) 
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Einwohner-Land Österreich, auf denen sich 90 Prozent aller Spareinlagen be- 
finden sollen. Erst seit dem 1. November 2000 ist die Eröffnung anonymer 
Konten untersagt, und erst ab 1. Juli 2002 kann dem Verdacht der Geldwä- 
sche nachgegangen werden, wenn sich auf einem der anonymen Konten 
mehr als 14500 Euro befinden (Trepp 2001: 20). An der Kleinwäsche sind 
vor allem sogenannte „Parabanken“ beteiligt, also Anwälte, Notare, Hoteliers, 
Spielcasinos, Tourismus-Einrichtungen. Die Geldwäsche wird zum Beispiel in 
der Schweiz sehr leicht gemacht: Ein reicher Gast kann im Hotel bar bezah- 
len, große Beträge an der Rezeption aus einer Währung in den Schweizer 
Franken tauschen und so die Spur auf eine kriminelle Vortat verwischen 
(Trepp 2001: 12ff). 

In der ersten Phase des Zyklus der Geldwäsche wird also das schmutzige Geld 
zunächst plaziert (oder vorgewaschen) und dann in der zweiten Phase des 
Geldwäschezyklus innerhalb des Bankensystems verschoben und verschleiert 
(layering). Hier spielen die modernen Finanzinnovationen eine wichtige Rol- 
le. Alles, was das normale Geschäft erleichtert, ist auch für die mala vita der 
Geldwäsche förderlich. Geldwäsche findet erstens nicht mehr im nationalen 
Rahmen, sondern global, und zweitens nicht mehr hauptsächlich im Schal- 
terbereich der Banken, sondern unter Nutzung von Derivatenhandel und e- 
lectronic banking statt. Am Ende ist das schmutzige Geld weißgewaschen 
und in die formellen Kreisläufe des Geldes mit Hilfe formeller Bankinstitute 
integriert (Feiler 1997: 178ff); die Spuren zum anrüchigen Geschäft sind aus- 
gelöscht. Das Geld kann förmlicher gar nicht sein und seine Funktion als ul- 
timatives Medium der Kontrakterfüllung ausüben. 

Off-Shore-Zentren'' verfügten Ende Juni 1999 über grenzüberschreitende Ak- 
tiva (cross-border assets) in der Größenordnung von 4600 Mrd. US$ (900 
Mrd. US$ entfallen auf die karibischen, 1000 Mrd. US$ auf die asiatischen 
und der größte Teil der restlichen 2700 Mrd. US$ Aktiva auf OFC in Groß- 
britannien und in den USA (International Banking Facilities), das sind ca. 50 
Prozent aller grenzüberschreitenden Vermögenswerte (cross-border-assets) 
(IMF 2000: 9f). Diese Zahlen unterstreichen die Notwendigkeit, die Aktivitä- 
ten der OFCs zu regulieren. Denn sie werden nicht nur aus „legitimate rea- 
sons“, sondern auch 

„used for dubious purposes, such as tax evasion and money-laundering, by taken advantage of a 
higher potential for less transparent operating environments, including a higher level of anonym- 
ity, to escape the motive of the law enforcement agencies in the ‚home‘ country of the beneficial 
owner of the funds“ (IMF 2000: 9). 

In den enorm gesteigerten monetären Umsätze auf den globalen Finanzmärk- 
ten wird es immer schwerer, „die Stecknadel im Heuhaufen“ zu finden. Das 


11 Eine gute Übersicht über die Funktionsweise von OFCs gibt das Monetary and Exchange 
Affairs Department des IMF in einer Stellungnahme vom 23.Juni 2000: „Offshore Financial 
Centers IMF Background Paper“: www.imf.org/external/np/mae/oshore/2000/eng/back.htm 
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quantitative Wachstum der Umsätze auf Devisenmärkten auf (nach Angaben 
der BIZ) ca. 1300 Mrd. US$ täglich indiziert das Volumen der internationa- 
len Geschäftsbeziehungen, unter denen diejenigen, die der Geldwäsche die- 
nen, kaum auffallen, zumal ein großer Teil der Umsätze automatisch elektro- 
nisch verbucht wird. Auch sind im Zuge der Deregulierung viele Möglichkei- 
ten der „kreativen“ Umgehung von Bestimmungen in nationalen Rechtssys- 
temen und im Rahmen internationaler Abkommen entstanden, zumal mit e- 
lektronischen Medien die neuen Möglichkeiten der deregulierten Märkte erst 
richtig ausgeschöpft werden können. 


Geldwäsche elektronisch: die Nutzung von „cybermoney” 


Mit dem „Technology Banking“ verändern sich auch die Techniken der 
Geldwäsche. Denn erstens nutzen die Banken und anderen Finanz- 
dienstleister das Rationalisierungspotential der Informationstechnologien, um 
die Transaktionskosten zu senken; und dabei werden auch jene Filter beseı- 
tigt, an denen Geldwäsche auffällig werden konnte. Die Kosten einer Trans- 
aktion am Bankschalter werden gemäß Time (26. Juli 1999) mit 2 US$, die 
am Bankautomaten (Automatic Teller Machine) mit 80 cents und die im In- 
ternet mit 30 cents oder weniger angegeben. Findeisen (1998b: 108) zitiert 
eine Untersuchung eines Beratungsunternehmens, nach der eine Zahlungs- 
funktion im Internet 0,01$, eine Transaktion am Selbstbedienungsautomaten 
0,27$, eine Transaktion via Telefon 0,54$ und eine Transaktion am Schalter 
1,07$ koste. Automatische Buchungen, aber auch Einzahlungen und Auszah- 
lungen an Automaten außerhalb der Schalterbereiche anonymisieren das 
Verhältnis zwischen Bank und Kunden. Und das ist gut für Geldwäscher. 
Zweitens wird nicht nur der Transaktionsvorgang sondern das Geld selbst 
„digitalisiert“, es wird zu Cybermoney. Dies ist im Hinblick auf die Techni- 
ken der Geldwäsche eine gravierende Änderung gegenüber dem Papier- und 
Buchgeld. Denn der Pflichtenkatalog aus dem Geldwäschegesetz und anderen 
Regelungen orientiert sich an einem „auf das Bargeld fixierten Ansatz“ (ebd.: 
108). Beispielsweise kommt es im (elektronischen) Direct Banking wegen der 
prinzipiellen Anonymisierung und mangels eines Bargeschäfts nicht mehr zu 
einer identifizierungspflichtigen Situation (ebd.: 111). 

Digitales Geld kann prinzipiell zwei technische Formen annehmen: online- 
und offline-Geld. Online-Geld wird in Computer-Netzwerken genutzt, z.B. 
beim „shopping“ im Internet („Netzgeld“). Es ist somit das monetäre Äqui- 
valent für den sich ausbreitenden „e-commerce“ in der „new economy“. Al- 
lerdings ist bei der Einschätzung des Potenzials mehr Skepsis angebracht als 
noch vor einigen Jahren, als euphorische Einschätzungen über die Entwick- 
lungsdynamik des E-Geldes vorherrschten. Offline-Geld nimmt die Form der 
moneycard (z.B. Kreditkarte mit persönlicher PIN-Nummer) oder der mehre- 
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re Funktionen vereinenden Multicard an, die „prepaid“ ist, also mit Geld am 
Automaten „aufgeladen“ werden muss, um offline als Geld, mit dem verbind- 
liche Zahlungen geleistet werden, zu funktionieren. Die deutschen Banken 
sind inzwischen durch die Bundesbank gehalten, monatlich über ihre „Geld- 
karten-Aufladungsgegenwerte“ zu berichten. Dadurch ist nicht nur eine 
Geldmengenkontrolle, sondern, weil „Schattenbuchungen“ für die Geldkarte 
vorgenommen werden, auch Kontrolle gemäß dem Geldwäschegesetz mög- 
lich, da ja „eine Kontrolle des Weges des Geldes möglich und Mißbrauch 
grundsätzlich feststellbar“ ist (Findeisen 1998b: 114). Grundsätzlich - so lan- 
ge die Banken mitspielen und die automatischen Buchungsvorgänge nachzu- 
kontrollieren bereit sind. 

Mit der elektronischen Geldkarte können auch Kleinstumsätze abgewickelt 
werden. Dies macht sie interessant für den Straßenhandel mit Drogen. Stra- 
ßendealer akzeptieren in den USA anstatt barer Dollar auch smart cards mit 
Aufladebeträgen von 20, 50 oder 100 US$. Die Karten werden am Terminal 
eines befreundeten Händlers entladen, als ob mit dem Geldbetrag Hosen o- 
der Würste gekauft worden wären. Der Betrag wird vom Händler auf ein 
Bankkonto des Dealers übertragen. Der Händler erhält für die Dienstleistung 
der Plazierung schmutzigen Geldes ein gewisses Schmiergeld. Das schmutzige 
Geld kann nach dieser Prozedur wie Bargeld verschoben (layering) und in das 
Finanzsystem integriert werden. Dies unterscheidet sich im Prinzip nicht von 
der traditionellen Geldwäsche mit Kleinbeträgen. Die Spur des Geldes zur 
kriminellen Vortat ist nur schwer auffindbar.’ 

Auch wenn die Geldbeträge der smart cards auf den PC geladen und dann 
für den Geschäftsverkehr im Internet benutzt werden, ist die Integration 
schmutziger Gelder ins formelle Zahlungssystem vergleichsweise einfach und 
die Kontrolle entsprechend schwierig. Die Verschleierung kann aber auch 
umgekehrt erfolgen: durch scheinbar legitime Zahlungen aus dem Internet 
(ausgewiesen als karitative Spenden, obwohl die Einkünfte beispielsweise 
durch Drogenschmuggel zustande gekommen sind), deren Beträge vom PC 
auf die smart card geladen werden. Diese wiederum wird zum Kauf von Wa- 
ren benutzt oder auf ein Konto entladen. Das schmutzige Geld ist in den 
formellen Geldkreislauf integriert. 

Die Anonymisierung des Cybermoney, also die Unmöglichkeit, daß die e- 
lektronische Note zu demjenigen zurückverfolgt werden kann, der sie zuletzt 
„ausgegeben“ hat, ist ein Vorteil, der das elektronische Geld für Geldwäsche 


12 Wenn allerdings die Kaufbeträge für Drogen von Karte zu Karte transferiert werden (wie im 
Mondex-System, das allerdings gescheitert ist) und sich zu hohen Beträgen auf einer Karte 
summieren, sind placement und layering schwierig zu kontrollieren, zumal die Gelder, wenn 
sie ins Zahlungssystem eingeschleust werden, von legitimen Zahlungen ununterscheidbar 
sind. Bei diesem System „peer-to-peer“ ohne Intermediation einer Bank sind Geldwäsche er- 
leichtert und die Aufsicht erschwert. 


342 Elmar Altvater 


besonders anfällig macht. Neue Systeme von Netzgeld erleichtern die Geld- 
wäsche dann, wenn die einzelnen Zahlungsvorgänge anonymisiert werden 
und durch kryptographische Verfahren auch für Aufsichtsbehörden nicht 
mehr einsichtig sind. An dieser Stelle werden schwierige Fragen der Abwä- 
gung von privaten Interessen an „privacy“ und Datenschutz einerseits und 
öffentlichem Interesse an der Unterbindung von Geldwäsche aufgeworfen, 
auf die hier keine Antwort gegeben werden kann. 


Geldwäsche mit Derivaten 


Während elektronisches Geld wegen der vergleichsweise kleinen Stückelung 
in erster Linie als Zirkulationsmittel fungiert (wenn man vom bereits erwähn- 
ten Anlagebetrug im Internet absieht), sind Derivate Papiere, mit denen Kre- 
ditgeschäfte in großem Stil getätigt werden. Es handelt sich dabei um kondi- 
tionierte Kaufmittel von Wertpapieren (Optionen, Futures, Swaps). Die Kon- 
ditionen sind hoch komplex (infolge des „unbundling“ und „repackaging“ 
von Eigenschaften der zugrundeliegenden Papiere) und erlauben eine Loslö- 
sung von den Basiswerten (daher: Derivate) und deren Vervielfachung in den 
Derivatengeschäften (Hebelwirkung). Schon die Komplexität ist ein Anreiz 
zur Geldwäsche, zumal die Regulation der Derivatgeschäfte (insbesondere der 
Geschäfte „over the counter“) kaum entwickelt ist, zumal wenn sie in Offs- 
hore-Finanzzentren erfolgt. Der Nennwert des Bestands an Derivaten wird 
vom IWF mit 88 Billionen (88.000 Mrd.) US$ angegeben (IWF 2001: 81). 
Das Umsatzvolumen auf Devisenmärkten beträgt jährlich 388 Billionen US$ 
1998 (arbeitstäglich also rund 1,6 Billionen US$) (Huffschmid 1999: 51). In 
diesen riesigen Flüssen von nominellem Kapital auf und zwischen den ver- 
schiedenen Börsenplätzen der Welt ist es schwierig, die Spuren von schmut- 
zigem Geld aufzunehmen’. 

Im Zuge von Geschäften mit Derivaten lassen sich schmutzige Gelder be- 
sonders unauffällig waschen, da Basispapier und Derivat voneinander ge- 
trennt sind. Ein Beispiel: Ein Finanzmakler benutzt zwei Konten (A und B), 
von denen eines der Geldwäsche (Konto A) dient. Der Makler kauft 100 De- 
rivatenkontrakte zu einem Kurs von $85.02 mit einem Preis von $ 25 je 
„tick“ (Basispunkt). Er tätigt ein Parallelgeschäft, indem er 100 Kontrakte zu 
einem Kurs von $85.00 verkauft. Also verfügt der Makler über zwei legitime 
Kontrakte. Im Laufe des Börsentags verändert sich der Preis des Derivats auf 
$84,72 (Geld) und $84.74 (Brief). Der Broker schließt beide offenen Kontrak- 
te zu den Marktpreisen. Er schreibt nun den Verkauf zu $84.72 dem Konto 
A gut. Die Differenz zum Angebotspreis von $85.02 beträgt 30 „ticks“ (Dif- 
ferenz zwischen 85.02 und 84.72) Der Verlust aus diesem Kontrakt beträgt 


13 Im Folgenden geht es nicht um das Potenzial an finanzieller Instabilität, das durch Derivate 
gesteigert worden ist, sondern um die Möglichkeiten, Derivate für Geldwäsche zu nutzen. 
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25$ je „Tick“ x 100 Stück x 30 Kursdifferenz. Das sind insgesamt $75.000 
Die anderen Umsätze werden dem Konto B gutgeschrieben. Hier wird ein 
Gewinn erzielt in der Größe von $25 x 100 X 26 = $65.000. Das Geldwä- 
schekonto hat also $75.000 Verlust gebracht, das „saubere“ Konto hingegen 
einen Gewinn von $65.000. Für die Geldwäsche sind also $10,000 aufgewen- 
det worden, aber das Geld ist nun sauber. Beide Kontrakte sind völlig legal 
und vom Makler wohl dokumentiert!” (vgl. zur Darstellung Trepp 1999; 
2001: 34-42). 


Untergrundbanken 


Die Geldwäsche findet nicht nur jenseits des „Kerngeschäfts“ in formellen 
Kreditinstituten statt, sondern in sogenannten Schattenbanken in Reisebüros, 
Import-Export-Läden etc. Sie sind in Deutschland und anderen EU-Ländern, 
aber auch in China oder Indien verboten bzw. bedürfen einer Erlaubnis 
(wenn sie erteilt wird, stehen sie unter Aufsicht der zuständigen Behörden)." 
In Indien „some estimates conclude that up to 50% of the economy uses the 
hawala system for moving funds, yet it is prohibited by law“ (FATF 2000: 6). 
In China werden Kapitaltransfers kontrolliert, doch Hong Kong ermöglicht 
die Umgehung der Kontrollen. Trotz der Illegalität wird, so Findeisen 
(2000b), in entsprechenden Medien offen für Geschäfte mit Hilfe von Schat- 
tenbanken geworben. In großem Stil nutzen moderne Schattenbanken ein 
sehr traditionelles Prinzip, das in Indien und Pakistan als „hundi“-System 
verbreitet ist, oder als „huikuan“- bzw. „Fei-Chien“- System von der chine- 
sischen Diaspora in Südostasien benutzt wird - „for both legitimate... and il- 
legal (especially organised crime and narcotics trafficking) money move- 
ments“ (FATF 2000: 6). Im Nahen Osten und in Europa fungieren die Schat- 
tenbanken unter dem Namen des sog. „Hawala Banking“. Dadurch sind un- 
kompliziert große Bargeldüberweisungen über Grenzen hinweg möglich (La- 
niel 2000: 138; Fabre 2000: 104; generell auch Findeisen 2000b), mit denen 
die Spur des Geldes, die zu seiner Herkunft führen könnte, verwischt wird." 


14 In Deutschland allerdings sind Geschäfte dieser Art („bunched orders“; „Omnibuskonti“) 
nicht erlaubt. 

15 Findeisen (2000b) gibt an, daß 1998 das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen in 201 
Verwaltungsverfahren gegen Unternehmen, die illegal grenzüberschreitende Transferdienst- 
leistungen anboten, ermittelte. 1999 wurden weitere 284 Verfahren eröffnet. Im Jahr 2000 ist 
mit einer Steigerung auf ca. 500 weitere Verfahren zu rechnen. 

16 Laniel beschreibt Mauritius als ein Beispiel für florierende Geldwäsche. Dabei ist die Tatsa- 
che, daß Mauritius ein Offshore-Finanzzentrum ist, weniger wichtig als die Geldanlage auf 
der Insel selbst, und zwar in Wohnanlagen, Tourismus-Einrichtungen etc. Zusammen mit 
anderen Einnahmen aus illegalen Transaktionen (Verkauf gefälschter Markenwaren) wird das 
Geld über das hundi-System ins Ausland transferiert, von wo es als Auslandsinvestition steu- 
erbegünstigt zurückkehrt und ganz legal Erträge, beispielsweise in der Tourismus-Branche 
erzielen kann (Laniel 2000:137f). Diese Methode wird mit Variationen auch anderswo ver- 
wendet, z.B. auf den Kanarischen Inseln, wo Immobilien mit Geldern finanziert werden, die 
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Das Hawala-System (Hawala bedeutet etwa „System der Zwei Töpfe“) erlaubt 
es, eine am Ort A des Landes X deponierte Geldsumme bei einem hundt-, 
Hawala- oder huikuan-Banker am Ort B im Lande Y durch den Adressaten 
des Geldes (vielleicht ein Familienmitglied von Gastarbeitern) abheben zu 
lassen. Daher spielt Hawala-Banking auch in der türkischen Gemeinde in 
Deutschland eine beträchtliche Rolle für die Überweisungen in die Heimat. 
Vertrauen - zumeist innerhalb einer Ethnie - und ein seit Jahrzehnten einge- 
spieltes System der Verrechnung - das Fei-Chien-System hat seinen Ursprung 
im Teehandel seit der Tang-Dynastie - (Findeisen 2000b: 5) machen dies 
möglich." 

„Unter dem Begriff ‚Hawala Banking‘ wird eine Dienstleistung von in der Schattenwirtschaft tä- 
tigen Unternehmen verstanden, die die Weiterleitung von Geldern an einen vom Auftraggeber 
bestimmten Empfänger gegen Provision anbieten, wobei die Transfers so durchgeführt werden, 
dass keine Papierspur geschaffen wird, die auf den Auftraggeber hindeutet“ (Findeisen 2000b: 
2126). 

Dieses Zahlungssystem ist in Deutschland für Zahlungen in den Iran, nach 
Indien, Pakistan, Srı Lanka, Russland, Vietnam, in den Nordirak, Libanon, 
Somalia, in die Türkei, nach Albanien und in den Kosovo gebräuchlich, so 
jedenfalls Findeisen (2000b). Die Volumina des Hawala Banking liegen oft 
höher als die formellen und in der Devisenstatistik ausgewiesenen Transfers 
mit den genannten Ländern. Die Gründe dafür sind vielfältig: (1) Kompensa- 
tionen aus countertrade, für die formelle Institute nicht geeignet sind, weil sie 
nicht in - häufig ethnisch bestimmte - Netzwerke des absoluten Vertrauens 
der Partner untereinander über Grenzen hinweg eingebunden sind und nicht 
die notwendigen Beratungsleistungen erbringen können. Vertrauen spielt (2) 
bei allen illegalen oder zumindest fragwürdigen Geschäften eine entscheiden- 
de Rolle, da sich ja ein Vertragspartner, sollte es zum Konflikt kommen, 
nicht an die Justiz wenden kann. Die Zahlung aus dem „Topf“ in Deutsch- 
land an einen Exporteur und die Zahlung des Importeurs in einen anderen 
„Topf“ z.B. in Pakistan muss anstandslos funktionieren. Die Salden werden 
durch Kuriere mit Bargeld oder mit Goldlieferungen ausgeglichen. Hawala 
Banking eignet sich (3) wegen seiner ethnischen Basis auch für Finanztrans- 


der Steuer in Ländern der Europäischen Union hinterzogen worden sind. Finanzbehörden 
Spaniens gehen davon aus, dass Kapitalgesellschaften mit Sitz im Offshore-Zentrum Gibral- 
tar über spanische Immobilien im Wert von 6 Mrd. DM verfügen (Fritz/Hahn/Hersel 2000: 
15). Russisches Fluchtkapital wird vorzugsweise in westeuropäischen Immobilien angelegt. 
Dabei spielen Scheinfirmen in Offshore-Zentren, etwa in Liechtenstein, eine vermittelnde 
Rolle (vgl. den Bericht "Das Russland-Haus" über russische Anlagen in Villengrundstücke in 
Garmisch-Partenkirchen in Berliner Zeitung vom 23.4.2001). 

17 Auch während der Kreuzzüge im 12. bis 14. Jahrhundert hat es ähnliche Finanzierungssys- 
teme gegeben, die vor allem vom Templerorden und seinen Komtureien im gesamten Mit- 
telmeerraum organisiert worden sind. Allerdings ist es hier nicht möglich, von „Schatten- 
banken“ oder „informellem Geld“ zu sprechen, da es überhaupt kein formelles Bankensys- 
tem gegeben hat. 
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fers innerhalb ethnischer Diasporas. Migranten überweisen an ihre Angehöri- 
gen in den Herkunftsländern weltweit im Jahr an die 66 Mrd. US$ (Findeisen 
2000b: 2128). Weil im formellen Bankgeschäft Gebühren hoch, die Zeitdauer 
einer internationalen Überweisung lang sind, werden Hawala Netzwerke also 
auch zur Senkung der Transaktionskosten von „remittances“ der Migranten 
benutzt. Ein Netz von Schattenbanken haben (4) sowohl die warlords von 
Somalia als auch die Bürgerkriegsparteien in Afghanistan oder die kosovo- 
albanische und mazedonische UCK aufgebaut, über das sie Mittel für den 
Krieg akquirieren. Nach Feststellungen des Bundesaufsichtsamtes für das 
Kreditwesen wurden 1999 von über 200 Unternehmen in Deutschland Gel- 
der in den Kosovo zum Kauf von Waffen transferiert (Findeisen 2000b: 
21276, vgl. auch Laniel 2000: 138; Fabre 2000: 104). 

Die Verwischung der Spur des Geldes, die zu seiner illegalen Herkunft führen 
könnte, ist nicht uninteressant für politische Zwecke. Zum Beispiel wurde in 
den 70er Jahren die Republik Südafrika „mit dem Segen der Militärs“ (Laniel 
2000: 132) zu einem Umschlagsplatz des illegalen Handels mit Elfenbein und 
Nashörnern. Mit den Erlösen wurden die Anti-Guerilla-Einsätze zuerst in 
Rhodesien, dann in Mozambique und Angola finanziert. Der Kampf der ko- 
sovarischen UCK gegen das Belgrader Regime ist zu einem Teil durch Dro- 
genhandel und internationale Prostitutionsringe finanziert worden, wobei die 
Netzwerke der albanischen Diaspora vor allem in Westeuropa eine wichtige 
Rolle spielen (van der Veen 2000: 149). Auch in Kolumbien finden sich ge- 
nügend Evidenzen, dass sich Guerilla ebenso wie Paramilitärs mit Drogenver- 
käufen die Waffen beschaffen, mit denen sie gegeneinander Krieg führen. 
Und selbst die Drug Enforcement Agency der USA scheint dabei mitzumi- 
schen (vgl. Zelik 2000: 7 sowie seinen Beitrag in diesem Heft). 


Schädliche Wirkungen der Geldwäsche 


Warum die ganze Aufregung? Weil Geldwäsche schädlich ist. Viele Argumen- 
te sprechen für die Schädlichkeit von Geldwäsche in Politik, Ökonomie und 
Gesellschaft - und in manchen Fällen auch in der Natur. Dabei ist immer zu 
berücksichtigen, dass Geldwäsche eine Operation der Formalisierung infor- 
mellen und daher der Legitimierung illegitim erworbenen Geldes ist. Zumeist 
sind es vor allem die Vortaten, die einzelnen Gruppen oder der Gesellschaft 
insgesamt Schaden zufügen. Doch gegen die Verharmloser von Geldwäsche 
ist zu vermerken: keine Vortat ist abgeschlossen, so lange sich nicht das kri- 
minelle Tun in „klingender Münze“ in der Kasse oder auf dem Konto nie- 
derschlagt. Und Bekämpfung der Geldwäsche ist nichts anderes als zu ver- 
hindern, daß weiß gewaschenes, ehemals schmutziges Geld kassiert wird. 

Erstens und grundsätzlich entstehen durch Geldwäsche unkontrollierte, anti- 
konstitutionelle Mächte, bzw. sie werden durch Geldwäsche gefördert. Denn 
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gewaschenes und daher frei verwendbares Geld ist eine Ressource, die auch 
eingesetzt werden kann, um die Quellen des schmutzigen Geldes gegen die 
Hüter des Gesetzes (von Bürgerbewegungen bis zur Strafverfolgung) zu 
schützen, also eine Art krimineller oder extralegaler „Gegengesellschaft“ zu 
alimentieren. Deren Geldeinnahmen nach erfolgreicher Wäsche schmutzigen 
Geldes gehen in aller Regel auf Kosten der Gesellschaft. Im Falle von Kor- 
ruption und bei Anlagebetrug ist dies offensichtlich. Allerdings gibt es auch 
das Beispiel der kleinen Coca-Pflanzer in Kolumbien oder Bolivien, deren 
einzige Einkunft aus dem Verkauf von Vorprodukten der Drogen stammt. 
Zweitens werden Straftaten durch Geldwäsche nicht nur vertuscht, sondern 
monetär belohnt. Erfolgreiche Geldwäsche honoriert also illegales und kri- 
minelles Verhalten. Dies kann keine Gesellschaft zulassen, ohne sich selbst 
mit den Normen, die das Zusammenleben im Rechtsstaat regeln, aufzugeben. 
Dabei sind in nicht seltenen Fällen höchste Kreise der gesellschaftlichen Eli- 
ten involviert: Der Fisch beginnt am Kopf zu stinken. 

Drittens geht Geldwäsche in aller Regel mit korrumptiven Praktiken einher. 
Polizei, Justiz und Politiker werden bestochen, um die Wäsche schmutzigen 
Geldes nicht zu behindern. Dadurch wird ein negativer Effekt auf Kompe- 
tenz und Legitimation von politischen Institutionen ausgeübt. Die Erwar- 
tungssicherheit, die Institutionen vermitteln sollen, wird unterminiert. Oben- 
drein entstehen den öffentlichen Haushalten durch Korruption hohe Kosten, 
die durch Einsparungen bei anderen Haushaltstiteln aufgebracht werden 
müssen." Korruption, die sich ja nur lohnt, wenn das so erworbene Geld ge- 
waschen und danach nicht mehr konfisziert werden kann, unterminiert das 
demokratische Recht von Volksvertretungen, den Haushalt der Gebietskör- 
perschaft souverän zu bestimmen. 

Viertens können Institutionen und Organisationen delegitimiert werden, 
wenn sie in Geldwäscheskandale verwickelt sind. Personen können ihre Repu- 
tation bis zur Selbstdemontage verlieren. Dafür gibt es auch in einem Land 
wie der BRD genügend Belege. 

Fünftens fehlen der öffentlichen Hand hinterzogene Steuern, um öffentliche 
Güter bereit stellen zu können. Hinterzogene Steuern sind nach der Geldwä- 
sche als privates Geldvermögen verfügbar, die auf offenen Märkten weltweit 
als private Vermögenstitel - ganz legal - angelegt werden können. Es wird ge- 
schätzt, dass aus Ländern der Dritten Welt ca. 50 Mrd. US$ hinterzogene 
Steuern und aus Hilfeleistungen abgezweigte Mittel in Offshore- 
Finanzzentren verbracht werden. Außen- und entwicklungspolitische Ziele 
werden durch Praktiken der Geldwäsche konterkariert. Geldwäsche-Transfers 


18 Der Präsident der Italienischen Abgeordnetenhauses und ehemalige Präsident der Antıi- 
Mafia-Kommission Luciano Violante gibt an, dass der Bau der Mailänder Untergrundbahn 
wegen Korruption um 58% überteuert gewesen ist (Vortrag in der FU-Berlin am 23.11.2000). 
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sind also keineswegs ökonomisch neutral. Die Anlagestrategien von Geldwä- 
schern haben in nicht wenigen Fällen zur Verarmung von Nationen beigetra- 
gen, weil deren Reichtum in monetärer Form in globale „Geldwaschanlagen“ 
befördert worden ist. Dies lässt sich insbesondere am Beispiel rohstoffreicher 
Länder in Afrika oder innerhalb der GUS zeigen. Geldwäsche ist daher Be- 
standteil der „Privatisierung“ öffentlicher Güter (wie Bildung oder Gesund- 
heit), die sich diejenigen, die über private Geldvermögen verfügen (gleichgül- 
tig wie sie sie erworben haben), leisten können, die breite Masse der Bevölke- 
rung aber nicht (vgl. dazu Brühl u.a. 2001). 

Sechstens können mit den gewaltigen Kapitalflüssen der Geldwäsche ökono- 
mische Größen (wie Zinsen, Renditen und Wechselkurse) in eine Richtung 
beeinflusst werden, die für die ökonomische Entwicklung von betroffenen 
Ländern und deren Währungen unerwünscht ist. Dies ist dann besonders 
wichtig, wenn Geldwäsche und Kapitalflucht die gleiche Richtung nehmen. 
Dann kann es schon passieren, dass eine Finanzkrise ausgelöst oder zuge- 
spitzt wird. 

Schließlich und siebentens kann auch die Natur beeinträchtigt werden, wenn 
Geld gewaschen wird, das mit illegalem Handel von Tieren oder Pflanzen o- 
der durch illegalen Export von Tropenhölzern, von Fellen etc. oder durch 
Raubbau mineralischer Rohstoffe (Diamanten, Gold) erworben worden ist. 
Die kriminelle Vortat wird honoriert, so dass ihre Fortsetzung lukrativ bleibt. 
Um es nochmals zu unterstreichen: Geldwäsche ist ein illegaler Versuch der 
Reformalisierung von zumeist durch kriminelle Vortaten erworbenen Geldes. 
Hier wird der Zusammenhang zwischen realer Ökonomie und Gesellschaft 
und monetärer Sphäre besonders facettenreich deutlich. Erst durch die Trans- 
formation in formelles Geld in der monetären Sphäre (durch Geldwäsche) 
lassen sich Einkommen in der realen Sphäre von Ökonomie und Gesellschaft 
realisieren, auch und gerade wenn sie durch informelle Aktivitäten, die die 
Grenze zur Illegalität überschritten haben, erzeugt worden sind. Der Zusam- 
menhang von informellem Geld, Formalisierung informellen Geldes durch 
Geldwäsche und informeller Arbeit ist offensichtlich”. 

Zeit-Räume des Geldes 


Geldwäsche ist eine Methode, die Geschichte des Geldes zu eliminieren: Nur 
die Gegenwart zählt. Im dunklen Vergangenen soll bleiben, aus welchem 
Tausch Ware gegen Geld das Geld stammt, das für einen Kauf verwendet 


19 Inzwischen sind es nicht nur nationale und internationale Institutionen und Organisationen, 
die sich der Zurückdrängung von Geldwäsche annehmen. Auch Nicht-Regierungsorgani- 
sationen (NGOs) machen Anstrengungen, um Geldwäsche als ein Delikt zu bekämpfen, mit 
dem illegale oder kriminelle Vortaten „unsichtbar“ gemacht und mit dem ein nicht konfis- 
zierbarer Gewinn hergeleitet werden kann. Zu den in dieser Arena tätigen NGOs zählen vor 
allem Transparency International (TI), ATTAC, das Netzwerk für eine demokratische Kon- 
trolle der Finanzmärkte, Blue 21, Weed, Business Crime Control (BCC) u.a. 
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wird. Auch die Zukunft ist unerheblich; denn diese wird nicht erarbeitet, 
sondern mittels Geldwäsche in Form von hohen arbeitslosen und kriminellen 
Einkommen herbeispekuliert. So betrachtet werden im Zuge von Geldwäsche 
die Koordinaten der Zeit einer Gesellschaft verändert, und dies ist nicht un- 
erheblich für die gesellschaftliche Kohäsion. Geldwäsche ist insbesondere 
dann erfolgreich, wenn die monetären Laundromats schneller waschen als die 
Quellen aus dunklen Vortaten von den Formwächtern des Geldes, das sind 
die Aufsichtsbehörden, aufgespürt werden können. Es stoßen also nicht nur 
informelles Geld und formelle Formwächter aneinander, sondern auch Zeit- 
regime der „normalen“ Geldzirkulation und der für sie eingerichteten Institu- 
tionen und der „informellen“ Geldwäsche. 

Auch Räume werden durch informelle Gelder verändert. Der Nationalstaat 
mit seinen Normen und Gesetzen konnte deren Einhaltung auf einem Terri- 
torium erzwingen, wo und so er souverän war. Ein Aspekt der Souveränität 
ist immer die Hoheit über ein nationales Geld gewesen, das nicht von unge- 
fähr die politischen Zeichen der Staatlichkeit (Wappen, herausragende Mo- 
numente, markante Persönlichkeiten etc.) zur Schau stellt. Doch hat bereits 
die moderne Währungskonkurrenz diese nationalstaatliche Zuordnung von 
Geld illusorisch gemacht: „Market driven currency competition alters the dis- 
tribution of resources and power around the globe...“ (Cohen 1998: 3). Mit 
dem alle Zeit-Räume überwindenden Geld, insbesondere im Zuge der finan- 
ziellen Globalisierung, hat eine territoriale Vorstellung von Souveränität, 
Staatlichkeit und Regulation ausgedient. Diese wird erst recht in dem Reich 
irreal, wo informelles, kriminelles Geld zirkuliert. Es lässt sich nicht auf das 
Prinzip der Territorialität, auf die gesellschaftlich verbindlichen Raum- und 
Zeitregime festlegen. Denn das würde Anerkennung von Gesetzen bedeuten, 
die im Gegenteil ja gebrochen werden müssen, um an die Gewinne heran- 
kommen zu können. 

Geldwäsche, dies haben die bisherigen Ausführungen schon deutlich ge- 
macht, findet in Netzwerken statt. Diese besitzen Knotenpunkte, die auch 
territorial verankert sein müssen. Insofern gibt es keine vollends entterritoria- 
lisierte Ökonomie. Aber die territoriale Lokation der Knotenpunkte von 
Netzwerken richtet sich nach Opportunitätsüberlegungen, die bei jedem Ge- 
schäft andere sein können. An eine aus dem Ort und seinen Zeitrhythmen 
entstehende soziale Identität ist dabei nicht zu denken. Diese wäre im übri- 
gen auch eher hinderlich, wenn es um den schnellen, unkomplizierten, rück- 
sichtslosen Transfer von Geldern geht. Die „Entgrenzung der Staatenwelt“ ist 
eine Konsequenz dieser Arten von Vernetzung, für die die Grenze nichts be- 
deutet, das Territorium nur als Stützpunkt der logistischen Knotenpunkte des 
Netzwerks zählt. Dies ist die Voraussetzung für die große Bedeutung, die 
Offshore-Finanzzentren gewonnen haben. Sie sind die Knotenpunkte in ei- 
nem globalen Netz, und diese Rolle können sie übernehmen, weil das zu- 
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meist kleine Insel-Territorium unerheblich für die finanzielle Macht ist, die in 
den Knotenpunkten lokalisiert ist. Die territoriale Definition eines Staatsge- 
biets ist nur insofern wichtig, als dieses die „special jurisdiction“ begründet, 
die ihrerseits Attraktivität für informelle Gelder darstellt. 

Dies ist Folge einer nicht unerheblichen Abstraktionsleistung. Das konkrete 
Territorium ist ein „nirgendwo“, eine Utopie, und das lockere und nicht 
fassbare (auch für die Aufsichtsbehörden häufig nicht fassbare) Netzwerk ist 
konkret. Es besorgt die Geldwäsche, ohne die das globale organisierte Ver- 
brechen sich nicht rechnen und daher austrocknen würde. Postmoderne Ana- 
lytiker würden an dieser Stelle von der unübersehbaren Vielfalt neuer Formen 
reden. Doch muss man dem entgegen halten, dass informelles Geld, Geld- 
wäsche zumal, Gesellschaften schwer schädigt. Die Gegenwartslastigkeit des 
Zeithorizonts unterbindet langfristige Zukunftsinvestitionen, die angemessene 
Behandlung der Generationenfolge.” Die Negierung territorialer Grenzen hat 
zur Folge, dass in einer territorialen Gesellschaft produzierte Reichtümer 
monetär transferiert werden und im schlimmsten Falle von den 
Anstrengungen der Menschen nichts übrig bleibt. Es bilden sich in den glo- 
balen Netzen schlagkräftige, weil extrem mobile, ökonomische und dann 
auch politische Mächte und Kräfte, die jene weniger mobilen, im Territorium 
verankerten Menschen bedrohen, nicht zuletzt, weil ihnen die Institutionen 
des gemeinsamen Schutzes im Zuge der übermächtigen Tendenz der Privati- 
sierung öffentlicher Güter genommen werden. 
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Stephen Gill 


Das globale Panopticon 
Finanzwesen und Überwachung 
nach dem Kalten Krieg 


1. Einleitung 


Am Beginn des 21. Jahrhunderts sind wir Zeuge eines Prozesses, in dem sich 
die neuen analytischen und informationsverarbeitenden Kapazitäten der 
Nachrichtendienste mit den neuen Ideologien nationaler Wettbewerbsfähig- 
keit verbinden. Darin drückt sich nicht nur eine partielle Abkehr vom Dog- 
ma des Kalten Krieges aus, sondern vor allem der Übergang in eine Periode 
zunehmender Globalisierung und eines disziplinierenden Neoliberalismus. 
Diese Entwicklung wurde 1991 von Admiral Stansfield Turner, dem CIA- 
Direktor der Carter-Administration, schon skizziert. Turners Bemerkungen 
nahmen bereits vorweg, welchen Nachdruck die bald folgende Clinton- 
Administration auf „ökonomische Sicherheit“ als ihre oberste politische Prio- 
rität legte. Clinton dehnte die nachrichtendienstliche Unterstützung der Ver- 
einigten Staaten auf kommerzielle Organisationen aus, indem er neben dem 
Nationalen Sicherheitsrat einen neuen Nationalen Wirtschaftsrat schuf. Wie 
schon Turner formulierte: 

.. Wir leben in einem Informationszeitalter (...). Information war immer Macht, aber heute gibt 
es mehr Gelegenheiten, gute Informationen zu erhalten, und die Vereinigten Staaten haben bes- 
sere Möglichkeiten, das zu tun, als jede andere Nation (...). Die Sicherheit der USA wird jetzt vor 
allem in der ökonomischen Sphäre bedroht. Die Vereinigten Staaten haben sich von einer 
Hauptgläubigernation in den weltgrößten Schuldner verwandelt, und es gibt zahllose Industrien, 
in denen US-Firmen nicht mehr wettbewerbsfähig sind. Das bedeutet, dass wir im wirtschaftli- 
chen Bereich ein besseres Nachrichtenwesen brauchen. Die Vereinigten Staaten wollen nicht von 
weltweiten Entwicklungen, neuen handelspolitischen Strategien, plötzlichen Rohstoffverknap- 
pungen oder unfairen und illegalen wirtschaftlichen Praktiken überrascht werden, die dem Land 
schaden. Es muß ein symbiotischeres Verhältnis zwischen der Welt der Nachrichtendienste und 
der des Business geben“ (zit. in Whitaker 1992: 126). 

Der Zusammenhang, in dem diese Bemerkungen stehen, verweist auf die 
Verbindungen zwischen dem globalen Finanzsystem und politischer Macht 
im Kontext des „Informationskapitalismus“ und des wachsendem Tempo der 
Liberalisierung der globalen politischen Ökonomie. Nicht zuletzt, weil die 
zunehmende internationale Mobilität des Kapitals zu einer Krise der staatli- 
chen Finanzsysteme führte, waren die Regierungen seit den 70er Jahren ge- 
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zwungen, ein Investitionsklima zu schaffen, das nach globalen Standards als 
attraktiv beurteilt wurde (und oft entschieden die privaten Kreditprüfungs- 
agenturen über die Kreditwürdigkeit der Regierungen), während sich zur sel- 
ben Zeit Tendenzen zur Ausdehnung eines „transparenten Kapitalismus“ 
zeigten. Dies macht verständlich, warum viele Regierungen massiv in neue 
Technologien investiert haben, die den Aufbau und die Bearbeitung von Da- 
tenbanken ermöglichen, die zur Steuererhebung und im weiteren Sinn für 
Zwecke der sozialen Kontrolle und der Strafverfolgung eingesetzt werden 
können; aber niemand hat dermaßen viel investiert wie die USA. Vor diesem 
Hintergrund sollen hier neue Mechanismen öffentlicher und privater Über- 
wachung oder - in der von Jeremy Bentham geprägten Terminologie - des 
„Panoptizismus“ (Bentham 1995)! skizziert werden. Die Daten, die in diesem 
Prozeß gesammelt werden, werden instrumentalisiert: nicht nur für Zwecke 
der sozialen Kontrolle (also zur Stärkung der Macht des Staates), sondern 
auch zur Gewinnerzielung (und damit zur Stärkung der Macht des Kapitals). 
Dabei ist es natürlich für viele politische Führer und Institutionen eine Ma- 
xime der Klugheit, dass sie ihre eigenen Aktivitäten im Dunkeln halten, wäh- 
rend andere einer intensiven Überwachung zugänglich sein sollen. Ein gutes 
Beispiel dafür ist der Internationale Währungsfonds. 

In den neunziger Jahren verbanden sich die technischen Möglichkeiten zur 
Informationsgewinnung und -aufbereitung mit Konzeptionen der Wettbe- 
werbsfähigkeit und eines disziplinierenden Neoliberalismus. Tatsächlich wur- 
de die damalige Innovation der Überwachungspraxis und -technologie so- 
wohl von staatlichen Apparaten - wie dem der USA - vorangetrieben, indem 
zu Zwecken der Planung, Steuererhebung und sozialen Kontrolle Informati- 
onen über die Bevölkerung und über legale wie über illegale Aktivitäten ge- 
sammelt wurden, als auch von kapitalistischen Unternehmen, die danach 
strebten, ihren Profit zu maximieren und/oder Risiken zu vermeiden oder zu 
begrenzen. Die verbesserten Möglichkeiten der Telekommunikations- und 
Softwaresysteme zur Sammlung, Zentralisierung und Analyse von Daten, die 
vielfach schwer zu bearbeiten waren oder früher geographisch oder funktio- 
nal separat gespeichert wurden, gehören ebenfalls in diesen Kontext. 

Das zentrale Argument dieses Essays ist, dass wir, wenn wir die Zunahme der 
„panoptischen“ Praktiken erklären wollen, diese in Beziehung zu den struktu- 
rellen Transformationen der globalen politischen Ökonomie am Anfang des 
21. Jahrhunderts setzen müssen. Um dieses Argument genauer zu entfalten, 
werden im folgenden drei Hauptaspekte der panoptischen Praktiken und un- 
tersucht: 

- öffentliche und private Überwachung im Informationskapitalismus: Verlust- 
vermeidung und Profitmaximierung, 


1 Für weitere Details siehe auch Gill (1995), Bauman (1998), Foucault (1993). 
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- die kluge Führung der Marktakteure zur Minimierung von Systemrisiken in 
den Finanzmärkten, 

- neue Architekturen der staatlichen Sicherheit: überwachender und diszipli- 
nierender Neoliberalismus. 

Schließlich folgt eine Fallstudie über Finanzbetrug, Geldwäsche und politi- 
sche Korruption. 


Die Regime der nationalen und internationalen Regulierung der Ökonomie, 
werden nicht nur durch beschleunigte Kapitalbewegungen, sondern auch 
durch Handels- und Investitionsabkommen liberalisiert. Damit wird die 
„formelle“, d.h. die legale, steuerlich erfaßte ökonomische Welt zunehmend 
in legal-verbindliche Systeme einer globalen Regulierung und panoptischen 
Praxis eingeschlossen. Diese wiederum sind mit Bemühungen verbunden, den 
im System enthaltenen finanziellen Risiken zu begegnen und Verluste zu 
vermeiden, die durch Finanzinnovationen, größere Kapitalmobilität und Be- 
trug verursacht werden. So sahen die neunziger Jahre das massive Wachstum 
der „informellen“, geheimen, oft illegalen „Offshore“-Ökonomie (vor allem 
den staatlicherseits kaum kontrollierten Banken und Fonds die in Freien 
Bankzonen angesiedelt sind, einschließlich der kaum regulierten kommerziel- 
len Nutzung des Internets), die sich den der Regulierung und Besteuerung 
entzieht. Diese Offshore-Ökonomie umfaßt jedoch einen Komplex von öko- 
nomischen Einheiten und Praktiken, der sowohl innerhalb der Jurisdiktion 
des staatlichen Systems operiert („Offshore“-Arrangements wie etwa freie 
Bankzonen beruhen auf der formalen juristischen Souveränität von National- 
staaten) wie auch außerhalb der Reichweite seines intern geltenden Regel- 
werks. 

Wenn diese Strukturen im globalen Finanzsystem kombiniert werden, be- 
günstigen sie sowohl den legalen als auch den illegalen, den formellen wie 
den informellen Transfer von Ressourcen aus der Dritten Welt in die reichen 
Länder des Westens ebenso wie Geldwäsche, Finanzbetrug, Steuerflucht und 
andere Methoden, die dazu dienen, Wohlstand von den Armen zu den Rei- 
chen umzuverteilen. Dies zeigt unsere Fallstudie zu der in den frühen neun- 
ziger Jahren zusammengebrochenen „Bank of Credit and Commerce Interna- 
tional“ (BCCI), die manchmal auch als „Bank of Crooks and Cocaine Inter- 
national“ (Internationale Gauner- und Kokainbank) bezeichnet wurde. Ein 
Bericht des US-Kongresses wies nach, wie die amerikanische Regierung und 
Sicherheitsbeamte internationale Finanzstrukturen ausplündern konnten, um 
Außenpolitik und (geheime) Kriegführung zu privatisieren.? 


2 Über die dunklen Beziehungen zwischen der BCCI und der CIA scheinen nicht nur be- 
waffnete Konflikte, sondern auch die Teile der Außenpolitik der Reagan Administration fi- 
nanziert worden zu sein, die vom Kongress und von Amerikas Verbündeten abgelehnt wor- 
den waren. 
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Die BCCI war in den größten Bankbetrug und -zusammenbruch der Ge- 
schichte involviert. Vielfältige illegale Aktivitäten sowie die Manipulation von 
Finanzmärkten konnten ihr nachgewiesen werden: u.a. Fälle von Korruption 
und Bestechung, Drogengeschäfte, Geldwäsche, Waffenhandel ebenso wie der 
Einsatz von Prostituierten, um Freunde zu gewinnen und Menschen zu be- 
einflussen.” Diese Bank hatte mit dem zu tun, was man als „diskretes“ oder 
auch korruptes Verhalten vieler politischer Führungspersonen bezeichnen 
kann. Dieser Umstand und die Rolle der CIA sind vielleicht zwei der Grün- 
de, warum der BCCI-Skandal nie vollständig aufgeklärt wurde und wahr- 
scheinlich auch nie aufgeklärt werden wird, waren doch so viele Personen in 
hohen Positionen beteiligt. In dieser Geschichte wurden die zentralen Regeln 
der Kapitalakkumulation zusammen mit den Grundsätzen des disziplinari- 
schen Neoliberalismus unterminiert: die Glaubwürdigkeit der Regierungen, 
die Konsistenz der wirtschaftspolitischen Strategien und nicht zuletzt das 
Vertrauen der Marktteilnehmer und Investoren in die Finanzordnung. 

Daher könnte der Fall, den wir untersuchen - die BCCI - in einer Hinsicht 
recht verwirrend erscheinen, weil er einigen allgemeinen Tendenzen der achtzi- 
ger und neunziger Jahre zu widersprechen scheint, die in diesem Essay heraus- 
gearbeitet werden: zum Beispiel, derjenigen, dass die nationalen Regierungs- und 
Sicherheitsapparate (z.B. der G7-Staaten) und die internationalen Finanzinstitu- 
tionen ein sehr hohes Maß an Überwachungskapazitäten erlangt haben. Der 
größte Bankenzusammenbruch der Geschichte enthüllte jedoch einen Mangel 
an effektiver Kontrolle und Regulierung seitens der Kommandohöhen des Fi- 
nanzsystems, insbesondere was die amerikanischen und britischen Kontroll- 
instanzen betrifft. Er zeigte auch eine politische Doppelmoral. Vielleicht sind 
Skandale wie der BCCI-Zusammenbruch auch kennzeichnend für den Kapita- 
lismus nach dem Kalten Krieg, wo die Politiker immer größere Geldmengen für 
ihre Wahlkampagnen und sie im Tausch für eine „Zusammenarbeit“ in Steuer-, 
Handels-, Investitions- und Regulierungsangelegenheiten erhalten. 


2. Öffentliche und private Überwachung 


„Panopticon“ ist ein aus dem Griechischen stammender Begriff, der die Bedeu- 
tung hat: „etwas, das alles sieht“. Foucault hat als Prinzip des Panoptizismus ei- 
ne Überwachung beschrieben, die sowohl global als auch individualisierend ist. 
Benthams Entwurf für ein Gefängnis als Panopticon ist gut bekannt, obwohl es 
nie gebaut wurde. Es sollte durch das alles sehende und dominierende Auge des 
Aufsehers auf einem zentralen Wachtturm eine Transparenz sicherstellen, die 


3 Einer der Dunkelmänner, dessen kriminelle Aktivitäten von einem Ausschuss des US-Senates 
1992 aufgedeckt wurden, war der international operierende Finanzier Marc Rich. Dennoch 
begnadigte Präsident Clinton am Tag vor seiner Amtsübergabe den in der Schweiz ansässi- 
gen Rich. 
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die Gefängnisinsassen dazu veranlassen sollte, Selbstdisziplin zu üben, d.h., sich 
gewissermaßen wie stellvertretende Aufseher zu verhalten. Das Panopticon setz- 
te nicht voraus, dass jederzeit überwacht wurde, aber dass Überwachung jeder- 
zeit möglich war - eine Methode, die die Technologie der Überwachung nicht 
nur wirtschaftlich sinnvoll, sondern sie auch anwendbar machte, wenn es um 
die Kontrolle einer großen Bevölkerung ging. 

Wie nicht nur Benthams, sondern auch Karl Polanyis Werk nahelegt, können 
hochentwickelte Formen staatlicher Kontrolle über die Bevölkerung notwen- 
dig sein, um eine auf individuellen Besitz gegründete, liberale Gesellschaft 
mit einem hohen Grad an ökonomischer Freiheit aufrechtzuerhalten. Bent- 
ham war ein Pionier im Erfinden von Systemen der Datensammlung durch 
Volkszählungen, der Zusammenstellung von Angaben über den Gesundheits- 
zustand und über Verbrechen sowie im Hinblick auf seinen Kampf für 
immer rationalere Methoden, um wirtschaftliche Aktivitäten zu überprüfen 
und zu messen. Benthams soziale Innovationen sollten nicht nur produktiv 
sein, indem sie besser angepasste Mitglieder der Bevölkerung hervorbrachten, 
sie sollten auch profitabel sein (die ursprüngliche Idee für das Panopticon 
beruhte auf einer Fabrik in Rußland, die sein kapitalistischer Bruder Samuel 
Bentham leitete). Auf diese Weise nimmt die Idee des Panopticons sowohl die 
Entwicklung der modernen bürokratischen Systeme als auch die Verwendung 
technischer Innovationen der individuellen und massenhaften Überwachung 
und Datensammlung vorweg. Tatsächlich können auch einige Formen der 
Überwachungstechnologie recht nützlich sein, z.B. bei der Verifizierung von 
Vereinbarungen zur Rüstungskontrolle oder bei der Beobachtung ökologischer 
Prozesse (Verschwinden von Regenwäldern, Klimaveränderungen usw.). 
Natürlich gibt es in keiner Gesellschaft ein einziges alles sehendes Auge (und 
das kann es auch nicht geben), und in der Tat verlangt eine demokratische 
Gesellschaft grundsätzlich einen gewissen Grad an Transparenz. Um effizient 
als Regulierungs-, Planungs- und Umverteilungsagentur funktionieren zu 
können, benötigt die Regierung bestimmte personenbezogene Daten. Aller- 
dings ist der Umgang mit diesen Daten in der Praxis nicht immer demokrati- 
scher, öffentlicher Kontrolle unterworfen und gesellschaftlich akzeptiert. 

In der OECD haben die Regierungen dem Aufbau umfassender und vernetz- 
ter Datenbanken große Aufmerksamkeit gewidmet. So ist z.B. die Praxis des 
Daten- (bzw. Akten-) Vergleichs (z.B. Vergleich von Sozialversicherungsakten 
mit Steuerakten, um Betrugsfällen auf die Spur zu kommen) in den USA und 
Kanada sehr verbreitet, in Japan und Großbritannien relativ üblich. Ein Teil 
der Aufmerksamkeit gilt auch der Zulässigkeit der Datenspeicherung - in Ka- 
nada ist diese Diskussion verstummt, während sie in Deutschland (wo der 
Datenabgleich stärker kontrolliert wird) wegen des Erbes der Nazi- 
Vergangenheit wichtige politische Debatten hervorruft. Anderswo variiert der 
Grad öffentlichen Interesses. Australien, wie Kanada, Großbritannien oder die 
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USA eine typische liberal-demokratische Gesellschaft des Lockeschen Typs, il- 
lustriert den allgemeinen Trend. Nach einer Krise des Staatshaushalts und der 
Veränderung der politischen und ökonomischen Landschaft von der Sozial- 
demokratie hin zu Konservatismus und Neoliberalismus erlangten Strafver- 
folgungs-, Steuer- und Wohlfahrtsbehörden wachsende Bedeutung innerhalb 
des Staatsapparats. Das Sozialministerium ging zu einer rigoroseren Überprü- 
fung seiner Klienten über, einer Methode, die mit den Reformen verwandt 
ist, die Bentham für die Armenpflege befürwortet hatte und die die „Kontrol- 
lierbarkeit“ von Ansprüchen und Verpflichtungen voraussetzt. Australien 
nutzt den Aktenvergleich, der durch die EDV wesentlich erleichtert wird. Das 
australische System wurde in die Datenbanken der Steuerverwaltung integriert 
(Davies 1995: 10-11). Ähnliche Entwicklungen können in Großbritannien be- 
obachtet werden, wo Polizei, Sicherheitsdienste, Steuerverwaltung sowie Ge- 
sundheits- und Wohlfahrtsbehörden angeblich miteinander vernetzte Daten- 
banksysteme unterhalten. Das gesellschaftliche Klima, das eine solche Über- 
wachung begünstigt, reflektiert auch die stark zunehmende Kriminalität (in 
diesem Fall besonders Kleinkriminalität, Vandalismus und Verbrechen gegen 
Personen), die in den meisten OECD-Ländern in den vergangenen zwei Jahr- 
zehnten festzustellen war. 

Einerseits freuen sich Regierungsbehörden (insbesondere Nachrichtendienste) 
über das Wachstum des Internets, weil es die Sammlung und Auswertung po- 
tentiell riesiger Mengen von (sensiblen) Informationen erlaubt. Auf diese 
Weise versucht der öffentliche Sektor private Datenbanken in seine Informa- 
tionsstrukturen zu integrieren, um z.B. das Finanzsystem zu überprüfen, 
Steuerforderungen zu verfolgen und in einigen Fällen Betrug, Geldwäsche 
und „Staatsfeinde“ aufzudecken. Andererseits bauen private Informationsge- 
sellschaften große Dateien mit personenbezogenen Daten auf, von denen ih- 
nen wiederum viele von Regierungen verkauft wurden. In diesem Zusam- 
menhang muß darauf hingewiesen werden, dass es in der Bundesverfassung 
der USA - wo sich die größten und aggressivsten Datenfirmen befinden - 
keine Regelungen zum Schutz der individuellen Privatsphäre gibt. Die Kom- 
petenz hierzu liegt bei den Einzelstaaten, was signifikante Unterschiede zu- 
läßt oder - wie ein Journalist formulierte - ein System, das „an eine Decke 
mit vielen Löchern“ erinnert (O'Harrow 1998b). 

Obwohl nur wenige Bundesstaaten - wie etwa Maryland - ihre amtlichen 
Dokumente aktiv an Privatfirmen verkaufen, hat „jeder Staat (...) seine Ak- 
tenmagazine Informationshändlern geöffnet, die Millionen von Dokumenten 
kopiert und in den Computer eingegeben haben.“ Maryland z.B. hat Doku- 
mente verkauft, die Fahrerlaubnisse, Kraftfahrzeug-Zulassungen, Eigentums- 
verhältnisse und „personenbezogene Gerichtsverfahren“ betreffen. Die Da- 
tenbanken privater Firmen enthalten oft nicht nur Angaben über Kredite 
und manchmal auch den Gesundheitszustand, sondern auch „geheime Tele- 
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fonnummern, Sozialversicherungsnummern, körperliche Details wie Größe 
und Gewicht sowie die Beschreibung und den Wert des Hauses, das die Per- 
son bewohnt“ (O'Harrow 1998b). Diese Entwicklung hat in den USA zu ei- 
ner riesigen Zahl von Beschwerden und Klagen geführt. 

Dieses Beispiel ist wichtig, weil amerikanische (ebenso wie andere) Datenfir- 
men infolge der neuen Phase der Handels- und Investitionsliberalisierung, wie 
sie im GATS Abkommen angestrebt wird (Sinclair 2000), eine größere inter- 
nationale Reichweite erlangen werden. So könnten wir wegen neuer Nieder- 
lassungsrechte für die Unternehmen eine Globalisierung des amerikanischen 
Musters erleben - unter einem neuen Regime „ökonomischer Freiheit“, das 
durch die Welthandelsorganisation WTO verkörpert wird. Nach den Erfah- 
rungen der neunziger Jahre können wir durchaus annehmen, dass das ameri- 
kanische Kapital sehr darauf drängen wird, Liberalisierungsmaßnahmen 
durchzusetzen, welche die Expansion seiner privaten Datenfirmen unter- 
stützt. Daher ist die entscheidende Frage hier die nach den Verbindungen 
zwischen den Handels- und Investitionsliberalisierungen, die in internationa- 
len Vereinbarungen niedergelegt sind, und ihrer Ausdehnung auf Finanz- und 
andere Dienstleistungen auf der einen Seite und der Entformalisierung der 
globalen politischen Ökonomie in Gestalt der „Offshore“-Welt (von der das 
Internet eine Schlüsselkomponente ist) auf der anderen Seite. Tatsächlich 
scheint es so, dass der Geist schon aus der Flasche entwichen ist: 


„Selbst wenn Behörden Informationen in Online-Datenbanken löschen wollen, ist das nicht im- 
mer möglich. In Texas bezahlte letztes Jahr eine Firma namens Public-Data.com 1.600 Dollar, 
um eine Datenbank mit Angaben über rund 14 Millionen Autofahrer und drei Millionen andere 
Personen mit in diesem Staat ausgestellten Personalausweisen zu kaufen, die sie ins Netz stellte. 
Aber als das texanische Parlament ein Gesetz verabschiedete (...), das jedermann, der Informatio- 
nen über Kraftfahrzeuge und ihre Besitzer erwarb, zum Versprechen verpflichtete, die Daten 
nicht ohne Zustimmung der Betroffenen ins Netz zu stellen, verlegte Public-Data ihren Firmen- 
sitz einfach ins Ausland - auf die britischen Westindischen Inseln - und ließ die Informationen 
im Netz“ (O'Harrow 1998b). 

Abgesehen davon, dass dieses Beispiel zeigt, wie ein Mangel an Koordination 
und/oder Konkurrenz zwischen den Rechtsprechungen es Informationsun- 
ternehmern erlaubt, bestimmte Regeln zu umgehen und von ihrer relativen 
Mobilität zu profitieren, unterstreicht es auch die Schwierigkeit, öffentliche 
und private Aspekte von Datensammlung, Verschlüsselung und Überwa- 
chung zu unterscheiden. Es geht hier um die breiteren operativen Strukturen 
des modernen Kapitalismus und die Verwandlung oft sehr sensibler amtlicher 
Informationen in Waren. In der Tat haben viele private Agenturen nun große 
zentralisierte Datenbanken oder vielmehr Datenkaufhäuser, die öffentliche und 
private Informationen enthalten, die durch enorm leistungsfähige und immer 
schneller arbeitende Computer erlangt werden. Im vergangenen Jahrzehnt ist 
die Zahl dieser Datenkaufhäuser in den USA von 100 auf über 1000 angestie- 


gen, was auch die Verzehnfachung der Zahl jener Firmen bedeutet, die sich 
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dem gewidmet haben, was die Washington Post eine „Welle aggressiver Daten- 
sammlung“ in den Jahren 1993-1998 genannt hat (O'Harrow 1998a: Al, A18). 
Daten werden von allen Transaktionen gesammelt, die elektronische Spuren 
hinterlassen, einschließlich e-mails, „Surfen“ im Internet, Verwendung von 
Geld- oder Kreditkarten. Eine der größten Firmen ist Experian (früher TRW), 
eine in den USA beheimatete Kreditprüfungs- und Marketingorganisation, 
die sich 1994 rühmte, detaillierte ökonomische und soziale Daten über 170 
Millionen amerikanische Staatsbürger zu besitzen (bei einer Gesamtbevölke- 
rung von damals ca. 254 Millionen Menschen). Im März 1998 behaupteten 
Manager von Experian, dass eine Datenbankrecherche, die 1994 auf einem 
gigantischen Großrechner noch sechs Minuten benötigte, jetzt nur noch 19 
Sekunden dauern würde. Experian wurde 1996 zunächst für 1 Mrd. US- 
Dollar verkauft, sieben Wochen später erzielte die Firma beim Wiederverkauf 
bereits 1,7 Mrd. Dollar. Ungefähr 10 Mrd. Dollar jährlich werden in den 
USA nun ausgegeben, um private Datenkaufhäuser aufzubauen und zu erhal- 
ten (O'Harrow 1998a: Al, A18). Viele dieser Daten werden benutzt, um 
Markt- und Konsumentenprofile zu erstellen, wobei die Menschen nach ihrer 
wirtschaftlichen Bedeutung und/oder dem Risiko, das sie für das Unterneh- 
men darstellen, eingeordnet werden. 


3. Panoptizismus als Mythos von Überwachung und Kontrolle 


Während die Produktion - wie Samuel Benthams Fabrik - in erheblichem Ma- 
ße eine gegebene territoriale Basis und Arbeitskraft erfordert, sind Finanz- und 
Kreditwesen potentiell ziemlich mobil. Insbesondere in einer liberalisierten 
Ordnung sind sie viel freier von politischen und juristischen (räumlichen) 
Zwängen. Das mobile Finanzkapital ist daher fähig, Regierungen, die keine 
Kontrolle über das Finanzwesen aufrechterhalten, schnell zu bestrafen, indem 
Kredite verweigert werden, was es teurer macht, zu Geld zu kommen. Kredit- 
prüfungen werden nicht nur auf Individuen angewandt, sondern auch auf Fir- 
men und Regierungen, und sie helfen dabei, die Erwartungen der großen insti- 
tutionellen Anleger auf den Märkten zu gestalten und eine Struktur von Macht 
und Wissen zu formen. Was die Regierungspolitik betrifft, so wirkt diese Struk- 
tur von Macht und Wissen als eine materielle Kraft, um Abweichungen von der 
orthodoxen Politik, wie sie im sogenannten „Washington-Konsens“ definiert ist, 
zu disziplinieren. Die Versuche der Weltbank, „good governance“ und eine Re- 
form der staatlicher Strukturen der Dritten Welt zu erzwingen, indem sie ihre 
Kreditvergabe daran knüpft, sind das Mittel, um den „eisernen Gesetze der Ö- 
konomie“ (so ein Vertreter des IWF, zit. in O'Harrow 1998a: Al, A1l8) zum 
Durchbruch zu verhelfen. Das heißt, es soll den Empfehlungen der monetaris- 
tischen Marktorthodoxie gefolgt werden: Schuldenabbau, Währungsabwertung, 
Preisfreigabe, Freihandel, Reduktion des öffentlichen Sektors. 
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So wurden z.B. 1978 die Vertragsartikel des IWF geändert, um eine weiterge- 
hende Überwachung der nationalen Wirtschaftspolitiken anhand eines Verhal- 
tenskodex zu erlauben. Als diese Überwachungskapazität mit den Bedingungen 
verbunden wurde, die der IWF an seine Kreditvergabe knüpfte, verließ der IWF 
sein traditionelles Aktionsfeld, die makroökonomische Stabilisierung, und be- 
gann damit, besonders den Ländern der Dritten Welt, institutionelle Verände- 
rungen ebenso wie mikroökonomische Reformen vorzuschreiben. Der IWF 
drängte entschieden auf Veränderungen in der Steuerpolitik, wobei er höhere 
indirekte Steuern und niedrigere Finkommens- und Körperschaftssteuern be- 
fürwortete, ebenso wie Regelungen des Konkursrechts und neue gesetzliche Be- 
stimmungen zum Schutz von Investoren vor Enteignung - alles Maßnahmen, 
die darauf abzielen, die strukturelle Macht des Kapitals unter einem disziplinari- 
schen Neoliberalismus zu stärken. Der IWF nutzt jetzt die Konditionalität sei- 
ner Kredite, um Institutionen und Politikern Anweisungen zu erteilen, wie sie 
das Bank-, Vertrags- und Gesellschaftsrecht einzurichten haben und welche Rol- 
le gerichtliche Prüfungsmechanismen spielen sollen. 

Die fundamentalen politischen und ökonomischen Ziele der G7 und der in- 
ternationalen Finanzinstitutionen wurden jüngst von Michel Camdessus, 
dem früheren Direktor des IWF, in einer Rede ausgesprochen, die er im März 
1999 vor dem Institute of International Bankers in Washington hielt. Cam- 
dessus entwarf eine neoliberale Utopie für das 21. Jahrhundert: ein Globali- 
sierungsprojekt, das „die universelle Förderung von freien Marktmechanis- 
men, gestärkt durch eine Reihe von Standards und Prinzipien des richtigen 
Verhaltens“ beinhalten sollte. Insbesondere rief Camdessus nach „offenen 
und integrierten Kapitalmärkten, die durch einen allmählichen, durch gute 
makroökonomische Politik und gesunde Finanzinstitutionen unterstützten 
Liberalisierungsprozeß zu erreichen“ seien. Des weiteren skizzierte Camdessus 
eine Welt, in der das Kapital („der private Sektor“) nach rationalistischen 
Prinzipien handeln würde, gestützt auf den vollständigen Zugang zu den re- 
levanten öffentlichen und privaten Informationen, mit Datenbanken, die 
nach einheitlichen Standards des Finanz- und Rechnungswesens aufgebaut 
wären, so dass Risiken effektiver eingeschätzt werden könnten. Tatsächlich 
faßte Camdessus jenen Prozeß der Normierung und Überwachung ins Auge, 
den wir „Panoptizismus“ nennen: 


„Eine Welt, in der Marktteilnehmer und Regierungen nach hohen Standards von Transparenz 
und Führung handeln werden (...) Eine Welt, die in erster Linie auf den privaten Sektor - sowohl 
den einheimischen als auch den ausländischen auf wahrhaft gleicher Grundlage - bauen wird, 
um Ressourcen für Investition und Wachstum zu mobilisieren. All das beinhaltet, dass es eine 
Welt sein wird, in der Märkte in der Lage sein müssen, effizient zu funktionieren, mit realistisch 
eingeschätzten Risiken und gerecht verteilten Belohnungen von Erfolgen und Kosten von Nie- 
derlagen.“ (Camdessus 1999) * 


4 _Camdessus bemerkte weiter, dass eine universelle Erweiterung der Märkte einer soliden 
Wirtschaftspolitik bedürfe und, dass auch ausgleichende Maßnahmen notwendig seien, um 
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Es verdankt sich diesen Forderungen, dass der Diskurs des disziplinarischen 
Neoliberalismus zunehmend die staatliche Politik beeinflußt hat. In gewissem 
Umfang ist die staatliche Politik durch die „drei C“ neu definiert worden: 
Regierungen messen ihre Glaubwürdigkeit (credibility) und die Konsistenz 
(consistency) ihrer Politik daran, inwieweit sie das Vertrauen (confidence) der 
Investoren erhalten. Wenn Regierungen das Vertrauen der Investoren verlie- 
ren, flieht das Kapital in sichere Häfen. In einer Welt des disziplinarischen 
Neoliberalismus sind die „drei C“ die Maximen richtigen Verhaltens im Kon- 
text der allmählichen Globalisierung der amerikanischen Auffassung eines 
„transparenten Kapitalismus“ (Braithwaite/Drahos 2000). So definiert z.B. die 
Weltbank Glaubwürdigkeit als die „Zuverlässigkeit des institutionellen Sys- 
tems“ und „die Berechenbarkeit ihrer Regeln und Politiken sowie die Folge- 
richtigkeit, mit der sie angewandt werden“, wobei es hauptsächlich um die 
Notwendigkeit geht, Unsicherheit in den Überlegungen von Investoren zu 
vermindern; andernfalls halten Investoren solche Staaten nicht für glaubwür- 
dig (World Bank 1997: 4-5). 

Auf diese Weise sind zumindest in der Theorie alle Politikfelder, die unter- 
nehmerische Risiken und Profitraten betreffen, einer konsistenten Überwa- 
chung („Transparenz“), Prüfung und Bewertung nicht nur durch Regierungs- 
behörden, IWF und Weltbank unterworfen, sondern auch durch private Stel- 
len wie Firmen und Ratingagenturen wie etwa Moody's. Dies schafft eine 
Form von makro- und mikroökonomischer Disziplinierung von Regierungen 
und Wirtschaftsakteuren, die dazu tendiert, die Macht des mobilen Kapitals 
in Staat und Zivilgesellschaft noch stärker zu befestigen. 

Um diesen Zustand zu ermöglichen, ist nicht nur eine begrenzte, verfas- 
sungsmäßige Regierungsform erforderlich (die den Staat einer Zivilgesellschaft 
unterordnet, die von den großen Eigentümern dominiert wird), sondern auch 
ein starker Staat, der über die Mittel verfügt, bestimmte Praktiken als legal zu 
fördern und andere als illegal zu verfolgen. Darüberhinaus muß dieser Staat 
über die Kapazitäten zur Überwachung und Repression verfügen, um soziale 
Unruhen und die verschiedenen Formen politischen Widerstands einzudäm- 
men, die durch eine schnelle Liberalisierung unter den Bedingungen der sich 
intensivierenden Globalisierung hervorgerufen werden. Gleichzeitig werden 
Anstrengungen unternommen, die politische Opposition einzubinden und 
die Marktgesellschaft zu legitimieren. Die Entwicklung einer Konsumenten- 
kultur, die sämtliche Bedürfnisse nur noch durch Waren befriedigt sowie die 
Herausbildung einer massenhaften Anlegerkultur, die an den Herzschlag der 
internationalen Aktien- und Geldmärkte gebunden ist, sind wesentliche Mit- 


mit Marginalisierungen und sozialen Umbrüchen umgehen zu können. Somit ist die Utopie 
des IWF eine Welt, in der „kein Land ausgegrenzt wird ... mit einer Sozialpolitik, die gleich- 
berechtigte Bildungsmöglichkeiten, Gesundheitsfürsorge und die Aussicht auf einen gesi- 
cherten Lebensunterhalt ermöglicht und die sozialen Schutz in Krisenzeiten gewährleistet.“ 
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tel dafür. Diese Methoden wiederum sind mit staatlichen Politiken verknüpft, 
die dem utilitaristischen Prinzip des größten Glücks der größten Zahl folgen 
(auch wenn das eine sehr kleine Minderheit der Weltbevölkerung ist). Hierzu 
sind Systeme erforderlich, mit denen (etwa durch Volkszählungen) Bevölke- 
rungen klassifiziert und organisiert werden können und ihre Aktivitäten ge- 
messen werden können. Schon für Jeremy Bentham war der bevorzugte Aus- 
druck für öffentliche Verwaltung und Produktion „Kontrollierbarkeit“. In 
Benthams Verständnis sollte sich der Staat - wenn nicht in der Praxis, so 
zumindest der Theorie nach - in die Zivilgesellschaft einmischen, um dabei 
zu helfen, das „allgemeine“ Glücksziel der Utilitaristen zu fördern. Das imp- 
lizierte die Notwendigkeit, die soziale Ordnung zu sichern und eine Struktur 
sozialer und politischer Überwachung zu schaffen, um das Verhalten zu be- 
einflussen und „gute Taten“ (Foucault 1993) zu unterstützen. Für Camdessus 
bedeutet dies, im Rahmen der „drei C“ des Kapitals zu handeln. 


4. G7-Nexus, liberalisiertes Finanzwesen 
und vorbeugende Überwachung 


In den globalen Machtkonstellationen stehen die Vereinigten Staaten im 
Zentrum der transnationalen Strukturen, die vom „G7-Nexus“ bestimmt wer- 
den, dessen Maximen guten Verhaltens auf die obenerwähnten „drei C* ge- 
gründet sind. In diesen Nexus sind Finanzminister, Präsidenten von Zentral- 
banken und internationale Netzwerke von Wertpapierverwaltern ebenso ein- 
gebunden wie „private“ Foren der Meinungsbildung wie etwa das Weltwirt- 
schaftsforum. Finanzielle Regulierung und Koordination beruhen auf der 
Praxis der „gegenseitigen Überwachung“, obwohl dominante Interessen - z.B. 
die der USA - offenkundig den Ausschlag geben. Schätzungen und Vorschlä- 
ge der G7 werden vom IWF, der Berichte über die Weltwirtschaft verfaßt, ge- 
prüft und kritisiert. Diese Ergebnisse werden auch mit denen der OECD vergli- 
chen ebenso wie mit den Untersuchungen und Angaben privater Organisatio- 
nen und Gremien wie der Gruppe der 30 (die sich mit Finanzinnovationen und 
Überwachung beschäftigen), von einzelnen Firmen wie Moody's, Standard & 
Poor's und IBCA (deren Aufgabenfeld die Prüfung der Kreditwürdigkeit von 
Unternehmen und Regierungen ist) sowie großen Akteuren in den Währungs- 
märkten (hauptsächlich institutionelle Investoren - Fonds und Versicherungsge- 
sellschaften - oder vermögende Spekulanten wie George Soros). In diesen Zu- 
sammenhang gehört auch die Schaffung neuer internationaler Datenstandards 
und Buchführungsmethoden, juristischer und institutioneller Rahmenbedin- 
gungen. Im Ergebnis setzt die Effektivität und Präzision der Politik aktuelle und 
verwertbare Daten voraus, die nach einheitlichen Regeln erhoben werden. 

Gleichzeitig hat die Bedeutung einer vorbeugenden Überwachung enorm zu- 
genommen, da die Liberalisierung des Finanzsystems eine stärkere Spekulati- 
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on begünstigt und mit den unsteten Schwankungen von Preisen, Wechsel- 
kursen und Zinsraten erhebliche Risiken verbunden sind. In mancher Hin- 
sicht scheint das internationale Finanzsystem unterreguliert und von einem 
Kollaps bedroht zu sein, denn es ist nur so stark wie sein schwächstes Glied. 
Dies zeigte sich z.B. 1998, als das auf den Cayman Islands angesiedelte Long 
Term Capital Management (ein obskurer, US-Normen nicht unterworfener 
Fonds) fast die gesamte Wall Street ins Wanken gebracht hätte - trotz der 
Bemühungen der G 10, angesichts der Schuldenkrise der Dritten Welt und 
unvorsichtiger Kreditvergabe durch Privatbanken zu einer Harmonisierung 
der Standards angemessener Kapitaldeckung und anderen vorbeugenden 
Maßnahmen zu gelangen. Daher wird die Liberalisierung des Finanzwesens, 
die für die vergangenen zwei Jahrzehnte charakteristisch ist, in gewissem Um- 
fang auch von einem Konsolidierungskurs begleitet, wenn etwa die Bank für 
Internationalen Zahlungsausgleich und die nationalen Zentralbanken versu- 
chen, ihre Aufsichtsbefugnisse im Rahmen eines sich quasi selbst regulieren- 
den Modells auszudehnen, in dem international tätige Geschäftsbanken 
selbst eine globale Risikoanalyse erstellen müssen, um Zahlungsausfälle und 
finanzielle Zusammenbrüche zu vermeiden, statt sich auf die Aufsicht des 
Gastlandes zu verlassen (Braithwaite/Drahos 2000). Zur selben Zeit und trotz 
dessen, was in der Asienkrise 1997 manifest wurde, kündigte der Internationa- 
le Währungsfonds Pläne zur Veränderung seiner Vertragsartikel an, um sich 
auf diese Weise aktiver für die Beseitigung von Restriktionen der Kapitalmo- 
bilität und andere Formen der Liberalisierung einsetzen zu können.’ 

Eine Erklärung für diese Tendenzen sind darin zu sehen, dass in einer Reihe 
von Staaten immer größer werdende Blocks von Rentiers in der Finanz- und 
Wirtschaftspolitik die Oberhand gewonnen haben (Gill 1998). Das ist in einem 
Meinungsklima geschehen, das zunehmend eine kurzfristige, ökologisch kurz- 
sichtige „Schnell-reich-werden-Mentalität“ begünstigt hat. Eine der Folgen da- 
von ist, dass Manager von Unternehmen wie auch von staatlichen Pensions- 
fonds zweifelhafte Risiken mit Produkten eingehen, die sie nicht verstehen. 
Zusammenfassend läßt sich sagen, dass die Regierungen mit der Zunahme 
der internationalen Mobilität des Kapitals gezwungen waren, den „transpa- 
renten Kapitalismus“ auszudehnen und in Datenbanken zur Steuererhebung, 


5 In ähnlicher Weise suchen auch große Investoren, wie Pensionsfonds und Versicherungsge- 
sellschaften, die in den vergangenen zwanzig Jahre ein enormes Wachstum verzeichneten, 
eine „best practice“ der Regulation und Veröffentlichungspflicht. Mit den vielen Lohnab- 
hängigen, die später einmal Renten aus diesen Institutionen beziehen werden und daher an 
ihrem ökonomischen Erfolg interessiert sind, hat sich der Kreis der „Investoren“ politisch 
und wirtschaftlich erheblich erweitert. 

6 Orange County in Kalifornien erlebte am 6. Dezember 1994 mit einem Verlust von 1,7 
Mrd. Dollar den größten Bankrott in der Geschichte. Der Zusammenbruch scheint durch 
ungesicherte Spekulationen an Finanzmärkten des Finanzbeauftragten des Counties zustan- 
de gekommen sein. Für weitere Detail siehe die Business Week vom 13.3.1995. 
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sozialen Kontrolle und Strafverfolgung zu investieren. Als die sogenannte „in- 
formelle“ Ökonomie expandierte, dehnten die Staaten ihrerseits die Überwa- 
chung - auch die der „Offshore-Ökonomie“ - aus. Auf der anderen Seite be- 
drohen die verstärkte Kapitalmobilität, Finanzinnovationen und Betrug die 
Integrität des globalen Finanzsystems und machen daher eine vorbeugende 
auch kriminalistische Überwachung notwendig, um Bankbetrug, Zahlungs- 
ausfälle und finanzielle Zusammenbrüche zu vermeiden. Darüberhinaus müs- 
sen Zentralbanken und internationale Finanzinstitutionen verstärkt als „len- 
der of last resort“ fungieren, um die Effekte der ökonomischen Krisen zu 
minimieren, die seit den siebziger Jahren häufiger geworden sind. Wie jedoch 
der BCCI-Fall zeigt, können vorbeugende Überwachung und Strafverfolgung 
unzureichend sein, um Geldwäsche und Finanzbetrug zu verhindern - denn 
diese Phänomene können integraler Bestandteil der politischen Existenzbe- 
dingungen der gegenwärtigen Finanzordnung sein. 


5. „Future Image Architecture”: 
die Überwachung von Feinden und Freunden 


Zur Ära nach dem Kalten Krieg gehört die beschleunigte Entwicklung des mili- 
tärischen und politischen Überwachungsapparats, der eine Welt kontrolliert, in 
der sich soziale Ungleichheit, politische Polarisierung und geschäftliche Rivali- 
tät intensivieren und sich die Ausbreitung von Waffen fortsetzt. Daher wäre 
dieser Essay unvollständig, würde er nicht einen Bereich erwähnen, der im kon- 
ventionellen Verständnis Überwachung repräsentiert: die Welt der Spionage 
und der Geheimdienste, die John Le Carr& so überzeugend porträtiert hat und 
die die systematische Sammlung von Informationen durch Staaten über andere 
Staaten und Bürger bezweckt. Das Ziel der Nachrichtenapparate deckt sich mit 
dem modernen Mythos, der uns vorher schon im Hinblick auf den IWF be- 
gegnet ist: sowohl Freunde als auch Feinde unter totaler Kontrolle zu halten. 
Anläßlich der Berichterstattung über das in der Volksrepublik China im April 
2001 notgelandete amerikanische Spionageflugzeug erzählte ein Veteran des 
US-Marinegeheimdienstes Journalisten, ein Offizier seiner Einheit habe Visi- 
tenkarten mit dem Aufdruck: „Auf Gott vertrauen wir. Alle anderen kontrol- 
lieren wir“ (Drew 2001: A5). Das ist durchaus zutreffend, da es jetzt die Sow- 
jetunion nicht mehr gibt, und weil die ökonomischen Herausforderungen für 
die US-Vorherrschaft schwerer einzuschätzen sind als es mit der sowjetischen 
Bedrohung der Fall war. Jetzt sind selbst „Freunde“ der USA ein möglicher 
Gegenstand der Überwachung, jedenfalls wenn man den US- 
Sicherheitsbehörden, Theoretikern des Nachrichtenwesens und Planungsdo- 
kumenten des Pentagon Glauben schenkt. Es ist kaum nötig zu sagen, dass 
das in der Europäischen Union und anderenorts Bedenken hervorgerufen hat 
(vgl. Wright 1998; Europa-Parlament 1999; Bronskill 2001). 
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Während des letzten Jahrzehnts konnte der Militär- und Sicherheitsapparat 
der Vereinigten Staaten seine prominente Position und relative Autonomie 
innerhalb des Staates erhalten, indem er sich stärker auf das wirtschaftliche 
Nachrichtenwesen konzentrierte und diejenigen überprüft, maßregelt und 
sanktioniert, die Grundprinzipien des disziplinarischen Neoliberalismus in Fra- 
ge stellen. Das ist bemerkenswert, weil der US-amerikanische Überwachungs- 
apparat nicht immer auf eine Weise tätig gewesen ist, die mit dem neolibera- 
len Stil des freien Marktes vollkommen übereinstimmt. Vielmehr übt der 
Nachrichtenapparat nicht nur enorme politische Macht aus, sondern „zeigt 
auch die meisten der typischen Attribute großer bürokratischer Organisatio- 
nen, einschließlich einer Tendenz zur Definition und Verfolgung bürokrati- 
scher politischer Ziele, die nicht unbedingt voll mit den nationalen Interes- 
sen der angelsächsischen Länder übereinstimmen“ (Jeffrey/Ball 1990: 301). 
Die Infrastruktur des US-Nachrichtenapparats entstand während des Zweiten 
Weltkriegs unter der Leitung und Ausbildung durch den britischen MI6 in 
Gestalt des Office of Strategic Services (OSS). Sie wurde international durch 
die sogenannten „UKUSA agreements“ gestärkt, die die Geheimdienste der 
größten englischsprachigen Länder (und anderer, die später hinzukamen) an 
den der USA banden und ihm unterordneten, wobei die Verbindung zwi- 
schen dem Vereinigten Königreich (UK) und den Vereinigten Staaten (USA) 
das Herzstück bildete: 

„Die UKUSA agreements von 1947 waren die Gründungsurkunde eines globalen Netzwerks aus- 
geklügelter elektronischer Lauschtechnologie, aber zwischen den Zeilen dieser Vereinbarungen 
stand die institutionalisierte Hegemonie des amerikanischen TECHINT (technologically obtai- 
ned intelligence) mit seinem Nervenzentrum in Fort Meade, Maryland, dem Hauptquartier der 
NSA“ (Whitaker 1992: 119). 

Eine der bedeutendsten Behörden und die einzige, die nicht der Aufsicht 
durch den Kongreß unterliegt, ist die National Security Agency (NSA) mit 
angeblich 21.000 Mitarbeitern, die in ihrem Hauptquartier in Fort Meade, 
Maryland, stationiert sind (Bronskill 2001). Sie ist „der größte und geheimste 
Nachrichtendienst“, „das Herz des Systems“, „der innere Zirkel der Geheim- 
nisse“ (Woodward 1987: 22; 46-47). Die NSA konzentrierte sich ursprünglich 
auf militärisch relevante Informationen, sammelt mittlerweile aber Informati- 
onen aller Art (Richelson/Evans 2001).” Die NSA wurde 1998 Amerikanern 
und anderen besser - wenn auch in etwas umstrittener Weise - bekannt, als 
sie in den Mittelpunkt des Hollywoodfilms Enemy of the State gestellt wur- 
de, mit Will Smith und Gene Hackman in den Hauptrollen und unter der 


7 Das freigegebene Statut der NSA zeigt auch, zu welchen neuen Organisationsstrukturen es 
nach Ende des Kalten Krieges gekommen war. Während des Kalten Krieges gab es drei regi- 
onale Schlüsselgruppen: A (der Sowjet-Block), B (das kommunistische Asien) und C (alle 
anderen). Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion wurden diese Gruppen auf zwei re- 
duziert: eine für Europa, eine für alle restlichen Nationen. Die neue Struktur ist gleichfalls 
Ausdruck für die Zunahme transnationaler Aktivitäten. 
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Regie von Tony Scott. Dieser Orwell'sche Film zeigte, wie die verschiedenen 
Überwachungsformen - die oben erwähnten Datenbanken der Regierungen 
und Konzerne plus Ausnutzung der Telekommunikationsmittel, Satelliten- 
überwachung und andere Formen der Ausspähung von Zielen - durch den 
Einsatz von Hochgeschwindigkeitscomputern integriert und ausgewertet wer- 
den. Die durch den Film ausgelöste Unruhe führte zu einem seltenen öffent- 
lichen Auftritt des NSA-Direktors, Generalleutnant Michael Hayden, der sich 
bemühte, dem Kongreß zu versichern, dass geeignete Schutzmaßnahmen 
vorhanden seien, um das Ausspionieren von US-Bürgern zu verhindern. Er 
bestritt auch, dass die NSA nachrichtendienstlich erworbene Informationen 
an US-Firmen weitergebe, und bezeugte, dass die NSA kein anderes Land er- 
suchen darf, „illegal“ Informationen über US-Bürger für die NSA zu sammeln 
(Richelson/Evans 2001). 

Vielleicht am eindrucksvollsten in Enemy of the State war, wie elektronische 
Datenbanken in Verbindung mit detaillierten, von Satelliten gesendeten Ü- 
berwachungsbildern genutzt wurden, um Verdächtige in Echtzeit zu verfol- 
gen. In der Tat wurde im April 2001 bekannt gegeben, dass das geheime Na- 
tional Reconaissance Office (Nationales Erkennungsbüro) der USA von der 
Clinton-Administration und dem Kongreß ermächtigt worden war, sein Sys- 
tem von Spionagesatelliten massiv zu erweitern, z.T. weil andere Staaten wie 
Rußland, Frankreich, Indien und enge amerikanische Verbündete wie Israel 
und Kanada Satellitenüberwachungssysteme unterhalten. Die US-Initiative 
zieht das teuerste Vorhaben nach sich, das je von amerikanischen Nachrich- 
tendiensten unternommen wurde, nämlich die „Future Image Architecture“ 
(FIA). Diese wird im Verlauf von 20 Jahren 25 Mrd. US-Dollar kosten; zum 
Vergleich: das Manhattan-Projekt zum Bau der Atombombe während des 
Zweiten Weltkriegs kostete (nach heutiger Kaufkraft) 20 Mrd. Dollar. Die 
neuen Systeme sollen andere Überwachungssysteme ergänzen, um den USA 
eine nur ihr zukommende Kapazität für bestimmte Arten von Militäraktio- 
nen zu verschaffen. Darüber hinaus hat es den Anschein, dass das neue Sys- 
tem gut zur Entwicklung der militärischen Nutzung des Weltraums paßt, die 
für die Bush-Administration Priorität hat. Das neue Satellitensystem wird in 
3.200 km Höhe stationiert werden, acht- bis zwanzigmal mehr Bildmaterial 
und Details sammeln als die gegenwärtigen Systeme und es wird schwieriger 
sein, ihm zu entgehen. Es wird fähig sein, jedes Ziel etwa 30 Minuten lang im 
Blickfeld der Kamera zu halten (gegenüber der jetzigen Begrenzung auf rund 
zehn Minuten), es wird genauer sein und „in der Lage, Objekte von der Grö- 
ße eines Baseballs überall und zu jeder Zeit auf dem Planeten zu verfolgen“ 
(Fitchett 2001:1). Die New York Times stellte fest: 

„Die wahrhaft revolutionäre Neuerung findet jedoch nicht am Himmel statt, sondern in den 


Computern der Bodenstationen, die das heruntergeladene elektronische Bildmaterial speichern, 
die Daten in nachrichtendienstlich brauchbare Informationen verarbeiten und die Bilder dann 
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an eine wachsende Schar von US-Regierungsbehörden verteilen - die offiziellen Konsumenten 
des Materials (...). (Hierzu gehören auch) exakte Aufnahmen von Kriegsschauplätzen (...). Bislang 
dauerte es Tage, bis diese hoch aufgelösten Bilder, die auch bei Nacht oder durch Wolken auf- 
genommen werden können, bis hinunter zu den Offizieren gelangten“ (Fitchett 2001: 4). 

Es ist sinnvoll, den Leser daran zu erinnern, dass im gegenwärtigen globalen 
Überwachungssystem, das von der NSA koordiniert wird, den USA alle „ro- 
hen“ nachrichtendienstlichen Daten ihrer Juniorpartner zur Verfügung ste- 
hen, wofür sie im Tausch „bearbeitete“ Daten zurückgeben, was einige Vor- 
teile für die Partner hat, insofern sie auf diese Weise ein fertiges Produkt er- 
halten. Zugleich gestattet es aber den US-Behörden, ihre Sicht der Welt und 
ihre Interpretation bestimmter Entwicklungen und Trends einfließen zu las- 
sen (Whitaker 1992: 119). 

Das Budget der NSA ist um ein Mehrfaches größer als das der CIA, obwohl 
ihre Gesamtleitung der Autorität des CIA-Direktors untersteht (Woodward 
1987: 47°). Wie erwähnt, ist die NSA auf elektronische Abhörmethoden spe- 
zialisiert, sowohl von großen Horchposten aus, die rund um die Erde verteilt 
sind, als auch in kleinen Teams, die in Botschaften stationiert sind, wobei 
Daten von Satelliten, Spionageflugzeugen und aus der Luftüberwachung ge- 
nutzt werden wie auch eine Reihe exotischer technischer Erfindungen, um 
Zugang zu den Informationen und Gedanken anderer zu erhalten, seien sie 
nun „Freunde“ oder „Feinde“. So ist etwa die NSA-Bereichsstation F83 in 
Menwith Hill bei Harrogate (Yorkshire, England) die größte elektronische 
Spionagebasis in der Welt. Sie zapft unmittelbar das Mikrowellen-Netzwerk 
der British Telecom an (Bernal 2001). F83 hört die europäische und transat- 
lantische Telekommunikation ab und arbeitet im Tandem mit der, streng ge- 
heimen Lausch- und Entschlüsselungseinrichtung der britischen Regierung, 
GCHQ in Cheltenham, zusammen. Eine dritte bedeutende Einrichtung die- 
ser Art befindet sich in Pine Gap (Australien), andere sind in Seattle, Puerto 
Rico, Dänemark, West Virginia, Neuseeland, Zypern und Holland. Eine an- 
dere Bodenstation für das amerikanische SIGINT befindet sich in Bad Aib- 
ling in Deutschland. 

Diese Stationen sind im sogenannten ECHELON-System zusammengefaßt, 
das die Daten in riesige Computer eingibt, die als Wörterbücher (Dictiona- 
ries) bezeichnet werden und schriftliche Mitteilungen automatisch auswerten, 
indem sie Listen von gesuchten Zahlen, Themen und Schlüsselwörtern ver- 
wenden.” ECHELON ist vornehmlich für nichtmilitärische Ziele bestimmt: 


8 Trotz vieler Unzulänglichkeiten (z.B. überschätzte der CIA in den siebziger und achtziger 
Jahren ständig die militärische Stärke der Sowjetunion; die schlechte Zusammenarbeit von 
CIA und NSA resultierte in einem mangelhaften Nachrichtensystem im Iran vor der Revo- 
lution von 1979) kontrollierte dieses Nachrichten-Netzwerk praktisch ganze Regierungen in 
der Dritten Welt (z.B. in den 80er Jahren Habr& im Tschad, Zia in Pakistan, Doe in Liberia, 
Marcos auf den Philippinen, Nimeri im Sudan, Gemayel im Libanon, Duarte in El Salvador). 

9 Der Spezialist des US Nachrichtendienstes Jeffrey Richelson bewies anhand von Akten der 
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Regierungen, Unternehmen, andere Organisationen und Individuen. Da es in 
den meisten Staaten verboten ist, die eigenen Bürger auszuspionieren, erlau- 
ben die Vereinbarungen der UKUSA-Länder dies zu umgehen, indem z.B. 
„Briten Amerikaner und Amerikaner britische Staatsbürger ausspionieren und 
die beiden Gruppen die Daten austauschen“ (Bernal 2001). 

ECHELON bringt die bisher getrennt arbeitenden Systeme zusammen und 
entwickelt sie weiter, um ein integriertes globales Netzwerk zu bilden, das 
dieselbe Ausrüstung und dieselben Methoden verwendet, um (oft auf uner- 
laubte Weise) Informationen zu gewinnen. Milliarden von Botschaften wer- 
den jeden Tag analysiert, z.B. mithilfe von Datenerhebungssoftware, die über 
Internetserver eingesetzt wird. ECHELON existiert schon seit den siebziger 
Jahren, wurde aber zwischen 1975 und 1995 erheblich erweitert. Vor 
ECHELON wußten die verschiedenen nationalen Sicherheitsbehörden und - 
stationen, welche Mitteilungen abgehört wurden und an wen sie geschickt 
werden. Jetzt sind die Systeme viel stärker automatisiert und können eine viel 
größere Datenmenge bewältigen. Das bedeutet, dass potentiell alle Botschaf- 
ten, die von „Wörterbuch“-Computern ausgewählt werden, automatisch an 
die NSA oder andere Nutzer weitergeschickt werden, ohne vorher vor Ort ge- 
lesen zu werden. 

Trotz ihrer ausgedehnten Überwachungskapazitäten im Luft- und Weltraum 
wird die NSA wahrscheinlich Schwierigkeiten bekommen, ihren Zugriff auf 
die landgestützten Kommunikationsmittel zu behalten, weil es einen Wandel 
hin zu optischen Netzwerktechniken gibt; das Abfangen von Nachrichten ist 
dann nur mit einem physischen Zugang zu diesen Netzen möglich, und an- 
dere Staaten können ihre Mitwirkung verweigern. Darüber hinaus entwickeln 
nicht nur Regierungen, sondern auch akademische Gruppen und Firmen - 
angeregt von den Erfordernissen der kommerziellen Nutzung des Internets - 
größeres Geschick bei der Verschlüsselung. Offenbar versäumte die NSA, den 
Zugang zu diesen Systemen dauerhaft zu gewährleisten, indem sie amerikani- 
sche Firmen (wie Microsoft) und Verbündete überredete, mit ihnen zusam- 
menzuarbeiten (durch die Hinterlegung von Chiffrierschlüsseln bzw. den 
Einbau bestimmter Chips). Andere Regierungen glaubten jedoch nicht, dass 
diese Maßnahmen lediglich zur Strafverfolgung bestimmt seien, und ameri- 
kanische Firmen befürchteten den Verlust ausländischer Märkte, wenn die 
entsprechenden Chips installiert würden.'” Trotzdem arbeiteten die Strafver- 


US-Marine und US-Luftwaffe in den Jahren 1998/99, dass das ECHELON System noch 
zum Zeitpunkt tätig war als Enemy of the State in den Kinos anlief. (Vgl. www.zdnet.co.uk/ 
news/2000/25/ns-16204.html) 

10 Es gibt einen grundlegenden Unterschied zwischen den Anforderungen der Gesetzgebung an 
das Abfangen von Nachrichten und denen, die an das Nachrichtenwesen gestellt werden. 
Strafverfolgungsbehörden fangen gewöhnlich eine bestimmte Leitung oder eine Gruppe von 
Leitungen ab und benötigen dafür eine richterliche Genehmigung. Nachrichtendienstliche 
Organe betreiben hingegen weit gestreute „Schleppnetz“-Aktivitäten. Sie agieren mit einer 
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folgungsbehörden der Europäischen Union - weitgehend außerhalb parla- 
mentarischer Kontrolle - mit dem FBI zusammen, um Geräte zum gesetzlich 
erlaubten Abhören von Telekommunikationsanbietern (z.B. Internetprovi- 
dern) zu entwickeln, was in den Vorschlag an 25 Staaten mündete, ein Sys- 
tem namens ENFOPOL (Bernal 2001: 6) zu schaffen. 

Parallel zu diesen Initiativen hat die US-Regierung ein sehr starkes und öf- 
fentlich bekundetes Interesse am Problem der Geldwäsche in Verbindung mit 
dem illegalen Drogenhandel gezeigt, dessen Umsätze in den USA 1991 auf 
mehr als 100 Mrd. Dollar geschätzt wurden. 1990 verarbeitete das Clearing 
House Interbank Payment System, das hauptsächlich für den Großhandel be- 
stimmte elektronische Geldtransfersystem, rund 37 Millionen Überweisungen 
zwischen Banken in den USA und ausländischen Banken mit einem Wert 
von etwa 222 Billionen Dollar; obwohl also der absoluten Größe nach 
durchaus erheblich, macht Geldwäsche aus Drogengeschäften nur ein kleines 
Bruchstück aller Transaktionen aus (General Accounting Office 1991: 13). 
Ein großer Teil dieser Geldmittel wurde durch US-Banken und „Offshore*- 
Banken gewaschen. Viel davon wird mit Hilfe elektronischer Geldtransfers 
gewaschen, aber trotz ihrer ausgefeilten Überwachungstechniken behaupten 
die US-Aufsichtsbehörden, dass das immer noch schwer zu verfolgen sei. 
Man könnte sich jedoch vorstellen, dass die NSA in der Lage wäre, ihnen bei 
dieser Aufgabe zu helfen. 

Anfang der neunziger Jahre setzten die Vereinigten Staaten dann interne Prü- 
fungskommissionen wie etwa FINCEN ein, die die Finanzbürokratien, Poli- 
zei- und Sicherheitsbehörden zur Koordinierung ihrer Strategie zusammen- 
führten. Im Bemühen Geldwäsche zu unterbinden unterzeichnete FINCEN 
einen Vertrag mit dem Los Alamos National Laboratory, um ein statistisches 
Prüfgerät zu entwickeln, das in der Lage sein sollte, „anormale Barguthaben 
bei Banken zu erkennen und auf potentiell illegale Aktivitäten hinzuweisen“. 
Der US-Zoll empfahl eine ganze Reihe anderer Maßnahmen einschließlich 
einer „Sperrcodierung“ der US-Währung, um „die Identifikation und Verfol- 
gung von 'schmutzigem Geld' zu erleichtern, während es den Kreislauf der 
Geldwäsche durchwandert. (...) Das Gesetz zur Verbrechensbekämpfung 
(Crime Control Act) von 1990 weist das Finanzministerium an, diese Tech- 
nologie zu erproben“ (General Accounting Office 1991: 50) 

In den neunziger Jahren führten die USA mit mindestens 50 ausländischen 
Regierungen eine ganze Serie von Verhandlungen über die Protokolle zur Zu- 
sammenarbeit und übten auf viele andere Druck aus, dem Ersuchen, Infor- 
mationen zu erhalten, nachzugeben. Der G7-Gipfel von Paris im Juli 1989 
setzte eine Financial Action Task Force ein, um Maßnahmen gegen Geldwä- 


allgemeinen Befugnis und ohne einen Verdacht auf Kriminalität seitens der abgehörten Par- 
teien. (Vgl. auch www.iptvreports.mcmail.com/ic2kreport.htm#_t0c448565552) 
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sche zu fördern. Der Bericht dieser Arbeitsgruppe, der Definitionen von 
Geldwäsche und Empfehlungen zu ihrer Bekämpfung enthielt, wurde am 19. 
April 1990 veröffentlicht. Er wurde beim G7-Treffen in Houston 1990 bestä- 
tigt, und die Tätigkeit der Arbeitsgruppe wurde um ein weiteres Jahr verlän- 
gert. Die Administration hielt jedoch die tatsächlichen Inhalte und Ergebnis- 
se dieser Verhandlungen - nicht nur mit den G7-Staaten, sondern auch mit 
der großen Zahl anderer Länder - unter Verschluß und hat auch viele ihrer 
Akten, die die Ausführung der US-Gesetzgebung betreffen, geheimgehalten, 
sogar vor dem General Accounting Office des Kongresses (General Accoun- 
ting Office 1991: 52/3). 

Gleichzeitig glauben die Kontinentaleuropäer den amerikanischen Behaup- 
tungen nicht, dass ECHELON nicht zur Wirtschaftsspionage benutzt worden 
sei. Angeführt von Frankreich, haben sie begonnen, konkurrierende Systeme 
zu installieren, was zum Teil aus wirtschaftlichen Gründen geschah, zum Teil 
zum Schutz der Privatsphäre, da die öffentliche Meinung in der Europäi- 
schen Union zunehmend darüber besorgt zu sein scheint, wie das amerikani- 
sche Überwachungswesen ihre internationalen und lokalen Telefongespräche, 
Faxe und e-mails abhören kann. Allerdings geben die „UKUSA“-Vereinbarun- 
gen den USA einen massiven Brückenkopf in Europa und die Fähigkeit, viel 
von den europäischen Telekommunikationsmitteln und Datenflüssen unter 
ständige Überwachung zu stellen. Dies wird möglicherweise durch die Libera- 
lisierung von Dienstleistungen unter einem zukünftigen GATS-Regime noch 
erleichtert werden. Die (defensive) Verschlüsselung wird wohl zunehmen, da 
Berichte des Europa-Parlaments von 1998 - wie auch andere Quellen - zei- 
gen, dass die USA auf nachrichtendienstlichem Wege geschäftliche, indus- 
trielle und finanzielle Informationen sammeln, um amerikanische Unterneh- 
men und ihren weiteren ökonomischen Interessen zu nützen.!' 


6. Ein Ausschnitt aus der dunklen Seite 
des finanziellen Panopticon: BCCI 


Der letzte Abschnitt dieses Aufsatzes untersucht korrupte Aspekte der Bezie- 
hung zwischen dem internationalen System, der „Offshore-Welt und einer 
globalen Finanzordnung, die eine relativ freie Kapitalmobilität und Kapital- 
flucht zuläßt. Wie wir sehen werden, haben Geldwäsche, Betrug und Korrup- 
tion in der Tat nicht nur mit finanziellen Kreisläufen, sondern auch mit den 
politischen Strukturen des modernen Kapitalismus zu tun. 

Raymond Baker, Gastdozent für Wirtschaftswissenschaften an der US- 
Brookings Institution und eine Autorität bei der Untersuchung illegaler Ka- 
pitalflucht, weist darauf hin, dass Korruption nur den wesentlich kleineren 


11 Für weitere Informationen zu einem Verschlüsselungsdienst, der von einem Zusam- 
menschluß mehrere privater Datenbanken entwickelt wurde, siehe www.protegrity.com 
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Teil solcher Bewegungen ausmacht, obwohl sie sich in den späten neunziger 
Jahren auf stolze 20 Mrd. Dollar jährlich belief.'” Vielmehr stellt das, was Ba- 
ker die „Verfälschung der Handelspreise“ durch transnationale Konzerne und 
ihre Tochtergesellschaften nennt, bei weitem die Masse des Problems der Ka- 
pitalflucht dar. Hier kooperieren Käufer und Verkäufer bei der illegalen und 
geheimen Bewegung von Geldern, die auf mindestens 80 Mrd. Dollar jährlich 
geschätzt werden. Diese Transfers werden von Netzwerken privater Firmen in 
Entwicklungsländern, postkommunistischen Staaten, den Vereinigten Staaten 
und in Europa durchgeführt. Insgesamt sind es also rund 100 Milliarden 
Dollar jährlich, die der Westen allein auf diesen beiden Wegen aus den Volks- 
wirtschaften der Übergangs- und Entwicklungsländer herausschafft (Baker 1999). 
Etwa die Hälfte davon, 50 Milliarden Dollar jährlich, fließt in die USA. 
Baker fügt hinzu, dass diese 100 Milliarden Dollar, die jährlich als illegales 
Fluchtkapital in den Westen gelangen, „den Deckmantel für einen noch viel 
größeren Betrag von kriminellem Geld abgeben, das im Westen gewaschen 
wird. Schätzungen reichen von 500 Milliarden bis zu einer Billion Dollar 
jährlich.“ Die zwei Typen von Kapitalzuflüssen, kriminelle Geldwäsche und 
illegales Fluchtkapital, durchlaufen dieselben Mechanismen des internationa- 
len Finanzsystems und landen in „westlichen Kassen“. „Das (US-) Finanzmi- 
nisterium schätzte mir gegenüber, dass 99,9% des schmutzigen Geldes, das in 
den USA zur Wäsche angeboten wird, erfolgreich auf sicheren Konten depo- 
niert ist“ (Baker 1999). Baker führt weiter aus: 


„Der Gesamtbetrag ausländischer Hilfe von den USA, den OECD-Staaten und der Weltbank, die 
in die Entwicklungs- und Übergangswirtschaften geht, beläuft sich auf etwa 50 Mrd. Dollar im 
Jahr. Die 50 Mrd., die jährlich hereinkommen, werden vollkommen aufgewogen durch die 100 
Mrd., die mit westlicher Unterstützung illegal wieder hinaus- und zurückfließen. Das Bild, das 
wir - als Amerikaner, Europäer oder Japaner - in unseren Köpfen haben, ist das der Großzügig- 
keit. Es gibt vor, wir würden großzügig Geld an weniger glückliche Länder rund um die Welt 
verteilen. Das zutreffendere Bild ist, daß wir für jeden Dollar, den wir über dem Tisch überrei- 
chen, zwei oder mehr Dollar unter dem Tisch zurücknehmen“ (Baker 1999). 

Diese Aspekte des globalen Finanzsystems kamen im Fall der jetzt bankrot- 
ten BCCI zum Vorschein. Diese „Bank“ wurde von der CIA auf verschiedene 
Weise benutzt, vor allem um Gelder zur Finanzierung der geheimen Kriege in 
Afghanistan und im Iran einzuschleusen, insbesondere zu der Zeit, als Willi- 
am Casey CIA-Direktor war (1981-87). Der Financial Times zufolge operierte 
die in Luxemburg registrierte BCCI in 73 Ländern. Die BCCI präsentierte 
sich so, als ob sie von Ländern der Dritten Welt, insbesondere Abu Dhabi 
und Pakistan, betrieben würde und sich in deren Besitz befände. Sie war be- 
kannt dafür, dass sie im Hinblick auf ihre Tätigkeit, ihren Charakter und ihre 
Leitung mit der Dritten Welt verbunden war. In Wirklichkeit war sie eine 


12 Die legale Komponente von Fluchtkapital, d.h. das Kapital, das nach Steuerzahlung ins Aus- 
land fließt, da die Investoren kein Vertrauen in die entsprechende Ökonomie mehr haben, 
bleibt hier unberücksichtigt. 
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supranationale Bank, die durch viele geheime „Offshore“-Komponenten ge- 
kennzeichnet war, ohne einen einzelnen Heimatstaat zu besitzen. Dadurch 
war sie von einigen Beschränkungen durch regierungsamtliche Aufsicht und 
Vorsichtsmaßregeln befreit und in der Lage, sich in umfangreicher Geldwä- 
sche und einer Reihe anderer illegaler Aktivitäten zu engagieren, und dabei 
Anleger in der ganzen Welt, vor allem aber in Ländern der Dritten Welt, aus- 
zuplündern. 

Der wesentliche Punkt, den ich hier hervorheben möchte, ist, dass die Be- 
deutung dieser Konstellation nicht ausschließlich die BCCI betrifft, denn sie 
ist eng mit den vielfältigen Problemen der Steuerhinterziehung und Kapital- 
flucht verbunden, die mit der „Offshore“-Welt zu tun haben und zu den 
Hauptmechanismen wurden, mit denen die Vermögenswerte der weniger 
entwickelten Länder in der oben beschriebenen Weise abgezogen werden. Ein 
großer Teil dieses Wohlstands fließt schließlich in die Kassen der westlichen 
Banken, ohne die eine Einrichtung wie die BCCI nicht existieren könnte. 
Aber wir greifen der Geschichte vor. Lassen Sie uns mit William Casey be- 
ginnen. Casey war ein OSS-Veteran, der von 1943 bis 1945 Spionagenetze in 
Deutschland leitete; später gehörte er dem Beratungsgremium der Behörde 
für Rüstungskontrolle und Abrüstung an. Er war aber auch ein erfolgreicher 
und umtriebiger Geschäftsmann, war in den frühen siebziger Jahren Vorsit- 
zender der US-Kommission für Wertpapiere und Devisen (US Securities and 
Exchange Commission) und schließlich war er auch Vorstand der US- 
amerikanischen Export-Import Bank, was ihm, wie Bob Woodward in Veil 
bemerkte, Zutritt zum „Klub der Zentralbankchefs“ verschaffte. Casey wurde 
von Präsident Reagan an die Spitze der CIA berufen, um die Effektivität des 
US-Nachrichtendienstes nach den Mißerfolgen, die mit der Revolution im I- 
ran verbunden waren, zu verbessern. Man glaubte, dass er die operative, ge- 
schäftliche und finanzielle Erfahrung mitbrachte, um die CIA in die neue 
konservative Ära zu führen und den Feind zurückzudrängen. Für Casey 
schloß das ein, die Koordination zwischen CIA und NSA zu verbessern und 
einen von den „HYPs“ (Absolventen der Universitäten von Harvard, Yale 
und Princeton) dominierten Nachrichtendienst gründlich umzustrukturieren. 
Laut Bob Woodward war Casey der führende Kopf hinter der geheimen 
Kriegführung, die die Reagan-Administration in den achtziger Jahren betrieb. 
Es ist behauptet worden, dass sich die Kosten dieser geheimen Operationen 
der CIA und „befreundeter“ Regierungen in den achtziger Jahren auf über 
2 Mrd. Dollar beliefen und dass der Löwenanteil davon von korrupten pakis- 
tanischen Beamten bei der BCCI gestohlen worden sei (vgl. Kerry/Brown 
1992a, im folgenden auch als Kerry-Report bezeichnet). Casey traf Hasan 
Agha Abedi, den Gründer der BCCI, „alle drei oder vier Monate“ (Colhoun 
1993: 40). Die BCCI wurde offenkundig in der Iran-Contra-Affäre benutzt, 
um - im Widerspruch zu US-Vorschriften und angesichts der Opposition des 
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Kongresses - Waffenverkäufe der USA an den Iran und die nicaraguanischen 
Contras zu finanzieren (Colhoun 1993: 40/41). Mindestens 50 Millionen 
Dollar trieb die CIA direkt bei anderen (unbekannten) Regierungen für die 
Iran-Contra-Angelegenheit auf. Eine Schenkung von 10 Millionen Dollar, an- 
scheinend von Brunei, erreichte wegen eines Schreibfehlers nie das Schweizer 
Bankkonto, für das sie bestimmt war (Cohen/Mitchell 1988: xii-xx). 

Die BCCI brach mit wahrscheinlich über 10 Mrd. Dollar an verlorenen oder 
gestohlenen Guthaben in mehr als 70 verschiedenen Ländern zusammen, die 
Bank von England hatte ihre Geschäfte 1991 schließlich beendet. In den 
neunziger Jahren gelang es der Bank von England unter Ausnutzung ihrer 
Verbindungen zum britischen Establishment, Kritik an ihrer Inkompetenz 
und Mifßwirtschaft und, wichtiger noch, eine Untersuchung nach US-Art ab- 
zuwehren; was stattfand, war die Bingham-Untersuchung, die zurückhaltend 
zu Werke ging und nicht verlangte, das Versagen der Bank von England nach 
Standards der internationalen Bankenaufsicht zu behandeln, wie sie mit der 
Bank für Internationalen Zahlungsausgleich vereinbart waren. Das geschah, 
obwohl es klare Beweise für die nachlässige und laxe Überprüfung einer Bank 
gab, die bis zu einem Wert von 20 Mrd. Dollar expandierte (Financial Times 
1992). Die Bank von England wußte schon eine ganze Weile von der Miß- 
wirtschaft bei der BCCI (mindestens von 1982 an und noch deutlicher seit 
1988, als ernsthafte und konkrete Klagen über die BCCI bei der Bank von 
England eingingen und sieben BCCI-Mitarbeiter in Tampa, Florida, des Dro- 
genhandels und der Geldwäsche überführt wurden). Auch Price Waterhouse - 
die Rechnungsprüfer der BCCI in Großbritannien - gelang es zu dieser Zeit, 
einer gründlichen Nachforschung zu entgehen. 

Viele politische Schlüsselfiguren waren weltweit in die illegalen Aktivitäten 
der BCCI verwickelt, darunter führende Gestalten des US-Establishments wie 
der frühere Verteidigungsminister Clark Clifford oder auch der ehemalige bri- 
tische Premierminister Lord Callaghan, der mindestens sieben Jahre lang ein 
enger Freund von Hasan Agha Abedi gewesen war. Callaghan fungierte als 
inoffizieller Berater der BCCI. 

Die meisten Opfer des BCCI-Skandals waren kleine Geschäftsleute in über 70 
Ländern in der ganzen Welt. Eine Million kleine Kontoinhaber verloren ihr 
Geld, ebenso wie Zentralbanken, Regierungsorganisationen, Investmentfonds 
und Beamte (Kerry-Report 1992a: 99). Zu den betroffenen Ländern gehörten 
mehrere lateinamerikanische und karibische Staaten sowie Abu Dhabi, Bang- 
ladesh, Belgien, der Iran, Italien, Ungarn, Korea, Liberia, Libyen, Nigeria, Pa- 
kistan, die Philippinen, Saudi Arabien, Senegal, Spanien, die Schweiz, Thai- 
land, die Türkei, die Vereinigten Arabischen Emirate, Jugoslawien und Sam- 
bia; in jedem dieser Länder gibt es Spuren von Bestechung und Korruption 
durch die BCCI. Diese hatte sich selbst als „Bank der Dritten Welt“ darge- 
stellt: eine Bank, die den Unterprivilegierten der Welt dabei helfen würde, 
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Zugang zum Finanzwesen unter Bedingungen zu bekommen, die sich norma- 
le Leute leisten könnten. Viele Beweise über die BCCI und ihre Verbindun- 
gen wurden im Kerry-Report offengelegt: 

„Der Untersuchungsausschuß hat in Dokumenten und Zeugenaussagen umfangreiche Beweise 
dafür vorgelegt, daß sich die BCCI systematisch auf Beziehungen zu und, wenn nötig, Zahlun- 
gen an prominente politische Persönlichkeiten in den meisten der 73 Länder stützte, in denen 
sie tätig war. Sowohl Akten der BCCI als auch Aussagen ihrer früheren Mitarbeiter belegen, daß 
sich die Bank systematisch in den Besitz von Zentralbankeinlagen von Ländern der Dritten Welt 
brachte, daß sie politisches Personal materiell begünstigte und sich auf diese Personen verließ, 
wenn sie selbst Begünstigungen benötigte“ (Kerry/Brown 1992a: 101). 

Die wichtigsten Ergebnisse des Kerry-Reports waren: dass die BCCI „interna- 
tionale Finanzverbrechen in einem riesigen und globalen Maßstab begangen 
hat“; dass sie „bedeutende Führer und politische Persönlichkeiten überall in 
der Welt systematisch bestochen hat“ (z.B. in Lateinamerika: die Präsidenten 
von Brasilien, Argentinien und Peru - Sarney, Menem und Garcia - waren al- 
le mit der BCCI verquickt). Vielleicht noch dreister entwickelte die BCCI ei- 
ne erfolgreiche Strategie, um die Banksysteme der USA und anderer Staaten 
zu infiltrieren, obwohl Regulierungsbarrieren dazu bestimmt waren, sie fern- 
zuhalten. Das US-Justizministerium ließ Untersuchungen und Verfolgung 
schleifen; vielmehr war es der New Yorker Bezirksstaatsanwalt Morgenthau, 
der den Fall übernahm und damit indirekt die weltweite Schließung der 
BCCI herbeiführte. Die Buchprüfer der Bank „versäumten es, unschuldige 
Einzahler und Kreditgeber zu schützen“, trotz der Probleme, die die Reviso- 
ren seit Jahren kannten. Die CIA kannte und benutzte die BCCI, unterließ 
es aber, ihre Informationen weiterzugeben oder aufzudecken, was sie tat. 
Fehlerhafte Entscheidungen von Beamten der US-Bankenaufsicht erlaubten 
es der BCCI, amerikanische Banken „heimlich zu übernehmen“, dies z.T., 
weil sie Anwälte mit guten Verbindungen hatte; so waren etwa Clark Clifford 
und Robert Altman Schlüsselfiguren, die für die BCCI in den Vereinigten 
Staaten tätig waren. Die Kontrolle der BCCI durch die Bank von England 
war „vollkommen unzureichend“, um die Einleger und Gläubiger der BCCI 
zu schützen, sie „hielt Informationen“ über massive Betrügereien 15 Monate 
lang „zurück“, bevor sie die Bank schloß. Die BCCI benutzte politischen 
Einfluß ebenso wie Öffentlichkeitsarbeit als Teil ihrer Taktik, „nahm aktiv die 
Freundschaft führender politischer Figuren der USA in Anspruch und leistete 
Zahlungen an diese Personen“. Capcom, die für den Warenhandel zuständige 
Tochtergesellschaft der BCCI, betrieb in den USA weitgehend anonyme Han- 
delsgeschäfte im Umfang von mehreren Milliarden Dollar, was in einem erheb- 
lichen Grad Geldwäsche einschloß. „Gleichzeitig nahm Capcom bedeutsame 
Verbindungen zu wichtigen Akteuren der US-Telekommunikationsindustrie 
und ausländischen Geheimdienstleuten auf (Kerry/Brown 1992b). 

Während es immer noch unmöglich ist, alles über die mysteriösen Beziehun- 
gen zwischen der BCCI, dem amerikanischen Nachrichtendienst und den 
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Behörden, die für die Steuerung des amerikanischen Finanzwesens verant- 
wortlich sind, zu wissen, macht der Kerry-Report deutlich, dass die CIA so- 
wohl die BCCI als auch die First American Bank, ihre im Geheimbesitz ge- 
haltene US-Tochter, auch dann noch weiterhin für ihre Operationen benutz- 
te, als sie längst wußte, dass die BCCI ein „fundamental korruptes und kri- 
minelles Unternehmen“ war. Darüber hinaus hält der Kerry-Reportt fest: 

„Der durchdringende Charakter der Korruption von Amtspersonen durch die BCCI in so vielen 
Ländern ruft auch weitergehende Fragen hinsichtlich des Beharrungsvermögens von Korruption als 
eine im Geschäftsleben überall in der Welt allgemein übliche Vorgehensweise hervor. Mitarbeiter der 
BCCI behaupten, daß deren Praktiken typisch waren für die, die auch andere Banken (einschließlich 
US-Banken) anwandten, die in Entwicklungsländern Geschäfte machen. Wenn das wahr wäre, würde 
das z.B. bedeuten, daß internationale Institutionen wie der IWF und die Weltbank, die von den US- 
Steuerzahlern finanziert werden, durch das heimliche Einverständnis zwischen den Regierungen die- 
ser Länder und unethischen Banken laufend betrogen werden“ (Kerry-Report 1992b). 

Wie schon erwähnt, waren die Hauptwege für diese Art von Betrug die 
„Offshore“-Strukturen zur illegalen Aneignung von Kapitalfonds in Verbin- 
dung mit Geldwäsche. Ein neuerer Bericht der Vereinten Nationen schätzte 
den Umfang der Guthaben, die sich derzeit auf schwarzen Konten befinden, 
auf rund acht Billionen Dollar. Es gibt auch etwa drei Millionen weitgehend 
anonyme Briefkastenfirmen und illegal operierende Trusts, die lediglich dazu 
dienen, Eigentumsverhältnisse zu verbergen (Blum 1999"). Daher ist es au- 
ßerordentlich schwierig, Informationen über Steuerflucht, Finanzbetrug, 
Geldwäsche und andere transnationale kriminelle Aktivitäten zu erhalten. 

Ein anderer Grund hierfür ist, dass die verschiedenen Teile des Staatsappara- 
tes unterschiedliche Interessen im Hinblick auf die Regulierung des Finanz- 
wesens haben. So war die CIA, wie Kerry häufig bemerkt, alles andere als ko- 
operativ gegenüber den Untersuchungen des Kongreß. So stellte Kerry „un- 
gewöhnliche“ Aspekte in der Art und Weise fest, wie die CIA 1985 und 1986 
dem US-amerikanischen Finanzministerrum darüber berichtete, was sie über 
die BCCI wußte und welche Verbindungen sie zu ihr hatte, als letztere ver- 
suchte, die Kontrolle über die größte Bank in Washington DC, die First A- 
merican, zu bekommen. Tatsächlich unterließ es die CIA 1986, die beiden 
Behörden zu informieren, die eine gesetzliche Verpflichtung hatten, Untersu- 
chungen einzuleiten: die amerikanische Zentralbank und das Justizministeri- 
um. Ebenso wurden Originalberichte und Beweisstücke von der CIA als ver- 
loren bezeichnet, so dass Kerry schließlich einen „rekonstruierten“ Bericht 
bekam und die CIA-Mitarbeiter, die mit den Originalberichten beauftragt 
gewesen waren, unter Eid verneinten, jemals entsprechende Informationen 
erhalten zu haben.'* Der Kerry-Report läßt deutlich werden, warum nicht je- 


13 Blum ist Partner bei Lobel, Novins & Lamont, sowie Co-Autor der UN-Publikation Finan- 
cial Havens, Banking Secrecy and Money Laundering. 

14 Am 19. Februar 1992 sagte unter anderem Douglas P. Mulholland aus, damals Leiter des 
Nachrichtendienstes im Finanzministerium. Als erfolgreicher CIA Beamter von William Ca- 
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der im Nachrichtenapparat der USA davon begeistert sein konnte, dass allzu 
viel enthüllt würde: 

„Frühere CIA-Mitarbeiter, darunter der ehemalige CIA-Direktor Richard Helms und sein Nach- 
folger William Casey, ehemalige und aktive Mitarbeiter ausländischer Geheimdienste wie Kamal 
Adham und Abdul Raouf Khalil sowie wichtige ausländische Agenten der USA wie Adnan Kas- 
hoggi und Manucher Ghorbanifar gehen in den kritischen Phasen der Geschichte der BCCI bei 
dieser ein und aus und nehmen gleichzeitig an der Gestaltung von Schlüsselereignissen der US- 
Außenpolitik teil, von den Friedensverhandlungen von Camp David bis zur Bewaffnung des Iran 
als Teil der Iran-Contra-Affäre. Aber die CIA hat fortgesetzt behauptet, daß sie keine Informati- 
onen hinsichtlich einer Beteiligung dieser Personen habe, was die Frage aufwirft, welche Qualität 
die Nachrichten haben, die die CIA im allgemeinen bekommt, oder wie aufrichtig sie gegenüber 
dem Untersuchungsausschuß ist. Die Beteuerungen der CIA, über die jeweilige Rolle jener Per- 
sonen in der BCCI überhaupt nichts zu wissen, sind unvereinbar mit der frühen Kenntnis der 
Behörde von vielen kritischen Aspekten der Operationen, der Struktur, des Personals und der 
Geschichte der Bank“ (Kerry/Brown 1992b). 

Man könnte noch viele andere gute Gründe für das Schweigen seitens der 
CIA finden. Die BCCI kultivierte Verbindungen zu wichtigen politischen 
Personen in den USA und im Ausland. So erfuhr die BCCI z.B. in Washing- 
ton DC professionelle Unterstützung nicht nur, wie wir festgestellt haben, 
von Clark Clifford und Altman, sondern auch durch frühere Senatoren und 
Kongreßabgeordnete (John Culver, Mike Barnes), frühere Bundesstaatsanwäl- 
te, einen ehemaligen Beamten des Außenministeriums, einen früheren Berater 
des Weißen Hauses und ehemaligen Bevollmächtigten der Zentralbank. Die 
BCCI nahm auch die Hilfe von Henry Kissinger in Anspruch, der sich ent- 
schied, mit dieser Bank keine Geschäfte zu machen, sie aber seinen eigenen 
Anwälten empfahl. In dieser Beziehung verheimlichten Clifford und Altman 
viel von dem, was sie wußten, gegenüber der US-Bankenaufsicht und dem 
Kongreß. Ebenso „entwickelte die BCCI systematisch Freundschaften und 
Kontakte zu bedeutenden politischen Gestalten der USA. Darunter befinden 
sich der frühere Präsident Jimmy Carter, Jesse Jackson, Andrew Young u.a. 
Die Zahlungen, die die BCCI an Andrew Young leistete, als dieser noch im 
Staatsdienst tätig war, waren zumindest ungewöhnlich und - allem Anschein 
nach - unzulässig“ (Kerry/Brown 1992b). 

Eine wichtige Person in dieser Affäre war Kamal Adham. Von Kerry als „Pate 
der BCCI in den nahöstlichen Geheimdiensten“ bezeichnet, war er der wich- 
tigste Verbindungsmann der CIA für den ganzen Nahen Osten von Mitte der 
sechziger Jahre bis 1979 (Woodward 1987: 352). Adham erreichte eine Über- 
einkunft mit dem Bezirksbevollmächtigten von New York, in der seine Rolle 


sey im Finanzministerium eingesetzt, zog sich Mulholland 1987 aus der CIA zurück, um für 
den Bush-Wahlkampf tätig zu sein, bevor er zum Leiter des Nachrichtendienstes im ameri- 
kanischen Außenministerium ernannt wurde. Als Mulholland 1985 den CIA Bericht dem 
Finanzminister Donald Regan vorlegte, bezeichnete er ihn als „Dynamit“, da die BCCI, 
trotz eines Verbots versuchte, die Kontrolle über die größte Bankholding im Washingtoner 
Stadtgebiet zu erlangen. In der Tat war bereits die Washington Post und die Finanzpresse 
auf die BCCI aufmerksam geworden. 
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als BCCI-Repräsentant in den USA anerkannt wurde. Als die BCCI 1972 ge- 
gründet wurde, war Adham Schwager von König Faisal von Saudi-Arabien 
und Chef des saudischen Geheimdienstes. Wie Bob Woodward bemerkte, 
war der „legendäre und ungeheuer reiche“ Adham ein Mann mit „ungewöhn- 
lich engen“ Beziehungen zur CIA. Adham fungierte als der Hauptverbin- 
dungsmann der Saudis und der CIA zum damaligen ägyptischen Vizepräsi- 
denten Sadat (der offenbar, als er finanzielle Schwierigkeiten hatte, von der 
CIA mit einem regulären Einkommen versorgt wurde). „Es war unmöglich 
festzustellen, wo in diesen Arrangements saudische Interessen endeten und 
amerikanische CIA-Interessen begannen“ (Woodward 1987: 352). Adham 
wurde offiziell zum „Hauptinvestor“ bei der Übernahme der First American, 
indem er als Strohmann der BCCI auftrat. Obwohl er in Anhörungen der 
Zentralbank erschien, wo er Auskunft über sein Vermögen und seinen Wer- 
degang gab und behauptete, nur ein passiver Investor zu sein, unterließ es 
Adham, etwas über seinen nachrichtendienstlichen Hintergrund und seine 
Beziehungen zur CIA verlauten zu lassen, oder auch darüber, dass er wichtige 
Kontakte zwischen den USA und „seinem langjährigen Freund, Anwar el Sa- 
dat geknüpft hatte, als es darum ging, das Camp David-Abkommen auszu- 
handeln“ (Kerry/Brown 1992b). 

Offenkundig war es das Ziel der BCCI, Einlagen, Vermögenswerte und Profi- 
te zu maximieren, und gewiß können wir vermuten, dass ein großer Teil von 
den 10 Mrd. Dollar, die verloren gingen, auf schwarze Konten transferiert 
gewaschen und in sichere „legale“ Häfen zurückgebracht wurde. Ein großer 
Teil der geographischen Expansion der Bank wurde durch Fusionen und Ü- 
bernahmen betrieben. In Lateinamerika pflegten die Übernahmespezialisten 
der BCCI den Kontakt zu führenden Leuten der Zentralbanken und zu Re- 
gierungsbeamten in Argentinien, Brasilien, Kolumbien, Peru, Venezuela und 
anderen Ländern, um „für den Kauf geeignete Banken“ zu finden. Manchmal 
halfen dabei auch Mitarbeiter internationaler Finanzinstitutionen wie dem 
IWF. Im allgemeinen gab es in den lateinamerikanischen Staaten deutliche 
„Beschränkungen für die Möglichkeit ausländischer Banken, einheimische 
Banken zu kaufen“ oder die Kontrolle über die Kapitalmehrheit zu erlan- 
gen.” Deshalb machte die BCCI „in jedem Land prominente Persönlichkei- 
ten (aus), die bereit wären, beim Erwerb lokaler Institute als Strohmänner 
aufzutreten, ohne dass dies ein Risiko für sie bedeutete, während die Bank ih- 
re Käufe heimlich finanzieren würde, genau wie sie es in den Vereinigten 
Staaten getan hatte“ (Kerry/Brown 1992b) Die BCCI leistete verschiedene Zah- 
lungen an Personen, die Übernahmen erleichterten, Schmiergelder für Beamte 
eingeschlossen, und obwohl sich die Details jeder Transaktion unterschieden, 


15 Dies betrifft die Zeit vor der weitergehenden Liberalisierung und dem Schutz der Rechte 
ausländischer Investoren durch WTO, NAFTA und andere bilaterale Verträge. 
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war das Muster einige Jahre früher vorgezeichnet worden, als die Bank ihre ge- 
heime Übernahme der First American durchführte. In Brasilien z.B. „belohnte“ 
die BCCI einige der angesehensten Diplomaten und Politiker des Landes, da- 
mit sie ihr dabei halfen, die Gesetze ihres eigenen Landes zu umgehen. 

Ein anderer Sachverhalt, der es erlaubt, die Beziehungen der BCCI zu aus- 
ländischen Regierungen einzuschätzen, waren die Einlagen, die sie von vielen 
Zentralbanken erhielt. In gewisser Hinsicht könnte es logisch erscheinen, 
wenn sich die Zentralbank eines Entwicklungslandes entschied, ihr Geld bei 
der BCCI anzulegen, galt diese doch als „Bank der Dritten Welt“, die ihren 
Kunden die besten Dienstleistungen bot. Zentralbankleute wußten jedoch, 
dass die BCCI, da sie de facto ein Komplex von Dachgesellschaften war, kei- 
nen letztlich haftenden Geldgeber und auch keine fundierte Rechnungsprü- 
fung hatte. Daher hätte jeder Zentralbankchef, der etwas auf sich hielt, wissen 
müssen, dass jegliche Einzahlungen bei der BCCI sehr riskant waren: wenn 
diese bankrott ginge, wären die Zentralbankfonds nicht geschützt. Nichtsdes- 
totrotz wurden die Reserven von rund 20 Zentralbanken auf unsicheren Kon- 
ten bei der Bank angelegt, in manchen Fällen in einem nennenswerten und 
sehr unvorsichtigen Umfang. 

Was schließlich die Aufsichtspflichten von Zentralbanken betrifft, so wurde 
im März 2001 angekündigt, dass die Bank von England, die normalerweise 
von Strafverfolgung verschont bleibt, nun zum ersten Mal überhaupt einem 
Prozeß entgegensieht, den Deloitte & Touche, die Konkursverwalter der 
BCCI, angestrengt haben. Diese fordern 550 Millionen Pfund als Schadenser- 
satz für BCCI-Einleger; mit Zinsen könnte sich das auf eine Milliarde Pfund 
summieren. Das Oberhaus stimmte mit absoluter Mehrheit für die Zulassung 
der Klage gegen die Bank von England wegen vorsätzliche Vernachlässigung 
der Aufsichtspflichten. Die Liquidatoren haben seit 1993 versucht, die Bank 
zu verklagen. Trotzdem ließ die Bank von England verlauten, der Parla- 
mentsbeschluß sage nichts über ein Fehlverhalten oder die wesentlichen 
Punkte der Klageschrift aus und man habe „völliges Vertrauen“, den Prozeß 
(der voraussichtlich 2002 beginnen wird) zu gewinnen (Croft 2001). 


7. Schlussfolgerungen 


Wie in diesem Aufsatz gezeigt wurde, ist die Suche nach einem globalen Pa- 
nopticon im Finanzwesen ein modernistischer Mythos, der ständig von den 
Widersprüchen der Globalisierung unterminiert wird. Diese Widersprüche 
setzen jedem Projekt globaler Überwachung unter der Herrschaft des Kapitals 
finanzielle oder politische Grenzen. Zu diesen Widersprüchen zählen nicht 
nur jene zwischen Arbeit und Kapital, sondern auch die Beziehungen zwi- 
schen herrschenden kapitalistischen Staaten. Oberflächlich gesehen scheint es 
so, dass die Regierungen der großen kapitalistischen Staaten ein gewisses In- 


380 Stephen Gill 


teresse an Überwachung haben, die auf vorsichtiger Regulierung basiert. Viel- 
leicht hat auch eine Mehrheit dieser Staaten Interesse an einer Überwachung 
der Liberalisierung in der früheren Sowjetunion und der Dritten Welt - bis 
zu einem gewissen Grad. Jedoch gibt es in einer von neuen Wettbewerbsideo- 
logien dominierten Welt auch Reibungsverluste zwischen den führenden 
Kräften in Kontinentaleuropa und in Nordamerika bei der Diskussion über 
Regulierung und nationale Sicherheit. Dies wird deutlich, wenn wir etwa die 
Auseinandersetzungen über die Regulierung der Kapitalmärkte betrachten. Es 
sind Auseinandersetzungen, die bis zu den Klassenstrukturen und den politi- 
schen Formen beider Systeme zurückverfolgt werden können und die häufig 
als Rivalität zwischen der angelsächsischen Form des „Shareholder“- 
Kapitalismus und der kontinental-europäischen „Stakeholder“-Gesellschaft 
(Formen einer sozialen Marktwirtschaft) beschrieben werden, obwohl es auch 
Anzeichen für den zunehmenden Einfluß des Shareholder-Kapitalismus auf 
dem Kontinent gibt. Letztlich brauchen westeuropäische Staaten irgendeine 
Form von Protektion, um dem intensivierten Eindringen und der Überwachung 
durch den amerikanischen Nachrichtenapparat entgegentreten zu können. Dies 
wird in der scharfen transatlantischen Debatte zu ECHELON deutlich. 
Natürlich ist das noch nicht alles. In der Tat gibt es selbst unter den Haupt- 
verbündeten der USA nicht nur völlige Harmonie und reibungslose Koope- 
ration. Als der Kerry-Report veröffentlicht wurde, waren seine Untersuchun- 
gen unvollständig, was im wesentlichen daran lag, dass die Regierungen von 
Großbritannien und Abu Dhabi die Zusammenarbeit verweigerten. Der Se- 
natsausschuss, an den der Kerry-Report ging, empfahl abschließend eine „ag- 
gressive Vorgehensweise“, die innerhalb der Regierung der Vereinigten Staaten 
und zwischen dieser und den Regierungen anderer Staaten koordiniert wer- 
den sollte, um internationale Finanzverbrechen zu bekämpfen. Er rief zu 
Maßnahmen gegen ausländischen Datenschutz und Vertraulichkeitsbestim- 
mungen auf, die Kriminelle schützen. Seine Untersuchungen hatten unter- 
schiedliche Umgangsweisen mit Überwachung und Regulierung innerhalb des 
US-amerikanischen Staatsapparates enthüllt. Daher forderte Kerry zusätzliche 
Aufsichtsmechanismen, um die Verantwortlichkeit der CIA und anderer In- 
stitutionen, früherer und jetziger Regierungsbeamter und privater Rechtsan- 
wälte in Bezug auf die Offenlegung von Informationen und zwingenden Ver- 
haltensregeln sicherzustellen. Kerry forderte auch verstärkte Maßnahmen ge- 
gen Geldwäsche sowie eine stärkere Regulierung von in- und ausländischen 
Finanzunternehmen, die in den USA operieren, inklusive eines strengen Ver- 
bots des Gebrauchs von Strohmännern zur Kontrolle von Unternehmen. 
Viele dieser Forderungen wurden nicht umgesetzt, was man mit den oben 
erwähnten Konflikten zwischen den verschiedenen staatlichen Instanzen wie 
auch mit den Interessen der oft anonym bleibenden Kapitalbesitzer erklären 
kann: Viele von ihnen nutzen die Offshore-Ökonomie, um ihre eigenen Inte- 
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ressen zu verfolgen. In einer Welt des mobilen Kapitals sind die Angebote 
der Offshore-Ökonomie ständig präsent. In der Tat werden alle Entwick- 
lungspläne der einzelnen Staaten durch die globale Finanzwelt diszipliniert - 
allerdings sind einige disziplinierter als andere. Wie gezeigt wurde, sind die 
USA in Finanzangelegenheiten die berühmte Ausnahme von der Regel. Bes- 
ser als jede andere Regierung sind sie in der Lage, aus den Risiken und Mög- 
lichkeiten, die die neuen Finanzstrukturen bieten, Kapital zu schlagen. Je- 
doch gibt es keinen Anlass, daraus zu schließen, dass Staatsapparate gänzlich 
die Fähigkeit verloren hätten, die Finanzwirtschaft zu regulieren, geschweige 
den mobiles Kapital nicht mehr unter Kontrolle haben. Das Einfrieren von 
iranischen Guthaben im Wert von 14 Mrd. Dollar nach der Revolution von 
1979 dient als Beispiel für die einzigartige Fähigkeit der USA, in das interna- 
tionale Bankensystem einzugreifen und ein gewisses Maß direkter Kontrolle 
auszuüben. Die nationalen Sicherheitsinteressen der Vereinigten Staaten sind 
sicher noch mächtig genug, um „bestimmte“ Interessen von Bankern zu ü- 
berwinden; wobei sich die Frage stellt, ob dies auch noch zu Beginn des 21. 
Jahrhunderts der Fall ist (Alerassool 1993: 30/1). Es steht außer Frage, dass 
die USA (und ihre G7-Partner) das globale Finanzwesen in einer Weise len- 
ken könnten, die zum Beispiel den Kapitalfluß vom Rest der Welt in den 
Westen zum Erliegen brächte - wenn sie dies wollten. 
An dieser Stelle sollten wir vielleicht pessimistisch sein. Der Kerry-Report hat 
gezeigt, wie wenig adäquat Führungsstrukturen in der globalen politischen 
Ökonomie in vielerlei Hinsicht sind: sie sind unverantwortlich in sozialer 
Hinsicht und nur unzureichend demokratisch kontrolliert. Von besonderem 
Interesse sind die zunehmend „unabhängigen“ Zentralbanken, die heute 
mehr denn je gegen demokratische Überprüfungen geschützt sind. Zudem 
zeigt die Erfahrung mit der BCCI (und einer Reihe anderer Fälle), dass der 
gegenwärtige Kapitalismus nur eingeschränkt den Gesetzen unterliegt und 
darüber hinaus mit doppeltem Maßstäben operiert. Viele der Herrschenden 
favorisieren - aus Überzeugung oder aus der Situation heraus - eine Zwangs- 
herrschaft, die auf Dominanz und Korruption, Betrug und Einschüchterung 
basiert. Dieser doppelte Standard unterminiert jeden Anspruch auf Legitimi- 
tät, vor allem im Kontext der zunehmenden Finanz- und Wirtschaftskrisen in 
den letzten beiden Jahrzehnten, von denen viele mit Kapitalflucht und 
Glaubwürdigkeitsproblemen von Regierungen in Zusammenhang stehen. 
Übersetzung aus dem Englischen: Astrid von Enzberg 
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Raul Zelik 


Der Plan Colombia 
Anti-Drogendiskurse und US-Hegemonialpolitik 
in der Andenregion 


Wenige Länder werden so sehr auf ihre ökonomische Struktur reduziert wie 
Kolumbien. Der südamerikanische Staat gilt als Synonym für Kokainhandel 
und Mafia-Macht.' Während diese In-Eins-Setzung jedoch über einen langen 
Zeitraum mit einer allgemeinen Gleichgültigkeit für die Situation in Kolum- 
bien einherging, lässt sich in den letzten fünf Jahren ein wachsendes interna- 
tionales Interesse für das Land beobachten. Kolumbien wird zunehmend als 
politischer Brennpunkt mit erheblicher Bedeutung für die gesamte karibische 
und andine Region anerkannt. Vor allem die Verabschiedung von 1,3 Mrd. 
US-Dollar Militär-, Polizei- und Wirtschaftshilfe durch die US-Regierung im 
Rahmen des Plan Colombia gilt als Beweis für die Brisanz der Lage. 

Auf den ersten Blick hat auch diese neue Entwicklung mit der Drogenöko- 
nomie zu tun, zumindest wird sie mit dieser legitimiert. Kolumbien wird wei- 
terhin auf seine illegalen Exportgüter reduziert. Dabei lassen die Vertreter der 
Anti-Drogendiskurse - zum Teil ganz bewusst - außer acht, dass das Koka - 
wie der Kolumnist Antonio Caballero (2000: 130) schreibt - „praktisch kei- 
nes der sozialen, politischen und ökonomischen Probleme, mit denen Ko- 
lumbien konfrontiert ist, geschaffen hat: Er hat sich darauf beschränkt, sie al- 
le zu potenzieren und zu komplizieren.“ 

Aus diesem Grund scheint es mir geboten, vor einer genaueren Betrachtung 
des Plan Colombia und der US-Antidrogen-Politik zunächst die Grundlagen 
des kolumbianischen Konflikts zu skizzieren. Es gibt gewichtige Argumente 
für die von lateinamerikanischen Linken vertretene These, wonach die wach- 
senden Anstrengungen der USA in der Region weniger mit dem Drogenprob- 


1 Die Verwendung des Begriffs ‘Mafia’ für die illegalen Geschäfsstrukturen ist durchaus prob- 
lematisch. Ciro Krauthausen (1997) hat Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwischen ita- 
lienischer Mafia und kolumbianischen Drogenhändlerringen ausführlich herausgearbeitet. 
Lessmann (1996: 261) lehnt den Begriff im Zusammenhang mit den kolumbianischen Dro- 
genhändlerringen ganz ab, u. a. weil es - anders in Italien - keine Mechanismen zur internen 
Konfliktregelung gebe, genau diese jedoch die besondere Struktur der Mafia auszeichneten. 
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lem als vielmehr mit den sozialen Auseinandersetzungen in Kolumbien zu 
tun haben. Bürgerkrieg, Plan Colombia und letztlich auch der Boom der 
Narco-Korruption seien demnach nur zu verstehen, wenn man die soziale 
Konfrontation betrachtet, die das Land seit seiner Unabhängigkeit erschüt- 
tert. 


Determinanten des kolumbianischen Konflikts 


In Kolumbien wird häufig auf drei für die Situation entscheidende Faktoren 
verwiesen: die geopolitische Lage, der Ressourcen-Reichtum und der evidente 
Widerspruch zwischen formaldemokratischer Rechtsstaatlichkeit und den rea- 
len Gewaltverhältnissen: 

- Dass die geostrategische Lage Kolumbiens eine zentrale Rolle im Konflikt 
spielt ist unumstritten. Fernändez (1999: 63) hält sie sogar für den entschei- 
denden Schlüssel zum Verständnis der US-Politik in der Andenregion. Ko- 
lumbien kommt eine Art Drehscheiben-Funktion auf dem südamerikanischen 
Kontinent zu. Die fünf Außengrenzen verlaufen durch wenig erschlossene 
Regenwald- und Savannen-Gebiete und gelten als schwer kontrollierbar. 
Gleichzeitig besitzen Kolumbiens Nachbarstaaten große Bedeutung für den 
Handel in der westlichen Hemisphäre: Panama wird vom interozeanischen 
Kanal durchschnitten, über den - trotz Kapazitätsproblemen?- nach wie vor 
ein bedeutender Teil des interozeanischen Güterverkehrs abgewickelt wird. 
Brasilien ist das bevölkerungsreichste und industrialisierteste Land des Sub- 
kontinents, das darüber hinaus mit dem amazonischen Becken über die bio- 
genetische und ökologische Schatzkammer des Planeten verfügt, und Ecua- 
dor und Venezuela sind bedeutende Öl-Exporteure.? 

- Die kolumbianische Linke weist vor allem auf den Ressourcen-Reichtum ih- 
res Landes hin, wenn sie die US-Politik und den Plan Colombia erklären will. 
Tatsächlich verfügt Kolumbien über eine Reihe interessanter Rohstoffe. Die 
Netto-Ölexporte lagen nach Angaben der Bank for International Settlements 
(2001: 46) im Jahr 2000 bei 4,3 Mrd. US-Dollar - ein Geschäft, von dem vor 
allem die Unternehmen British Petroleum und Occidental profitierten. Dazu 
kommen die großen, von Exxon und Drummond ausgebeuteten Kohlevor- 
kommen in der Nähe der Karibikküste (Exportvolumen 1997: 827 Mill. US- 


2 Dario Azzellini (1999: 108) spricht von einem „Nadelöhr für die wachsende Warenströme ... 
Schiffe mit mehr als 60.000 Tonnen können ihn gar nicht passieren, üblich sind heute je- 
doch bis zu 250.000 Tonnen.“ 

3 Die destabilisierende Wirkung Kolumbiens auf die Öl exportierenden Nachbarstaaten taucht 
immer wieder in den US-amerikanischen Debatten auf. So wies beispielsweise der Staatssek- 
retär der ersten Bush-Adminstration Bernard Aronson 1998 in der Wahington Post aus- 
drücklich auf die Gefahr hin, der kolumbianische Bürgerkrieg könne „die Grenze nach Ve- 
nezuela überschreiten, dem Öllieferanten Nr. 1 der Vereinigten Staaten.“ (zit. nach Camelo 
Bogotä 1998: 140). 
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Dollar), die Goldreserven der Serrania San Lucas, die eine der höchsten Kon- 
zentrationen auf dem Globus besitzen sollen (SINTRAMINERCOL 1999), 
sowie die Bananen-, Schnittblumen-, und Kaffee-Exporte, die 1997 weitere 
466, 475 und 2420 Mill. US-Dollar eingebracht haben (Cideiber 2001). Das 
Wirtschaftswachstum in Kolumbien lag zwischen 1945 und 1995 im Durch- 
schnitt bei 5%, also deutlich höher als in den meisten anderen lateinameri- 
kanischer Staaten (Reed 2001), was erklärt, warum das Land in Expertenkrei- 
sen häufig als „eines der bestgehütetsten Investitionsgeheimnisse des Konti- 
nents“ (Ex-US-Staatssekretär Bernard Aronson) bezeichnet wird. Doch es gibt 
auch Argumente, die die wirtschaftliche Bedeutung des Landes im internati- 
onalen Rahmen relativieren. So zeigt Fernändez (1999: 62) am Thema der 
Certificacıön® auf, dass Kolumbien nur „eine ausgesprochen sekundäre Rolle 
bei den nordamerikanischen Prioritäten in Lateinamerika“ spielen könne. 
Anders lasse sich nicht erklären, warum der Drogenhandel die Beziehungen 
zwischen den beiden Staaten auf die bestehende Weise dominiere.’ Wäre Ko- 
lumbien ebenso wie Mexiko ein unverzichtbarer Wirtschafts- und Handels- 
partner der USA, so Fernändez, hätte Washington dem südamerikanischen 
Land die Certificaciön nicht verwehren können. Auch wenn der Einwand ei- 
niges für sich hat, bleibt festzuhalten, dass das Interesse transnationaler Un- 
ternehmen an kolumbianischen Firmen, die in den Bereichen Telekommuni- 
kation, Strom-, Wasser- und Energieversorgung tätig sind, sowie an Banken 
und Versicherungen in den vergangenen Jahren deutlich gewachsen ist und 
die internationale Politik gegenüber dem Land maßgeblich beeinflusst hat 
(vgl. Ahumada 2000). 

- Der dritte entscheidende Faktor im kolumbianischen Konflikt ist histori- 
scher Natur. Obwohl - oder gerade weil - im Land seit Gründung der Repu- 
blik bis auf kurze Unterbrechungen formaldemokratische Verhältnisse ge- 
herrscht haben‘, besitzt das Land das höchste Gewaltniveau auf dem Konti- 


4 Bei der Certificaciön handelt es sich um eine jährliche, von der US-Regierung durchgeführte 
Bewertung der Drogenpolitik anderer Staaten. Die Nicht-Erteilung der Certificaciön zieht 
die Verweigerung von Handelserleichterungen und Hilfsmaßnahmen sowie das negative Vo- 
tum der USA bei den internationalen Kreditfonds nach sich (Thoumi 1997: 200). Kolum- 
bien wurde die Certificaciön unter dem Präsidenten Samper (1994-98) zweimal verweigert. 

5  Fernändez verweist auf die seltsame Asymmetrie der US-Außenpolitik. Während Kolumbien 
wegen des Drogenhandels die Certificaciön verweigert wurde, ist die Regierung Mexikos, die 
nicht minder schwere Fälle der Drogenkorruption zu verantworten hat, weit gehend unbe- 
helligt geblieben. Fernändez erklärt dies mit der handelspolitischen Bedeutung Mexikos für 
die USA. 

6 Es spricht einiges für die These, dass die systematische Verletzung von Menschenrechten in 
Kolumbien überhaupt nur unter formaldemokratischen Verhältnissen möglich war. Die mit 
den Sicherheitskräften kooperierenden Todesschwadrone begehen in Kolumbien heute mehr 
Morde als die chilenischen Militärs unter Pinochet (Giraldo 1996: 24). Das hat u. a. damit 
zu tun, dass eine offen autoritär auftretende Militär-Junta mit der Kritik der internationalen 
Öffentlichkeit konfrontiert wäre. Der kolumbianische Staat hingegen verweist auf seine de- 
mokratische Legitimation und stilisiert sich zum Opfer der ‘Extreme von Rechts und Links’. 
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nent. Die Hermetik des Zweiparteiensystems sowie staatliche bzw. para- 
staatliche Repression haben die Opposition in den vergangenen 180 Jahren 
immer wieder in den Untergrund gedrängt. Die Folge davon ist eine nicht 
abreißende Kette bewaffneter, oft regionaler Aufstände’, die durch die feh- 
lende Integration des Territoriums bis in die 1960er Jahre hinein wesentlich 
erleichtert wurden. Im Unterschied zur Situation in anderen lateinamerikani- 
schen Staaten entzündeten sich die im 19. Jahrhundert in fast allen Ländern 
des Subkontinents ausgefochtenen, parteipolitisch motivierten Bürgerkriege 
in Kolumbien immer wieder neu und luden sich dabei sozial auf. So ent- 
stand eine Kontinuitätslinie, die von den liberal-konservativen Machtkämpfen 
der frühen Republik über die großen, im Kern um die Landverteilung geführ- 
ten Bürgerkriege 1899-1902 und 1948-1953 (vgl. Uribe 1993, Molano 1994) 
bis hin zu den Guerillaaufständen der 60er Jahre reicht. Während andere la- 
teinamerikanische Guerillagruppen mehr oder weniger artifiziell als Anwen- 
dung von Che Guevaras Fokus-Theorie entstanden, konnten die aufständi- 
schen Gruppen Kolumbiens unmittelbar an kaum 15 Jahre zurückliegende 
Bauernrevolten anknüpfen‘. Dieser Umstand ist der wohl wichtigste Grund, 
warum die kolumbianische Guerilla-Linke die großen Krisen des Konzepts 
Bewaffneter Kampf um 1970 und 1990 überdauerte’. 


7 „Sage und schreibe neun nationale Bürgerkriege und Dutzende von regionalen Konflikten 
zählt der Historiker Alvaro Tirado Mejia für die Zeit nach den zwischen 1810 und 1824 
ausgefochtenen Unabhängigkeitskriegen. Es ist - bis auf die guerra de los mil dias zwischen 
1899 und 1902 - die Häufigkeit der Auseinandersetzungen und nicht so sehr ihre Intensität, 
die beeindruckt.“ (Krauthausen 1997: 101) 

8 Bei der größten kolumbianischen Guerilla, den Revolutionären Streitkräften Kolumbiens- 
Volksheer (FARC-EP), wird diese Kontinuität besonders deutlich. FARC-Kommandant Ped- 
ro Marin alias Manuel Marulanda schloss sich während des Bürgerkriegs 1949 den ‘liberalen’ 
Selbstverteidigungsgruppen an und blieb danach - von einer kurzen Episode als Straßenin- 
spektor abgesehen (vgl. Pizarro 1991) - bis heute in der Illegalität. Aber auch die klassisch 
guevaristische ELN besitzt eine Verankerung in den Bauernrevolten. Die Studenten, die 
1963/64 die Organisation aufbauten, suchten gezielt Kontakt zu den Veteranen des Bürger- 
kriegs und gewannen einige von ihnen als Unterstützer ihres Projekts (Hernändez 1998: 56- 
58). 

9 Weitere wichtige Gründe sind: Die Verweigerung politisch-legaler Spielräume durch die ko- 
lumbianischen Eliten, die Größe und topographische Beschaffenheit des Territoriums sowie 
- was die 90er Jahre betrifft - die Verschärfung der sozialen Krise in Folge der neoliberalen 
Öffnungspolitik. Der Verweis auf die ökonomische Unabhängigkeit der kolumbianischen 
Guerilla, die sich über Schutzgelderpressungen, Entführungen und Besteuerung des Koka- 
Anbaus finanzieren, wird meistens denunziatorisch verwendet, um den Guerillaführern per- 
sönliche Bereicherungswünsche zu unterstellen. Das Argument ist in diesem Sinne falsch - 
die meisten Berichte über angebliche Reichtümer der Guerilla greifen direkt oder indirekt 
auf Informationen der Armeegeheimdienste zurück. Richtig an dem Argument ist jedoch, 
dass die kolumbianische Guerilla anders als etwa die zentralamerikanischen Gruppen über 
eine autonome ökonomische Basis verfügt und deshalb vom Zusammenbruch des Realsozia- 
lismus in dieser Hinsicht kaum getroffen wurde. 
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Eine Geschichte der sozialen und politischen Gewalt 


Bei der Betrachtung des kolumbianischen Alltags sticht als erstes die extrem 
hohe Mordrate ins Auge. Mit mehr als 70 Toten pro 100.000 Einwohner ge- 
hörte Kolumbien in den 90er Jahren zu den Ländern mit der höchsten 
Mordrate weltweit (Ziss 1997: 214f). Wenig befriedigend sind die Erklärun- 
gen, die normalerweise für diesen Sachverhalt herangezogen werden. Ziss etwa 
verweist - sehr oberflächlich - auf kulturelle Begebenheiten und die Schwä- 
che des Staates, während andere Untersuchungen das Gewaltpotenzial mit 
der ökonomischen Marginalisierung von großen Teilen der Bevölkerung zu 
begründen versuchen. Statistiken der Menschenrechtsinitiative Nunca Mas 
(Perez/Reis 1998: 302f) zeigen jedoch, dass sich konkretere Ursachen für die 
Entwicklung benennen lassen. Diesen Zahlen zufolge waren 1970 noch weni- 
ger als 5000 gewaltsame Tötungen zu verzeichnen, im Jahr 1996 hingegen 
knapp 30.000. Dabei verlief der Anstieg bis Mitte der 80er Jahre weit gehend 
kontinuierlich und machte erst 1985-1988 einen Sprung. Gleichzeitig nahm 
der Anteil politisch motivierter Tötungen von 8,5% auf 20,4% zu (1970 hatte 
er noch bei 1% gelegen). 

Diese Zahlen deuten darauf hin, dass die Gewalteskalation vor allem von 
zwei Phänomenen beeinflusst worden ist: der Ausbreitung des Drogenhan- 
dels, der seit 1970 relativ kontinuierlich zu einer Umwälzung der Sozialstruk- 
turen geführt hat und Gewalt als allgemein übliches Mittel der Konfliktregu- 
lation etablierte, und der Verschärfung der Oppositionsbekämpfung im 
Rahmen des „schmutzigen Kriegs“ ab 1983. Hingegen scheint die steigende 
Zahl von Tötungen mit bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen Guerilla 
und Streitkräften nur sekundär zu tun zu haben. Selbst 1996, als der Konflikt 
in Kolumbien durch den Übergang der FARC zum Bewegungskrieg in eine 
neue Phase trat, lag die Zahl der Opfer bei Gefechten deutlich unter der ext- 
ralegaler Hinrichtungen und Verschwundener (ebenda: 305). 

Da die Auswirkungen des Drogenhandels im folgenden Abschnitt behandelt 
werden sollen, werde ich zunächst versuchen, die repressiven Strategien der 
Oberschicht nachzuzeichnen. Man kann nämlich feststellen, dass die kolum- 
bianischen Eliten in den vergangenen 100 Jahren konsequent auf gewalttätige 
Konfliktlösungen gesetzt haben. Zwar ist in Lateinamerika allgemein zu beo- 
bachten, dass Protestbewegungen eher unterdrückt, denn ‘integriert’ oder po- 
litisch ruhig gestellt wurden - für eine funktionierende Integration im Rah- 
men eines „fordistischen Kompromisses“ fehlten und fehlen auf dem Sub- 
kontinent einfach die ökonomischen Spielräume -, doch die Brutalität der 
Repression ging im kolumbianischen Fall auch über das in Lateinamerika üb- 
liche Maß immer wieder hinaus. Im 20. Jahrhundert sind vier traumatische 
Erfahrungen auszumachen: der „Krieg der 1000 Tage“ (1899-1902), der Ar- 
beitskampf auf den Bananenplantagen der United Fruit Company 1928, der 
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Bürgerkrieg 1948-53, der in Kolumbien selbst nur als die violencia, die ‘Ge- 
walt’, bezeichnet wird, und der so genannte „schmutzige Krieg“ seit 1983. Al- 
le vier Konflikte lassen sich als Klassen-Auseinandersetzungen interpretieren. 
So ging es beim „Krieg der 1000 Tage“, der immerhin 100.000 Menschenle- 
ben forderte, um die gewalttätige Aneignung des (durch den internationalen 
Kaffee-Boom immens aufgewerteten) Landes der Kleinbauern in den mittle- 
ren Anden durch den Großgrundbesitz (Uribe 1993). Der Bananenarbeiter- 
Streik 1928 war der Höhepunkt einer sich erstmals unabhängig von den gro- 
ßen Parteien formierenden Gewerkschafts- und Massenbewegung, der durch 
das Massaker eine strategische Niederlage zugefügt wurde (ebenda). Zum 
Ausbruch der Violencia kam es, als die konservative Parteiführung den aus- 
sichtsreichen linksreformistischen Präsidentschaftskandidaten Jorge Eliecer 
Gaitän ermorden ließ, weil dieser u.a. für eine Agrarreform eintrat (Alape 
1983)". Und schließlich gibt es heute das Phänomen des Paramilitarismus, 
der in den vergangenen zwei Jahrzehnten einen regelrechten Vernichtungs- 
krieg gegen sämtliche Oppositionsgruppen geführt hat (vgl. Giraldo 1996, 
Perez/Reis 1998, Zelik 1999a). 

Die Untersuchung der paramilitärischen Gruppen ist von zentraler Bedeu- 
tung, wenn man die aktuelle Situation im Land verstehen will. Die Gruppen 
entstanden als Antwort der Eliten auf eine wachsende innenpolitische Desta- 
bilisierung. Zwar stellten die Guerillaorganisationen FARC, ELN, EPL und 
M-19!! lange Zeit keine ernsthafte Bedrohung des Staates dar, doch Ende der 
70er Jahre eskalierte die Situation: Im ganzen Land entstanden Protestbewe- 
gungen, ein heterogenes Mosaik aus Stadtteilbewegungen, Indigena- und 
Kleinbauern-Organisationen, marxistischen Zirkeln, linkschristlichen Grup- 
pen und Gewerkschaften. In Verbindung mit den Stadtguerilla-Aktionen der 
M-19 und den Entwicklungen in Zentralamerika entwickelten diese Bewe- 
gungen eine unerwartete Dynamik, die das System in Frage zu stellen schien. 
Auf Seiten der Eliten kristallisierte sich daraufhin eine Politik heraus, die der 
Opposition von zwei Seiten den Boden zu entziehen versuchte und dem 


10 Im Verlauf des Bürgerkriegs ließen die Großgrundbesitzer die von renitenten Kleinbauern 
bewohnten Dörfer systematisch angreifen, um sich auf diese Weise das Land anzueignen 
(vgl. Molano 1994, Zelik 2000). 

11 Die revolutionären Streitkräfte Kolumbiens, FARC, entstanden 1966 als Antwort auf die 
versuchte Zerschlagung von aus dem Bürgerkrieg übrig gebliebenen, bäuerlichen Selbstver- 
teidigungsgruppen, die unter dem Einfluss der Kommunistischen Partei standen (vgl. Mola- 
no 1995, Pizarro Leongömez 1991); sie orientierten sich an den Maximen der sowjetischen 
Politik. Das Nationale Befreiungsheer, ELN, wurde 1964 als guevaristischer Guerilla-Fokus 
gegründet und in den Folgejahren u. a. von der Befreiungstheologie geprägt (vgl. Hernändez 
1998, Medina 1996). Das Volksbefreiungsheer EPL entstand 1967, es bezog sich politisch 
zuerst auf China, dann auf Albanien. Die M-19 war eine linksnationalische, sich selbst als 
undogmatisch begreifende Abspaltung der FARC mit einer starken Basis in den kolumbiani- 
schen Großstädten. Sie integrierte sich 1991 ins politische System, verlor ihren Vorsitzenden 
bei einem Mordanschlag und verschwand von der Bildfläche. 
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Vorgehen unter der aktuellen Regierung Pastrana erstaunlich ähnelt: Während 
der Präsident Belisario Betancur (1982-1986) Friedensgespräche mit der Gue- 
rılla aufnahm, formierten sich lokale Bündnisse aus Politikern der herrschen- 
den Parteien, Großgrundbesitzern, Industriellen, Militärs und Drogen-Capos, 
um die Opposition extralegal zu bekämpfen (Giraldo 1996, Alonso 1997). 
Die aus dieser Kooperation hervorgehenden paramilitärischen Gruppen stell- 
ten eine Weiterentwicklung der „Nationalmilizen“ dar, die in den 60er Jahren 
im Rahmen der Nationalen Sicherheitsdoktrin gegründet worden waren (Gi- 
raldo 1996, 80). Der Armee wurden „para-institutionelle“ (Medina Gallego 
1992) bzw. parastaatliche Einheiten an die Seite gestellt, was drei große Vor- 
teile mit sich brachte: eine militärische Einbindung der Bevölkerung auf Sei- 
ten der Armee, die Intensivierung der territorialen Kontrolle im Anti-Guerilla- 
Kampf und die Entlastung der Militärs, deren Image durch illegale Under- 
Cover-Aktionen (Giraldo 1996: 82) stark gelitten hatte. Die Paramilitärs ü- 
bernahmen diejenigen Operationen, die in Militärdiktaturen direkt von Ar- 
mee-Einheiten durchgeführt werden: Verschwindenlassen von Oppositionel- 
len und außerlegale Hinrichtungen. Dazu gesellte sich eine ‘Politik’ der Mas- 
saker, mit denen seitdem die Vertreibung der bäuerlichen Bevölkerung in von 
der Guerilla beeinflussten oder ökonomisch interessanten Gebieten forciert 
wird. 

Nach knapp 20 Jahren Paramilitarismus gibt es in Kolumbien heute an die 
zwei Millionen Inlandsvertriebene, die sozialen Organisationen sind weit ge- 
hend zerstört, die Bevölkerungsmehrheit ist entpolitisiert, und die Landkon- 
zentration hat durch eine Art Gegen-Landreform stark zugenommenn. Allein 
die Paramilitär--Kommandanten Castaho und Carranza sollen sich durch ge- 
walttätige Vertreibungen seit 1990 drei Millionen Hektar Land angeeignet 
haben (Azzellini 1999: 125). 

Nun ist die Existenz paramilitärischer Verbände kein seltenes Phänomen in 
Bürgerkriegsländern. Das Konzept, die Bevölkerung an der Seite der Armee 
in den Krieg zu involvieren, ist Bestandteil der Low-Intensity-Warfare- 
Konzepte, wie sie von US-Militärs nach dem Vietnam-Krieg entwickelt wur- 
den (Klare 1995). Weniger bekannt ist jedoch, dass die paramilitärischen Ver- 
bände Kolumbiens zwar oft unter inoffizieller Führung der Armee stehen”, 
aber auch eng mit dem Drogenhandel verbunden sind. So arbeitete bereits 
der erste paramilitärische Todesschwadron Kolumbiens, die 1981 von Capos 


12 Im Fall Kolumbien gibt es dafür zahlreiche Belege. So erklärte ein früherer Führer der Para- 
militärs Alonso de Jesüs Baquero alias Vladimir 1997 gegenüber der Wochenzeitung La Se- 
mana, er habe 1988/89 die Befehle für die Massaker vom Bataillons-Kommandanten Farouk 
Yanine Diaz erhalten (Varios 1999), der einige Jahre später am Interamerican Defense Col- 
lege in Washington unterrichtete. Auch die Menschenrechtsberichte von Human Rights’ 
Watch und amnesty international aus den Jahren 2000 und 2001 nennen zahlreichen Fälle 
für die unmittelbare Verantwortung von hochrangigen Offizieren für große paramilitärische 
Verbände, die offiziell unter Führung des Viehzüchters Carlos Castafio stehen. 
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des Medellin-Kartells gegründete MAS-Gruppe, eng mit der örtlichen Armee- 
Brigade (Giraldo 1996: 83f) zusammen. Der militärische Chef des Kartells 
Gonzalo Rodriguez Gacha war bis zu seinem Tod 1989 einer der Anführer 
des Pilotprojekts im zentralkolumbianischen Magdalena-Tal. Zudem wird 
auch der heutige Paramilitär-Chef Carlos Castaio von US-Behörden des 
Drogenhandels im großen Stil beschuldigt (EI Nuevo Herald, 28. 4. 2001). 
Für die Verbindungen zwischen Drogenhandel und Paramilitarismus gibt es 
zwei wichtige Erklärungen. Zum einen spielen Drogengelder offensichtlich 
eine Schlüsselrolle bei der Finanzierung außerlegaler Privattruppen, die nicht 
aus offiziellen Kassen bezahlt werden dürfen. Zum anderen hat es die quasi- 
mafiöse Erscheinung des Paramilitarismus (trotz der Zusammenarbeit dieser 
Gruppen mit den Sicherheitskräften) dem kolumbianischen Staat ermöglicht, 
sich vor der nationalen und internationalen Öffentlichkeit als Opfer von Ex- 
tremismus und Kriminalität zu präsentieren. Das Drogen-Problem wird für 
einen Großteil der Menschenrechtsverletzungen verantwortlich gemacht, was 
gleichzeitig die Aufrüstung des staatlichen Repressionsapparats zur “Wieder- 
herstellung der Rechtsstaatlichkeit” notwendig erscheinen lässt. 

Tatsächlich zeigt sich eine Art Arbeitsteilung: Während der kolumbianische 
Staat seine demokratische Erscheinung gewahrt hat, haben privat finanzierte, 
Kapitalinteressen verteidigende Paramilitärs „das normale Funktionieren“ der 
Gesellschaft (Alonso 1997: 146) garantiert, den Zugang zu Ressourcen er- 
leichtert und Arbeitsmärkte ‘dereguliert’, indem sie Gewerkschaften regelrecht 
ausgelöscht haben. 


Die Durchdringung der kolumbianischen Gesellschaft durch die 
Drogenökonomie 


Das Verhältnis zwischen Staat und Drogenhandel ist ambivalent. Einerseits 
wurde der Drogenhandel von den traditionellen Eliten immer wieder auf die 
beschriebene Weise im sozialen Konflikt funktionalisiert, andererseits über- 
formte er jedoch auch die vorhandenen gesellschaftlichen Strukturen und 
stellte damit die staatlichen Institutionen in Frage. In der Literatur ist man 
sich trotz stark variierender Angaben über die Bedeutung des Drogenhandels 
für die kolumbianische Gesamtökonomie' einig, dass keine gesellschaftliche 
Gruppe von der Durchdringung durch die Schattenwirtschaft frei geblieben ist. 
Die Ursprünge dieser Entwicklung reichen bis in die frühen 70er Jahre zu- 
rück. Damals, während des Marihuana-Booms, sammelten risikobereite Trafı- 


13 Lessmann (1996: 203) hat verschiedene Schätzungen für die 80er Jahre miteinander vergli- 
chen. Während der Ökonom Hernando J. Gömez die kolumbianischen Netto-Drogenein- 
nahmen zwischen 1981 und 1988 mit durchschnittlich 1,65 Mrd. US-Dollar beziffert (1,7-9,4 
Prozent des BIP), nennt Salomon Kalmonovitz, einer der Chef-Volkswirte der kolumbiani- 
schen Zentralbank, die Zahl von 4,3 Milliarden US-Dollar (9,2-14,8 Prozent des BIP). 
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cantes erste Erfahrungen mit dem Schmuggel illegaler Waren vor allem in die 
USA. Sie profitierten dabei von der geographischen Lage Kolumbiens, der so 
genannten „geduldeten Illegalität“ (Lessmann 1996: 205f) und den alten 
Schmuggler-Traditionen, wie sie in der Region nordöstlich der (als Marihua- 
na-Anbaugebiet genutzten) Sierra Nevada stark verbreitet sind. Aufgrund des 
steigenden Konsums von Kokain in Nordamerika und Europa versprach der 
Drogenhandel immer größere Gewinnmargen, was u.a. das Interesse der Sma- 
ragdhändler weckte. Krauthausen (1997: 109-113) zeigt am Fall des Capos 
Gonzalo Rodriguez Gacha auf, wie sich der Geschäftsgeist der in „illegalen 
und gewaltsamen Tätigkeiten“ erprobten esmeralderos mit der indigen ge- 
prägten Schmugglerkultur des karibischen Wüstendepartements Guajira ver- 
band. Die Erfolgsgeschichte der Traficantes ist umso erstaunlicher, wenn man 
berücksichtigt, dass der Koka-Anbau in Kolumbien historisch nicht verwur- 
zelt ist. Die Händler mussten die Kokapaste aus den traditionellen Anbauge- 
bieten Perus und Boliviens - wo der Alkaloidgehalt der Pflanzen deutlich 
höher ist als in Kolumbien (Lessmann 1996:19) - importieren, verarbeiteten 
die Ware zu Kokain und organisierten die illegalen Verkehrswege in die Län- 
der der Konsumenten. 

Innerhalb weniger Jahre verwandelte sich der Drogenhandel auf diese Weise 
in die wichtigste Devisenquelle Kolumbiens und gewann damit auch rasant 
an politischem und sozialem Einfluss. Dabei kristallisierten sich zwei führen- 
de Kartelle heraus: das Medellin- und das Cali-Kartell, die nicht nur verschie- 
dene geographische, sondern auch soziale Herkünfte besaßen. Die Männer 
des Medellin-Kartells um Pablo Escobar hatten meist als Kleinkriminelle be- 
gonnen, das Cali-Kartell hingegen besaß gute Verbindungen zu den traditio- 
nellen Eliten (Ambos 1990: 30f).'* Dementsprechend entwickelten die Grup- 
pen unterschiedliche Strategien, um sich vor staatlicher Verfolgung zu schüt- 
zen. Während ‘Calı’ „diskretere Mittel einsetzte - die Infiltration der staatli- 
chen Behörden und Investitionen in die legale Wirtschaft“ (ebenda: 31), ver- 
suchten die “Medelliner’ aus ihrer Außenseiterposition heraus eine eigene 
Machtbasis aufzubauen: Pablo Escobar ließ sich zum Kongressabgeordneten 
wählen, finanzierte Sozialprojekte in den Armenvierteln Medellins und rekru- 
tierte Jugendliche aus den Banden für kriminelle Aufträge. Vor allem letzteres 
sollte sich als verhängnisvoll für die kolumbianische Gesellschaft erweisen. 
Unter den Fittichen des Medellin-Kartells entwickelte sich das sicariato, das 
so genannte Killerwesen. Es entstanden Schulen, in denen Tausende von Ju- 
gendlichen aus den Armenvierteln zu Berufskillern ausgebildet wurden, wel- 


14 Ambos (1994: 171) skizziert folgende Biographien: Pablo Escobar habe als kleiner Autodieb 
begonnen, Jorge Luis Ochoa mit Gebrauchtwagen gehandelt, und Rodriguez Gache sich 
schon früh als Berufskiller verdingt. Demgegenüber gehörte der (das Cali-Kartell leitenden) 
Familie Rodriguez Orejuela vor dem Einstieg ins Drogengeschäft eine Radiostation, die A- 
pothekenkette „La Rebaja“ und Aktien der „Banco de los Trabajadores“. 
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che in den vergangenen Jahren von paramilitärischen Gruppen und Banden, 
aber auch von Geheimdiensten, Industriellen und Großgrundbesitzern ange- 
heuert wurden. Ohne diese Jugendlichen, die schon für kleine Geldbeträge 
Morde ausführen und meistens nicht einmal wissen, in wessen Auftrag sie 
handeln, wäre der schmutzige Krieg gegen die sozialen Organisationen nicht 
in den vorhandenen Ausmaßen möglich gewesen." 

In diesem Zusammenhang ist bei verschiedenen Autoren das Missverständnis 
entstanden, das Cali-Kartell sei „relativ friedlich“ (Menzel 1997: 178). Tat- 
sächlich jedoch haben die Drogenhändler aus Cali nicht weniger blutrünstige 
Verbrechen verüben lassen als ihre Konkurrenten aus Medellin. Der Unter- 
schied besteht darin, dass das Cali-Kartell fast immer im Einvernehmen mit 
den Staatseliten gehandelt hat. So wurden die Massaker von Trujillo und Ri- 
ofrio (nördlich von Cali), die zwischen 1988 und 1994 mehr als 100 Men- 
schen das Leben kosteten, von Armee-Einheiten im Auftrag der Drogen- 
Capos aus Cali verübt (vgl. Giraldo 1996: 49-52 und 104f).'° 

Das Verhältnis zwischen Medellin-Kartell und kolumbianischem Staat wurde 
hingegen Mitte der 80er Jahre immer konfliktiver. Die wachsende Autonomie 
der aufstrebenden Medelliner Drogenbourgeoisie wurde von den traditionel- 
len Eliten zunehmend als Gefahr begriffen. Vor diesem Hintergrund kam es 
zu einer Eskalation, bei der sich kolumbianische Sicherheitskräfte, Calı- 
Kartell und US-Behörden auf der einen Seite und das Medellin-Kartell wie- 
derfanden. Die Zusammenhänge dieses üblicherweise als „Drogenkrieg* be- 
zeichneten Konflikts sind nicht ganz leicht zu durchschauen. Offensichtlich 
überlagerten sich verschiedene Interessen. Warum sich Medellin- und Cali- 
Kartell bekriegten, ist noch relativ einsichtig: zwei konkurrierende Konsor- 
tien!” auf einem sich gewalttätig regulierenden Markt. Widersprüchlicher ist 
hingegen das Verhalten der kolumbianischen Eliten. Obwohl in den vergan- 
genen Jahrzehnten zahlreiche Regierungsvertreter enge Beziehungen zum 
Drogenhandel gepflegt haben - den Präsidenten Turbay Ayala (1978-1982) 


15 Eine lesenswerte literarische Verarbeitung des Themas ist Arturo Alapes Roman „Sangre A- 
jena“ (Bogotä 2000). 

16 Vor der Menschenrechtskommission der OAS wurde der kolumbianische Staat im Januar 
1995 wegen dieser so genannten „Staatsmassaker“ verurteilt und zu Entschädigungen aufge- 
fordert. Das Ziel dieser Aktionen war es, die in den Ortschaften vorhandenen Kleinbauern- 
kooperativen zu zerschlagen, mögliche Guerilla-Unterstützer zu vertreiben und das Land für 
den Drogenanbau nutzbar zu machen. Auch in diesem Fall gingen also Oppositionsbe- 
kämpfung und illegale Ökonomie Hand in Hand. 

17 Die Drogenhändlerringe passend zu bezeichnen, ist nicht ganz einfach. Azzellini (1999: 120) 
stellt die These auf, dass es sich bei den ‘Kartellen’ nicht um streng hierarchisierte Unter- 
nehmen handle und der Begriff deswegen unzutreffend sei. „Die illegalen Strukturen der 
Drogenhändler entsprechen wohl eher Organisationsmustern, wie sie auch von postfordisti- 
schen, transnationalen Konzernen bekannt sind.“ Andererseits scheinen familiäre und per- 
sönliche Bindungen für den Zusammenhalt der Drogenhändler eine so wichtige Rolle zu 
spielen, dass eben doch nicht von normalen Unternehmensbeziehungen ausgegangen wer- 
den kann. 
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und Samper Pizano (1994-1998) wurde beispielsweise vorgeworfen, Drogen- 
Gelder im Wahlkampf verwendet zu haben, andere Politiker wie Ex-Präsident 
Löpez Michelsen sollen sich auch persönlich bereichert haben -, versuchten 
andere staatliche Repräsentanten den Einfluss des Drogenhandels zurückzu- 
drängen und befürworteten in diesem Zusammenhang die Auslieferung von 
Drogenhändlern an die US-Justiz. Das Medellin-Kartell antwortete mit An- 
griffen auf Vertreter dieser Politik, gründete die Gruppe der so genannten Ex- 
traditables („Auslieferbaren“) und ließ zwischen 1984 und 1991 u.a. „einen 
aktiven und ehemaligen Justizminister, etliche Richter, einen Generalstaats- 
anwalt und den Chef der Antidrogen-Polizei, den populärsten Politiker des 
Landes sowie den Chefredakteur“ der Tageszeitung Espectador ermorden 
(Krauthausen 1997: 120f). Darüber hinaus griffen die Extraditables auf eine 
Strategie des allgemeinen Terrors in den Großstädten zurück, um die Regie- 
rung zu Verhandlungen über eine Teil-Legalisierung zu zwingen. 


Drogenhandel und US-Politik 


Am schwersten einzuschätzen ist jedoch das Vorgehen der US-Behörden wäh- 
rend des „Drogenkrieges“, das die ganze Ambivalenz der Washingtoner Poli- 
tik gegenüber dem Andenstaat aufzeigt. Während der Jagd auf Pablo Escobar, 
die 1993 mit der Exekution des Drogen-Capos in Medellin endete, formierte 
sich nämlich eine bizarre Allianz aus DEA, kolumbianischer Polizei, Calı- 
Kartell und Abtrünnigen des Medellin-Kartells. Unter dem Namen Los Pepes 
(Perseguidos por Pablo Escobar — von Pablo Escobar Verfolgte) wurden 
Todesschwadrone aufgebaut, die für mehr als 1.000 Morde an Angehörigen 
des Medellin-Kartells verantwortlich sein sollen. Befehligt wurde die Gruppe 
von den Castano-Brüdern Fidel und Carlos, die ebenfalls in den Drogenhan- 
del verwickelt waren, sich von Pablo Escobar lossagten und - nach Escobars 
Tod - von Nordkolumbien aus den paramilitärischen Dachverband AUC 
aufbauten. Nach Berichten des Nuevo Herald (15. 10. 2000), der spanisch- 
sprachigen Ausgabe des Miami Herald, gingen die Angehörigen der Pepes- 
Kommandos im Sitz der kolumbianischen Antidrogen-Sondereinheit Bloque 
de Büsqueda ein und aus und hielten über den Agenten Javier Pefa, dem 
heutigen Subdirektor des DEA-Büros in Bogotä, auch Kontakt zu den US- 
Behörden. Die Verdienste der Pepes im Kampf gegen Escobar honotrierte die 
US-Regierung u. a. mit Einreisevisa in die USA. So durfte Don Berna, einer 
der Chefs der berüchtigten La Terraza-Bande aus Medellin, die sowohl für die 
Pepes als auch für die Paramilitärs Auftragsmorde verübte, nach Angaben des 
Nuevo Herald 1994 zum Urlaub nach Nordamerika reisen. Gleichzeitig 
konnten die Verantwortlichen der Pepes-Aktionen in Kolumbien auf eine 
Straflosigkeit zählen, die selbst der Generalstaatsanwalt Gustavo de Greiff im 
Oktober 1992 als merkwürdig bezeichnete. Die Menschenrechtsorganisation 
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Amnesty International forderte vor diesem Hintergrund im Jahr 2001 Einsicht 
in die CIA-Akten (EI Espectador 27. 4. 2001). 

Dieses Vorgehen der US-Behörden lässt sich zum einen sicherlich mit der 
pragmatischen Überlegung erklären, dass man - wenn man den Drogenhan- 
del schon nicht zerschlagen kann - interne Fraktionierungen vertiefen und 
den jeweils bedrohlicher erscheinenden Gegner auszuschalten versuchen soll- 
te. Zum anderen ist sie aber auch ein Indiz dafür, dass die US-Verantwortli- 
chen die geopolitische Interessenvertretung offensichtlich höher bewerten als 
die Drogenbekämpfung - eine These, für die es im Zusammenhang mit dem 
Plan Colombia eine Reihe guter Argumente gibt. Wahrscheinlich muss man 
außerdem von mehreren “US-Außenpolitiken’ ausgehen, die in deutlichem 
Widerspruch zueinander stehen. Der ehemalige DEA-Agent Cele Castillo”, 
der sich 1992 nach 12 Jahren Tätigkeit aus der Behörde zurückgezogen hat, 
berichtet beispielsweise, dass Abteilungen außerhalb von DEA und CIA für 
die (mit Kenntnis von Reagan und Bush durchgeführten) Undercover-Aktio- 
nen während des Kriegs in Zentralamerika verantwortlich gewesen seien 
(Guerillanews 2001). Castillos Erklärungen ist zwar die in den USA weit ver- 
breitete Neigung zu Verschwörungstheorien deutlich anzumerken, aber die 
These, dass die US-Regierung besonders brisante Operationen von Agenten 
außerhalb der Sicherheitsdienste durchführen lässt, besitzt einiges an Plausibi- 
lität und stimmt mit anderen Berichten über den Iran-Contragate-Skandal 
überein.” 

Fest steht auf jeden Fall, dass die Verbindungen zwischen Oppositionsbe- 
kämpfung und Drogenhandel in den offiziellen US-amerikanischen Betrach- 
tungen kaum eine Rolle spielen. Nicht die Drogen-Paramilitär-Connection, 
sondern die Durchdringung der offiziellen Politik durch Drogengeschäfte, die 


18 Die Verbindungen rissen offensichtlich nie ganz ab. Im Frühjahr 2000 veröffentliche EI 
Nuevo Herald mehrere Artikel, wonach die DEA-Beamten David Tinsley und Larry Castillo 
sowie der langjährige CIA-Agent Baruch Vega an einem „Resozialisierungsprogramm“ für 
Drogenhändler gearbeitet hätten und dabei Kontakte zum „Militärchef des Drogenhandels“ 
Hernando Gömez alias Rasgufio unterhielten. Die Beamten der DEA-Abteilung 43 hätten 
gemeinsam mit Personal der US-Botschaft ein Geheimtreffen mit Carlos Castaio und 12-14 
hochrangigen Drogenhändlern in Panama vorbereitet und dafür mit Nicoläs Vergonzoli, ei- 
nem Vertrauten Castafios, gesprochen. Worum es bei den Unterredungen gehen sollte, ist 
nur ansatzweise bekannt. Sicher ist nur, dass Castaio den USA mehrmals öffentlich angebo- 
ten hat, eine Unterwerfung des kolumbianischen Drogenhandels unter die US-Justiz durch- 
zusetzen, wenn die US-Behörden im Gegenzug die Strafverfolgung von Capos und Paramili- 
tärs einstellten und die Aufstandsbekämpfung auf andere Weise finanzierten. Interessant ist 
in diesem Zusammenhang auch, dass Castaho, der sich zur Finanzierung seiner Aktivitäten 
durch den Drogenhandel bekannt hat, den Plan Colombia, angeblich eine Strategie zur Be- 
kämpfung der Drogen, mehrmals begrüßt hat. 

19 Nicht zu verwechseln mit dem in der vorigen Fußnote erwähnten Larry Castillo. 

20 Mitte der 80er Jahre organisierte der CIA-Agent Oliver North illegale Operationen zur Fi- 
nanzierung der nicaraguanischen Contra. Die US-Geheimdienste tolerierten den Kokain- 
Export in die USA und ließen die Contras mit den Einnahmen aus dem Geschäft Waffen 
im Iran einkaufen. 
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Ausweitung der Koka-Anbauflächen in Kolumbien und die wachsenden Ein- 
nahmen der FARC-Guerilla durch die Besteuerung des Kokahandels in den 
von ihr kontrollierten Gebieten haben die US-Regierung in den vergangenen 
Jahren alarmiert. 

Auch diese Entwicklungen veranlassten die USA allerdings zu eher wider- 
sprüchlichen Maßnahmen. Zum größten politischen Skandal der vergange- 
nen 20 Jahre kam es im Juni 1996, als der Leiter des DEA-Teams in Bogotä, 
Joe Toft, angeblich ohne Wissen des damaligen US-Botschafters Busby und 
entgegen der Anweisungen seiner Vorgesetzten in Washington (Menzel 1997: 
148f)”, Verbindungen zwischen dem neu gewählten kolumbianischen Präsi- 
denten Ernesto Samper Pizano und dem Cali-Kartell öffentlich machte. Aus 
dem Mitschnitt eines Telefongesprächs wurde deutlich, dass der Drogenba- 
ron Miguel Rodriguez Orejuela dem liberalen Kandidaten Samper 3,5 Milli- 
onen US-Dollar für den Wahlkampf zur Verfügung gestellt hatte. Mit der 
Veröffentlichung der so genannten narco-cassettes stürzte der kolumbianische 
Staat in die tiefste Legitimitätskrise der jüngeren Geschichte. Während die 
USA die Beziehungen zur Regierung einfroren, dem Präsidenten das Visum 
entzogen und Kolumbien die Certificaciön verweigerten (vgl. Menzel 1997: 
147-171, Thoumi 1999), eröffnete die kolumbianische Justiz einen Prozess 
gegen die Wahlkampfleiter von Samper und ein Amtsenthebungsverfahren 
gegen den Präsidenten. Der Proceso 8000, der mit der Verurteilung von meh- 
reren hochrangigen Politikern endete, brachte schließlich Samper nur deswe- 
gen nicht zu Fall, weil sich der Präsident vom kolumbianischen Kongress auf 
juristisch fragwürdige Weise Immunität zusichern ließ.? 

Im Prinzip brachte der Skandal keine Neuigkeiten ans Licht. Es ist in Ko- 
lumbien seit langem zu beobachten, dass der Drogenhandel sich politische 
Gefälligkeiten zu erkaufen versucht. Auch das Gesamtausmaß der kolumbia- 
nischen Drogenexporte hat sich offensichtlich in den 90er Jahren nicht ver- 
ändert. Thoumi zitiert Zahlen des US-amerikanischen Koordinationsbüros 
zur Drogenbekämpfung Office for National Drug Control Policy (ONDCP), 
wonach das Volumen des US-amerikanischen Kokainmarkts sogar von ca. 40 
Mrd. US-Dollar Ende der 80er Jahre auf 30 Mrd. US-Dollar Mitte der Neun- 
ziger zurückgegangen sei (Thoumi 1999: 102). Wenn man weiterhin davon 
ausgeht, dass der Anteil der Rückflüsse nach Kolumbien nicht gestiegen sein 


21 Es ist durchaus vorstellbar, dass die Clinton-Administration kein Interesse an der Veröffent- 
lichung des Falls hatte. Immerhin gefährdete die Regierungskrise unter Samper die Stabilität 
ım Land und nützte damit den Guerilla-Gruppen. Andererseits ist aber auch denkbar, dass 
Washington die Gerüchte über den Alleingang des Beamten Toft gestreut hat, um die Ange- 
legenheit nicht als US-amerikanische Aggression gegen die gewählte Regierung eines souve- 
ränen Staates erscheinen zu lassen. 

22 Paradoxerweise verschärfte ausgerechnet die Regierung Samper die Drogenbekämpfung, in- 
dem sie Herbizideinsätze aus der Luft gegen Kokapflanzungen anordnete und die Capos des 
Cali-Kartells verhaften ließ. 
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dürfte und damit der größte Teil der Handelserlöse im Wirtschaftskreislauf 
der Industriestaaten verbleibt, ist eigentlich nur eine wesentliche Veränderung 
der Situation zu beobachten: die Ausweitung der kolumbianischen Anbauflä- 
chen. Die Drogenbekämpfung in Peru und Bolivien, die gezielte Verbreitung 
von Kokasetzlingen in abgelegenen Regionen Kolumbiens durch die Trafı- 
cantes (Lessmann 1996: 191f) sowie die Verschlechterung der sozialen Situa- 
tion in Kolumbien durch die neoliberale Öffnungspolitik, die die einheimi- 
schen Kleinbauern schlagartig der agroindustriellen Konkurrenz aus Nord- 
amerika aussetzte (zu den allgemeinen Folgen der Öffnungspolitik vgl. Ahu- 
mada 1996), haben dazu geführt, dass Koka zunehmend in Kolumbien selbst 
gepflanzt wird. So gehen die US-Behörden von einer Vergrößerung der An- 
bauflächen von 27.000 ha im Jahre 1988 (U. S. Congress House Committee 
zit. nach Lessmann 1996: 191) auf mehr als 100.000 ha im Jahre 1998 (US- 
State Departement zit. nach Azzellini 1999: 114) aus, wobei sich die Pflan- 
zungen auf die schwer zugänglichen Gebiete Amazoniens und der Llanos O- 
rientales konzentrieren. Die Bauern, die sich in diesen Regionen für den Ko- 
kaanbau entscheiden, sind dabei zweifellos die schwächsten Glieder in der in- 
ternationalen Wertschöpfungskette des Kokains. Vor Krieg, Vertreibungen 
oder Armut in die abgelegenen Waldgebiete geflohen, bauen sie den Drogen- 
Rohstoff an, weil dieser das einzige Agrarprodukt ist, bei dem die Käufer 
selbst für den Abtransport zahlen und mit dem sich deshalb auch in isolier- 
ten Regionen ein bescheidenes Dasein fristen lässt. 

Die Auswirkungen des Anbaus sind dabei zweischneidig: Zwar hat das Koka 
viele Kleinbauern vor der Zwangsmigration in die Großstädte bewahrt, ande- 
rerseits jedoch sind die Nebenwirkungen nicht zu unterschätzen: Abholzung 
des Regenwalds und Verschlechterung der Bodenqualität, Vergiftung des 
Trinkwassers durch Chemikalien, soziale Auflösungserscheinungen in den 
dörflichen Gemeinschaften, Verbreitung einer „Kultur des schnellen Geldes 
und des Konsums“ (Lessmann 1996: 192), Verdrängung von Indigenas und 
traditionell wirtschaftenden Kleinbauern, Zunahme von Gewalt und polizeili- 
cher Repression. 

Für die US-Administration beunruhigend sind jedoch nicht diese Verände- 
rungen der ländlichen Sozialstruktur, sondern die Tatsache, dass sich der 
Anbau in Gebiete unter Kontrolle der FARC-Guerilla verlagert hat. Im Ge- 
gensatz zur ELN, die sich aus politischen Gründen vom Kokaanbau fernhält, 
in ihren Einflussgebieten Substitutionsprojekte durchzuführen versucht und 
selbst keine Steuern aus dem Kokahandel bezieht”, greifen die FARC vor al- 


23 Nach den von Lessmann vorgelegten Schätzungen bewegen sich die Rückflüsse zwischen 1 
und 5 Mrd. US-Dollar jährlich (vgl. Lessmann: 198-204). 

24 Dieser Sachverhalt wird von den meisten Autoren (z. B. auch Lessmann) falsch dargestellt. 
Die Politik der ELN gegenüber dem Drogenanbau war stets von Ablehnung geprägt. So kas- 
siert die Organisation keine Steuern aus dem Kokahandel - allerdings werden Händler in 
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lem in den vom Koka-Anbau geprägten südkolumbianischen Departments 
aktiv in den Handel ein. Sie besteuern die Geschäfte, garantieren Preise, 
schützen die Kleinbauern vor der Gewalt der Traficantes und unterhalten 
wohl auch eigene Pflanzungen. 

Angebliche oder tatsächliche Verbindungen der Guerilla zum Kokahandel 
werden von der Regierung in Washington schon seit eineinhalb Jahrzehnten 
als Legitimation für ihre Interventionsbestrebungen in der Region heran ge- 
zogen. So schuf der damalige US-Botschafter Lewis Tamb 1984 - parallel zu 
den Drogenaktivitäten des US-Geheimdienstes im Rahmen des Iran- 
Contragate-Skandals - den Kampfbegriff „Narco-Guerilla“, mit dem „die po- 
litischen Ziele der Aufständischen durch deren angebliche Nähe zu ‘gewöhn- 
lichen Kriminellen’ diskrediert“ werden sollten (Lessmann 1996: 222). Tamb, 
Aktivist der konservativen Rechten, hatte 1980 für die erste Reagan-Admini- 
stration das Santa Fe I-Dokument mitverfasst, in dem die US-amerikanischen 
Hegemonieansprüche in der Region unterstrichen und Strategien zur Auf 
rechterhaltung des Status Quo entworfen worden waren. Er verfolgte mit sei- 
ner Wortschöpfung ziemlich offensichtliche politische Ziele. Doch trotz sei- 
nes propagandistischen Charakters setzte sich der Begriff fest. Seit dieser Zeit 
kursieren in der internationalen Öffentlichkeit immer wieder neue Phantasie- 
zahlen über angebliche Drogeneinnahmen der kolumbianischen Guerilla. 
Menzel (1997: 161) nennt beispielsweise für 1994 folgende Summen: FARC 
336 Mill. US-Dollar, ELN 240 Mill. US-Dollar und EPL*® 36 Mill. US-Dollar 
und behauptet: „In general the guerillas were earning more than the National 
Coffee Foundation’s $ 460 million for the same year.“ Mit ähnlichen Grö- 
ßenordnungen arbeitet auch die konservative Rand Corporation (2001) in ih- 
rer für die US-Luftwaffe erstellten Studie. 

Die Zahlen sind, zumindest was die beiden kleineren Organisationen angeht, 
völlig aus der Luft gegriffen. Nichtsdestotrotz liegt auf der Hand, dass das er- 
staunliche militärische Wachstum der FARC ohne die Einnahmen aus der 
Besteuerung des Koka-Handels nicht möglich gewesen wäre. Anders als die 
ELN verfügen die FARC über eine hervorragende Ausstattung ihrer Truppen 
und gewaltige Ressourcen für den Aufbau neuer Einheiten. Und diese Tatsa- 
che beunruhigt die Verantwortlichen in Washington weitaus mehr als die 


Anbaugebieten verpflichtet, an die Dorfgemeinschaften zu zahlen. Diese Politik war mitver- 
antwortlich für die 1993 einsetzende Krise zwischen der ELN und den FARC, die die Bau- 
ern - aus sozialen Gründen, aber auch zur Sicherung der eigenen Finanzen - zum Anbau er- 
munterten. Die Tatsache, dass die ELN schlechter ausgerüstet und militärisch weniger 
schlagkräftig als die FARC ist, hat ebenfalls mit der unterschiedlichen Drogenpolitik der 
beiden Organisationen zu tun. Als Folge ihrer ablehnenden Haltung gegenüber dem Koka 
verfügt die ELN über geringere finanzielle Mittel als die FARC. 

25 1992/1993 demobilisierte sich die Mehrheit der EPL. Eine kleine Dissidentengruppe nimmt 
seitdem für sich Anspruch, den Guerillakampf weiterzuführen, wobei allerdings zahlreiche 
Berichte besagen, dass die Gruppe vor allem durch gewöhnliche Kriminalität auffalle. 
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Entwicklung der Kokain-Gesamtproduktion oder des Konsums in den USA 
selbst. 


Die US-amerikanische Lateinamerikapolitik: Paradigmenwechsel 
und Militarisierung der Drogenbekämpfung 


Bis Mitte der 70er Jahre verfolgten die USA in Kolumbien eine ähnliche Po- 
litik wie im Rest Lateinamerikas. Geprägt von Antikommunismus und Kal- 
ten-Kriegs-Diskursen bemühte sich Washington um die Sicherung ökonomi- 
scher und geostrategischer Interessen auf dem Kontinent. Das Drogenprob- 
lem wurde erstmals unter Präsident Nixon zum Sicherheitsrisiko erklärt und 
gewann dann rasant an Bedeutung. Die sich herausbildende Drogenhysterie 
lässt sich, so Guäqueta/Thoumi (1997), wohl am ehesten mit den prohibitio- 
nistischen Traditionen der weißen, puritanisch dominierten Mittelschichten 
der USA erklären und ist mit rassistischen Ideologiefragmenten versetzt: Die 
‘fremden’, nicht-europäischen Drogen werden besonders gefürchtet und be- 
kämpft. Eine von Nixon berufene Spezialistenkommission sprach sich zwar 
1973 trotz der eher konservativen Einstellung ihrer Mitglieder für eine Ent- 
kriminalisierung des Konsums aus (ebenda: 15), doch in den Anbauländern 
gingen die USA mit größter Schärfe vor. Schon 1969 hatte Nixon im Rah- 
men der Operation Intercept die Schließung der Grenzen nach Mexiko an- 
geordnet (Lessmann 1996: 33). 1974 machte der Kongress die Erteilung von 
Handelsbegünstigungen von der Kooperation der betreffenden Staaten mit 
den US-amerikanischen Antidrogen-Programmen abhängig: die Geburtsstun- 
de der Certificaciön. Weitere vier Jahre später zeigte sich in Kolumbien dann 
erstmals das eigentliche Gesicht des „Antidrogenkriegs“. In der nordkolumbi- 
anischen Sierra Nevada, einem der wichtigsten Marihuana-Anbaugebiete der 
70er Jahre, wurden auf Druck der USA Herbizideinsätze gegen Pflanzungen 
geflogen. Dabei schreckte man auch nicht davor zurück, das in den USA aus 
dem Verkehr gezogene Paraquat („Agent Orange“) einzusetzen (Caballero 
2000: 119). Das Ergebnis war katastrophal: 150.000 Hektar Bergwald, 70% 
der Waldfläche der Sierra Nevada, wurden durch den illegalen Anbau bzw. 
die darauf folgenden Herbizideinsätze vernichtet. Die Verdrängung des Mari- 
huanas aus der Sierra Nevada legte zwar keineswegs die Märkte in den USA 
trocken, sorgte aber dafür, dass sich Pflanzungen in die USA verlagerten. 
Gleichzeitig begann in Kolumbien der Siegeszug des Kokains. 

Zur zentralen Figur im Sicherheitsdiskurs der US-Administration wurde die 
Drogenbekämpfung jedoch erst Mitte der 80er Jahre. Im gleichen Maß, wie 
die vom Warschauer Pakt ausgehende „kommunistische Gefahr“ an Schre- 
cken verlor, gewann das Thema Drogen an Bedeutung. So wurden unter Rea- 
gan die Gesetzgebung verschärft (zum Anti-Drug-Abuse Act Lessmann 1996: 
41-43), milliardenschwere Antidrogen-Programme verabschiedet (vgl. Menzel 
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1997: 27#), die Kontrolle von Luftraum, See- und Landgrenzen intensiviert 
und die Drogenhysterie innenpolitisch weiter geschürt. Die Folge war die 
spürbare Militarisierung der Antidrogen-Politik. Bei den Operationen Blast 
Furnace und Snowcap 1986 und 1987 in Bolivien führte die DEA erstmals 
gemeinsam mit Elitesoldaten der Special Operation Forces quasi-militärische 
Aufgaben durch. Koordiniert wurden die Aktionen von der US Intelligence 
Community, das heißt den Geheimdiensten CIA und DIA, sowie dem Cen- 
ter for Low-Intensity-Conflicts des US-Verteidigungsministeriums (Lessmann 
1996: 50). Auf diese Weise wurden den Geheimdienstkonglomeraten neue 
Aufgaben zuteil, die ihnen eine Existenzberechtigung über das Ende des Re- 
alsozialismus hinaus verschaffen sollte, und die Regierungen der Industrie- 
staaten erhielten neuen Stoff für ihre große Erzählungen von der Gefährdung 
der nationalen Sicherheit. Dieser Paradigmenwechsel vom Antikommunismus 
zur Drogenbekämpfung zog sich über fast zehn Jahre hin. 

1988/1989 schuf die US-Regierung für ihren „Antidrogen-Krieg“ erstmals eine 
Art vereinigtes Oberkommando, das Office for National Drug Control Poli 
cy mit dem so genannten ‘Drogenzar’, einem Beamten mit de facto Kabi- 
nettsrang, an der Spitze. Es folgte die Verabschiedung der „Anden-Initiative“, 
die neue Operationen in Peru, Bolivien und Kolumbien, die Ausbildung von 
lateinamerikanischen Militärs u. a. in Antiguerilla-Taktiken sowie Wirtschafts- 
und Militärhilfen in Höhe von 2,2 Mrd. US-Dollar für die Jahre 1990-94 be- 
inhaltete (ebenda: 55). Während Agenten von DEA und CIA in Kolumbien 
ein undurchsichtiges, paramilitärisches Bündnis zur Bekämpfung des Medel- 
lin-Kartells schmiedeten, wurde die Militarisierung der Antidrogen-Politik in 
den USA selbst immer weiter institutionalisiert: Eingebunden in das Konzept 
wurden nun auch das Militärfkommando Süd (Southcom), die Special Opera- 
tion Forces sowie das Center for Low-Intensity-Conflicts, was innenpolitisch 
mit dem Verweis auf Lewis Tambs Narco-Guerilla-These begründet wurde. 
Die Ziele der US-Politik waren und sind dabei - wie schon erwähnt - überaus 
widersprüchlich. Es ist davon auszugehen, dass der Großteil der politischen 
Klasse in den USA tatsächlich von der Notwendigkeit der Drogenprohibition 
überzeugt ist. Die Illegalisierung der Drogen ruft jedoch Probleme hervor, 
die den Antidrogen-Kampf umso unvermeidbarer erscheinen lassen: Krimina- 
lität, Wachsen der Schattenökonomie, Krankheiten durch gepanschte Drogen 
und verunreinigtes Besteck, Anstieg der Gewalt in den Großstädten etc. - al- 
les Probleme, die bei einer medizinisch kontrollierten Abgabe der Drogen 
nicht auftauchen würden. Die vor dem Hintergrund einer boomenden Schat- 
tenökonomie und explodierender Kriminalitätsraten notwendig erscheinende 
Militarisierung der Anti-Drogen-Operationen wiederum führt zu einer Vermi- 
schung mit sicherheits- und geopolitischen Aspekten, die die Koka-Bekämp- 
fung in den Hintergrund rücken lässt. Wenn beispielsweise das Office for Na- 
tional Drug Control Policy von einem hochrangigen General wie dem Viet- 
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namveteranen Barry McCaffrey geleitet wird,?° ist es nicht verwunderlich, 
wenn die Rückeroberung strategisch wichtiger Gebiete aus den Händen der 
Guerilla höher bewertet wird als die Bekämpfung der den Drogenexport kon- 
trollierenden, rechten Paramilitärs. 

Paradoxerweise konterkariert sich also die militarisierte Anti-Drogen-Politik 
schließlich selbst. Der Drogenhandel wird nicht mehr bekämpft, sondern si- 
cherheitspolitisch funktionalisiert: sei es zur Finanzierung von lateinamerika- 
nischen Verbündeten wie im Fall der nicaraguanischen Contra oder aber im 
innenpolitischen Diskurs. 

Amendt (1996) vertritt daher die These, dass DEA und CIA fast zwangsläufig 
immer wieder heftige Interessenkonflikte hätten austragen müssen. Die Ver- 
bindungen von DEA-Beamten in Kolumbien zu den paramilitärischen Pepes 
und dem Chef der kolumbianischen Todesschwadrone Carlos Castaho legen 
jedoch nahe, dass auch die Antidrogen-Behörde bisweilen politische Ziele 
höher bewertet als die Drogenbekämpfung. Die Angelegenheit lässt sich 
nicht einfach als Interessenkonflikt zwischen zwei Behörden interpretieren. 
Die Widersprüche durchziehen die einzelnen Institutionen selbst. 
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Geopolitiker in den USA haben schon Mitte der 80er Jahre auf die drohende 
Destabilisierung der Situation in Kolumbien hingewiesen. In dem (zum 
Amtsantritt der ersten Bush-Administration erarbeiteten) Santa Fe II Doku- 
ment?” 1988 hieß es beispielsweise: „Wenn die aktuellen Tendenzen fortbe- 
stehen, wird Kolumbien sich bis Mitte der 90er Jahre, wenn nicht sogar frü- 
her, in ein neues EI Salvador verwandeln“ (Santa Fe 1989: 106). Verknüpft 
wurde die politische Gefahr schon damals mit dem Drogenhandel: „Kolum- 
bien wird ... eine Erhebung erleben, die die Vereinigten Staaten durch den 
zunehmenden Fluss von Drogen, der unsere Küsten als Folge hiervon errei- 
chen wird, direkt betrifft.“ (ebenda: 107) 

Obwohl man die Qualität der Santa Fe-Berichte nicht überschätzen sollte, 
kann man festhalten, dass sich die Voraussagen des Papiers teilweise erfüllt 
haben. Seit Mitte der 90er Jahre ist die Krise des kolumbianischen Estab- 
lishments nicht mehr zu übersehen. Drei für die Investitionssicherheit im 


26 McCäaffrey gilt in Kolumbien als die treibende Kraft der US-amerikanischen Interventions- 
politik in den Jahren 1996-2001. Im Jahr 2000 wurden in der US-Presse Anschuldigungen 
wegen seines Verhaltens im Golfkrieg veröffentlicht. So soll McCaffrey noch nach Unter- 
zeichnung des Waffenstillstandsabkommens eine sich im Rückzug befindende irakische Ein- 
heit angegriffen und damit den Tod von Dutzenden irakischen Soldaten verursacht haben. 

27 Die Santa Fe-Kommissionen berieten die republikanischen Präsidenten Reagan und Bush bei 
ihrer Lateinamerika-Politik und setzten sich aus Vertretern der konservativen US-Rechten zu- 
sammen. Bemerkenswerterweise wurde im Santa Fe II Dokument 1988 ausführlich über 
Gramscis Kulturtheorie und den Kampf um die politisch-kulturelle Hegemonie in Latein- 
amerika debattiert (De Santa Fe I a Santa Fe II 1989). 
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Land bedrohliche Entwicklungen haben sich dabei gegenseitig verstärkt: 
i) Das Amtsenthebungsverfahren gegen Präsident Samper Pizano sowie die 
Ermittlungen gegen zahlreiche Kongressabgeordnete 1995-1998 machten 
deutlich, wie eng die Verbindungen zwischen Drogenhandel und der politi- 
schen Klasse Kolumbiens sind (Menzel 1997: 147-156), und stürzten den 
Staat damit in eine schwere Legitimationskrise. ii) In den Dschungelgebieten 
Süd- und Ostkolumbiens sind die FARC zu neuen Operationsformen über- 
gegangen. Anstatt die Politik der Nadelstiche fortzusetzen, zieht die Organi- 
sation neuerdings größere Einheiten zusammen und greift Militärbasen an?. 
Im Rahmen dieses Übergangs zu Taktiken des Bewegungskriegs vernichteten 
die FARC zwischen 1996 und 1998 mehrfach Elite-Verbände der kolumbiani- 
schen Armee und nahmen mehr als 400 Soldaten und Polizisten als Kriegsge- 
fangene, was zu einem rasanten Verfall der Moral in der Truppe geführt hat. 
iii) Trotz des unglaublich hohen Repressionsniveaus kam es zu neuen sozia- 
len Erhebungen. 1996 erschütterten Proteste von 150.000 Koka-Kleinbauern 
das Land, wenig später folgten Gefängnisaufstände und 1997/1998 mehrere 
zum Teil wochenlang andauernde Streiks im öffentlichen Sektor sowie ein 
Generalstreik. 

Vor diesem Hintergrund wuchs 1995/1996 die Nervosität in Washington, wo 
man zu diesem Zeitpunkt die Beziehungen zur Samper-Regierung wegen de- 
ren Verbindungen zum Cali-Kartell eingefroren hatte. Thoumi, der verschie- 
dene US-Politiker interviewte, ist der Meinung (1999: 142-159), dass bei den 
US-Verantwortlichen damals eine sehr vereinfachte, auf das Drogenproblem 
reduzierte Sicht der Dinge vorgeherrscht habe. Themen wie Menschenrechts- 
verletzungen oder die Dynamik des bewaffneten Konflikts hätten kaum eine 
Rolle gespielt. Für viele Kongressabgeordnete und Senatoren mag diese Ein- 
schätzung stimmen, aber die Politik der in Kolumbien tätigen US-Behörden 
lässt sich damit nicht zufriedenstellend erklären. Wenn die Sorgen der US- 
Regierung tatsächlich vorrangig dem Drogenproblem gegolten hätten, dann 
hätte sich die in diesem Zusammenhang entstandene Strategie nicht aus- 
schließlich gegen die Guerilla richten dürfen. 

Bemerkenswerterweise haben sich die US-Sicherheitsorgane seit 1997 - als die 


28 Die FARC galten lange Zeit als eher defensive Guerilla. Bis etwa 1990 fungierte die Organi- 
sation vor allem als Garant für die legalen Aktivitäten der Kommunistischen Partei. Militäri- 
sche Operationen wurden nur durchgeführt, wenn es darum ging, Druck auf die kolumbia- 
nischen Eliten auszüben. Erst die systematische Vernichtung der Linksunion UP (an der sich 
FARC und KP beteiligt hatten) durch die Geheimdienste und der Angriff auf das FARC- 
Hauptquartier 1990 durch die Armee führten zu einem Strategiewandel. Die FARC begru- 
ben ihre parlamentarischen Illusionen und verlegten Einheiten in die unmittelbare Periphe- 
rie von Bogotä. Die Ereignisse vom Juni 2001, als 100 FARC-Guerilleros mitten in der ko- 
lumbianischen Hauptstadt die Straßen um das Gefängnis La Picota abriegelten, Gefängnis- 
mauern zum Einsturz brachten und 98 Gefangene befreiten, zeigen auf, wie weit diese Ent- 
wicklung inzwischen fortgeschritten ist. 
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kolumbianische Tagespresse einen CIA-Bericht zitierte, wonach die Macht- 
übernahme der Guerilla innerhalb von fünf Jahren möglich sei - in Bogotä 
die Klinke in die Hand gegeben und dabei vor allem auf die Modernisierung 
der kolumbianischen Armee gedrängt. 1998 waren u. a. im Land: Verteidi- 
gungsminister William Cohen, der Chef der DEA Thomas Constantine, FBI- 
Direktor Louis Freeh, SOUTHCOM-Kommandant Charles Wilhelm sowie 
der damalige Leiter der Office for National Drug Control Policy, „Antidro- 
gen-Zar“ Barry McCaffrey. Vor allem Wilhelm und McCaffrey forderten 
mehrfach eine verstärkte militärische Präsenz der USA in der Region (vgl. Ze- 
lik 1999b). Sie forcierten den Aufbau neuer Einheiten der kolumbianischen 
Armee, die von den US-Ausbildern mitgeleitet werden, und warben bei den 
als engen Verbündeten der USA bekannten Staatspräsidenten von Peru und 
Argentinien, Alberto Fujimori und Carlos Menem, für eine multinationale 
Eingreiftruppe in Kolumbien (vgl. Daza 2000: 14). 

Gleichzeitig kam es in Kolumbien selbst zu einer Wende der Regierungspoli- 
tik, die einige Parallelen zu den Entwicklungen Anfang der 80er Jahre auf- 
weist. Mitte 1998 akzeptierte der neu gewählte Präsident Andres Pastrana die 
von den FARC für die Aufnahme von Friedensgesprächen gestellten Bedin- 
gungen” (Molano 2000, 94), was Pastrana auch bei kritischen Beobachtern 
im In- und Ausland den Ruf eines Friedenspolitikers bescherte (vgl. Ignacio 
Ramonets Leitartikel in der Le Monde Diplomatique 8/1998). Während die 
Regierung Friedensgespräche mit den FARC aufnahmen, intensivierten Ar- 
mee und Paramilitärs - wie schon in der Amtszeit Betancurs 1982-1986 - den 
schmutzigen Krieg gegen die Opposition. Allein 1999 kam es zu 500 Massa- 
kern mit fünf oder mehr Toten, so viele wie noch nie zuvor in der Geschich- 
te Kolumbiens. Zudem wurden die Bewohner einer ganzen Stadt, nämlich 
des als Gewerkschaftsbastion geltenden Erdölzentrums Barrancabermeja, pau- 
schal mit dem Tode bedroht. Doch nicht nur die paramilitärische Rechte, 
auch Pastrana selbst trug zur Polarisierung der innenpolitischen Lage bei, als 
er eine neue Runde in der neoliberalen Kürzungs- und Privatisierungspolitik 
einläutete. Consuelo Ahumada (1996, 2000), Wirtschaftswissenschaftlerin in 
Bogota, zeichnet eine düstere Bilanz von 14 Jahren neoliberaler Öffnungspo- 
litik, die Pastrana zwar nicht alleine zu verantworten, aber doch mit Vehe- 
menz weiter vorangetrieben hat. So erreichte das Verhältnis Schuldendienst/ 


29 Gegen den Plan einer multionalen Interventionstruppe bezog vor allem der linkspopulisti- 
sche venezolanische Staatschef Hugo Chävez Stellung. Dies sowie seine demonstrativ Kuba- 
freundliche Politik dürfte zumindest teilweise erklären, warum Chävez in den USA in den 
vergangenen Jahren zunehmend zur ‘totalitären Gefahr’ aufgebaut wird. 

30 Diese Bedingungen lauteten: Räumung von einem 40.000 Quadratkilometer großen Gebiet 
in Südkolumbien durch die Armee, politische Anerkennung der Guerilla, Rücknahme der 
auf die Guerillaführer ausgelobten Kopfgelder, Entkriminalisierung der sozialen Proteste und 
Maßnahmen gegen den Paramilitarısmus. Bezeichnenderweise wurden nur die ersten drei 
Punkte von Pastrana in die Tat umgesetzt. 
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kolumbianischer Staatshaushalt während seiner Amtszeit die Rekordmarke 
von 36,2%, was, so Ahumada, nicht auf hohe Staatsausgaben, sondern auf 
die Devisenprobleme des Landes zurückzuführen gewesen sei. Durch die 
Öffnungspolitik, d.h. die Beseitigung der Zollgrenzen, sei die kleine und mitt- 
lere Agrar- und Industrieproduktion Kolumbiens im Verlauf der 90er Jahre 
regelrecht zusammengebrochen. Dies wiederum habe zu einem Anwachsen 
des Zahlungsbilanzdefizits geführt und eine Neuverschuldung notwendig ge- 
macht (Ahumada 2000: 18). Pastrana setzte diese desaströse Markt- 
Liberalisierung weiter fort und unterwarf sich den neuen ‘Sanierungspro- 
grammen’ des IWF, die die Kaufkraftentwicklung und damit den Zustand 
Binnenökonomie insgesamt negativ beeinflussten. Er drosselte die Ausgaben 
im öffentlichen Sektor (ebenda: 21), ordnete die Entlassung von mehr als 
zehn Prozent der 110.000 öffentlichen Angestellten an (ebenda: 27), und 
setzte neue Einschnitte im Gesundheits- und Erziehungswesen durch. Er ließ 
das Pensionsalter um fünf Jahre erhöhen (ebenda: 30), leitete die Privatisie- 
rung staatlicher Krediteinrichtungen sowie der wichtigsten Strom- und Kohle- 
Unternehmen ein (ebenda: 26) und erlaubte, dass es in Schlüsselbereichen 
der kolumbianischen Wirtschaft zu Privatisierungen kam, die in den Bereich 
des Betrugs gehen (ebenda: 50). Gleichzeitig bemühte sich Pastrana, von 
seinem Image als Friedenspräsident profitierend, um die Finanzierung eines 
Modernisierungsprojekts im Rahmen eines internationalen „Marshall-Plans“. 
Aus diesen Anstrengungen entstand 1999 unter starker Mitwirkung der US- 
Administration (Cördoba, Morales, Acosta 2000) der so genannte „Plan Co- 
lombia - Plan für Frieden, Wohlstand und Stärkung des Staates“ (Presidencia 
de la Repüblica 1999). Mit dem 7,6 Mrd US-Dollar umfassenden Programm 
(davon 4 Mrd. Dollar aus dem kolumbianischen Staatshaushalt) (Cördoba et 
al.: 2000) reagierte Pastrana auf die Forderungen Washingtons nach einem 
globalen Konzept für Drogenbekämpfung und Weltmarktintegration (Daza 
2000: 8). 

In der deutschsprachigen Fassung des Plans ist von Strategien für die zehn 
Bereiche Wirtschaft, Finanz- und Steuerwesen, Friedenspolitik, nationale Ver- 
teidigung, Menschenrechte, Rauschmittel, alternative Entwicklung, gesell- 
schaftliche Beteiligung, menschliche Entwicklung und internationale Orien- 


31 Ahumada (2000: 50-54) zitiert mehrere Privatisierungen, bei denen sich transnationale Un- 
ternehmen auf Kosten der kolumbianischen Gesellschaft bereichert haben. Exemplarisch sei 
hier der Fall des städtischen Telekommunikationsunternehmen ETB aus Bogotä erwähnt, 
dessen realer Wert von Experten auf 12 Mrd. US-Dollar geschätzt wird, das aber für nur 
1,42 Mrd. US-Dollar verkauft wurde. Ähnlich sei man bei der Privatisierung der Energieun- 
ternehmen ISA und ISAGEN vorgegangen. Daza (2000: 8) äußert die Ansicht, dass die be- 
schleunigten Privatisierungen Teil eines Clinton-Pastrana-Abkommens von 1999 gewesen 
seien. Pastrana habe zugesichert, Energie- und Erdölunternehmen im Wert von 2,5 Mrd. US- 
Dollar zu günstigen Konditionen zu verkaufen, und dafür im Gegenzug die US-Militärhilfe 
erhalten. 
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tierung die Rede (Presidencia de la Repüblica 1999: 7-9). Der Plan bekennt 
sich dabei zu drei völlig widersprüchlichen Zielen: Erstens zur Stärkung des 
Friedensprozesses (was die politische Anerkennung der Guerilla impliziert), 
zweitens zu einer weiteren Öffnung der Wirtschaft für internationales Kapital 
und drittens zu einer Antidrogen-Politik, die noch stärker als bisher auf mili- 
tärısche Mittel setzt. Jedem, der die kolumbianische Situation einigermaßen 
kennt, muss klar sein, dass die drei Ziele nicht kompatibel sind: Die Gueril- 
laorganisationen haben mehrfach klar gestellt, dass es nur dann einen Frie- 
densvertrag mit ihnen geben wird, wenn Sozialkürzungen, Entlassungen und 
die Deregulierung der Märkte gestoppt und keine repressiven Maßnahmen 
gegen die Koka-Kleinbauern mehr ergriffen werden. 

Der Eindruck, dass das vorgelegte Dokument vor allem PR-Funktionen erfül- 
len soll, die angesprochenen sozialen Reformprojekte allerdings nicht beson- 
ders ernst genommen werden, drängt sich einem auch aus zwei anderen 
Gründen auf. Da ist zum einen die Tatsache, dass gleichzeitig drei verschie- 
dene Versionen des Plans kursierten, wobei die für den US-amerikanischen 
Kongress bestimmte Fassung die militärischen Aspekte, die für die EU be 
stimmte Fasssung hingegen die Verteidigung der Menschenrechte betonte 
(Navarro 2001: 8); zum anderen der konkrete Finanzschlüssel, wie er im ko- 
lumbianischen Kongress schließlich präsentiert wurde. Nach den von den 
Abgeordneten Cördoba, Morales und Acosta (2000) veröffentlichten Zahlen 
sind 63,6% des Gesamtpakets für Verteidigung, Polizei und Justiz vorgesehen, 
hingegen nur 21,7% für Demokratisierung und soziale Entwicklung, 14% für 
die Wirtschaftspolitik und gar nur 0,7% für den Friedensprozess. Wenn man 
dazu noch berücksichtigt, dass völlig in den Sternen steht, ob der kolumbia- 
nische Staat überhaupt in der Lage sein wird, seinen Anteil am Gesamtpaket 
zu tragen, bleiben als verlässliche Zahlungen vor allem die 1,3 Mrd. US- 
Dollar, die der Kongress in Washington im Jahr 2000 bewilligt hat. Vor die- 
sem Hintergrund ist es gar nicht so falsch, wenn in der öffentlichen Debatte 
inzwischen unter der Bezeichnung Plan Colombia nur noch das US-Paket 
verstanden wird, von dem etwa 80%, nämlich rund 1,1 Mrd. Dollar für Mili- 
tär-, Polizei- und Justizhilfe vorgesehen sind (Vargas 2000). 

Der Einfluss der US-Administration auf den Plan und ihre militärstrategi- 
schen Absichten zeigen sich an einer ganzen Reihe von Punkten: Der Plan 
wurde dem US-amerikanischen Kongress zur Entscheidung vorgelegt, bevor 


32 Eine genaue Aufschlüsselung ist problematisch, da die Justizhilfe im Antrag der US- 
Abgeordneten Dewine, Garsley und Coverdell offensichtlich unter den Punkt ‘Menschen- 
rechte” subsumiert wurde und bei der Verabschiedung des Pakets im US-Kongress kleine 
Änderungen vorgenommen wurden, die in der mir zugänglichen Literatur noch nicht be- 
rücksichtigt waren. Insgesamt kann man davon ausgehen, dass die Militärs (alle Waffengat- 
tungen zusammen) in den Jahren 2000 und 2001 etwa 950 Mill. US-Dollar, davon 600 Mill. 
für den Aufbau neuer Elite-Einheiten der Armee und im Anti-Guerilla-Kampf einsetzbare 
Helikopter, und die Polizei knapp 100 Mill. US-Dollar aus den USA erhalten werden. 


Der Plan Colombia 405 


er in Kolumbien überhaupt bekannt war, er entstand zeitgleich mit einer 
vom Pentagon beim Söldnerunternehmen MPRI bestellten Studie über den 
Zustand der kolumbianischen Armee (MPRI 2000) und wird von US-Militär- 
Programmen für die Nachbarstaaten Peru, Ecuador und Panama in Höhe 
von 400 Mill. US-Dollar begleitet (Navarro 2000: 2). Dazu kommen konkrete 
Schritte in Richtung einer militärischen Intervention der USA. Von den US- 
Luftwaffenstützpunkten in Manta (Ecuador) und Aruba (niederländische An- 
tillen) fliegen US-Aufklärungsflugzeuge permanent Einsätze, um Funkverbin- 
dungen der Guerilla mitzuschneiden und Truppenbewegungen der Aufständi- 
schen zu überwachen (EI Espectador 27. 7. 1999). Diese Informationen wer- 
den aus Misstrauen gegenüber der kolumbianischen Armee zwar nicht direkt 
an die Militärs vorort weitergegeben, sondern im Hauptquartier Fort Bragg, 
Georgia, zentralisiert, doch offensichtlich kann die kolumbianische Armee 
bei Anti-Guerilla-Operationen auf sie zurückgreifen. Desweiteren sind eine 
nicht öffentliche Zahl von US-Geheimdienstspezialisten sowie mindestens 
300 US-Ausbilder in Kolumbien tätig, die für den Aufbau und die Leitung 
von so genannten Batallones Antinarcöticos - Antidrogen-Sondereinheiten, 
die vorrangig im Anti-Guerilla-Kampf ausgebildet werden und im Kerngebiet 
der FARC operieren - zuständig sind. Ein weiterer Teil der Militärhilfe wird 
bemerkenswerterweise über Söldner-Unternehmen im abgewickelt. Eine 
Schlüsselrolle spielt hierbei die in Virginia ansässige Firma MPRI, die schon 
1995 die kroatischen Militärs im Jugoslawienkrieg beriet und in deren Direk- 
torium eine Reihe hochrangiger ehemaliger US-Offiziere, darunter der Ex- 
DIA-Chef Ed Soyster und General a. D. Vernon Lewis (vgl. MPRI 2000) sit- 
zen. Derartige Privatunternehmen - ein weiteres Beispiel ist die Firma Dyn- 
Corp, die Herbizideinsätze gegen Kokapflanzungen fliegt”’ - werden von der 
US-Regierung offensichtlich immer häufiger für Militäroperationen angeheu- 
ert. Barry McCaffrey äußerte sich in diesem Zusammenhang gegenüber der 
Dallas Morning News (27. 2. 2000): „Ich bin ein Bewunderer des Outsour- 
cing, es gibt sehr wenige Dinge, die man nicht nicht outsourcen kann“, und 
in der Military Review, einem Diskussionsforum für militärstrategische De- 
batten, äußerte US-Offizier Thomas Milton (1998): „In den USA gibt es Un- 
ternehmen, die nicht nur zugunsten von US-Interessen arbeiten, sondern so- 
gar Teil der vom Verteidigungsministerium erarbeiteten Pläne sind. Fast alle 
diese Unternehmen haben Ex-Militärs in ihren Reihen. Die Sicherheitsunter- 


33 Die Firma DynCorp, die gerne ehemalige US-Air Force-Piloten rekrutiert, ist ein weiteres 
Beispiel für die Inkohärenz des Anti-Drogenkriegs. Im Jahr 2000 starb nach Angaben der ko- 
lumbianischen Tagespresse einer der US-Piloten an einer Überdosis Drogen, ein Jahr später 
wurde bekannt, dass in Behältern, mit denen das Unternehmen Maschinenöl-Proben in die 
USA transportiert, Spuren von Heroin gefunden worden sind (El Tiempo, 9. 7. 2001). In 
beiden Fällen nahmen die US-Ermittlungsbehörden offensichtlich erst gar keine Ermittlun- 
gen auf. 
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nehmen sind zu einem integralen Bestandteil der Pläne und Operationen des 
Verteidigungsministeriums geworden.“ * 

Die größten Proteste rief in den Andenstaaten jedoch die Tatsache hervor, 
dass im Rahmen des Plan Colombia die ökologisch desaströse Fumigati- 
onspolitik forciert und durch den Einsatz des als biologische Waffe kategori- 
sierten Fusarium Oxysporum-Pilzes (Navarro 2001: 16) sogar noch intensi- 
viert werden soll. Nach Schätzungen der Abgeordneten Cordoba (et al. 2000) 
werden 590.000 Bauern in den südkolumbianischen Departments Putumayo 
und Caquetä direkt oder indirekt von den Sprühungen betroffen sein. Selbst 
das kolumbianische Präsidialamt geht von 210.000 möglichen Vertriebenen 
allein im Departement Putumayo aus (zit. nach Navarro 2001: 25), was dazu 
geführt hat, dass die Versorgung von Flüchtlingen im Plan Colombia aus- 
drücklich im Etat mit berücksichtigt worden ist. 

Die ökologischen Folgen dieser Maßnahmen für das Amazonasbecken sind 
kaum zu kalkulieren. Die Herbizideinsätze in Nordkolumbien haben, so der 
heutige Umweltminister Mayr 1995, nicht nur zur Zerstörung von Flora und 
Fauna, sondern auch zum Versiegen von Flüssen geführt. 10 von 35 in der 
Sierra Nevada entspringende Gewässer verschwanden in Folge der durch die 
Herbizideinsätze verursachten Bodenaustrocknung (zit. nach Cördoba et al. 
2000). Insgesamt sollen schon 1998, also noch vor der Intensivierung der 
Fumigationen, 150.000 Hektar tropischer Wald durch Herbizide schwer be- 
schädigt worden sein (zit. nach Azzellini 1999: 119). Völlig unberechenbar ist 
schließlich die Wirkung des Fusarrium Oxysporum, auf dessen Einsatz Wa- 
shington trotz aller Kritik weiterhin drängt (Navarro 2001: 18). Nach Anga- 
ben der Umweltorganisation Acciön Ecolögica kann der Pilz 20-40 Jahre lang 
im Boden überdauern, ist gegen alle chemischen Substanzen resistent und 
befällt auch andere Pflanzen als Koka (ebenda: 16). 

Letztlich werden die im Plan Colombia vorgesehenen Maßnahmen damit auf 
die Zerstörung von bäuerlichen Strukturen in den betroffenen Gebieten hi- 
nauslaufen, was wiederum nicht zu einer spürbaren Reduzierung des Drogen- 
anbaus führen dürfte, sondern nur zu dessen Verlagerung. Die mittellosen 
Bauern werden noch tiefer in den Urwald hineingehen, um dort das einzige 
Produkt anzubauen, das ihnen in den abgelegenen Gebieten die Subsistzenz 
sichert: Koka. Vargas (1999) kommt wie Caballero (2000) aus diesem und 


34 Die Vorteile für das Pentagon bei diesem Vorgehen liegen auf der Hand: i) Anders als bei 
aktiven Soldaten der US-Army provoziert der Tod eines Söldners kein größeres Aufsehen in 
der US-Öffentlichkeit - was vor allem nach den Erfahrungen im Vietnam-Krieg, als die Regie- 
rung innenpolitisch massiv wegen der toten Gls unter Druck geriet, von erheblicher Bedeu- 
tung ist. ii) Wenn Söldner (und nicht Soldaten) eine Mission durchführen, fallen mögliche 
Menschenrechtsverletzungen oder gar Kriegsverbrechen nicht direkt auf die US-Regierung 
zurück. Diese kann dann einfach den Auftragspartner wechseln, d.h. auch die politische 
Verantwortung wird outgesourcet. ii) Die Mission eines Söldnerunternehmens ist in der Re- 
gel billiger als die Entsendung eigener Armee-Einheiten. 
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anderen Gründen zu dem Schluss: „Der Plan Colombia entbehrt einer Anti- 
drogen-Strategie. Er ist nichts anderes als die Wiederauflage von Bemühun- 
gen, die 25 Jahre lange gescheitert sind. Ein Vierteljahrhundert, in dem paral- 
lel zur Politik der Cero Tolerance das Drogengeschäft sein größtes Wachs- 
tum erreicht hat, das heißt, in dem die Antidrogen-Politik dazu beigetragen 
hat, den illegalen Kreislauf rentabler zu machen.“ 

Die bereits jetzt zu beobachtenden Folgen des Plan Colombia sind desaströs 
und weisen Züge einer Kriegsführung gegen die Bevölkerung auf. Die Ge- 
sundheit der Bewohner in den von Herbizideinsätzen betroffenen Gebieten 
ist stark beeinträchtigt, Indigena-Organisationen berichten von schweren 
Durchfallerkrankungen vor allem bei Kindern. Große Waldreserven werden 
zerstört, das Amazonas-Becken vergiftet, Hunderttausende (darunter auch vie- 
le Bauern, die kein Koka pflanzen) ihrer Lebensgrundlage beraubt und dabei 
doch die eigentlichen Profiteure der Drogenökonomie, z. B. die Finanzinsti- 
tute, in denen das Geld gewaschen wird, schonen. Man kann diese Politik, 
wie die meisten Autoren, auf mangelnde Sachkenntnis der Verantwortlichen 
in den USA zurückführen. Doch mindestens ebenso richtig ist der Hinweis, 
dass der Plan Colombia von Anfang an als Aufstandsbekämpfungsstrategie 
konzipiert worden ist. 


Freihandelszone und Investitionshindernisse 


Besondere Bedeutung hat dieser Aspekt vor dem Hintergrund, dass die ame- 
rikanischen Staatschefs im Rahmen des FTAA/ALCA-Abkommens die Ein- 
richtung einer kontinentalen Freihandelszone bis zum Jahr 2005 anstreben. 
Kolumbien wird dann zum wichtigen Durchgangsland für den Güterverkehr 
zwischen Zentral- und Südamerika und noch interessanter für ausländische 
Investitionen, aber eben auch zum Risiko für die Stabilität der gesamten Re- 
gion. Trotz der massiven Repression der vergangenen zwei Jahrzehnte gibt es 
im Land nach wie vor eine vergleichsweise starke Opposition gegen die kapi- 
talistische Durchdringungs- und Verwertungspolitik. Gewerkschaften streiken 
gegen Privatisierungen, Indigenas wehren sich gegen die Ausbeutung von 
Bodenschätzen auf ihrem Territorium, Guerillaorganisationen besteuern 
transnationale Unternehmen und sabotieren die Erdölindustrie. So hat der 
Ölmulti Occidental im Juli 2001 die Investitionen in Kolumbien ausgesetzt, 
nachdem die ELN-Guerilla in den ersten sechs Monaten des Jahres mehr als 
100 Anschläge auf die Pipeline Caho Limön-Covenas verübt und damit den 
Ölexport aus dem nordostkolumbianischen Arauca völlig lahm gelegt hat. 
Zeitgleich streikten die Angestellten des öffentlichen Sektors zum wiederhol- 
ten Male gegen die Privatisierung des Erziehungs- und Gesundheitswesens. 

Die Beseitigung solcher Investitions-Hindernisse, die den Erfolg der FTAA- 
Freihandelszone nachhaltig beinträchtigen könnten, ist ein wichtiges, viel- 
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leicht sogar das wichtigste Ziel des Plan Colombia. Durch die Zerstörung 
von Koka- und Nahrungsmittelpflanzungen und die Vertreibung von Hun- 
derttausenden von Kleinbauern wird die Guerilla politisch und ökonomisch 
geschwächt und damit die Opposition im ganzen Land zurück gedrängt wer- 
den”. Gleichzeitig wird der Militär- und Repressionsapparat weiter ausgebaut. 
In einer neueren, von der Rand Corporation” erstellten Studie ist denn auch 
die Rede davon, Drogen- und Guerillabekämpfung gegebenenfalls voneinan- 
der zu trennen und Sicherheitsaspekte stärker zu betonen. Dies schließe aus- 
drücklich auch die Möglichkeit einer direkten Intervention der USA ein, falls 
sich die Situation auf anderem Wege nicht stabilisieren lasse. 


„If despite those effects, security conditions continue to deteriorate, and the United States is con- 
fronted with an impending Columbian government collapse, the U.S. goal would be to ensure the 
survival and stability of governments in neighboring countries. The United States must work with 
those governments with which it has shared interests - Peru, Ecuador, Panama, and possibly Brazil 
and some of the Southern Cone countries - to isolate the guerilla controlled areas of Columbia. It 
could involve an increase of U.S. military presence.“ (Rand Corporation 2001: 93) 

Vor diesem Hintergrund ist die in Lateinamerika weit verbreitete Kritik, der 
Plan Colombia sei nur „ein erster Schritt in Richtung eines neuen Vietnams“, 
mehr als eine propagandistische Parole. Es gibt zahlreiche Indizien für eine 
derartige Entwicklung. Bemerkenswerterweise unterstützt die EU den Plan 
trotz aller verbalen Distanzierungen. So kritisierten die europäischen Regie- 
rungen auf der „Geberkonferenz“ im Mai 2001 den Plan zwar als zu militaris- 
tisch, und EU-Kommissar Chris Patten bezeichnete Kolumbien gar als Präze- 
denzfall für eine von den USA unabhängigere Außenpolitik, doch der kolum- 
bianischen Regierung stellte man dennoch ingesamt 300 Millionen Euro für 
verschiedene Entwicklungsprojekte zur Verfügung. Kolumbianische Kleinbau- 
ern-, Schwarzen- und Indigena-Organisationen fürchten, dass mit diesem Geld 
die Industrialisierung der Landwirtschaft beschleunigt und kriegsbegleitende So- 
zialmaßnahmen finanziert werden sollen. Wie schon in den 80er Jahren in 
Zentralamerika scheinen auch in Kolumbien militärische, politische, wirt- 
schaftliche und soziale Aspekte der Kriegsführung Hand in Hand zu gehen. 
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35 In Europa wird das Verhältnis zwischen Guerilla und sozialer Opposition in der Regel stark 
vereinfacht. Während Nichtregierungsorganisationen sich davon überzeugt zeigen, die Gue- 
rilla schade den legalen Protestbewegungen, weil sie die Eskalationsstufe und damit das Re- 
pressionsniveau erhöhe, sind die (seltener gewordenen) Guerilla-Sympathisanten der Mei- 
nung, die Rebellenorganisationen sei quasi ‘per se’ die legitime Sprecherinnen der sozialen 
Bewegungen. In Wirklichkeit trifft beides nicht zu. Viele Aktivisten der sozialen Bewegungen 
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Beate Andrees 


Staatsauflösung und Kriegsfinanzen: 
Zur Rolle der Kriminalität im Kosovo Konflikt 


Die wichtigste Drogenroute von Asien nach Westeuropa verlief schon vor 
dem Ende des Staatssozialismus in Ost- und Südosteuropa durch das ehema- 
lige Jugoslawien. Mit der Öffnung der Grenzen zu den Nachbarstaaten und 
dem Beginn der Balkankriege Anfang der 90er Jahre wurde der Drogenhandel 
durch weitere illegale Aktivitäten ergänzt, so zum Beispiel durch Sanktions- 
bruch, Menschenhandel, Waffenschiebereien und Zigarettenschmuggel. Die 
Gewinne dienten nicht nur der individuellen Bereicherung, sondern auch der 
Kriegsfinanzierung. Zu einem der wichtigsten kriminellen Zentren entwickelte 
sich das Kosovo, wo illegale Profite in Milliardenhöhe erwirtschaftet wurden, 
die entweder direkt in die Kriegskasse oder ins Ausland flossen. 

Jeder Konflikt schafft Freiräume für kriminelle Aktivitäten durch die steigen- 
de Nachfrage nach Waffen, Ressourcenknappheit und die Relativierung ge- 
sellschaftlicher Normen. Das gilt vor allem für sogenannte Bürgerkriege oder 
ethnische Konflikte, die zur Schwächung oder völligen Auflösung der zentra- 
len Staatsgewalt führen. Mit zunehmender Fragmentierung staatlicher Gewalt, 
so die These dieses Artikels, gewinnen transnationale, partikulare und infor- 
melle Netzwerke einschließlich ihrer Ordnungsstrukturen an Bedeutung. Die- 
se Netzwerke verfügen über ein erhebliches kriminelles Potential. Sie unter- 
stützen die Kriegsparteien und profitieren von dem Zusammenbruch staatli- 
cher Institutionen 

Der Artikel gliedert sich in drei Teile: Zunächst wird der Zusammenhang 
zwischen der Informalisierung des Staates und dem Einfluss transnationaler 
Netzwerke erläutert. Im zweiten Abschnitt werde ich diese Überlegungen am 
Beispiel des Kosovo-Konfliktes, der Kosovo-albanischen Diaspora sowie alba- 
nischer Mafianetzwerke darstellen. Der letzte Teil gibt einen kurzen Ausblick 
auf die Aktivitäten krimineller Netzwerke unter der derzeitigen UN- 
Verwaltung und verdeutlicht die Rivalität zwischen internationalen sowie lo- 
kalen Ordnungsstrukturen. 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 124, 31. Jg., 2001, Nr. 3, 411-427 


412 Beate Andrees 


1. Staaten und transnationale Netzwerke: 
Einige theoretische Überlegungen 


Staatszerfall, Informalisierung und Konflikt 


Phänomene ethnisch motivierter Gewalt und Kriminalität passen nicht so 
recht in die „Neue Weltordnung“, in der Kriege dem internationalen Handel, 
dem kulturellen Austausch und der Anerkennung universeller Rechte weichen 
sollten. So wurde die „neue Unordnung“ an der Peripherie Westeuropas auch 
lange als Anomalie aufgefasst, d.h. als Folge eines primordialen ethnischen 
Konfliktes, der sich mit dem Ende des Staatssozialismus gewaltsam entlud 
und sozusagen unausweichlich schien. Demokratisierung sowie konsequente 
Marktreformen wurden von internationalen Organisationen und ihren westli- 
chen Geldgebern als Heilmittel gegen den Rückfall in die „Vormoderne“ ver- 
schrieben. Nach der ersten fehlgeschlagenen liberalen Reformphase in Süd- 
osteuropa Ende der 80er Jahre begann nach Kriegsende in Bosnien und im 
Kosovo die zweite Phase unter verstärkter Kontrolle und Konditionalität der 
internationalen Gemeinschaft. Doch die Zuckerbrot-und-Peitsche-Strategie 
hat bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt zu höchst ambivalenten Ergebnissen 
geführt: Fast sechs Jahre nach Dayton und zwei Jahre nach der Unterzeich- 
nung des Stabilitätspaktes für Südosteuropa gibt es weder in Bosnien- 
Herzegowina noch im Kosovo funktionierende Staatsinstitutionen, die gesell- 
schaftlichen Zusammenhalt und Sicherheit garantieren könnten. Politische 
und ökonomische Beziehungen sind vor allem informell organisiert (Chand- 
ler 1999; ICG, 8/2000). 

Die folgende Analyse informeller und krimineller Praktiken im Kosovo be- 
ruht auf einem institutionalistisch-strukturalistischen Ansatz, der von einem 
kausalen Zusammenhang zwischen politischer und ökonomischer Liberalisie- 
rung, der Auflösung oder Schwächung staatlicher Institutionen sowie ihrer 
Instrumentalisierung durch konkurrierende soziale und ethnische Gruppen 
ausgeht (Crawford/Lipschutz 1998). Institutionen bezeichnen im engeren 
Sinne Organisationen sowie im weiteren Sinne Regeln und Verfahren, die das 
Verhalten von Individuen im Interesse der gesellschaftlichen Ordnung steu- 
ern (North 1990). Abhängig davon, in welche politisch-ökonomischen Mak- 
rostrukturen Institutionen eingebettet sind, werden sie entweder primär über 
den Staat, den Markt oder die (ethnische) Gemeinschaft vermittelt. 
Spätestens nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges hatte sich in Ost und 
West sowie in den ehemaligen Kolonien der souveräne Nationalstaat als 
wichtigster Regulationsmechanismus durchgesetzt. Das änderte sich jedoch 
mit Beginn der Deregulierung Ende der 70er Jahre sowie mit dem Zusam- 
menbruch des Staatssozialismus in Ost- und Südosteuropa. Während der 
Markt in Westeuropa zunehmend den staatlichen Regulationsrahmen ersetz- 
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te, übernahm mit dem Beginn der Transformationsphase in Osteuropa die 
ethnische Gemeinschaft wichtige Regulationsfunktionen. In beiden Fällen 
haben informelle Praktiken in Politik und Ökonomie zugenommen. 
Informalisierung bezeichnet ganz allgemein den Rückzug von Institutionen 
im Sinne einer staatlichen Organisationsstruktur sowie gesellschaftlicher 
Normen und Werte. Die Grenzen zwischen Formalität und Informalität sind 
fließend. Im ökonomischen Bereich bezieht sich Informalität vor allem auf 
Strategien der Einkommensgewinnung sowie auf Produktionsstrukturen, die 
aus dem staatlichen Regelungsrahmen herausfallen. Es handelt sich dabei 
zum Beispiel um Subsistenzwirtschaft, prekäre Arbeitsverhältnisse oder kri- 
minelle Praktiken. In der Politik bezieht sich Informalisierung auf die Her- 
ausbildung klientelistischer Staatsstrukturen, verbunden mit Bestechung und 
Korruption. Informalisierung umfasst nicht nur Überlebensstrategien der 
Armen, sondern alle soziale Schichten westlicher Industriegesellschaften so- 
wie der Transformations- und Entwicklungsländer (Altvater/Mahnkopf 1999; 
Portes/Castells 1989). 

Die Transformationsprozesse in Ost- und Südosteuropa haben staatliche In- 
stitutionen geschwächt und sozioökonomische Krisen verschärft. Damit war 
fast überall eine ethnische Mobilisierung verbunden, die in manchen Regio- 
nen wie im ehemaligen Jugoslawien zu Krieg und Vertreibung führte. Ethni- 
sche Konflikte haben vielfältige Ursachen, die Folge ist jedoch immer eine 
zunehmende Informalisierung politischer und wirtschaftlicher Beziehungen. 
Das entscheidende Merkmal daran ist die Auflösung des staatlichen Gewalt- 
monopols und sein Ersatz durch sogenannte „Warlord-Regime“. Diese „War- 
lords“ können entweder Rebellengruppen, ethnisch-nationalistische Parteien 
oder Familienclans ohne formale Organisationsstruktur sein. Während eines 
Konfliktes sorgen sie für Waffen und Geld, und zwar meistens durch illegale 
Praktiken, an denen sie kräftig verdienen. Gleichzeitig garantieren sie aber 
auch Ordnung und Sicherheit, allerdings in einem territorial eng begrenzten 
Gebiet und sozial exklusiven Verständnis. Wer nicht zum Clan, zur ethni- 
schen Gruppe oder zu den Rebellen gehört, muss sich Sicherheitsgarantien 
entweder teuer erkaufen oder fliehen. Unter dem Deckmantel eines ethni- 
schen Konfliktes entwickeln sich somit Strukturen, die marktwirtschaftlich 
profitabel, und, wie ich später am Beispiel des Kosovo-Konfliktes noch zei- 
gen werde, auch global vernetzt sind (Collier/Hoeffler 5/2000; Elwert 1997; 
Jean/Rufin 1999). 


Diasporagemeinschaften und Mafianetzwerke 


Die Auflösung formaler gesellschaftlicher Beziehungen begünstigt die Her- 
ausbildung partikularistischer Strukturen. Da den „Warlords“ die Legitimati- 
onsbasis und meistens auch die Mittel fehlen, um ausreichend Steuern einzu- 
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treiben, greifen sie auf transnationale Netzwerke, wie zum Beispiel Diaspora- 
und Mafianetzwerke zurück. Diese Netzwerke agieren jenseits der Ordnung 
des modernen Nationalstaates, was die Kontrolle ihrer Aktivitäten besonders 
erschwert. Sie sind ein weiterer Ausdruck der Informalisierung politischer und 
ökonomischer Beziehungen. Diasporagemeinschaften und Mafianetzwerke 
sind keine neue Erscheinung. Ihre Wurzeln reichen bis in die Antike und das 
frühe Mittelalter zurück. Mit den Modernisierungen im Transport- und 
Kommunikationswesen sowie im internationalen Finanzsektor während der 
letzten Jahrzehnte hat sich jedoch die Dichte der Netzwerke sowie der Um- 
fang ihrer Waren-, Geld- und Informationsströme erhöht. 

Diaspora beginnt mit der Vertreibung, Verschleppung oder Auswanderung 
eines Volkes von einem Zentrum, das als Heimat im kollektiven Gedächtnis 
rekonstruiert wird. Sie unterscheiden sich von anderen Migrantengruppen vor 
allem durch ihre transnationalen Netzwerke, die sie auch zur politischen 
Mobilisierung einsetzen. Dabei handelt es sich entweder um ein nationales 
Anliegen oder um Proteste gegen das jeweilige Regime im Herkunftsland 
(Shain 1993). Die Konstruktion einer eigenständigen Diaspora-Identität und 
ihre Aktivitäten hängen nicht nur von ihren eigenen Ressourcen, sondern 
auch vom gesellschaftlichen Umfeld und den gesetzlichen Bestimmungen im 
Aufnahmeland ab. Gut integrierte Diaspora Gemeinschaften haben bessere 
Aussichten, für ihr Anliegen nicht nur untereinander, sondern auch die Auf- 
nahmegesellschaft zu mobilisieren (Esman 1986). 

Davon abgesehen existieren Diasporagemeinschaften jedoch relativ losgelöst 
von Raum und Zeit. Sie verfügen alle über eine starke virtuelle Repräsentati- 
on im Internet mit Diskussionsgruppen, Nachrichtendiensten in verschiede- 
nen Sprachen und Kontaktadressen. In realen Räumen zeichnen sich die 
Mitglieder einer Diaspora durch eine hohe Mobilität aus. Diskurse innerhalb 
der Diaspora bewegen sich in verschiedenen Zeiten: Der Vergangenheit mit 
allen ihren Mythen und traumatischen Erfahrungen, der ambivalenten Ge- 
genwart im Aufnahmeland und der visionären Projektion der nationalen Be- 
freiung in die Zukunft (Centlivres 2000). 

Diese Zukunftsprojektionen sind häufig nationalistisch und revanchistisch ge- 
färbt, da der radikale Flügel einer Diaspora in der Regel besser organisiert ist. 
Deshalb kann man davon ausgehen, dass die Existenz von großen Diaspora- 
gemeinschaften die Wahrscheinlichkeit eines Konfliktausbruches erhöht oder 
den Konflikt zumindest verlängert (Collier 6/2000). Das Ausmaß der Kon- 
fliktbeeinflussung hängt von der Organisationsform der Diaspora ab. An- 
goustures und Pascal (1999) unterscheiden zwischen einer konstitutiven und 
fördernden Diaspora, obwohl die Grenzen zwischen diesen Typen nicht klar 
gezogen werden können. Eine konstitutive Diaspora bestimmt relativ 
unabhängig ihr Verhältnis zum Herkunftsland, während eine fördernde 
Diaspora von der Heimat aus gesteuert wird. 
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Aufgrund ihrer transnationalen Organisationsstruktur und ihrer Verbindung 
zu „Warlord Regimen“ in der Heimat gibt es auch Berührungspunkte zwi- 
schen Diasporagemeinschaften und Mafianetzwerken. Letztere funktionieren 
in erster Linie als Unternehmen, die Gewinne durch die Produktion und den 
Vertrieb verbotener Güter oder Dienstleistungen erzielen, zum Beispiel durch 
Drogen, Prostitution, nicht-genehmigte Waffentransporte oder Spielkasinos. 
Um die Gewinne vor staatlichen Eingriffen zu schützen, arbeiten mafiöse 
Netzwerke mit Gewalt und Bestechung. Sie garantieren personelle und sozio- 
ökonomische Sicherheit nach informellen Regeln und Normen. Damit bildet 
sich eine eigenständige Organisationskultur heraus, die entweder parallel zu 
staatlichen Institutionen existiert, oder diese vollständig ersetzt. Diese Orga- 
nisationskultur beruht häufig auf ethnischen und patriarchalen Codes, mit 
denen Loyalität und Vertrauen leichter hergestellt, aber auch erheblicher 
Druck ausgeübt werden kann (Fiorentini 1997; Sampson 1998). 

Die alternativen Einkommensmöglichkeiten und Sicherheitsstrukturen, die 
Mafianetzwerke und bis zu einem bestimmten Grad auch Diasporagemein- 
schaften bereitstellen, sind höchst exklusiv. Sie beruhen auf ethnischer Zuge- 
hörigkeit und patriarchalen Strukturen (Brah 1996). Durch ihre enge Verbin- 
dung zu militärischen Konflikten und hoch riskanten Geschäften, kann sich 
selbst diese eingeschränkte Sicherheit als fragwürdig herausstellen. Ihre trans- 
nationale Mobilität und digitale Vernetzung ermöglicht es ihnen, der Kon- 
trolle von Nationalstaaten teilweise zu entgehen. Trotz der informellen, eth- 
nischen und patriarchalen Struktur der eben beschriebenen Netzwerke be- 
deutet das jedoch nicht, dass sich gesellschaftliche Beziehungen im Zuge 
ethnischer Konflikte in die Vormoderne zurückentwickeln. Im Gegenteil, es 
handelt sich eher um eine Ausdifferenzierung von Organisationsformen, die 
sich entweder konträr oder komplementär zu staatlichen Institutionen verhal- 
ten. Die ursprüngliche Funktion des modernen Staates, zwischen partikularen 
Interessen zu vermitteln, wird damit jedoch unterlaufen. 


2. Konfliktfinanzierung und transnationale Kriminalität 
am Beispiel des Kosovo-Konfliktes 


Die Hintergründe des Konfliktes 


Der Konflikt im Kosovo reicht weit in die Geschichte des Balkans zurück. 
Während die Kommunistische Partei in Jugoslawien an der Macht war, for- 
derten die Kosovo-Albaner wiederholt die Anerkennung der Provinz als Re- 
publik. Nach dem Tod von Tito 1981 drückten sie ihre Forderungen erstmals 
mit Protestmärschen aus. Die Auseinandersetzungen zwischen der serbischen 
Regierung in Belgrad und albanischen Gruppen kulminierten 1989/90 in 
Massendemonstrationen und Streiks sowie deren gewaltsamen Unterdrü- 
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ckung durch serbische Sicherheitskräfte. Nach der Entlassung von mehr als 
130.000 Albanern aus öffentlichen Verwaltungen begann die führende politi- 
sche Kraft in der Provinz, die Demokratische Liga Kosovas (LDK) unter Ib- 
rahim Rugova, mit dem Aufbau eines Schattenstaates. Im Mai 1992 fanden 
geheime Wahlen statt, mit denen Bujar Bukoshi Ministerpräsident und Ibra- 
him Rugova Präsident eines international nicht anerkannten Staates wurden. 
Dieser Schattenstaat stellte einerseits den Versuch dar, gesellschaftliche Bezie- 
hungen trotz der serbischen Diskriminierung zu formalisieren. Über einen 
Solidaritätsfonds und eine dreiprozentige Einkommenssteuer finanzierten die 
Kosovo-Albaner ihr eigenes Bildungs-, Justiz- und Gesundheitssystem, eine ei- 
gene Polizei und Verwaltung (Clark, 2000; Troebst 1998). Andererseits mar- 
kiert er aber auch den ersten Schritt in die Informalität, da er international 
nie anerkannt wurde und von den Überweisungen aus der Diaspora abhängig 
war. Aufgrund der Diskriminierung der Kosovo-Albaner im öffentlichen Le- 
ben nahmen nicht nur die Emigration, sondern auch informelle und krimi- 
nelle ökonomische Aktivitäten zu (Montanari 20004 EC/World 
Bank/UNMIK 11/1999). 

Das Schicksal der Provinz war seit dem Zusammenbruch des Sozialismus eng 
mit der Entwicklung in Albanien verbunden. Das bedeutet jedoch nicht, dass 
es ein ernsthaftes Interesse auf einer der beiden Seiten an einem Großalba- 
nien gäbe. Albanische Eliten unterstützen vielmehr die politische, ökonomi- 
sche und kulturelle Vereinigung der Albaner ohne Grenzveränderungen 
(Schmidt 2000; Sheku 1997). Allerdings wird die folgende Darstellung der 
Entwicklungen seit Anfang der 90er Jahre zeigen, dass bisher vor allem kri- 
minelle Netzwerke von den offenen Grenzen profitierten. 

Neben diesem regionalen Transnationalismus nahmen auch die Kontakte zur 
Kosovo-albanischen Diaspora während der 90er Jahre zu. Die Diaspora ent- 
wickelte sich aus den Migrantengemeinden Kosovo-albanischer Gastarbeiter, 
die seit den 60er Jahren nach Westeuropa, vor allem nach Deutschland, in 
die Schweiz und nach Österreich gekommen waren. Seit den 80er Jahren 
flüchteten zunehmend Kosovo-Albaner nach Westeuropa und nach Nord- 
amerika aus Angst vor Repressalien sowie aufgrund der schlechten Wirt- 
schaftslage. Viele von ihnen waren im Untergrund aktiv an Demonstrationen 
oder terroristischen Anschlägen beteiligt gewesen. Während der militärischen 
Auseinandersetzungen zwischen 1997 und 1999 setzte eine neue Flüchtlings- 
welle ein, von der jedoch nur die wenigsten Flüchtlinge nach Westeuropa 
kamen. Da in den offiziellen Statistiken Kosovo-Albaner als „Jugoslawen“ ge- 
führt werden, lassen sich nur schwer genaue Angaben über den Umfang der 
Diaspora machen. Schätzungen aus dem Jahr 1999 besagen, dass 250.000 Ko- 
sovo-Albaner in Deutschland, 150.000 in der Schweiz, sowie 600.000 Albaner 
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und Kosovo-Albaner in den USA leben.! Neben diesen drei wichtigen Zent- 
ren der Diaspora leben mehrere Tausend Kosovo-Albaner unter anderem in 
Österreich, Skandinavien, Belgien, Italien, Neuseeland und Australien. Den 
Flüchtlingen wurde in Deutschland und in der Schweiz nur ein befristeter 
Aufenthaltsstatus gewährt (Duldung oder Aufenthaltsbefugnis), mit dem ein 
legales Arbeitsverhältnis ausgeschlossen wurde. Bestehende Migrations- 
netzwerke und gesetzliche Ausnahmeregelungen trugen jedoch dazu bei, dass 
die Mehrheit der Kosovo-Albaner im Ausland Arbeit gefunden hat, wenn 
auch vor allem im informellen Sektor. 


Die kriminelle Dynamik des Kosovo-Konfliktes 


Im Zusammenspiel zwischen der Diaspora in Westeuropa und den USA, al- 
banischen Mafianetzwerken sowie dem Konflikt im Kosovo lassen sich drei 
Phasen unterscheiden. Die erste Phase des Konfliktes begann mit der massi- 
ven Verschlechterung der politischen und ökonomischen Situation im Koso- 
vo während der 80er Jahre, zunehmender Emigration und politischen Aktivi- 
täten im Untergrund (Montanari 2000b). Zwischen 1982 und 1984 organi- 
sierten beispielsweise militante Kosovo-Albaner vom Ausland aus mehrere At- 
tentate in Pristina. Die jugoslawischen Sicherheitskräfte nahmen in den 80er 
Jahren mehr als 12.000 Albaner gefangen und brachten einige ihrer Hinter- 
männer in Westeuropa um (Le Monde Diplomatique 5/1999). In dieser Epo- 
che begann bereits die Zusammenarbeit zwischen der Kosovo-albanischen 
Drogenmafia, die zu diesem Zeitpunkt noch in der zweiten Liga hinter der 
türkischen Mafia spielte, sowie politischen Gruppierungen, die für die Unab- 
hängigkeit des Kosovos und die Vereinigung aller Albaner kämpften. Diese 
Gruppierungen bestanden aus straff organisierten marxistisch/maoistischen 
Zellen (ebd.). Schätzungen aus dieser Zeit gaben an, dass über die Istanbul- 
Belgrad-Route 25% bis 40% des US-amerikanischen und europäischen He- 
roinbedarfes gedeckt wurde (The Wall Street Journal 9.9.1985). Diese Route 
wurde zunehmend von Kosovo-Albanern kontrolliert, warf aber auch kräftige 
Gewinne für die Regime in Belgrad und Zagreb ab (Rastello, 2000). 

Die Ausrufung des Notstandes im Kosovo 1989 sowie Streiks und Massen- 
kundgebungen von Albanern und Serben markierten den Beginn der zweiten 
Phase. Drei Jahre später kollabierte das kommunistische Regime in Albanien. 
Tausende von Albanern versuchten in der Folgezeit, vor dem Chaos und der 
zunehmenden Unsicherheit im Land zu fliehen. Sie kamen vor allem nach 
Italien, Griechenland, Nordeuropa und in die USA. Das ist die Phase, wäh- 
rend der sich die albanische Drogenmafia in Westeuropa und den USA kon- 
stituierte und ihre Einflussgebiete mit der türkischen Mafia sowie der italieni- 


1 Quellen: Verfassungsschutzbericht (1999); OECD (2001), UNHCR-Statistiken unter 
www.unhr.org 
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schen ’Ndrangheta aufteilte. Die Basis ist bis heute Italien, von wo sich ein 
weitgeknüpftes Netz von Transportwegen und Händlern über ganz Europa 
erstreckt.” Während jede Mafia vor allem der persönlichen Bereicherung 
dient, verfolgte die albanische Mafia von Anfang an auch politische Interes- 
sen. Beispielhaft für die Verknüpfung von Gewinn und „Befreiungskampf“ ist 
das Drogenimperium des Kosovo-Albaners Agim Gashi, der von der italieni- 
schen Polizei im Sommer 1998 festgenommen wurde. Mit einem Teil seiner 
Gewinne aus dem Drogenhandel kaufte Gashi Waffen, die über albanische 
Mittelsmänner ins Kosovo verschifft wurden (ebd.). 

Zwischen 1992 und 1993 erschienen erstmals uniformierte junge Männer 
nach dem Stile der IRA auf Beerdigungszeremonien im Kosovo, die sich als 
Anhänger der Kosova Befreiungsarmee (UCK) zu erkennen gaben. Die Struk- 
tur der UCK beruhte auf dörflich organisierten Clans, die locker miteinander 
in Verbindung standen. Eine klare Hierarchie und Kommandostruktur gab es 
nicht. Diese fast familiären Verbindungen sicherten absolutes Vertrauen un- 
tereinander (ICG 3/2000). Die Basis der UCK befand sich im Westen der 
Provinz, der Dreniga-Region sowie in der Schweiz. Mitglieder der sogenann- 
ten „Dreniga-Gruppe“ fanden Anfang der 90er Jahre in der Schweiz Asyl und 
gründeten dort unter Leitung von Xhavit Haliti, der grauen Eminenz der ko- 
sovarischen Befreiungsbewegung, und Hashim Thaci einen Ableger der 
Gruppe (Montanari 2000b). 

Der Dayton-Vertrag und die internationale Anerkennung, die Slobodan Mi- 
losevie und seinen Handlangern in Bosnien damit zuteil wurde, markierte 
einen entscheidenden Wendepunkt in der politischen Landschaft des Koso- 
vo. Rugovas Versuch, die „albanische Frage“ mit friedlichen Mitteln zu inter- 
nationalisieren, war offensichtlich gescheitert (Biberaj 2000). Je mehr die 
LDK an Ansehen verlor, vor allem unter jungen Männern, die für sich im 
Schattenstaat keine Chance sahen, desto zahlreicher sammelten sich die An- 
hänger der UCK. Bukoshi trennte sich 1997 von Rugova und leitete seine fi- 
nanziellen Quellen in den Aufbau militärischer Einsatzkräfte weiter, die kurze 
Zeit später der UCK beitraten (Montanari 2000b). Bukoshis „Finanzminister“ 
erklärte 1999, dass er über 33 Millionen US-Dollar auf einer Bank in Tirana 
verfüge (Time Magazın 17.5.1999). 

Mit der zunehmenden Spaltung und Radikalisierung der Kosovo-Albaner 
1997/98 setzte die dritte Phase ein. Die Kosovo-albanische Diaspora wandelte 
sich von einer konstitutiven in eine kontrollierte und hochgradig mobilisierte 
Diaspora. Die UCK erhielt weiterhin Zulauf und entwickelte sich zu einer 
Guerilla-Truppe, deren Einsätze zunehmend die Sicherheit der Serben in der 


2 Corriere della Sera 15.10.1998; weitere Artikel dazu unter www.siri-us.com/backgrounders/ 
KLA-Drugs.html siehe auch den Interpol-Bericht (1991), zitiert in: Rastello (2000) und den 
Bericht des National Narcotic Intelligence Consumers Committee (NNICC) (1996) 
(www.usdoj.gov/dea). 
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Provinz bedrohten. In dieser Phase zeigte sich besonders, welchen Einfluss 
die Entwicklungen in Albanien auf die Lage im Kosovo hatten. Die albani- 
sche Regierung unter Sali Berisha, albanische Mafianetzwerke und das Re- 
gime in Belgrad verstiessen über mehrere Jahre gegen die internationalen 
Sanktionen gegen Rest-Jugoslawien. Über den Norden Albaniens wurden in 
großem Umfang Öl und Waffen nach Montenegro und Serbien transportiert. 
Schätzungen gehen davon aus, dass diese Geschäfte mindestens 10% des al- 
banischen BSP ausmachten (Naylor 1999; Rastello 2000). 

Zwischen 1996 und 1997 änderten sich jedoch die Machtverhältnisse. Enver 
Hajin, der „Geschäftspartner“ von Arkan, dem Anführer der berüchtigten 
serbischen Tiger, wurde erschossen und die Sanktionen gegen Serbien teilwei- 
se gelockert. Damit gingen Millionengewinne verloren, was unter anderem 
den Zusammenbruch der „Pyramidensysteme“ in Albanien beschleunigte. 
Tausende Albaner hatten aufgrund der hohen Zinsversprechen der Invest- 
mentfonds ihre gesamten Ersparnisse eingezahlt und sich darüber hinaus 
hoch verschuldet. Als die ersten Gerüchte über die Zahlungsunfähigkeit der 
Fonds 1997 in Umlauf kamen, machte sich schnell Panik breit, die schließ- 
lich zu gewalttätigen Tumulten führte. Während dieser Unruhen wurden die 
Waffendepots des Landes gestürmt, deren Inhalte „privatisiert“ oder ins Ko- 
sovo verschoben. Die genauen Hintergründe der Krise können an dieser Stel- 
le nicht weiter erläutert werden. Wichtig ist jedoch die Verwicklung der Re- 
gierung unter Sali Berisha in den Betrug der Investmentfonds und vermutlich 
auch in die Öffnung der Waffendepots. Berisha kam 1992 an die Macht und 
galt lange als Musterschüler der US-Regierung, die den Mann aus dem Nor- 
den als Garanten für den Transformationsprozess in Albanien sowie für die 
Stabilität auf dem Balkan betrachtete. Mit Rücksicht auf westliche Geldgeber 
hielt sich Berisha mit offizieller Unterstützung für die Kosovo-Albaner zu- 
rück. Es gab aber zahlreiche informelle Kontakte. Die Fonds dienten unter 
Berisha nicht nur der individuellen Bereicherung, sondern auch der Geldwä- 
sche aus dem Drogen- und Ölschmuggel sowie Waffenkäufen für das Kosovo 
(Biberaj 2000, Naylor 2000). 

Der Bankrott der Pyramidensysteme verursachte Berishas Sturz und führte 
kurzzeitig zum völligen Zusammenbruch staatlicher Institutionen in Alba- 
nien. Davon hat sich das Land bis heute nicht erholt. Kriminalität und Ge- 
walttaten gehören zum Alltag, was unter anderem auf die Bewaffnung der 
Bevölkerung während der Krise 1997 und den Zusammenbruch staatlicher 
Institutionen zurückzuführen ist (ICG 1/1999). Mafiöse Netzwerke und das 
traditionelle Kanoon Recht (verbunden mit der Blutfehde) übernahmen seit- 
dem wichtige gesellschaftliche Regulationsfunktionen (Schwander-Sievers 
1998). Diese Entwicklungen im Nachbarland kamen der UCK nicht ungele- 
gen. Auch wenn Berishas Nachfolger, der Südalbaner Fatos Nano, weniger 
Verbindungen zu den Kosovo-Albanern pflegte, so ließ er die UCK dennoch 
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ungestört in den Grenzgebieten Nordalbaniens operieren. Sie legte dort um- 
fangreiche Waffenlager an und baute Trainingslager für Rekruten auf (Rastello 
2000). 

Parallel dazu mobilisierten die UCK und ihr politischer Arm im Ausland, die 
Volksfront für die Republik Kosova (LPK), zunehmend die Diaspora. Ein 
wichtiger Kanal für den Geldfluss wurde der sogenannte Vaterlandsfonds 
(Vendlindja Therret), der von dem Kosovo-Albaner Jashar Saliku in der 
Schweiz gegründet wurde. Salıku unterstützte offen den Kampf für ein 
„Großalbanien“, für den er mit seinem Fonds nach eigenen Aussagen monat- 
lich einige Millionen US Dollar sammelte. Der Fonds bestand aus einem 
Netz von Zweigstellen auf der ganzen Welt und wurde entweder von der LPK 
oder von humanitären Organisationen verwaltet (Time Magazin 17.5.1999). 
In den USA spendeten Diaspora-Mitglieder während der Hochphase des 
Konfliktes bis zu 4 Millionen US-Dollar (Washington Post, 26.5.1998). Spen- 
denaufrufe wurden zunächst informell und später offen über albanische Me- 
dien im Ausland, Veranstaltungen und das Internet verbreitet. Dabei spielte 
oft erheblicher Druck eine Rolle, auch wenn Fälle der Erpressung oder direk- 
ter Gewaltanwendung den Behörden nicht bekannt wurden (Neue Züricher 
Zeitung 22.7.1998/17.6.1998; Verfassungsschutzbericht 1999). 

Dass sich unter den privaten Spenden auch einige Millionen „Schwarzgeld“ 
aus dem Drogenhandel befanden,” und dass mit diesem Geld nicht- 
genehmigte Waffenkäufe bezahlt wurden, war für die Polizeikräfte der betrof- 
fenen Länder nicht leicht nachzuweisen. Der Fonds diente nicht ausschließ- 
lich dem Kauf von Waffen, sondern auch der humanitären Unterstützung der 
zurückgebliebenen Landsleute. Die Geschäfte wurden in der Regel über Mo- 
biltelefone abgeschlossen, so dass die Polizei Schwierigkeiten hatte, die betei- 
ligten Akteure zu lokalisieren (Sunday Times 11.3.2001). Zeitweise setzten 
deutsche und schweizerische Behörden eine Sperrung der Konten durch. Die 
USA erklärten 1998 die UCK zur terroristischen Vereinigung, womit auch 
Spenden verboten wurden.’ 

Die Geldströme aus der Diaspora wurden nach dem Prinzip des „Hawala 


3 In Deutschland zum Beispiel von der Demokratischen Vereinigung der AlbanerInnen, die 
ein Büro in Bonn bis Ende des Krieges unterhielt (Verfassungsschutzbericht 1999). 

4 Schätzungen gehen davon aus, dass ca. 900 Millionen DM bis 1999 über diese Fundraising- 
Aktivitäten in das Kosovo flossen. Ungefähr die Hälfte dieses Geldes stammt aus dem Dro- 
genhandel (Times 24.3.1999; Jane’s Intelligence Review November 1995, www.janes.com). 

5 Dieses Verdikt wurde 1999 wieder aufgehoben, da die UCK nun als potentielle Bodentruppe 
ım Falle eines NATO-Angriffes auf Serbien ausgerüstet werden sollte. Mehr Informationen 
zur US-Politik gegenüber der UCK unter: http://www.fas.org/irp/world/para/kla.htm. Ob- 
wohl der CIA und dem Pentagon die Verbindungen zwischen der UCK und der organisier- 
ten Kriminalität lange bekannt waren, wurde die Organisation nun rhetorisch zu den „good 
guys“ umdefiniert. Dazu Senator Lieberman in der Washington Post (28.4.1999): „[The] U- 
nited States and the Kosovo Liberation Army stand for the same values and principles... 
Fighting for the KLA ist fighting for human rights and American values.“ 
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Banking“ verwaltet. Hawala ist ein System von zwei Töpfen, zu dem nur Ein- 
geweihte Zugang haben, in der Regel Mitglieder derselben ethnischen Grup- 
pe. Im Falle der Kosovo-Albaner handelte es sich um Geldtransfers aus den 
Immigrationsländern in die Heimat, d.h. die UCK etablierte vor allem in 
Deutschland und in der Schweiz ein Netz von Schattenbanken, die unter den 
Namen humanitärer Organisationen registriert waren. Spenden konnten also 
per Überweisung oder Scheck eingezahlt werden. Der Transfer in das Kosovo 
wurde jedoch über Kuriere abgewickelt, die das Geld in bar an die richtigen 
Personen überbrachten. Damit konnten Spuren verwischt und hohe Gebühren 
vermieden werden (vgl. zum Hawala System auch Altvater in diesem Heft). 
Die UCK begann Mitte Februar 1998 von Dreniga aus ihre erste große Of 
fensive. Während der kommenden fünf Monate gelang es ihr, ungefähr 30% 
des Territoriums im Kosovo unter ihre Kontrolle zu bringen. In den „befrei- 
ten Dörfern“ verboten die Rebellen politische Veranstaltungen und bedroh- 
ten serbische und andere Minderheiten. Genauso rücksichtslos gingen sie ge- 
gen „Verräter“ aus den eigenen Reihen vor. Der Versuch der USA, mit finan- 
zieller und logistischer Unterstützung der Türkei sowie Saudi-Arabiens 1998 
eine eigene Guerilla Truppe aufzubauen (ähnlich den Contras in Lateiname- 
rika) wurde von der UCK im Keim erstickt (Le Monde Diplomatique 
5/1999). Während sich die Kämpfe im Kosovo ausweiteten, begann die UCK 
mit einer Generalmobilmachung im Ausland, der etliche Tausend Albaner 
folgten (Verfassungsschutzbericht 1999). 

Der weitere Verlauf des Konfliktes ist bereits ausführlich reflektiert wurden, 
so dass sich eine Wiederholung an dieser Stelle erübrigt. Weniger bekannt ist 
jedoch, inwieweit die albanische Mafia von dem NATO-Einsatz profitierte. 
Die Zuspitzung der Kampfhandlungen in der Provinz hatte zunächst einen 
negativen Einfluss auf die kriminellen Geschäfte. Etliche Mafiabosse organi- 
sierten die Flucht ihrer Familienmitglieder oder schlossen sich den Kampf- 
verbänden der UCK an (Corriere della Sera 15.10.1998). Die folgenden Aus- 
führungen sollen jedoch verdeutlichen, dass sich die Informalisierung und 
Kriminalisierung politisch-ökonomischer Beziehungen in der Region auch 
nach dem NATO-Krieg fortsetzten. 


3. Kriminalität, Informalisierung und Gewalt 
unter UN-Verwaltung 


Während der NATO-Luftangriffe erklärte sich Thagi, inzwischen politischer 
Führer der UCK, zum Premierminister des Kosovo und berief mehrere Mit- 
glieder der Guerilla in sein Kabinett. Die Regierung wurde weder von der 
UN-Verwaltung (UNMIK) noch von Rugova anerkannt. Doch die Macht- 
kämpfe innerhalb der UCK, zwischen den politischen Parteien im Kosovo 
und der internationalen Verwaltung waren damit nicht abgeschlossen. Die 
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Autonomiegarantie der UN-Resolution 1244 befriedigte nicht die Unabhän- 
gigkeitsforderungen der Kosovo-Albaner, so dass die UNMIK seit Beginn des 
Einsatzes mit einem Legitimationsdifizit kämpfte. Dazu kam, dass sie sich 
schnell den Ruf einer ineffizienten und finanziell schlecht ausgestatten Ver- 
waltung erwarb, die von den Kosovo-Albanern als überflüssig eingeschätzt 
wurde (Abdela 2/2000) Eine effiziente Ausübung der Kontrolle im Sinne ei- 
nes modernen Staatswesen führt zwar nicht zwangläufig zu Vertrauen und lo- 
kaler Unterstützung. Mangelnde Effizienz staatlicher oder quasi-staatlicher 
Institutionen ist jedoch noch schwieriger zu rechtfertigen (Offe 1996). Die 
Ineffizienz der internationalen Verwaltung zeigt sich besonders in dem Versa- 
gen, Gewalt und Kriminalität in der Region einzudämmen. 

Nach dem Abzug der serbischen Truppen aus dem Kosovo und vor dem 
Einmarsch der NATO-Truppen (KFOR) lag die militärische und politische 
Macht vor Ort vollständig in den Händen der UCK. Nach dem Muster der 
eingangs beschriebenen Warlord-Regime übernahmen UCK-Offiziere und ih- 
re Clans das Kommando auf regionaler Ebene. Am einflussreichsten war wei- 
terhin die Dreniga-Gruppe, die den Kern der von Thagi eingesetzten proviso- 
rischen „Regierung“ und seiner neu gegründeten Partei des Demokratischen 
Fortschritts (PDK) bildete. Die „Regierung“ erhob inoffizielle Steuern, die sie 
auch mit militärischer Gewalt eintrieb. Allein in Gjilan wurden auf diese Weıi- 
se zum Beispiel 50.000 US-Dollar pro Woche eingesammelt. In manchen Fäl- 
len handelte es sich direkt um Schutzgelderpressung (BBC News 5.4.2000; 
Montanarı 2000). 

Doch schon während der Rambouillet-Verhandlungen im März 1999 war 
deutlich geworden, dass es keine klare hierarchische Struktur innerhalb der 
UCK gab, sondern verschiedene Fraktionen, die um Macht und Einfluss 
kämpften. Ramush Haradinaj beispielsweise, einflussreicher Kommandeur der 
Region Pec, stellte sich gegen den pro-westlichen Kurs von Thagi und kündigte 
an, weiter bis zur Unabhängigkeit der Provinz zu kämpfen. Mustafa Rustem, 
Kommandeur von Llap und Agim CGeku, verantwortlich für die militärische Re- 
strukturierung der UCK, stehen ebenso für die bedingungslose und notfalls 
auch mit Gewalt durchzusetzende Unabhängigkeit des Kosovo (Montanari 
20006; ICG 3/2000). Die UCK-Kommandeure gründeten auf lokaler Ebene ei- 
gene Polizeikräfte, setzten Bürgermeister ein und errichteten Straßenkontrollen. 
Respekt hatten sie nur vor den KFOR-Truppen, während die UNMIK-Polizei in 
den ersten Monaten völlig unterbesetzt war (Times 4.7.1999). 

Die internationale Verwaltung war sich der lokalen Machtbasis der UCK und 
ihrer zweifelhaften Methoden durchaus bewußt. Die UN-Resolution 1244 
und ein entsprechendes Abkommen vom Juni 1999 sahen die Demobilisie- 
rung aller Kosovo-albanischen Militäreinheiten vor. Neben dem schon er- 
wähnten politischen Flügel unter der Führung von Thacıi formierte sich ein 
anderer Teil der UCK in das Kosovo Protection Corps (KPC/TMK) um. A- 
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gim Ceku, der mit US-Amerikanern schon in kroatischen Truppenverbänden 
zusammengearbeitet hatte, wurde mit der Restrukturierung der KPC beauf- 
tragt. Die KPC ist ein Kompromiss zwischen dem Ziel der Kosovo-Albaner, 
eine eigene Armee aufzubauen und dem ursprünglichen Wunsch der UN- 
Verwaltung, die UCK ganz aufzulösen. Die US-Regierung hat ein auf dem 
Balkan schon bekanntes Unternehmen, die Military Professional Resource 
Incorporated (MPRI) beauftragt, die Ausbildung der Truppe zu übernehmen 
(www.mpri.com). 

Mittlerweile wurde bekannt, dass Cekus Leute sowie Teile der reorganisierten 
LPK in Waffen- und Drogenschmuggel, Korruption und in die Ausrüstung 
der UCK-Ableger UGPMB (Südserbien) und UCKM (Mazedonien) verwi- 
ckelt sind (REF/RL vol.6, no.11, 4/2001; Lipsius 2000; Montanari 2000b). 
Offensichtlich haben UGK-Kommandeure während des Krieges Zugeständ- 
nisse an die albanische Drogenmafia gemacht, um Waffen zu erhalten (CIS 
Intelligence Center, www.stratfor.com). Der Drogenhandel wird weiterhin ü- 
ber die lang gepflegten Clanstrukturen abgewickelt, so dass die internationale 
Polizei wenig auf lokale Informanten zählen kann. Ob die UCK-Nachfolge- 
organisationen direkt in den Drogenhandel verwickelt sind oder „nur“ mit 
den entsprechenden Netzwerken zusammenarbeiten, ist nicht eindeutig fest- 
zustellen. Verstärkte Razzien der KFOR und UNMIK-Polizei der letzten Mo- 
nate haben jedoch die Verwicklung ehemaliger UCK-Kämpfer in illegale Waf- 
fentransporte bestätigt sowie mehrere Drogenumschlagplätze im Kosovo auf- 
gedeckt (ICG 3 und 8/2000; REFE/RL vol.5, no. 34; UNMIK Police Press 
23.1.2001, www.civpol.org/unmik/PressUpdateArchi/news/220101.htm). 

Erst nach der Zuspitzung der Situation in Mazedonien griffen KFOR und 
UNMIK zu härteren Methoden. So wurde vor kurzem ein weiteres Gesetz 
zur Bekämpfung des Waffenschmuggels und der Rekrutierung von Guerilla- 
Kämpfern erlassen. Außerdem hat die KFOR Grenzkontrollen ausgeweitet. 
Die albanische und die UNMIK/kosovarische Polizei vereinbarten einen Ak- 
tionsplan zur Eindämmung des Grenzschmuggels (RFE/RL vol. 5, no. 34). 
Inwieweit diese Maßnahmen die gegenwärtig angespannte Situation beruhi- 
gen können, ist schwer zu beurteilen. Offensichtlich ist jedoch, dass die In- 
formalisierung von Staat und Gesellschaft nicht nur ein Problem des Kosovo, 
sondern auch seiner Nachbarn ist. 

In der Verbrechensstatistik der Nachkriegsphase nahmen ethnisch motivierte 
Gewalttaten den größten Stellenwert ein. Es handelte sich dabei vor allem 
um Gewalt gegen ethnische Minderheiten wie Serben, Gorani, Roma und 
Ashkenazi. Die Zerstörung von Eigentum und Ermordung oder körperliche 
Bedrohung dieser Minderheiten, führte zum Massenexodus vor allem von 
Serben. Die betroffenen Minderheiten sind in ihrer Bewegungsfreiheit stark 
eingeschränkt und haben kaum Zugang zu öffentlichen Einrichtungen, wie 
Schulen oder Krankenhäusern. Sie hängen völlig von den Strukturen der in- 
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ternationalen Gemeinschaft ab. Abgesehen von diesen ethnisch motivierten 
Verbrechen führten auch die politischen Machtkämpfe in der Provinz zu ei- 
ner Reihe von Attentaten (UNHCR/OSCE 5/2000). Unabhängige Gerichte 
gibt es bis zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht, so dass die meisten 
Verbrechen ungestraft bleiben. 

Ethnisch oder politisch motivierte Verbrechen sind eng mit der Ausweitung 
des informellen ökonomischen Sektors im Kosovo verbunden. Während der 
NATO-Bombardierungen und danach ergaben sich neue illegale Einkom- 
mensquellen, u.a. durch die Beschlagnahmung von Wohnungen, die von 
Serben und anderen Minderheiten verlassen wurden. Da internationale Orga- 
nisationen bereit sind, für eine Wohnung in Pristina 2000 DM und mehr zu 
zahlen (bei durchschnittlichen Monatseinkommen von ca. 80 DM und bei 
einer Arbeitslosigkeit von mehr als 50%), wurde Wohnraum zu einer höchst 
profitablen Ware und somit attraktiv für kriminelle Netzwerke.‘ Auf ähnliche 
Weise wurden zum Beispiel Hotels, Restaurants sowie sämtliche Tankstellen 
der Provinz „privatisiert“. Ungeklärte Eigentumsverhältnisse, die anhaltende 
Rechtlosigkeit in der Provinz sowie die Konzentration von Geld und politi- 
scher Macht können dazu führen, dass gerade kriminelle Netzwerke von der 
anstehenden Privatisierung profitieren werden.’ 

Seit Kriegsende nutzt die albanische Mafia das Kosovo verstärkt als Basis für 
Menschenhandel und Menschenschmuggel. Mittlerweile wird davon ausge- 
gangen, dass die damit verbundenen Gewinne die Einkommen aus dem Dro- 
genhandel übertreffen. Schätzungen besagen, dass es weltweit ca. 20 bis 40 
Millionen illegale Migranten gibt. Ungefähr eine halbe Million Chinesen, 
Kurden, Iraner, Rumänen und andere Flüchtlingsgruppen werden jährlich 
über die berühmte „Balkanroute“ geschleust. Pro Person werden ca. 10.000 
DM verlangt. Lokale Grenzbeamte sind häufig in die Geschäfte verwickelt 
(BBC 3.8.2000; REFE/RL vol. 5, no. 27 13.4.2001). Weitaus höhere Gewinne 
werden jedoch mit dem Menschenhandel erzielt, der vor allem Frauen und 
Kinder betrifft. Menschenhandel basiert im Gegensatz zum Schmuggel auf 
reiner Ausbeutung durch Zwangsprostitution oder andere Formen der 
Zwangsarbeit (IOM 2001; UNO 2000). In Albanien und im Kosovo verlassen 
in einigen Regionen Mädchen und junge Frauen aus Angst vor Verschlep- 
pung nicht mehr das Haus (Abdela 2/2000; Schwandner-Sievers 1998). Im 
Kosovo entstanden nach Kriegsende zahlreiche Klubs und illegale Bordelle, 
in denen Frauen aus Moldawien, der Ukraine, Rußland oder Rumänien unter 
unwürdigen Bedingungen zur Prostitution gezwungen werden. Nach Aussa- 


6 Gespräche der Autorin mit Vertretern humanitärer Organisationen im August 2000 in Pri- 
stina und Prizren. Siehe auch Rastello (2000). 

7 In den zentralasiatischen Republiken, die eng in die Produktion und den Transport von 
Drogen verwickelt sind, lief der Privatisierungsprozess nach diesem Muster ab. Siehe dazu 
Labrousse et al. (1999). 
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gen der IOM sind die Menschenhändler vor allem Albaner, die eng mit an- 
deren mafiösen Netzwerken zusammenarbeiten. Die meisten Frauen werden 
auf ihrer mehrmonatigen Reise drei- bis sechsmal verkauft, bevor sie von ei- 
nem Bordell im Kosovo für ca. 1.500 bis 5.000 DM gekauft werden (IOM 
1/2001). Die wenigsten erhalten ein Gehalt für ihre „Dienste“, d.h. die Ge- 
winnspannen sind enorm hoch. Mittlerweile wurden die Gesetze im Kosovo 
von der UN-Verwaltung geändert, so dass Menschenschmuggel härter bestraft 
werden kann. Die Trafficking and Prostitution Unit der UNMIK-Polizei ver- 
stärkte ihre Razzien in einschlägigen Restaurants und Klubs (UNMIK-KFOR- 
UNMIK Police-UNHCR Press Briefing, 23.7.2001, www.un.org/peace/kosovo/ 
briefing/pressbrief23july01.htm]). 

Kriminalität, Gewalt und die Informalität politisch-ökonomischer Strukturen 
im Kosovo sind das Erbe einer jahrelangen Diskriminierung der albanischen 
Bevölkerungsgruppe sowie profitabler Verbindungen, die radikale politische 
Kräfte mit Mafianetzwerken und der Diaspora eingegangen sind. Die interna- 
tionale Gemeinschaft, d.h sowohl westliche Regierungen als auch die interna- 
tionalen Organisationen vor Ort, haben die Situation durch die militärische 
Unterstützung der UCK sowie einer anfänglich ineffizienten Verwaltung vor 
Ort verschärft. Trotz eingeschränkter Erfolge bei der Verbrechensbekämpfung 
bleibt das Grundproblem der UNMIK bestehen: Sie ist nicht legitimiert und 
wird von der lokalen Bevölkerung kaum unterstützt. Der Wahlsieg der LDK 
von Ibrahim Rugova bei den Lokalwahlen im Oktober 2001 hat jedoch ge- 
zeigt, dass die Mehrheit der Kosovo-Albaner die „Anarchie“ unter der inoffi- 
ziellen UCK-Herrtschaft ablehnt. 


Die vorliegende Fallstudie zur Informalisierung politischer und ökonomi- 
scher Strukturen im Kosovo hat verdeutlicht, dass zwischen sogenannten 
ethnischen Konflikten sowie global agierenden Diaspora- und Mafianetzwer- 
ken gefährliche Allianzen entstehen, die staatliche Institutionen dauerhaft 
schwächen können. Je stärker die militärischen Auseinandersetzungen im Ver- 
laufe eines Konfliktes zunehmen, desto mehr gewinnen diese transnationalen 
Netzwerke in Verbindung mit „Warlord-Regimen“ in der Region an Einfluss. 
Diese Konzentration von finanzieller und politischer Macht ist weder demo- 
kratisch legitimiert, noch kann sie - trotz ihres Gewaltmonopols - Sicherheit 
für die Bevölkerung garantieren. Zugang und Schutz wird, wenn überhaupt, 
nur nach ethnischen und oft auch geschlechtsspezifischen Kritierien gewähr- 
leistet. Internationale Interventionen stärken diese Strukturen, indem sie radi- 
kale Kräfte und damit auch indirekt die im Hintergrund wirkenden Netzwer- 
ke militärisch und politisch unterstützen. Die Demokratisierung informeller 
Strukturen ex post läuft Gefahr, an der akkumulierten Macht dieser Netzwer- 
ke zu scheitern. 
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Abkürzungen 

FARK Bewaffnete Kräfte der Republik Kosova 
IOM International Organisation for Migration 
KFOR Kosovo Force 

KPC/TMK Kosovo Schutzkorps 

LKCK Nationale Befreiungsbewegung des Kosovo 
LDK Demokratische Liga Kosova 

LPK/LPRK Volksfront für die Republik Kosova 

OSCE Organisation for Security and Cooperation in Europa 
PPK Parlamentarische Partei Kosova 
PPDK/PDK Partei des Demokratischen Fortschritts 
UCK Kosova Befreiungsarmee 

UCKM Befreiungsarmee von Mazedonien 


UCPMB Befrerungsarmee von Presheva, Medveda and Bujanovci 
UNMIK United Nations Mission in Kosovo 
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Peter Custers 


„Disparater Tausch” 
Diamanten, Öl und Bürgerkrieg in Afrika 


Einleitung: der Weltbankreport 


Im Juni 2000 veröffentlichte die Weltbank einen Bericht über die Bürgerkrie- 
ge in den Ländern des Südens, der von Seiten der internationalen Presse ho- 
he Aufmerksamkeit erfuhr. Der Bericht stammte von Paul Collier, der die 
Forschungsgruppe zur Entwicklungspolitik bei der Weltbank leitet. Er ent- 
wirft eine „Theorie der räuberischen Tätigkeit“, die sich als Interpretation der 
Bewegungen des bewaffneten Widerstands aus ökonomischer Sicht anpreist. 
Der Bericht argumentiert folgendermaßen: 

„Erst die Möglichkeit Raubzüge durchzuführen, bestimmt auch das Risiko von Konflikten 
(sprich: bewaffneten Konflikten). Die Räuberei selbst mag nur als bedauerliche Notwendigkeit 
auf dem Wege zur empfundenen Gerechtigkeit oder Macht daherkommen, die Bedingungen für 
räuberische Tätigkeit sind jedoch entscheidend. Ob ein Konflikt durch räuberische Tätigkeit mo- 
tiviert, oder dadurch nur ermöglicht wird, führt zur selben Schlußfolgerung: Eine Rebellion steht 
in keiner Beziehung zu objektiven Mißständen, solange sie durch die Möglichkeit räuberischer 
Tätigkeit verursacht wird“ (Collier 2000). 

Ganz unabhängig von den Zielen der Rebellen, die den bewaffneten Wider- 
stand in Gang setzen oder aufrecht erhalten, argumentiert Collier, ist es aus 
volkswirtschaftlicher Sicht letztendlich der Zugang zu Rohmaterialien, bei- 
spielsweise Diamanten, der primär die Richtung der Ereignisse bestimmt. 
Colliers Bericht weist schon beim ersten Lesen zahlreiche Fehler auf. Zu- 
nächst einmal basiert er auf diversen falschen Dichotomien und Pauschalisie- 
rungen. Er konstatiert, daß Rebellenorganisationen wie jene in Sierra Leone 
und Angola sich vollständig auf den Export von Edelsteinen und anderen 
natürlichen Ressourcen zur Finanzierung ihrer Kriegsführung verlassen. Aller- 
dings begnügt sich der Bericht nicht damit, die Rebellen in Sierra Leone und 
Angola zu verurteilen, vielmehr bemüht er diese Beispiele, um alle Guerilla- 
aktivitäten zu kriminalisieren, indem er sie alle als „Manifestationen des or- 
ganisierten Verbrechens“ bezeichnet (Collier 2000). Diese Pauschalisierung 
entbehrt offensichtlich jeglicher Grundlage, da sie die unterschiedlichen sozi- 
alen und ökonomischen Ausgangsbedingungen der Guerillabewegungen ig- 
noriert. Indem er auf den Unterschied zwischen (unbewaffnetem) Protest und 
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(bewaffneten) Rebellenbewegungen abhebt, wird eine völlig falsche Dichoto- 
mie nahegelegt, insofern unterstellt wird, der gewaltlose Protest speise sich 
tatsächlich aus sozialen Mißständen, was bei militanten Bewegungen hinge- 
gen nicht der Fall sei. Außerdem ignoriert Collier mit der Behauptung, sein 
Bericht stehe in „geringer oder keinerlei Beziehung zu Kriegen, die von Re- 
gierungen geführt werden“, zusätzlich die Tatsache, daß kriegerische Ausei- 
nandersetzungen unter Regierungsbeteiligung in Afrika und anderswo eben- 
falls sehr häufig von Rohstoffexporten abhängig sind. Ein weiterer Mangel 
von Colliers Analyse besteht darin, dass er sie als ökonomische Analyse prä- 
sentiert, während sie nichts weiter als eine mechanische Übung in Statistik 
darstellt. Obwohl der Autor die Aufmerksamkeit zu Recht auf eine vernach- 
lässigte Thematik lenkt, unternimmt er es an keiner Stelle seines Berichts, der 
über die „wirtschaftlichen Ursachen von Bürgerkriegen“ handeln soll, die 
Rolle externer Wirtschaftskräfte wie etwa der transnationalen Unternehmen 
(TNCs) in den Bürgerkriegen der südlichen Kontinente zu analysieren. Ob- 
gleich Collier eine Thematik aufgreift, für die sich lange Zeit vorwiegend ka- 
pitalismuskritische Ökonomen interessierten, beispielsweise die Abhängigkeit 
der Volkswirtschaften des Südens vom Export (einzelner) Rohstoffe, verharm- 
lost er die Tatsache, daß die Profite aus diesen Exporten hauptsächlich die 
TNCs bereichern, die im Norden angesiedelt sind. Collier erhebt Anklage 
gegen alle bewaffneten Rebellenbewegungen, übergeht aber die Verantwor- 
tung, welche die TNCs für Kriegsverbrechen tragen, die in Angola, Sierra Le- 
one und anderen südlichen Ländern auf der Basis eines Handelssystems be- 
gangen werden, das es den Kriegsparteien ermöglicht, Rohmaterialien gegen 
Waffen einzutauschen. 

Nichtsdestotrotz glaube ich, daß der Weltbankbericht kritischen Volkswirt- 
schaftlern und politischen Aktivisten als eine Anregung dienen sollte. 
Schließlich kommt Collier mit seiner schlechten Analyse zum Teil auch des- 
wegen davon, weil es an einer systematischen Analyse der Verbindung zwi- 
schen nördlichen Waffenexporten und südlichen Rohstoffexporten seitens 
der Linken bisher mangelt. Dieser Austausch von nutzlosen oder gar zerstö- 
rerischen Produkten (wie Waffen) gegen natürliche Reichtümer soll im fol- 
genden als Disparater Tausch bezeichnet werden. Obwohl dieses System in 
den letzten dreißig Jahren Anwendung gefunden hat, haben fortschrittliche 
Volkswirtschaftler es meines Wissens bis heute nie theoretisch erfaßt, ganz im 
Gegensatz beispielsweise zur Biopiraterie (Shiva 1998). Insofern sollte das Er- 
scheinen des fragwürdigen Weltbankberichts als Erinnerung daran dienen, 
daß die Formulierung einer Theorie des Disparaten Tausches seit langem ü- 
berfällig ist. Im folgenden will ich die Notwendigkeit einer solchen Theorie 
für das Verständnis der gegenwärtigen Kriege in Afrika aufzeigen. 
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Diamanten und die Finanzierung 
des angolanischen Bürgerkriegs 


Das Rohmaterial, welches neuerdings den höchsten Symbolgehalt für die Fi- 
nanzierung von Bürgerkriegen im Süden eingenommen hat, sind Diamanten. 
Die Bezeichnung „Blutdiamanten“ bezieht sich auf jene Funktion der wert- 
vollen Steine, die als Luxusgüter an wohlhabende Konsumenten im Norden 
verkauft zu werden. Sie kommen aus Gegenden in Afrika, die von Rebellen 
kontrolliert werden. Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung von Colliers Be- 
richt beherrschte die Debatte über die Blutdiamanten die Weltpresse an vor- 
derster Stelle. Diese Stellung im Scheinwerferlicht der Öffentlichkeit verkör- 
perte das zunehmende Unbehagen unter den politischen Verantwortlichen 
und den Trägern der öffentlichen Meinung des Nordens über die unmensch- 
lichen Praktiken von De Beers und anderen Diamantengesellschaften. Ob- 
gleich diesen Unternehmen sehr wohl bekannt ist, daß der Erlös aus Dia- 
mantenverkäufen häufig der Waffenbeschaffung dient, schließen sie die Au- 
gen vor den Kriegsverbrechen ihrer Zulieferer. Einige der grauenvollsten Krie- 
ge, die heute in Afrika toben, können nur geführt werden, weil Rebellen gro- 
ße Diamantengebiete kontrollieren. Beispiele hierfür sind die Bürgerkriege in 
Sierra Leone und Angola, und zu einem geringeren Ausmaß der internationa- 
lisierte Konflikt im Kongo. Insofern ist das Beispiel der Blutdiamanten zent- 
ral für unsere Diskussion über den Disparaten Tausch im Zusammenhang 
mit Bürgerkriegen. 

Obgleich sich nicht alle neueren Berichte über Blutdiamanten explizit dazu 
äußern, kann man davon ausgehen, daß es die angolanische Rebellenbewe- 
gung UNITA war, die die Nutzung von Diamanten zur Kriegsfinanzierung 
historisch institutionalisiert hat (Global Witness 1998; Smilie/Gberie/Hazle- 
ton 2000). Während bis zum Ende des Kalten Krieges die UNITA ihre krie- 
gerischen Machenschaften dank der Finanzierung durch die USA aufrechter- 
halten konnte, war die Weiterführung ihres Krieges gegen die angolanische 
Regierung in den 90er Jahren nur mit Hilfe des Abbaus und Verkaufs von 
Diamanten möglich. Dies dokumentiert ein Bericht von Human Rights 
Watch von 1994 über den angolanischen Krieg und den internationalen Waf- 
fenhandel. Gleichzeitig wirft der Bericht ein scharfes Licht auf die systemati- 
schen und grauenvollen Verletzungen des Kriegsrechts durch die UNITA in 
der Periode, die in Angola den Wahlen von 1992 folgte (deren Ergebnis die 
UNITA nicht anerkannte) - und die Tatsache, daß offizielle Vertreter von De 
Beers genau während dieser Periode Edelsteine aus Rebellengebieten kauften.! 


1 Der Bericht stellt unter anderem klar: „Das De Beers Diamantenkartell und andere interna- 
tionale Händler erwarben Edelsteine, die unter Verletzung angolanischer Gesetze auf Gebie- 
ten abgebaut wurden, die unter Kontrolle der Rebellen standen. Zwischenhändler haben für 
den Diamantenschmuggel über die Südgrenze von Zaire Zahlungen von mehreren Hundert- 
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Das Beispiel der methodischen Anwendung des Disparaten Tauschs durch 
die UNITA ist auch unter quantitativen Gesichtspunkten höchst signifikant, 
denn die Einnahmen, die sie aus Diamantenverkäufen angeblich hat, sind 
immens. Der Global Witness Bericht A Rough Trade zitiert Zahlen, denen 
zufolge sich diese Einnahmen in den Jahren 1992 bis 1998 zwischen 200 und 
700 Mio. Dollars jährlich bewegten. So beliefen sich 1993, als ein Teil der 
schlimmsten Kämpfe des gesamten Konflikts stattfand, bei denen in einem 
Zeitraum von fünf Monaten 182.000 Menschen umkamen, die Einnahmen 
der UNITA aus dem illegalen Diamantenexport auf 600 Mio. Dollar (Global 
Witness 1998). Global Witness schätzt, daß die UNITA in den sechs Jahren 
von 1992 bis 1998 insgesamt etwa 3,72 Mrd. Dollar aus dem Diamantenhan- 
del eingenommen hat (ebd.).” So überrascht es nicht, daß die Rebellenorgani- 
sation während der 90er Jahre in der Lage war, die Beschaffung hoch entwi- 
ckelter Waffensysteme auf dem internationalen Markt fortzusetzen, inklusive 
Panzerminen und Raketenwerfer (Human Rights Watch 1994: 47, Hage- 
lin/Wezeman 2000). Zusätzlich ist das Beispiel der Anwendung des Dispara- 
ten Austauschs durch die UNITA so fernab jeglicher Kontroverse, daß es so- 
gar Eingang in die Resolutionen gefunden hat, die der Sicherheitsrat der Ver- 
einten Nationen anläßlich des andauernden angolanischen Bürgerkrieges ver- 
abschiedet hat. In der Resolution 864 vom September 1993, verbietet der Si- 
cherheitsrat den Verkauf und die Lieferung jeglicher Waffen und jeglichen 
diesbezüglichen Materials oder militärischer Unterstützung an die UNITA 
und verlangt strenge Disziplin seitens seiner Mitglieder, um die effektive Um- 
setzung des Embargos zu gewährleisten (Human Rights Watch 1994: 48). In 
einer erneuten Resolution, die fast 5 Jahre später verabschiedet wurde, Reso- 
lution 1173 vom Juni 1998, legte der Sicherheitsrat einen Bann auf alle Dia- 
mantenexporte aus Angola, die über kein offizielles Regierungszertifikat ver- 
fügten, und verbot alle Verkäufe von Abbauausrüstung und/oder Abbau- 
dienste an die UNITA (vgl. auch Global Witness 1998 zu den beiden 


von Händlern in der südlichen Stadt Tshipaka, ungefähr 70 Meilen von der angolanischen 
Grenze entfernt, 400.000 Dollar in bar ausbezahlt worden sein. De Beers schloß sein Büro 
in Tshipaka im Januar 1993 aufgrund der ‘Unsicherheit’, die Verbindung zu den lokalen 
Händlern wurde aber aufrecht erhalten. De Beers hat zugegeben, 1992 am ‘Offenen Markt’ 
500 Mio. Dollar für legal und illegal abgebaute Diamanten mit Ursprung in Angola ausge- 
geben zu haben“ (Human Rights Watch 1994: 57/58). 

2 Paul Collier (2000) behauptet: „Savimbi, dem Kopf der angolanischen Rebellenorganisation 
UNITA, wurde nachgesagt, 4 Mrd. Dollar in Aktiva während des ersten Kriegs akkumuliert 
zu haben. Einen Teil davon benutzte er dazu, den zweiten zu finanzieren“ und: „Diamanten 
hatten die UNITA so reich gemacht, daß nichts, was Geber anzubieten hatten, von Interesse 
war, wohingegen erneute Raubzüge massive Gewinne boten. Es wird vermutet, daß die 
UNITA in den ersten zwei Jahren des wieder aufgeflammten Krieges um die 2 Mrd. Dollar 
aus dem Diamantenabbau erbeutet hat“ (Collier 2000: 18); allerdings ignoriert Collier völlig 
die Rolle von De Beers. Das Beispiel illustriert die Unfähigkeit des Autors, auch nur wahr- 
zunehmen, daß TNCs hohe Gewinne aus der Fortsetzung von Bürgerkriegen erzielen. 
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lutionen). Obgleich es bedauerlich ist, daß die Diamantenfrage nicht schon 
früher auf die Tagesordnung kam und gleichzeitig mit der Waffenfrage be- 
handelt wurde, und obwohl beide Resolutionen bis zum heutigen Tag be- 
ständig verletzt wurden, ist doch die Tatsache, daß die Rolle des Disparaten 
Austauschs im angolanischen Bürgerkrieg durch UN Resolutionen betont 
wird, politisch bedeutsam. 


Die Struktur des internationalen Diamantenmarkts 


Um ein besseres ökonomisches Verständnis der Frage der Blutdiamanten zu 
vermitteln, müssen wir einen genaueren Blick auf den internationalen Dia- 
mantenmarkt werfen. Sein wichtigstes Merkmal ist, wie schon oft betont 
wurde, die Tatsache, daß er von einer einzigen transnationalen Gesellschaft 
beherrscht wird, dem südafrikanischen Konzern De Beers, der sowohl außer- 
ordentlichen Einfluß auf den weltweiten Abbau von Rohdiamanten ausübt, 
als auch gleichzeitig über Jahrzehnte hinweg eine strenge Kontrolle über die 
Vermarktung der Edelsteine. Finem detaillierten Bericht über Blutdiamanten 
aus Sıerra Leone vom Januar 2000 zufolge, fördert De Beers aus eigenen Mı- 
nen in Südafrika und in Partnerschaft mit den Regierungen von Botswana, 
Namibia und Tansania fünfzig Prozent der Edelsteindiamanten der Welt 
(dem Wert nach). Zusätzlich kauft De Beers Diamanten von „Außenmärk- 
ten“ und verkauft sie über eine Verkaufsorganisation, die ihrer Kontrolle un- 
tersteht, die Central Selling Organisation (CSO) (Smilie/Gberie/Hazleton 
2000). Obwohl die Zahlen über den genauen Prozentsatz der weltweiten 
Rohdiamanten, die über die CSO gehandelt werden, variieren, ist davon aus- 
zugehen, daß es sich um mindestens sechzig Prozent handelt (Roche 2000: 
16). 

Der CSO wird nachgesagt, als Kartell zu arbeiten, was insofern richtig ist als 
sie den Marktpreis von Rohdiamanten manipuliert.” Einerseits ist De Beers 
bestrebt, die Menge des Marktangebots an Rohdiamanten zu regulieren in- 
dem sie ihre eigene Vorratshaltung betreibt. Andererseits diktiert aber auch 
De Beers allein den Preis für die Diamantenpakete, die im CSO Hauptquar- 
tier in London zusammengestellt und über eine ausgesuchte Gruppe von 160 
Zwischenhändlern, die sogenannten Sightholders, vertrieben werden. Beob- 
achter sind sich einig, daß es der Gesellschaft über Jahrzehnte hin mit gering- 
fügigen Einschränkungen möglich war, entscheidenden Einfluß auf den Preis 


3 Marc Roche stellt fest, daß De Beers am Ende der 80er Jahre zwar fast die gesamte Diaman- 
tenproduktion der Welt absorbierte, daß sich aber in letzter Zeit einige Staaten aus der Kon- 
trolle der Gesellschaft befreien konnten und so den Zugriff von De Beers auf den Diaman- 
tenabsatz reduzierten. 

4 Mandel (1974: 402) listet Kartelle unter den verschiedenen Formen der Kapitalkonzentration 
auf, betont aber, daß Kartelle Gruppierungen sind, innerhalb derer die partizipierenden Un- 
ternehmen ihre Unabhängigkeit wahren. 


434 Peter Custers 


für Rohdiamanten auf dem Weltmarkt auszuüben und es ist bekannt, daß 
durch die Manipulation von Angebot und Nachfrage künstlich hohe Markt- 
preise unterstützt wurden (Smilie/Gberie/Hazleton 2000: 25). Obgleich sich 
die Monopolstellung von De Beers über den internationalen Diamantensek- 
tor zu lockern scheint, ist es wenig wahrscheinlich, daß die Gesellschaft ihre 
doppelte Kontrolle über den Abbau und die Vermarktung der Edelsteine 
aufgeben wird - so lange nicht bis Konkurrenten, Kampagnen und die poli- 
tisch Verantwortlichen sie dazu zwingen. 

Die Rolle von De Beers legt einen Vergleich mit der Situation auf dem inter- 
nationalen Ölsektor nahe. Sowohl auf dem Rohölmarkt als auch auf dem 
Markt für Rohdiamanten existiert ein monopolistischer Kontrollmechanis- 
mus zum Zweck der Preisfestlegung, im ersten Fall das Kartell erdölproduzie- 
render Länder, und im zweiten Fall eine einzige transnationale Abbaugesell- 
schaft. Diese Ähnlichkeit der zwei Sektoren mag seinen Ursprung in der Tat- 
sache finden, daß beide aus einem System des Disparaten Tauschs hervorge- 
gangen sind. Gleichzeitig entblößt dieser Vergleich aber auch die Tatsache, 
daß der Druck, den die südlichen Staaten über Angebot und Preise auf dem 
internationalen Diamantensektor ausüben, relativ gering ist. Während die 
südlichen Produzentenländer, die ihre Kräfte in der OPEC vereint haben, 
gemeinschaftlich den Marktpreis für Öl festlegen, übernimmt dies im Fall der 
Diamanten eine einzige transnationale Gesellschaft, die die peripheren 
Volkswirtschaften dominiert. Insofern ist auch die Gefahr, daß periphere 
Länder im Zuge des Disparaten Austauschs von Diamanten gegen Waffen 
ausbluten, besonders hoch. 

Die Theorie des Disparaten Tauschs zwingt uns zu der Frage, in welchem 
Ausmaß die Fortsetzung der grauenvollen Bürgerkriege in Angola und an- 
dernorts in Afrika untrennbar mit der Existenz monopolistischer Kontrolle 
über den Diamantensektor zusammenhängt. Kürzlich wurden in Form von 
Empfehlungen im Rahmen von Forschungsberichten, Ratschlägen eines UN- 
Expertenforums etc. verschiedene Regulationsmechanismen vorgestellt, mit- 
tels derer Blutdiamanten aus dem internationalen Handel entfernt werden 
sollen. Einige dieser Vorschläge beinhalten die Einführung eines Herkunfts- 
zertifikats, um den Schmuggel von Rohdiamanten aus Gebieten, die sich un- 
ter Kontrolle von Rebellen befinden, zu unterbinden (Smilie/Gberie/Hazle- 
ton 2000; IISS 2000). Daß der Vorschlag, ein Zertifizierungssystem einzurich- 
ten, vom Welt Diamanten Kongreß im Juli letzten Jahres angenommen wur- 
de, wurde als größeres Zugeständnis seitens De Beers angesehen. Trotzdem 
werden ohne eine vollständige Umgestaltung des Diamantensektors weiterhin 
die produzierenden Länder, besonders in Afrika, zu den Opfern des manipu- 
lativen Vorgehens von De Beers gehören und einen außerordentlich schweren 
Stand haben, diese Versklavung unter dem System des Disparaten Tauschs zu 


durchbrechen. 
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Öl und die Finanzierung des angolanischen Bürgerkriegs 


Ein weiteres strategisch unerläßliches Rohmaterial in Afrikas Bürgerkriegen 
stellt Öl dar, und auch hier ist es außerordentlich lehrreich, den angolani- 
schen Fall zu diskutieren. Die Erfahrung, die die angolanische Regierung mit 
dem Disparaten Tausch gesammelt hat, ähnelt in gewisser Hinsicht sehr stark 
denen nahöstlicher Staaten, denn schließlich gibt es mehr als nur eine Ver- 
bindung zwischen den angolanischen Ölexporten und dem Waffenimport, 
um die UNITA zu bekämpfen. Zunächst einmal besteht eine budgetmäßige, 
d.h. indirekte Korrelation zwischen den beiden Handelsströmen. Einerseits ist 
das Öl für über 90% der Exporteinnahmen des Landes verantwortlich. In den 
90er Jahren erzielte der angolanische Staat ein jährliches Öleinkommen zwi- 
schen 1,8 und 3 Mrd. US-Dollar. Wie Global Witness berichtet, sorgte das 
Öl für den Großteil der Staatseinnahmen während des vergangenen Jahr- 
zehnts. Andererseits besagen offizielle Daten, daß „Verteidigung und öffentli- 
che Ordnung“ den größten Posten bei den Staatsausgaben einnehmen. In 
den Jahren zwischen 1994 und 1997 schwanken die Ausgaben Berichten zu- 
folge um die 35%-Marke (Global Witness 2000). Allein auf Basis dieser 
Haushaltszahlen läßt sich schließen, daß der angolanische Staat - wie auch 
sein Gegenspieler UNITA - dem Mechanismus des Disparaten Tauschs aus- 
gesetzt ist. 

Aber das Material zum Nachweis der behaupteten Korrelation beschränkt 
sich nicht nur auf Haushaltsdaten. Global Witness argumentiert in seinem 
gut recherchierten Bericht A Crude Awakening weiterhin, daß nicht nur ein 
Großteil des Geldes, welches die Ölgesellschaften für die vertraglich abgesi- 
cherten und von der angolanischen Regierung garantierten Bohrrechte zah- 
len, zur Waffenbeschaffung bestimmt ist; zusätzlich habe die Regierung 
durch ausländische Makler zwischen Mitte 1997 und Mitte 1998 eine ganze 
Reihe „ölgestützter Kredite“ erhalten und ein Großteil dieser Kredite (die ins- 
gesamt 900 Mio. US-Dollar betragen haben sollen) sei ebenfalls zum Waffen- 
kauf verwendet worden. Die angolanische Regierung versucht sogar, den 
Krieg über ausländische Anleihen fortzusetzen, die über die Belastung künfti- 
ger Ölexporte abgesichert werden (Global Witness 2000). In diesen Fällen 
funktioniert der Disparate Tausch nicht als reiner Tauschhandel, er ist viel- 
mehr über Geld und auch über Kredit vermittelt. So weit ich weiß, hat die 
angolanische Regierung sich bisher an keiner Stelle dafür entschieden, 
Tauschhandelsabkommen zu unterzeichnen, d.h., ohne Vermittlung durch 
Geld als gängigem Äquivalent Öl direkt gegen Waffen einzutauschen. Aller- 
dings haben in einigen Fällen ausländische Firmen, von denen bekannt ist, 
daß sie Waffen an die angolanische Regierung geliefert haben, eine Zahlung 
in Form von Aktien (Anteile an Ölbohrkonzessionen) erhalten (ebd.). Da 
diese Aktien ihre Besitzer indirekt an dem Profit aus der Ölförderung beteili- 
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gen, besteht hier eine sehr enge Korrelation zwischen Waffenimporten und 
Ölexporten. Ein ähnlich klares Beispiel des Disparaten Tauschs stellen die 
Konzessionen zur Diamantenförderung dar, die das transnationale Söldner- 
unternehmen Sandline International in Sierra Leone im Tausch für gelieferte 
Waffen erhielt (Smilie/Gberie/Hazleton 2000). 

Und schließlich illustriert das Beispiel des angolanischen Öls noch zusätz- 
lich, was die Besonderheit des disparaten Austauschs gegenüber dem Mecha- 
nismus des nur Ungleichen Tauschs ausmacht. Seit Beginn der Ölförderung 
1973 war Angola über Jahre hinweg in der Lage, seine Ölproduktion auszu- 
dehnen, und eine weitere Expansion in den kommenden Jahren ist abzuse- 
hen (Global Witness 2000). Wenn der internationale Ölpreis, wie kürzlich, 
hoch ist, so scheinen sowohl das Land als auch andere Ölproduzenten zu 
gewinnen. In den Worten von Global Witness nennt sich das „doppelter 
Gewinn“, sowohl hinsichtlich der Wertsteigerung der Ölexporte als auch auf- 
grund der Tatsache, daß neue Anleihen möglich werden (ebd.). Diese Zuge- 
winne existieren jedoch nur dem Schein nach, denn weder die Ölpreissteige- 
rungen noch eine quantitative Produktionssteigerung tragen - unter den herr- 
schenden Bürgerkriegsbedingungen - dazu bei, Angolas wirtschaftliche Posi- 
tion innerhalb des globalen kapitalistischen Systems zu verbessern. Wegen 
der kompletten Fesselung des Landes in die Handelsstruktur des Disparaten 
Tauschs sahen die Konsequenzen jeder Fördermengensteigerung oder jedes 
Preisanstiegs innerhalb der letzten 25 Jahre aus wie folgt: höhere Verluste ei- 
nes wertvollen Rohstoffs, weitere Waffenimporte und immer weiterer wirt- 
schaftlicher Abstieg und Zerstörung menschlicher Leben. 


Die Rolle von Söldnern im System des Disparaten Tauschs 


Ein wichtiges Merkmal der gegenwärtigen Bürgerkriege, die in Zusammen- 
hang mit der Ausbeutung von Rohstoffen stehen, ist die Beschäftigung von 
Söldnern. Um den disparaten Austausch im Rahmen von Bürgerkriegen auf- 
recht zu erhalten, müssen TNCs und andere Gesellschaften, die mit dem 
Abbau von Rohstoffen befaßt sind, die Dienste einer verläßlichen Schutz- 
macht in Anspruch nehmen. Schließlich können andauernde bewaffnete 
Konflikte in den peripheren Ländern, in denen TNCs tätig sind, ihre Gewin- 
ne gefährden. Deshalb müssen sie sicherstellen, daß der Abbau von Rohdia- 
manten ohne größere Unterbrechungen fortgesetzt werden kann, und sie 
müssen den Schutz der Pipelines, die Rohöl von den Ölfeldern transportie- 
ren, gegen mögliche Sabotageakte durch feindliche Kräfte des laufenden Bür- 
gerkrieges organisieren. Wo der imperialistiiche Tauschmechanismus von 
Rohstoffen gegen Waffen auf Staaten trifft, die volle Kontrolle über ihr Terri- 
torium ausüben, scheinen die Versorgungswege der TNCs (zumindest auf 
kurze Sicht) nicht gefährdet zu sein. Wo die TNCs jedoch, wie in Afrika, den 
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Disparaten Tausch im Zusammenhang mit Bürgerkriegen aktiv ermöglicht 
haben, benötigen sie die Dienste professioneller Söldner zur Bewachung ihrer 
Versorgungswege. 

Söldner, d.h. professionelle Kämpfer, die ihre militärischen Dienste gegen ei- 
ne angemessene Bezahlung zur Verfügung stellen, sind natürlich kein neues 
Phänomen. Sie existierten bereits während des Kalten Krieges, wo sie im Sold 
der Kolonialmächte und deren Klientenstaaten standen und gegen erfolgrei- 
che Guerillabewegungen eingesetzt wurden, die für nationale und soziale Be- 
freiung kämpften. Im Zeitalter der Globalisierung haben Söldnerheere ganz 
eigene unternehmerische Strukturen entwickelt. Sie verfügen über eine weit- 
aus größere Operationsfähigkeit, die sie eine Vielzahl militärischer Funktio- 
nen auf Vertragsbasis wahrnehmen läßt: von Waffentraining und Ausbildung 
bis hin zur Austragung von Stellvertreterkriegen. Bis in die späten 90er Jahre 
schossen Söldnerorganisationen wie Pilze aus dem Boden. Finige dieser Or- 
ganisationen, z.B. Executive Outcomes, eine Gesellschaft mit Ursprung in 
Südafrika, führten gegen gute Bezahlung gleichzeitig Operationen für die Re- 
gierungen mehrerer afrikanischer Länder aus. In Anbetracht ihres kommer- 
ziellen Charakters fällt es Söldnerorganisationen nicht schwer, je nach Inte- 
ressenlage ihrer Auftraggeber oder der angebotenen Entlohnung, die Loyalitä- 
ten zu wechseln. 

Während in der Vergangenheit Söldner häufig als Kreuzfahrer gegen den 
Kommunismus antraten, ist dies im Zeitalter der Globalisierung und des Sys- 
tems des Disparaten Tauschs nicht mehr möglich, die gegenwärtigen Söldner- 
tätigkeiten besitzen nicht mehr den geringsten ideologischen Anstrich. Die 
Firma Gurkha Security Guards beispielsweise soll Schutzfunktionen für das 
britische Bergwerksunternehmen Lonrho in Mosambique ausgeübt haben, 
Sandline International, ein weiteres aus Großbritannien stammendes Söld- 
nerunternehmen, unterhält angeblich enge Verbindungen mit Tochterfirmen 
der Diamantenindustrie (Smilie/Gberie/Hazleton 2000). Ein besonders deut- 
liches Beispiel zur Illustration der unideologischen Natur heutigen Söldnertä- 
tigkeit sind die Aktivitäten von Executive Outcomes in Angola. Sie hatte zu- 
nächst mit der UNITA zusammengearbeitet, 1992 hatte sie dann im Auftrag 
der angolanischen Regierung Ölfelder der TNCs geschützt und Mitte der 
90er Jahre eroberte sie von der UNITA einige Diamantenminen zurück, wel- 
che De Beers mittlerweile lieber unter der legalen Herrschaft des angolani- 
schen Staats bewirtschaften wollte (Jung 2000: 14). 

Eine Veröffentlichung des Internationalen Komitees des Roten Kreuzes in 
den späten 90er Jahren unter dem Titel Krieg, Geld und Überleben faßt die 
enge Verbindung zusammen, die heute zwischen Rohstoffen, Bürgerkriegen 
in Afrika und den Operationen von Söldnerheeren besteht. Die IKRK- 
Veröffentlichung besagt, daß in den 90er Jahren in Afrika angesichts der 
Schwäche der meisten staatlichen Armeen die „Nachfragebedingungen“ für 
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die Privatisierung von Kriegen besonders gut waren. Während die regulären 
Armeen schwach waren, verfügten die Regierungen häufig über Zugang zu 
natürlichen Ressourcen, „die zur Bezahlung von Außenstehenden genutzt 
werden konnten, damit diese ihr militärisches Wissen zur Verfügung stellen“. 
Daher „gibt es auf jeden Fall eine sehr starke Korrelation“ zwischen natürli- 
chen Ressourcen und dem Einsatz von Söldnerheeren (Nossal 200: 37). Im 
Umkehrschluß wird weiter gefolgert, daß „private militärische Organisationen 
in afrıkanischen Konflikten nicht zum Einsatz kommen, wenn keine Ressour- 
cen auf dem Spiel stehen“ (ebd.). Damit bestätigt die IKRK Veröffentlichung, 
daß Söldnerheere zum militärischen Flügel der imperialistischen Handels- 
strukturen des Ungleichen und Disparaten Tauschs geworden sind. 


Disparater Tausch und die dauerhafte Abschöpfung 
des afrikanischen Kontinents 


Das Beispiel Angola illustriert besonders plastisch die Bedeutung des Dispa- 
raten Tauschs. Als theoretisches Konzept wurzelt der Disparate Tausch in der 
älteren Theorie des Ungleichen Tauschs, welche sich mit der ständigen Ab- 
schöpfung der Ressourcen südlicher, peripherer Volkswirtschaften beschäftigt: 
aufgrund ihrer Abhängigkeit vom Rohstoffexport und der beständigen Ver- 
schlechterung ihrer terms of trade. Disparater Austausch wie er sich im ango- 
lanischen Beispiel darstellt, führt aber nicht nur zu einer Abschöpfung von 
Ressourcen, zum Transfer des Reichtums von Süd nach Nord, sondern vor 
allem zu Verarmung und Zerstörung aufgrund des Gebrauchs von Waffen, 
die von den Kriegsparteien mit Einkünften bezahlt werden, die sie aus dem 
Verkauf von Diamanten, Öl und anderem einheimischen Reichtum erzielten. 
Die Zahlen, die der Human Development Report des UNDP angibt, un- 
terstreichen, daß, obwohl das Land reich mit natürlichen Ressourcen 
ausgestattet ist, das angolanische Volk heute unter massiver Armut und 
Verelendung leidet (Global Witness 1998). 

Aber das angolanische Beispiel steht bei weitem nicht allein. Disparater 
Tausch kennzeichnet genauso die Vorgehensweise konkurrierender Parteien 
im westafrikanischen Sierra Leone. Die Weltpresse hat der Tatsache viel Auf 
merksamkeit geschenkt, daß die Rebellenbewegung des Landes, die R.U.F., 
sich der grauenvollsten Methoden bedient hat, um im Bürgerkrieg die Ober- 
hand zu gewinnen. Und es ist gleichermaßen kein Geheimnis, daß die R.U.F. 
ihren Krieg mittels Diamanten finanziert, die über Liberia und andere Nach- 


5 Global Witness bezieht sich auf Daten aus dem Human Development Report der UNDP 
von 1997: Angola nahm unter 175 aufgelisteten Ländern den 157. Platz ein; mehr als 82% 
der Menschen leben in „absoluter“ oder „relativer“ Armut, nur 35% der Bevölkerung hatten 
Zugang zur Gesundheitsversorgung, und die Kindersterblichkeitsrate für Kinder unter 5 Jah- 
ren lag bei 320 von 1000! 
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barländer geschmuggelt werden. Aber auch die Regierungsseite in Sierra Leo- 
ne verläßt sich auf Rohstoffe zur Kriegsfinanzierung, nur daß in diesem Falle 
die Verkäufe nicht allein auf Diamanten beschränkt sind. Wie erst kürzlich in 
Le Monde Diplomatique enthüllt wurde, treiben rivalisierende Unternehmen, 
die sich um Abbaukonzessionen drängeln, die militärischen Kampagnen bei- 
der Seiten voran (Perez 2000: 4/5). Und es besteht keinerlei Mangel an Be- 
weisen, daß auch in diesem Fall der Tausch von Rohstoffen gegen Waffen 
das Wohl der Bevölkerung des Landes unterminiert hat. Sierra Leone ist ein 
weiteres Land, das herangezogen werden kann, um die Folgen des Disparaten 
Tauschs zu illustrieren. 

Die These vom Ungleichen Tausch, die seit 1949 zunächst aufgrund empiri- 
scher Untersuchungen unter Federführung der Vereinten Nationen, und spä- 
ter durch die theoretischen Bemühungen marzistisch orientierter Ökonomen 
(Emmanuel 1972; Amin 1974) erhärtet wurde, beinhaltete, daß „periphere“ 
Länder einem beständigen Prozess des Ressourcenabflusses unterworfen seien. 
Angesichts der Tatsache, daß Afrikas Rolle innerhalb des Welthandels vor al- 
lem vom Export von Diamanten, Öl, Kobalt, Bauxit und anderen Rohmate- 
rialien abhängt, ist der Kontinent viel stärker von den wechselnden Terms of 
Trade von Rohstoffen betroffen als andere Kontinente und Regionen des Sü- 
dens. Es ist kein Zufall, daß die Organisation Afrikanischer Einheit (OAU) 
1990, als die USA und andere imperialistische Staaten starke Anstrengungen 
unternahmen, um die Debatte über Ungleichen Tausch zu beenden, eine Re- 
solution verabschiedete, die an die Welt appellierte, die schwerwiegenden 
Terms of Trade Shocks zur Kenntnis zu nehmen, unter denen die afrıkani- 
schen Volkswirtschaften litten (The Netherlands Ministry of Foreign Affairs: 
19/20). 

Trotzdem haben die afrikanischen Länder weitaus größere Rückschläge durch 
Disparaten als durch Ungleichen Tausch erlitten. Wie eine Krake hat sich das 
System des disparaten Austauschs in den letzten Jahren weiter ausgebreitet, 
und hält inzwischen auch den Kongo mit seinen großen natürlichen Res- 
sourcen in seinen Tentakeln gefangen.” Die in Angola, Sierra Leone, dem 
Kongo und anderen reich ausgestatteten afrikanischen Ländern gemachten 
Erfahrungen beweisen, daß das System des Disparaten Tauschs nicht nur für 
den Transfer des Reichtums vom Süden in den Norden steht. Denn Hand in 
Hand mit dieser wirtschaftlichen Ungerechtigkeit werden den Menschen in 
Afrika Verletzungen zugefügt, die nichts anderes als ein kollektives kriminel- 
les Unrecht darstellen. Denn während wertvolle Rohstoffe zu produktiven 


6 Henk Overbeek (2000) zufolge fiel das Preisniveau für Primärprodukte, die 80% des afrıka- 
nischen Exports ausmachen, zwischen 1997 und 1999 um ein Viertel. 

7 Internationale Kampagnen zum Thema Rohstoffe und Kriege in Afrika haben sich bisher 
wenig mit den Kriegsursachen im Kongo befaßt, obgleich das Land zweifelsohne ein strate- 
gisches Ziel transnationaler Bergwerksgesellschaften ist (vgl. Baracyetse o.).). 
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und zu Konsumzwecken in den Norden transportiert werden, werden die 
Mittel der Zerstörung, die im Austausch für diese Rohstoffe nach Afrika im- 
portiert werden, in einer ständig wachsenden Reihe von Bürgerkriegen und 
regionalen Auseinandersetzungen „konsumiert“. Die Folgen des Disparaten 
Tauschs bestehen also nicht nur in Verlusten, sondern in einer unermeßli- 
chen Zerstörung. Obwohl einige nahöstliche Länder trotz des Disparaten 
Tauschs eine gewisse Entwicklung erfahren haben, ist die Bilanz für die afri- 
kanischen Länder durchweg negativ. 


Schlußfolgerung: Afrika im System Disparaten Tauschs 


Um Afrikas Stellung innerhalb des Systems des Disparaten Tauschs besser zu 
verstehen, empfiehlt sich ein kurzer Vergleich zwischen der Anwendung die- 
ses Handelssystems im Nahen Osten einerseits und im afrikanischen Kontext 
andererseits. Die Unterschiede zwischen den beiden Regionen sind immens. 
Obgleich man in beiden Fällen einen Austausch von Rohstoffen gegen Waf- 
fen feststellen kann, variiert doch der konkrete Kontext, innerhalb dessen 
sich dieser Disparate Tausch abspielt, signifikant. Im Nahen Osten behalten 
die Staaten die Kontrolle über die entscheidende natürliche Ressource der 
Region, das Öl, und das Handelssystem des Disparaten Tauschs hat haupt- 
sächlich zwischenstaatliche Konflikte hervorgebracht. Im Gegensatz dazu ist 
das Muster des Disparaten Tauschs in Afrika in erster Linie über Bürgerkriege 
institutionalisiert worden, die sich zwar in keiner Weise unblutiger präsentie- 
ren als die im Nahen Osten ausgefochtenen Golfkriege, aber nichtsdestotrotz 
einer völlig anderen Dynamik unterliegen. 

Ein weiterer, damit zusammenhängender Unterschied beinhaltet das Ausmaß 
der Waffenlieferungen in die entsprechenden Regionen. Während der Nahe 
Osten schon lange einen großen Anteil am Fluß von Waffen und Rüstungs- 
systemen aus dem Norden in den Süden hatte, ist der afrikanische Anteil am 
internationalen Waffenhandel vergleichsweise klein. Einige Länder gelten zwar 
als besonders kaufkräftige Kunden, besonders Südafrika, das 1999 Waffenim- 
porte im Wert von 5 Mrd. US-Dollar orderte (Hagelin/Wezeman and Weze- 
man 2000)’, und Angola, dessen Einkaufspraxis bereits erläutert wurde. Aller- 
dings verfügen die meisten Staaten und Konfliktparteien über so geringe Fi- 
nanzmittel, daß sie sich lediglich den Erwerb kleiner Waffen, Munition und 


8 „1999 unterzeichnete Südafrika Verträge im Wert von 29,99 Mrd. Rand (etwa 5 Mrd. US- 
Dollar) für Waffenlieferungen ausländischer Firmen. Im Gegenzug haben sich diese Firmen 
verpflichtet, über Gegenkäufe und Investitionen in Südafrika Geschäfte im Wert von insge- 
samt 104 Mrd. Rand (etwa 17,3 Mrd. US-Dollar) zu machen, aber solche Kompensations- 
pläne können sich über eine Periode von 10 bis 15 Jahren erstrecken und werden mögli- 
cherweise nie umgesetzt. Trotz der hohen Kompensationen, die man Südafrika bot, ent- 
schied es sich allerdings, die Entscheidung über zwei Drittel der geplanten Käufe für die 
Luftwaffe auf einen späteren Zeitpunkt zu verschieben“ (ebd.). 
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Minen leisten können. Während das Sipri Jahrbuch 2000 darüber spekuliert, 
daß das Gewicht des nahöstlichen Marktes in Zukunft noch anwachsen kön- 
ne, ist Afrikas Anteil seit den 70er Jahren in quantitativer Hinsicht bis hin 
zur Unwesentlichkeit geschrumpft. Manche Quellen datieren den Anteil des 
Kontinents am weltweiten Waffenimport auf 2,3% und weniger (US Depart- 
ment of State 2000). 

Das hat unter anderem zur Folge, daß sich die Profile der transnationalen 
Konzerne, die von der Praxis des Disparaten Tauschs profitieren, in den bei- 
den Regionen erheblich unterscheiden. Im Fall des Nahen Ostens gehören 
sowohl die größten Hersteller von Vernichtungswaffen aus dem Norden, d.h. 
Rüstungsproduzenten mit Sitz in den USA, Großbritannien, Frankreich etc., 
als auch die „sieben Schwestern“, d.h. die mächtigsten Ölgesellschaften, dazu. 
Im Falle Afrikas beschränken sich die Nutznießer des Disparaten Tauschs 
hauptsächlich auf Rohstoffe ausbeutende Gesellschaften wie die Monopolge- 
sellschaft auf dem Diamantensektor, De Beers, und die Ölgesellschaft EIf 
Aquitaine. Die direkten Nutznießer des Waffenhandels umfassen dagegen vie- 
le Zwischenhändler, Luftfahrtgesellschaften und mittelständische Unterneh- 
men (viele von ihnen mit Sitz in Osteuropa) (Wood/Peleman 1999), und die 
weniger großen Rüstungsunternehmen. In Anbetracht der ungeheuren Ver- 
armung des Kontinents gibt es in Afrika nur wenige Kunden für militärische 
TNGs. 

Trotzdem wäre es falsch anzunehmen, daß Afrika nur eine unbedeutende 
Rolle innerhalb der Struktur des Disparaten Tauschs einnehmen würde. Ganz 
im Gegenteil! Die Erfahrungen, die hier mit dem Disparaten Tausch gemacht 
wurden, hauptsächlich im Zusammenhang mit den vielfältigen Bürgerkriegen 
des Kontinents, zeigt den habgierigen transnationalen Akteuren, die den 
Weltmarkt dominieren, ein weitgefächertes Betätigungsfeld. Denn wo sich der 
methodische - legale wie illegale - Parallelexport ein und desselben Rohstoffs 
über verfeindete Kräfte in Bürgerkriegen als zunehmend effizient herausstellt, 
wo die Mechanismen zum Schutz von Abbaugebieten und Pipelines durch 
Söldner zunehmend ausgefeilter werden, wo sich diesem System immer weite- 
re Rohstoffe hinzugesellen, und wo die Ideologie des Freihandels ihre Vor- 
herrschaft zunehmend behauptet - da drängt sich den TNCs die Nachbil- 
dung eben dieses Handelssystems auch in anderen geographischen Regionen 
der Welt von selbst auf. Ganz gleich wie negativ die Bilanz afrikanischer Bür- 
gerkriege für die Bewohner des eigenen Kontinents ausfallen mag - vor dem 
Hintergrund seiner Bürgerkriege hat sich der Disparate Tausch als modernes 
System der Ausbeutung für all jene bewährt, die die kapitalistische Weltwirt- 
schaft beherrschen. 


Übersetzung aus dem Englischen von Tine Koschmieder 
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Das Geheimnis einer faszinierenden 
Leidenschaft - Kriegsdiamanten 
Die Internationale Kampagne Fatal Transactions 


Über die skrupellose Ausbeutung von Bodenschätzen in Afrika informiert die 
internationale Kampagne Fatal Transactions. Von medico international! ge- 
meinsam mit den europäischen Partnerorganisationen global witness?, 
NOVIB (Netherlands Organization for International Development Coopera- 
tion) und NIZA (Netherland Institute on Southern Africa) gegründet, hat es 
sich die Kampagne zur Aufgabe gemacht 

- über Geschäfte, die Kriege in Afrika in Gang halten, aufzuklären; 

- internationale Unternehmen zum Rückzug aus dem schmutzigen Rohstoff 
handel zu bewegen; 

- Konzerne, die in den vergangenen Jahrzehnten an dem illegalen Handel 
profitiert haben, für die Beseitigung der Kriegsschäden und die Entschädi- 
gung der Opfer verantwortlich zu machen. 


Von den milliardenschweren Geschäften mit Bodenschätzen wie Diamanten, 
Öl und neuerdings auch Coltan profitieren internationale Unternehmen ge- 
nauso wie korrupte Politiker, Warlords, Waffenhändler und private Söldner- 
firmen. Sie konkurrieren und kooperieren miteinander (je nach Bedarf) und 
sorgen so für die Weiterführung der Kriege. 

Ein zentrales Thema von Fatal Transactions ist der Diamantenhandel in An- 
gola, in Sierra Leone und in der DR Kongo. 

Beispiel Angola. Seine Bodenschätze machen Angola zum potentiell 
viertreichsten Land der Welt. Mit dem Schmuggel der reichen Diamanten- 
vorkommen finanziert die angolanische Rebellenbewegung UNITA (Natio- 
nalunion für die volle Unabhängigkeit Angolas) seit fast 30 Jahren ihren 


1 Die Frankfurter Hilfsorganisation medico international inituerte die „Internationale Kam- 
pagne zum Verbot von Landminen“ und erhielt 1997 für dieses Engagement mit gemeinsam 
Partnerorganisationen den Friedensnobelpreis. 

2 Global witness machte sich in den vergangenen Jahren mit aufsehenerregenden Studien zum 
Diamanten- und Ölhandel in Angola einen Namen und hat maßgeblich zum Zustande- 
kommen des sog. „Kimberley-Prozesses“ beigetragen, in dem Vertreter aus 38 Regierungen, 
der Hohe Diamantenrat, UN-Vertreter und Nichtregierungsorganisationen einen ausführ- 
lichen Richtlinienkatalog erarbeiten, der die Einhaltung des Embargos sicherstellen soll. 
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Krieg gegen die MPLA-Regierung (Volksbewegung für die Befreiung Angolas). 
Die Regierung ihrerseits finanziert den Krieg maßgeblich durch den Ölhan- 
del. Die Kontrolle der reichen Bodenschätze wurde immer mehr zur Ursache 
des Krieges. Die Waffenlieferungen aus Bulgarien, den USA und Russland ga- 
rantieren logistisch die Weiterführung des Krieges auf beiden Seiten. Der 
Krieg hat über 500 000 Angolanerinnen und Angolanern das Leben gekostet, 
zehntausende sind nach Unfällen mit Landminen verkrüppelt. Beide Kon- 
fliktparteien terrorisieren die Zivilbevölkerung und plündern sie aus. Die mu- 
tigen Friedensbemühungen der angolanischen Zivilgesellschaft werden immer 
wieder zunichte gemacht. Soweit die dramatischen Zahlen, die sich weiter 
fortführen und auf andere Länder in Afrika ausdehnen ließen. 


Jahrzehntelang hat der Marktführer De Beers bedenkenlos die Steine aus 
Kriegsregionen gekauft, so auch die der UNITA in Angola, die mit ihrem 
jährlichen Verdienst von ca. 500 Millionen US$ ihre Waffenkäufe finanziert. 
Noch heute handeln viele Diamantenkonzerne mit Steinen aus Krisengebieten, 
auch unter den Vorräten von De Beers finden sich viele Kriegsdiamanten. 

Die Diamantenindustrie lebt in doppelter Hinsicht vom symbolischen Wert 
der Diamanten. Zum einen verkörpern die Steine die Stereotypen der unver- 
gänglichen Liebe, des Glücks und des Wohlstands - jeder kennt die großen 
Anzeigen auf Plakatwänden und in den Hochglanz-Zeitschriften. Zum ande- 
ren lebt die Branche von dem selbstgeschaffenen Mythos, die Steine seien 
selten. De Beers hält Vorräte im Wert von ca. 2,5 Mrd. US$ zurück, um den 
Preis künstlich hoch zu halten. Die Kunden bezahlen Millionen für Diaman- 
ten, deren Wert jedoch ausschließlich in der Vorstellung ihrer Käufer und 
Käuferinnen existiert: »Nimm den Steinen ihre symbolische Kraft und der ge- 
samte Markt bricht zusammen.« (Stan Correy, Diamantenexperte). Aus die- 
sen Gründen hat die Diamanten-Industrie Angst vor einem Imageschaden, 
die Fatal Transactions nutzen konnte. 

Als Fatal Transactions im Herbst 1998 begann, öffentlich über die Schatten- 
seiten der begehrten Steine zu berichten, reagierte die Diamantenbranche 
nervös. Um drohenden Umsatzverlusten zuvorzukommen, versprach De 
Beers in einem Brief an medico, ab sofort auf den Handel mit Kriegsdiaman- 
ten verzichten zu wollen. Auch der World Congress of Diamonds beschloß im 
Sommer 2000, in Zukunft keine Schlupflöcher für Kriegsdiamanten zu lassen. 
Unterzeichnet wurde die Resolution auf oberster Ebene: vom Internationalen 
Diamantenherstellerverband und dem Weltbund der Diamantenbörsen. 

Bald wurde jedoch klar, dass das bestehende UN-Embargo gegen Kriegsdia- 
manten Schlupflöcher läßt: Die angolanische UNITA z.B. verkauft über ein 
Netz von Händlern und Gesellschaften weiterhin jährlich Diamanten im 
Wert von mind. 4 Millionen US$ auf den Märkten in Europa. 
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Fatal Transactions fordert daher: 

- Alle Diamantenkonzerne, Händler und Regierungen sollen ihren Handel 
transparent gestalten. 

- Die am Diamantenhandel beteiligten Akteure müssen verpflichtet werden, 
mit Prüfinstanzen - unabhängigen Experten - zusammenzuarbeiten. 

- Diamantenhändler, die sich nicht an das Embargo halten, sollen auf eine 
schwarze Liste gesetzt und von allen Diamantenbörsen ausgeschlossen wer- 
den. 

- Die Kommission darf die Vergabe eines Herkunftszertifikates nicht aus- 
schließlich vom Exportland abhängig machen. Bislang gilt das Ankaufland 
gleichzeitig als Herkunftsland. 


In einem Brief an den Bundesverband der Juweliere fragte medico nach, wie 
sie sicherstellen können, dass keine Diamanten nach Deutschland gelangen, 
deren Herkunft nicht einwandfrei geklärt ist. Fine Antwort steht bis heute 
aus. Mit einer Postkartenaktion sollen Juweliere im gesamten Bundesgebiet 
gedrängt werden, sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten um die Durchsetzung 
des Embargos zu bemühen. 


Fatal Transactions geht weit über die Forderung nach Einhaltung des Embar- 
gos hinaus. Die Kampagne sieht es als ihre Aufgabe an, die ökonomischen 
Interessen, die Regierungen oder die Industrie zum Einlenken bewegen, in 
die Diskussion zu bringen. Zwei Beispiele: 

- Die neue Strategie von De Beers ist auch von dem strategischen Interesse 
geleitet, den Preis der Diamanten zu stabilisieren. Und der ist gefährdet, seit 
der informelle Sektor - der illegale Markt schwer kontrollierbarer Diamanten- 
schmuggler und Kleinförderer -auf den Markt drängt. De Beers befürwortet 
die Einhaltung des Embargos und versucht damit, konkurriende Förderer mit 
Hilfe von Standards vom Markt zu drängen, die andere Händler nicht erfül- 
len können. 

- Die Bemühungen der US-amerikanischen und kanadischen Regierung, die 
Durchsetzung des Embargos zu erreichen, erscheinen in einem veränderten 
Licht, wenn man die dahinter stehenden ökonomischen Interessen betrach- 
tet: US-amerikanische Konzerne haben 8 Milliarden DM in Angola investiert, 
das derzeit 7% des amerikanischen Öl-Bedarfs deckt. Auf 16% soll dies bis 
zum Jahr 2005 gesteigert werden. So lag es nahe, auch politisch die Seiten zu 
wechseln und nach über 20 Jahren die Unterstützung der UNITA auf 
zugeben.’ 


3 Die USA finanzierten den Krieg der UNITA mit 60 Millionen US$ jährlich (New York Ti- 
mes, 14.01.01) 
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Um sich nicht von der Industrie funktionalisieren zu lassen, betont Fatal 
Transactions die unmittelbare Wirkung und die generelle Bedeutung des 
Handels mit den kriegszerrütteten Ländern in Afrika für die Fortführung der 
Kriege, damit sich die Konzerne aus diesen Ländern zurückziehen und ge- 
zwungen werden, Entschädigung für die Beseitigung der Kriegsschäden und 
die Opfer zu zahlen. Ein wichtiges Ziel ist dabei die Schaffung von juristi- 
schen Präzedenzfällen. 

Wären die internationalen Unternehmen bereit, die Wirtschaftsbeziehungen 
zu den Kriegsherren aufzugeben, würde das Geschäft mit der Gewalt unren- 
tabel. Dafür wird sich Fatal Transactions mit einer kritischen Öffentlichkeits- 
arbeit weiter einsetzen. 
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Internationale Tagung zur Bürgerkriegsökonomie vom 18.-21.10.01 
veranstaltet von medico international und der Ev. Akademie Hofgeismar 


Die Tagung untersucht die Reproduktionsmechanismen und Funktionswei- 
sen anhand von Länderbeispielen (Sierra Leone, Angola, Kolumbien, Kam- 
bodscha) und entlang von Themenfeldern wie der Rolle von Söldnern, Waf- 
fenhändlern und Hilfsorganisationen. 

ReferentInnen: Amy Smythe (Sierra Leone), Peter Lock (Hamburg), Klaus 
Schlichte (Hamburg), Philippe Le Billion (GB), William Reno (USA), Kha- 
reen Pech (Südafrika), Dario Azzelini (Berlin), Wol£-Christian Paes (Bonn) 


Weitere Informationen zu der Kampagne und der Tagung bei medico inter- 
national. Obermainanlage 7, 60314 Frankfurt, Tel. 0049 (0)69 9443827 
www.medico.de 
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Öffentliche Staatsgewalt? 
Zum Verhältnis von Korruption und Staatsform 


1. Die historische Konstitution öffentlicher Gewalt 


Am Beginn jener Form des modernen Staates, die wir rückblickend als bür- 
gerlichen Staat - genauer wäre: als Staat der Bürger - bezeichnen, stand die 
Kritik an der Korruption des Ancien Regime.' Verhaltensweisen, die von Kri- 
tikern des Ancien Regime als Korruption verurteilt wurden, waren zuvor aber 
nicht nur etabliert gewesen, sie hatten auch weithin als legitim gegolten. Im 
europäischen Ancıen Regime war Aneignung ein Strukturelement von Herr- 
schaft, und bis zum Ende dieser historischen Epoche blieb Herrschaft - trotz 
aller rechtlichen und faktischen Beschränkungen - das Eigentum von Perso- 
nen. Obwohl die frühmodernen europäischen Territorialstaaten dadurch zu- 
stande gekommen waren, daß es einem der Adelshäuser gelungen war, sich 
als Oberherrschaft zu etablieren, verfügte kein Fürst des Ancien Regime über 
einen Apparat, den er als ein quasi mechanisch einsetzbares Instrument sei- 
ner Herrschaft hätte kommandieren können. Jeder mußte diejenigen, die ihm 
Herrschaft hätten streitig machen können, auf die eine oder andere Art an 
seiner Herrschaftspraxis beteiligen. Im Ancien Regime wurde Loyalität zu ei- 
ner Ware. Fürsten erkauften sich Loyalität, indem sie vielversprechende Privi- 
legien und lukrative Ämter verliehen oder aber eroberte Ländereien verteilten. 
Privilegien und Ämter wurden auch gehandelt. Die Nachfrage war doppelt 
motiviert: Viele erhofften sich Einnahmen, für manch eine Familie bedeutete 
ein bestimmtes Privileg oder ein bestimmtes Amt aber auch die Eintrittskarte 
zum cursus honorum, an dessen Ende die angestrebte Nobilitierung winkte. 
Die Beteiligung an Herrschaft war also ein Markt, ein Markt aber, zu dem 
nur Zutritt hatte, wer außer Geld auch über Beziehungen verfügte, wer in ei- 
nes jener Netze eingebunden war, das aus gegenseitigen Fürsprachen, Ver- 
pflichtungen und Freundlichkeiten bestand. Rückwirkend wird dieses System 
als Klientelismus bezeichnet. 


1 Eine ausführliche Darstellung der Zusammenhänge, die in diesem Abschnitt skizziert sind, 
findet sich in Gerstenberger (1990). 
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War nun tatsächlich ein Amt ergattert, so wurde nur selten erwartet, daß es 
auch ausgefüllt wurde. Viele Ämter galten von vornherein als sinecuren. 
Niemand etwa hätte erwartet, daß der königliche Mundschenk selbst die Glä- 
ser füllte oder daß eine Erbin des Privilegs, die königlichen Forsten zu beauf- 
sichtigen, selbst durch den Wald stapfte, nicht einmal die Feldgeistlichen der 
berittenen Garde des englischen Königs waren dazu verpflichtet, in eigener 
Person Gottesdienste abzuhalten. Erforderte ein Amt tatsächliche Leistungen, 
so konnten diese vielfach durch einen - schlecht besoldeten - Stellvertreter 
erbracht werden. Richter mußten meist selbst entscheiden, doch galt es in 
gewissen Grenzen als durchaus legitim, daß sie ihren Arbeitsrhythmus an den 
zu erwartenden Sporteln orientierten, Fälle mit größerem Streitwert also vor- 
zogen und andere liegen ließen. Inhaber schlecht dotierter Ämter, deren An- 
forderungen sie womöglich selbst erfüllten, konnten sich durch die Ausbeu- 
tung der Herrschaftsmittel anderer Ämter, die sie sich angeeignet hatten, - 
durch Pluralismus also - schadlos halten. Im Ancien Regime waren die Träger 
von Amtsgewalt keine ausführenden Organe, sondern Besitzer eines bestimm- 
ten Anteils an Herrschaftsgewalt. Damit waren sie durchaus berechtigt, diese 
auch zu ihrem privaten Nutzen zu praktizieren. Das Konzept eines Dienstes 
im Allgemeininteresse hätte damals - so G.E. Aylmer (1961/1974: 340) - 
kaum einer verstanden. Das heißt nicht, daß es keine moralischen Maßstäbe 
gegeben hätte. Amtsinhaber waren verpflichtet, ihrem Herrn loyal zu dienen. 
Sie konnten zwar Geschenke und Vermittlungsgebühren akzeptieren, sich für 
Rechtsbeugung bezahlen zu lassen, galt aber auch im Ancien Regime als ver- 
werflich. 

Verteilt wurden sowohl die höchsten Ämter als auch die Ämter auf mittlerer 
und unterer Ebene im Rahmen der bereits erwähnten Klientelgruppen. Ihnen 
gehörten, von einigen wenigen Ausnahmen abgesehen, ausschließlich Adlige 
an. Deshalb war es auch bereits ein Zeichen der Krise dieser Herrschaftsform, 
wenn Adelsprivilegien (wie etwa im Preußischen Allgemeinen Landrecht von 
1794) ausdrücklich festgeschrieben werden mußten. Die soziale Zugangsbe- 
schränkung wirkte doppelt. Setzte der Zugang zur privaten Beteiligung an 
den materiellen Resultaten verallgemeinerter Herrschaft die Integration in Pa- 
tronagenetze voraus, so konnten es sich umgekehrt nur wenige Herren, und 
seien sie Könige, erlauben, solche Patronagenetze zu mißachten und Ämter 
an Männer zu vergeben, die sich durch nichts weiter empfahlen, als durch 
die Tatsache, daß sie ihrem Herrn wert und teuer waren. Mit der abfälligen 
Bezeichnung „Günstling*“ wurden solcherart Erwählte in der höfischen 
Gesellschaft bezeichnet. Unabhängig von sonst womöglich vorhandenen 
Fähigkeiten galten sie als disqualifiziert, weil sie ihr Amt nicht auf der Basis 
der Integration in eine Klientel erlangt hatten. 

Zusätzlich zum Amtsbesitz gab es auch den individuellen oder korporativen 
Nießbrauch an den Prärogativen der Territorialherren in der Form von Mo- 
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nopolen. Monopole bedeuteten eine Chance auf Einkünfte. Dabei konnte es 
sich um Einschränkungen wirtschaftlicher Konkurrenz handeln, um die Privi- 
legierung von Zünften, Handelsgesellschaften, Lieferanten für das Militär 
usw., aber etwa auch um das Monopol, Behörden eine Verletzung des Wu- 
cherverbots zur Kenntnis zu bringen und somit die für solche Anzeigen aus- 
gesetzten Prämien zu kassieren. Obwohl es vereinzelt zu einer Kritik am Sys- 
tem der Konkurrenzbeschränkung kam?, entzündete sich auch in diesem Be- 
reich Kritik bis in die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts fast ausschließlich 
an der Art der Vergabe. Aufstiegsstrategien von Stadtbürgern und nicht- 
adligen Landbesitzern richteten sich ganz überwiegend auf Erfolg im Rahmen 
der bestehenden Strukturen.’ In die Kritik gerieten vor allem Praktiken, die 
Neuzugänge zum Kreis der Privilegierten weitgehend ausschlossen.' Es gab al- 
lerdings eine systemimmanente Grenze der Aneignung mittels Beteiligung an 
Prärogativgewalt: Sie lag in der Möglichkeit des Staates, Mittel abzupressen, 
anders gesagt, in der Bereitschaft von Untergebenen, weitere Abpressungen in 
der Form von Steuern, von Abgaben an Amtsinhaber und von militärischen 
oder anderen Diensten zu ertragen. Die Grenze des Systems der Bereicherung 
mit Hilfe von Staatsgewalt war der Aufstand des niederen Volkes.’ 

Als personaler Herrschaft durch praktische und theoretische Kritik die Legi- 
timität entzogen wurde, verloren auch Adelsprivilegien, Patronage, Kliente- 
lismus und alle Formen des Handels mit Anteilen an verallgemeinerter Herr- 
schaft ihre Legitimität. Indem Fürsten der erbliche Besitz von Territorialherr- 
schaft streitig gemacht wurde, ging das bisherige System personaler Nutznie- 
ßung an dieser Herrschaft seiner Verankerung in einem System legitimer 
Herrschaft verlustig. Die Konstituierung einer tatsächlich öffentlichen - an 


2 Eine solche Kritik meint etwa Sacks (1986: 60-105) für die Zeit zwischen 1625 und 1641 in 
Bristol gefunden zu haben. 

3 Daß „Bürger“ in der frühen Neuzeit nicht Kapitalisten avant la lettre waren, ist nicht nur 
von historischem Interesse, sondern legt ganz generell Forschungen nahe, die darauf gerich- 
tet sind, zunächst einmal die in einer Gesellschaft sich faktisch anbietenden Aufstiegsstrate- 
gien zu analysieren. 

4 Dieser Ausschluß war ein zentrales Thema in den Diskursen über „Country and Court“, die 
an der Wende vom 17. zum 18. Jahrhundert in England geführt wurden. Vgl. Jones (1978), 
passım. Vereinzelt lassen sich auch darüber hinaus reichende kritische Positionen und sogar 
abweichende Praxen feststellen. Besonders markant sind in dieser Hinsicht die untypische 
Amtspraxis hugenottischer Richter in Frankreich oder die Amtsführung der sog. neuen 
Männer, die Oliver Cromwell nach 1653 einsetzte. Die häufig angeführte Schule des Kame- 
ralismus wurde dagegen kaum unmittelbar in Praxis umgesetzt. Wohl aber wurden Ämter in 
Preußen in erheblichem Maße zur Versorgung von Militärs genutzt (vgl. dazu Wunder 1986: 
17-20, zur traditionellen Struktur der Beamtenbesoldung im Hohenzollernstaat 
Scheuch/Scheuch 2000: 18). 

5 Besonders deutlich war dies am Ende der Religionskriege, die in der zweiten Hälfte des 17. 
Jahrhunderts in Frankreich wüteten. Die Auseinandersetzungen entwickelten sich zuneh- 
mend zum Kampf um den privilegierten Zugriff katholischer oder protestantischer Klientel- 
gruppen von Adligen auf die Aneignungsgewalt der Krone. Schließlich erhoben sich Bauern, 
unabhängig von ihren eigenen konfessionellen Orientierungen gegen alle Adligen. 
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keine individuellen Subjekte mehr gebundenen - Staatsgewalt kriminalisierte 
zugleich deren Nutzung zum privaten Profit. Von jetzt an ging es nicht mehr 
um eine ungerechte Verteilung von Ämtern und Monopolen, sondern um 
die Abschaffung des gesamten Systems. Von „Old Corruption“ war in Groß- 
britannien seit Ende der 1820er Jahre die Rede. Damit auch keine sinecure, 
keine bislang übliche Praxis der Führung eines Richteramtes, keine der Stadt- 
oligarchien, keine der üblichen Ämterhäufungen vergessen wurde, listete sie 
John Wade in sogenannten Schwarzbüchern auf. 

Ergänzt wurde die Enteignung der Besitzer größerer und kleinerer Anteile an 
allgemeiner Gewalt durch die Regelung, daß der Zugang zu Ämtern fortan 
Qualifikation voraussetzen solle. Fachliche Voraussetzungen und Eingangs- 
prüfungen sollten dem bisherigen System der Patronage den Boden entziehen 
und neuen sozialen Schichten Zugang zu Ämtern ermöglichen. Amtsträger 
sollten jetzt „der Öffentlichkeit“ dienen. Für Monopole, so weit es sie als 
staatlich geregelte noch oder wieder gab und gibt, galt das Gleiche. Diese 
Entwicklungen standen im Zusammenhang von - national in unterschiedli- 
chen Formen verlaufenden - Auseinandersetzungen. In deren Verlauf wurde 
eine Staatsgewalt konstituiert, die niemandes legitimer Besitz ist: insofern also 
Besitz der Allgemeinheit. 

Im Zuge dieser Auseinandersetzungen erhielt auch der Topos des politischen 
Skandals seine moderne Bedeutung. Zuvor hatte es Aufstände, Rebellionen, 
Fronden, Verrat und Untreue gegeben, aber keine politischen Skandale. Zum 
Skandal wurde die private Nutzung von Staatsgewalt erst durch die Beseiti- 
gung personaler Herrschaft. Jetzt sollte die Maschinerie des Staates nicht 
mehr genutzt werden dürfen, um sich individuell zu bereichern. Die vielfach 
mißverstandene Trennung von Politik und Ökonomie bedeutet nichts ande- 
res als eine Trennung der Konkurrenz um Reichtum von der Konkurrenz um 
Macht. Mit der faktischen Entwicklung des Kapitalismus hatte diese Tren- 
nung dann auch eine wirkliche materielle Basis. Als wirtschaftliche Strategien 
zur Erlangung von Profit deutlich vielversprechender wurden, verlor die Stra- 
tegie, sich ein Stück politischer Macht zu kaufen, um reich zu werden, an 
politischer Bedeutung.° Selbstverständlich wußten auch Revolutionäre, daß 
Macht und Markt zusammenhängen, daß bestimmte Gesetze die einen mehr 
begünstigen als die anderen, aber der Ausgang von politischen Auseinander- 
setzungen sollte jetzt nicht mehr vom unmittelbaren Zugriff auf Staatsmacht 
abhängig sein. Vielmehr sollten Gesetze das Ergebnis von öffentlichen Ausei- 
nandersetzungen über Interessen sein. 


6 „Hatte man sich früher das politische Personal kaufen müssen, so konnte man jetzt erstma- 
lig eine Strategie entwickeln, die darauf hinauslief, dieses Personal in Abhängigkeit zu halten. 
Die Korruption wurde eingedämmt, als der Markt, auf dem politische Macht gehandelt 
wurde, erheblich kleiner wurde“ Cotta (1991: 97, Übers.H.G.). 
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2. Eine neue Kultur der Privilegien und des Klientelismus? 


„Sachlichkeit im Umgang mit anvertrauten Kompetenzen und Geldern ist ein 
anspruchsvolles Kunstprodukt, keine Selbstverständlichkeit. Freiheit von Kor- 
ruption ist ein Ordnungsprodukt, das fortwährender Pflege bedarf.“ 
(Scheuch/Scheuch 2000: 18). Die Aufrechterhaltung dieser Ordnung läßt sich 
nie garantieren, sie ist aber um so einfacher, je genauer die Bedingungen er- 
füllt sind, die den französischen Revolutionären, die sie erstmalig formulier- 
ten, als selbstverständlich galten: 

- Das Einkommen aller Amtsträger ist auf öffentlich festgelegte Summen be- 
grenzt.’ 

- Die Mitglieder der Parlamente vertreten die Interessen ihrer Wähler ohne 
aus dieser Vertretung selbst materiellen Nutzen zu ziehen, anders gesagt, die 
Mitgliedschaft in den verschiedenen Volksvertretungen ist ein Ehrenamt. Es 
gibt keine Entlohnung. 

Abgesehen von nationalen Abweichungen und von individuellem Fehlverhal- 
ten setzten sich beide Strukturmerkmale veröffentlichter Staatsgewalt bis ge- 
gen Ende des 19. Jahrhunderts in allen bürgerlichen Staaten durch. Doch 
entwickelten sich damals auch bereits mögliche(!) Einfallstore für Praktiken, 
die den öffentlichen Charakter der Staatsgewalt gefährden. Wenn im Folgen- 
den von „Korruption“ geredet wird, so geschieht dies im inhaltlichen An- 
schluß an den politischen Kampfbegriff, der gegen die im Ancıen Regime üb- 
lichen Formen der Herrschaftspraxis entwickelt wurde. Es geht also nicht um 
strafrechtliche Relevanz, sondern um Praktiken, die den öffentlichen Charak- 
ter der Staatsgewalt zurücknehmen. 


Einfallstor: Parteiendemokratie 


In der ersten Phase der Entwicklung bürgerlicher Staatsgewalt vertraten Ab- 
geordnete ihre Wähler, und Parteien waren lose Beratungsgremien von Abge- 
ordneten ohne eigenen Apparat. Gelegentlich vertraten Abgeordnete - gewis- 
sermaßen advokatorisch - auch die Interessen von Arbeitern und Arbeiterin- 
nen. Abgeordnete, die selbst dieser Schicht entstammten, waren in Parlamen- 
ten nicht vertreten. Sie hätten sich, wären sie denn gewählt worden, die An- 
nahme des Mandats nicht leisten können. Die Änderung dieser Strukturen 
erfolgte im Zuge der Demokratisierung bürgerlicher Staatsgewalt. Mit der De- 
Legitimierung des Ancıen Regime war der Staat zwar formal zum Eigentum 
aller geworden, faktisch aber hatten sich Bürger den Einfluß auf diesen Ge- 


7  Scheuch/Scheuch (2000) zufolge soll es dieses Verständnis auch in Ägypten bis 1300 vor 
Christus und in der Hochzeit des chinesischen Kaisertums gegeben haben. Aber auch sie 
stellen fest, daß die Vollbesoldung von Beamten mit dem gleichzeitigen Verbot der Nutzung 
von Amtsführung für zusätzliches Einkommen eine Erfindung der französischen Revolution 


ist (ebd.: 17). 
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waltapparat vorbehalten. In die Krise geriet diese soziale Monopolisierung 
der „öffentlichen Gewalt“ durch das Aufkommen der sogenannten „sozialen 
Frage“, genauer gesagt: der Furcht vor revolutionären Erhebungen und dann 
vor allem durch die Gründung von Arbeiterparteien. Schließlich wurde das 
Wahlrecht ausgeweitet. Aus bürgerlichen Staaten wurden moderne Massen- 
demokratien. Sozialdemokratische Parteien bauten Parteiapparate auf, die sys- 
tematische politische Kämpfe durchführen konnten. Sie setzten auch durch, 
daß Parlamentarier eine Aufwandsentschädigung erhielten. Auf diese Situati- 
on reagierte das gesamte politische System. Auch unter Bürgerlichen kam es 
jetzt zur Ausbildung von regelrechten Parteien mit einem mehr oder minder 
ausgeprägten Apparat.‘ Max Weber hat diesen Strukturwandel von der Ho- 
noratiorenherrschaft zum modernen Parteienstaat früh analysiert. Seit die 
Ausweitung des Wahlrechts Massenpropaganda erfordere, seien überall 
Parteibetriebe entstanden. Diese seien gekennzeichnet durch die Herausbil- 
dung von Parteibeamten, Parteidisziplin, Parteikasse und Parteipresse (Weber 
1972: 8). Früher oder später sei überall der Parteibeamte als treibendes Ele- 
ment der Parteitaktik in den Vordergrund getreten. „Und neben ihm: die 
Geldbeschaffung“ (ebd.: 849). Damit werden Strukturen der Interessenvertre- 
tung von Strukturen gegenseitiger Verpflichtungen durchkreuzt. In den USA 
setzte sich früh eine Praxis durch, die darauf hinauslief, daß diejenigen, die - 
sei es materiell, sei es durch Arbeitsleistung - die Wahl eines Präsidenten för- 
derten, nach dessen Sieg mit Belohnung in Form von Ämtern rechnen konn- 
ten. Dieses sog. spoils-system hat sich zwar nicht umstandslos von den USA 
nach Westeuropa übertragen lassen,’ es haben sich aber politische Äquivalen- 
te entwickelt. Werden einflußreiche Mitglieder einer Partei nicht wiederge- 
wählt, so können sie sich darauf verlassen, daß irgend etwas für sie gefunden 
wird. In Frankreich ist dies nicht selten eine fiktive Beschäftigung. Der Ar- 
beitsmarkt für die politische Klasse, schreibt David Abiker (1999) ist sehr viel 
größer als die Zahl der offiziellen Stellen. Es gibt Stellen in Unternehmungen 
und Organisationen, die an Parteipolitiker vergeben werden. Mit dem fremd- 
finanzierten Gehalt arbeiten diese dann entweder weiterhin für ihre Partei, im 
Einzelfall erbringen sie auch gar keine Leistungen. Es finden sich hier also 
Unternehmen und Organisationen, die bereit sind, einen Teil des Parteiappa- 
rates zu finanzieren. Der Übergang in eine solche Stelle bedeutet nicht etwa 
einen beruflichen Neuanfang nach einem ausgelaufenen Mandat, sondern die 
Fortführung der bisherigen Arbeit auf anderer materieller Grundlage. Selbst- 
verständlich würden die meisten einen sicheren Listenplatz bevorzugen. Die 
Anzahl der aussichtsreichen Listenplätze hängt vom politischen Erfolg der 


8 Vgl. dazu insbesondere Eley (1980); für Vorformen auch Schult (1983). 

9 Inden USA basierte diese Entwicklung auf der Tatsache, daß Präsidenten lange Zeit in eige- 
ner Machtvollkommenheit über die Vergabe hoher Ämter verfügten. Nach ihrer Wahl er- 
warteten ihre Helfer entsprechende Ernennungen. 
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Partei ab. Insofern besteht eine direkte materielle Konkurrenz zwischen den 
Mitgliedern von Parteien. Politische Positionen haben in diesem Zusammen- 
hang überwiegend instrumentellen Charakter. 

Handelt es sich bei der Schaffung fiktiver Beschäftigungen um eindeutig ille- 
gale Praktiken, so ist der parteipolitische Einfluß auf die Vergabe von öffent- 
lichen Ämtern inzwischen mehr oder minder selbstverständlich geworden. 
Solche Praxis gilt nicht nur für besonders heraus gehobene Ämter, sondern 
auch für Schulleiter- und Oberarztstellen und vieles mehr. Öffentliche Amts- 
gewalt steht damit in der Gefahr, in die Verfügung von Parteifunktionären zu 
geraten. Parteien fungieren als Klientelgruppen. Als sich Oppositionelle gegen 
die im Ancien Regime verbreiteten Praktiken wandten, nannten sie solchen 
Klientelismus Korruption. 

In den neuen Formen des Klientelismus kommt die Konkurrenz zwischen 
Patronagenetzen zum Ausdruck. Es gibt aber auch Strategien, zu denen sich 
Berufspolitiker - von Ausnahmen abgesehen - über Parteigrenzen hinweg zu- 
sammenfinden. Solche Strategien haben in der Bundesrepublik und in ande- 
ren westeuropäischen Staaten inzwischen eine Kultur der Privilegien entste- 
hen lassen. Sie läßt es angebracht erscheinen, von einer politischen Klasse zu 
reden. Es gibt national spezifische Charakteristika. Jene Aspekte, die in 
Frankreich den Gebrauch des Terminus „Nomenklatura“ provozierten, sind 
in anderen westeuropäischen Ländern weniger ausgebildet. Dennoch haben 
bestimmte Praktiken eine weite Verbreitung gefunden: So etwa die Finanzie- 
rung von Parteien aus Steuergeldern, für welche die politische Klasse der 
Bundesrepublik Deutschland eine Vorreiterrolle übernahm. Als die Mitglieder 
des Parlamentarischen Rates über das Grundgesetz berieten, waren sie noch 
davon ausgegangen, daß sich die Parteien durch Mitgliedsbeiträge finanzie- 
ren. Staatliche Mittel für die Parteien und ihre Hilfsorganisationen erschienen 
noch unvorstellbar. Heute beziehen die Parteien, Fraktionen und Partei- 
Stiftungen in Deutschland die höchsten Zuschüsse der Welt (v.Arnim 1993: 
15). 1959 gingen - damals noch ohne rechtliche Grundlage - 5 Millionen an 
die Parteien, 1995 waren es 329 Millionen (Scheuch/Scheuch 2000: 38). Da- 
bei sind die Mittel, die an die Fraktionsvorstände und an die Parteistiftungen 
fließen, noch gar nicht mitgerechnet. Auch die Parteistiftungen sind eine 
deutsche Erfindung. Sie erlauben die steuerliche Begünstigung von Spenden, 
die für „politische Bildung“ getätigt werden. Trotzdem sind die Kassenwarte 
der Parteien ständig auf Geldsuche. Inzwischen ist zur Genüge bekannt, daß 
mehrere darin sehr erfindungsreich waren. Weshalb dieser Drang nach immer 
mehr Geld, weshalb diese Bemühungen, denen in anderen Lebensbereichen 
ohne weiteres attestiert würden, daß sie mit krimineller Energie verfolgt wer- 
den? Ein Gutteil der Dynamik resultiert aus der Konkurrenz im politischen 
Feld. Die modernen Massenparteien konkurrieren mit weitgehend identi- 
schen Programmen um das annähernd gleiche Wählerpotential. Das verlangt 


454 Heide Gerstenberger 


aufwendige Wahlkämpfe und erhebliche Summen für Imagepflege (vgl. auch 
Raith 1995). Skandale der Parteifinanzierung gibt es auch in anderen Län- 
dern. In Frankreich, wo seit Einführung der staatlichen Parteienfinanzierung 
im Jahre 1995 private Zuwendungen verboten sind, mehren sich derzeit Ver- 
öffentlichungen über illegale Finanzierungspraktiken.'’ In den USA ist es Un- 
ternehmen seit 1907 und Gewerkschaften seit 1947 untersagt, Geld für Bun- 
deswahlkämpfe zu spenden. Einzelpersonen dürfen jeder Partei maximal 
20.000 Dollar zukommen lassen. Und doch geben einzelne Anwärter auf Se- 
natorenposten schon für ihren Nominierungswahlkampf bis zu 30.000 Dollar 
aus. Die Vorschriften werden umgangen, indem Geld, das den Bundespartei- 
en gespendet wird, an Parteiorganisationen in den Einzelstaaten überwiesen 
wird. Diese unterliegen weniger strengen Regelungen (Beck 2000). 


Einfallstor: politische Kultur 


1993 veröffentlichte Hans Herbert von Arnim ein Buch unter dem Titel Der 
Staat als Beute. Wie Politiker in eigener Sache Gesetze machen. Er schildert 
darin ausschließlich legale Praktiken bzw. Gesetzesvorhaben. Orientiert an 
einem Konzept „öffentlicher Staatsgewalt“ hält er die Vorlage und den Be- 
schluß der entsprechenden Gesetze dennoch für einen politischen Skandal. 
In den Aufwandsentschädigungen, Ruhestandsgehältern und sonstigen Ver- 
sorgungsregeln für Parteifunktionäre und Abgeordnete komme zum Aus- 
druck, daß sich die politische Klasse Deutschlands an einen bedenkenlosen 
Umgang mit dem Geld der Steuerzahler gewöhnt habe (v. Arnim 1993: 13). 
Tatsächlich hat sich eine politische Kultur herausgebildet, in welcher aus 
dem „Ehrenamt“ des politischen Mandats eine Eintrittskarte zur Sphäre von 
Privilegien wurde. Der Parlamentarische Rat war noch davon ausgegangen, 
daß Parlamentarier lediglich eine Aufwandsentschädigung erhalten. Mit dem 
„Gesetz über die Entschädigung der Mitglieder des Bundestages“ von 1950 
wurde Mandatsträgern Freifahrt mit der Bundesbahn, eine Aufwandsentschä- 
digung von 600 DM und 30 DM Tagegeld zugestanden. Später wurden zu- 
sätzliche Kostenpauschalen und ein Übergangsgeld eingeführt. Die entschei- 


10 Neuestes Beispiel: Das „schwarze Geld des Staates“. Jedes Jahr gibt es einen Posten im fran- 
zösischen Staatshaushalt (2001 beträgt er 394 Millionen Francs), dessen Verwendung dem 
Parlament gegenüber nicht offengelegt werden muß. Der größte Teil des Betrages (etwa 
60%) soll für Aktivitäten der Geheimdienste genutzt werden, ein beträchtlicher Teil (2001 
jeweils 24 bzw. 36 Millionen Francs) sind für den Unterhalt des Elysee-Palastes und des 
Hötel Matignon vorgesehen, ein erheblicher Batzen (2001 sind es 52 Millionen Francs) ge- 
hen monatlich in Briefumschlägen mit Bargeld, jeweils in der Form von 500 Francs- 
Scheinen, an die Ministerien. Sie sind für „außergewöhnliche Aufgaben“ gedacht. Allgemein 
wird unterstellt, diese Gelder würden als Prämien an die Mitarbeiter verteilt - selbstverständ- 
lich, ohne daß diese besteuert würden. In mehreren Gerichtsverfahren wurde aber auch 
deutlich, daß sie zur Finanzierung von Parteien und Wahlkämpfen genutzt werden (Le 
Monde 6.7.2001; 7.7.2001, die Zahlenangaben stammen aus einer Presseerklärung Lionel 
Jospins vom 18.7.2001, Le Monde, 20.7.2001) 
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dende Veränderung erfolgte mit der Einführung der Altersversorgung. Vorrei- 
ter waren Landesparlamente. In der Zeit der großen Koalition zog der Bun- 
destag nach. Formal wird die Alterssicherung aus Beiträgen der Abgeordneten 
finanziert, faktisch trägt sie der Staat, weil die Entschädigung um 50% erhöht 
wurde. Weiterhin galt das Mandat als „Ehrenamt“, sämtliche Einkünfte somit 
als steuerfrei. Erst 1975 hob das Bundesverfassungsgericht diese Begünstigung 
auf. Als Reaktion beschlossen die Parlamente eine massive, weit über den 
Ausgleich der Besteuerung hinausgehende Anhebung ihrer Entschädigungen. 

Wie weit die politische Kultur der Selbstprivilegierung inzwischen verankert 
ist, zeigte sich bei der Vorlage weiterer Diätengesetze (oft zeitgleich mit poli- 
tischen Debatten über die notwendige Zurückhaltung bei Lohnforderungen.) 
Als besonders drastisches Beispiel erläutert v. Arnim den 1992 in Hamburg 
eingebrachten Entwurf eines Diätengesetzes, der beispielsweise vorsah, daß 
Präsidenten und Fraktionsvorsitzende des Feierabend-Parlamentes fünfmal so 
hohe Bezüge wie die (ebenfalls erhöhten) Abgeordnetenbezüge erhalten soll- 
ten (19.500 DM monatlich). Schon nach dreijähriger Amtszeit sollten sie An- 
spruch auf 62% ihres Amtsgehaltes haben (ebd.: 86). Fraktionsvorsitzende 
und Bürgerschaftspräsident entscheiden zusammen mit den Abgeordneten 
ihrer Fraktionen selbst über ihre Gehälter und Pensionen. Wenn sich erst 
einmal eine allgemeine Kultur der Selbstprivilegierung eingebürgert hat, be- 
steht die Gefahr, daß diese zunehmend legalisiert wird. 

Wird eine Praxis legalisiert, gilt sie im strafrechtlichen Sinne nicht als Korrup- 
tion. Allerdings schafft sie den Nährboden für Verhaltensweisen, die auch in 
der aktuellen politischen Kultur noch als Korruption gewertet werden. Denn 
auch abweichendes Verhalten entsteht nicht nur individuell, sondern im Zu- 
sammenhang sozial etablierter Regeln des Verhaltens... 

Ist die politische Kultur der Privilegierung erst einmal etabliert, empfinden 
sich viele offensichtlich als etwas gleicher als andere. Einen teuren Urlaub, 
eine große Feier, den Besuch eines besonderen kulturellen Ereignisses oder 
die Flüge, die kostenlos in Anspruch genommen wurden, könnten sich viele 
der Privilegierten auch selbst leisten. Es scheint eher so zu sein, daß manche 
Politiker der Ansicht sind, ihnen stünden besondere Zuwendungen gewisser- 
maßen zu. Obwohl einzelne Politikerinnen und Politiker ihr Amt aufgeben 
mußten, wenn derartige Verhaltensweisen bekannt wurden, behandelt sie die 
politische Klasse insgesamt doch eher als Kavaliersdelikte. Häufig sieht man 
die Zurückgetretenen sehr schnell wieder in heraus gehobenen Positionen. 
Das ist Ausdruck einer Kultur der gegenseitigen Selbstversorgung innerhalb 
einer privilegierten Schicht. In der Krise des Ancien Regime wurden derartige 
Praktiken als Korruption gebrandmarkt. 


11 Diese in der Kriminalsoziologie heute selbstverständliche Einsicht wurde früh und beson- 
ders klar von Luhmann (1980: 121f) formuliert. 
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Einfallstor: dichte Administration 


In den politischen Auseinandersetzungen, die zur Konstituierung bürgerlicher 
Staatsgewalt führten, wurden die Einheit von Herrschaft und Aneignung ge- 
sprengt und damit das Prinzip der Trennung einer Sphäre der Öffentlichkeit 
von der Sphäre des Privaten endgültig durchgesetzt. Durch die Ausweitung 
staatlicher Regulierungen ist der Verlauf dieser Trennungslinie inzwischen 
immer wieder verschoben worden. Nach wie vor aber basiert die soziale Insti- 
tution des öffentlichen Amtes auf der Trennung zwischen einer Sphäre der 
Öffentlichkeit und einer Sphäre des Privaten. Aus dieser Trennung ergeben 
sich die Verhaltensnormen für die Berufspraxis der Trägerinnen und Träger 
von Amtsgewalt. 

Die soziale Institution des Amtes ist nicht gefährdet, wenn sich einzelne Be- 
amte von Klienten bestechen lassen.” Der öffentliche Charakter von Amts- 
gewalt wird aber von innen her ausgehöhlt, wenn sich Milieus der privaten 
Nutzung öffentlicher Stellungen ausbilden, wenn - um eine inzwischen gän- 
gige Unterscheidung zu nutzen - aus der Gelegenheitskorruption Einzelner 
strukturelle Korruption wird." 

Der mehr oder minder kollektive Mißbrauch einer öffentlichen Stellung im 
privaten Interesse kann sehr unterschiedliche Formen annehmen. Ein kollek- 
tiver Diebstahl an öffentlichen Mitteln liegt beispielsweise vor, wenn es sich 
einbürgert, nur einen Teil der Dienstzeit tatsächlich abzuleisten. Eine seit 
1999 vom französischen Rechnungshof durchgeführte Untersuchung der 
staatlichen Verwaltung deckte neben unzähligen anderen Unregelmäßigkeiten 
auf, daß sich das Personal in den staatlichen Gefängnissen gegenseitig nicht 
nur die 30 Tage Urlaub zugestand, die das Gesetz erlaubte, sondern statt des- 
sen 35 Tage. Sie galten als Gewohnheitsrecht. Wer sie ansparte (auch dies ein 
vom Gesetz untersagtes Verfahren), konnte im folgenden Jahr bis zu 65 Tage 
Urlaub nehmen. Im Marseiller Strafvollzug war es unter dem Personal 
Brauch, sich für einen Arztbesuch einen ganzen Tag frei geben zu lassen: 


12 In Deutschland ist „Korruption“ als solche kein Straftatbestand, wohl aber werden die 
88 331ff. StGB (Vorteilsannahme, Bestechlichkeit, Vorteilsgewährung und Bestechung) als 
Korruptionsdelikte bezeichnet. Gesondert geregelt sind die Abgeordnetenbestechung und - 
seit 1997 - Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr (StGB 299). Neben 
dieser rechtlichen Bestimmung von „Korruption“ gibt es eine Vielzahl anderer Definitionen. 
Sie reichen, wie Christian Höffling heraus gearbeitet hat, von dem eng umgrenzten straf- 
rechtlichen Tatbestand bis zu einem Verdichtungssymbol des Unmoralischen (Höffling 
2001: 5). 

13 Im kriminalpolitischen Diskurs werden neben der Gelegenheitskorruption oft „strukturelle“ 
und „systemische“ Korruption unterschieden, wobei „strukturelle Korruption“ bedeuten 
soll, daß ganze Branchen bzw. Verwaltungszweige erfaßt sind. Als „systemische Korruption“ 
werden Verquickungen öffentlicher Amtsgewalt mit organisierter Kriminalität bezeichnet. 
Lediglich ihnen wird in dieser Terminologie eine Gefährdung des politischen Systems zuge- 
schrieben (Ostendorf 1996: 18). Höffling (2001: 23) unterscheidet lediglich zwischen situati- 
ver und struktureller (oder auch: organisierter) Korruption. 
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durchschnittlich an 31 Tagen im Jahr (vgl. Prieur 2000). 

Zumeist denkt man bei Korruption an Schmiergeldzahlungen. Und tatsäch- 
lich sind es auch derartige Fälle, die in der Öffentlichkeit besonders wahrge- 
nommen werden. So etwa der bis dahin größte Schmiergeldprozeß in 
Deutschland, der sich in den neunziger Jahren gegen leitende Angestellte der 
Firma Siemens richtete, die Amtsträger im Bereich der Münchner Abwasser- 
entsorgung über lange Zeit mit hohen Geldsummen bestochen hatten. Im 
Verlauf der Ermittlungen klagte die bayrische Landeshauptstadt schließlich 
Schäden in zweistelliger Millionenhöhe bei Gericht ein (taz 11.7.2001). Im 
Juli 2001 gab die Staatsanwaltschaft Frankfurt bekannt, sie ermittle gegen 
mehr als 100 Mitarbeiter des Hochbauamtes sowie gegen 90 Mitarbeiter von 
65 Firmen wegen Bestechung. Bisherigen Erkenntnissen zufolge sollen die 
Verflechtungen bereits seit mehreren Jahren bestehen (taz 11.7.2001). Derar- 
tige Netze können nur entstehen, wenn es in den betreffenden Abteilungen 
neben den offiziellen Rechtsvorschriften „ungeschriebene Gesetze“ gibt. In 
den „kriminellen Korpsgeist“'' werden neu hinzukommende Amtswalter 
durch Andeutungen, Schikanen und erste persönliche Verwicklungen hinein 
sozialisiert.” „Manche Zeugen berichten, daß sie die Annahme von Gratifika- 
tionen im Amt nachgerade ‚geerbt‘ hätten“ (taz 12.7.2001). So entsteht und 
reproduziert sich eine gesellschaftliche Untergruppe, deren Binnennormen 
die universalistischen Werte staatlicher Verwaltung außer Kraft setzen. Im Re- 
sultat werden entweder Konkurrenzstrukturen hoheitlich modifiziert 
(Schmiergelder bei der Vergabe von Aufträgen) oder die Gleichheit vor dem 
Gesetz und damit im Hinblick auf hoheitliche Verwaltungsakte geschädigt." 
Besonders anfällig für die Entstehung eines Milieus der Korruption sind Ver- 
waltungszweige, die für besonders dichte Regulierungen oder für die Vergabe 
von (Bau)-Aufträgen zuständig sind. 

An Korruptionsbeziehungen zu Amtsinhabern sind auch Angehörige der po- 
litischen Klasse beteiligt. Daß sich in Bayern für solche Verflechtungen der 
Terminus „Amigo-Affären“ durchsetzte, womit sog. bayrischen Vollblutpoli- 
tikern gewissermaßen augenzwinkernd eine regionaltypische politische Kultur 
der Vetternwirtschaft zugestanden wird, verweist auf den engen Zusammen- 
hang zwischen einer Kultur der Privilegien und der privaten Nutzung öffent- 
licher Amtsgewalt. 


14 So die Formulierung des Frankfurter Oberstaatsanwalts Schaupensteiner (taz 14/15.7.2001). 

15 Hierzu ausführlich auf der Basis einer empirischen Untersuchung: Höffling (2001, 2.Kap.). 

16 Bei Schmiergeldern, die bezahlt werden, um einen bestimmten Hoheitsakt - etwa den Erhalt 
einer Baugenehmigung - zu beschleunigen, ist das zwar nicht der Fall, doch wird auch in 
diesem Fall die Trennung zwischen privaten Interessen und Amtspflichten verletzt. 

17 „Bei uns hat sich Korruption besonders mit der Ausdehnung der Staatstätigkeit vermehrt.“ 
E.K.&U.Scheuch (2000), S. 235 
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3. Ein neues Ancien Rögime ? 


Im Juli 2001 schrieb Alain Madelin, die zahlreichen politischen Affären ver- 
breiteten über Frankreich ein „parfum d‘Ancien Regime“. Als politische 
Äußerung ist diese Feststellung zu unterstreichen, analytisch ist sie dennoch 
nur bedingt zutreffend. Denn Formen des Klienteliimus und Handel mit 
Kompetenzen zentralisierter Gewalt waren im Ancien Regime nicht nur etab- 
liert, sie waren auch weitgehend legal, und sie galten darüber hinaus - wenn 
auch in bestimmten Grenzen - als legitim. Heute sind Formen des Kliente- 
lismus zwar etabliert und viele, die in etablierten parlamentarischen Regimen 
der politischen Klasse zuzuzählen sind, halten sie offenbar auch für weitge- 
hend legitim, sie sind aber nicht nur illegal, sondern sie entwickeln sich auch 
auf einem völlig anderen historischen Hintergrund. Waren Klientelismus und 
der Handel mit Kompetenzen zentralisierter Gewalt im Ancien Regime Resul- 
tate der Kommerzialisierung (feudaler Formen ) personaler Herrschaft'’, so 
handelt es sich heute um die private Nutznießung an Mitteln öffentlicher 
Gewalt. 

Die Kritik an Klientelismus und Korruption steht in der Gefahr, den öffentli- 
chen Charakter bürgerlicher Staatsgewalt zu idealisieren. Deshalb sei daran er- 
innert, daß diese, auch wenn sie als Eigentum des souverän gewordenen Vol- 
kes konstituiert wurde, nie gesellschaftlich neutral war. Bürgerliche Staatsge- 
walt stabilisierte insoweit immer das Kapitalverhältnis, als selbst die Gleich- 
heit vor dem Gesetz das Eigentum an produktivem Kapital und an Arbeits- 
kraft in gleicher Weise sanktioniert.”” Hinzu kommt, daß die Verfolgung von 
Interessen gesellschaftlich dominanter Schichten sowohl durch die Institutio- 
nen des politischen Systems, als auch durch die marktförmige Organisation 
der Öffentlichkeit begünstigt wird." Und doch haben Realität und Mythos 
der historischen Konstitution öffentlicher Staatsgewalt ein demokratisches 


18 Anlaß für diese Einschätzung des Parteichefs der Democratie Liberale war die Äußerung 
Chiracs, der Präsident sei dem Strafrecht gegenüber kein Bürger wie jeder andere (Le Monde 
14.7.2001). 

19 Historikerinnen und Historiker haben den Terminus „Feudalismus“ inzwischen mit gutem 
Grund erheblich problematisiert. Hier wird er lediglich genutzt, um ein Stadium noch ge- 
rıng kommerzialisierter personaler Herrschaft zu kennzeichnen. Für die Phase der erhebli- 
chen Kommerzialisierung personaler Herrschaft nutze ich den Terminus Ancien Regime. 
(vgl. Gerstenberger 1990). 

20 Diese Erkenntnis ist das bleibende Ergebnis der sogenannten Staatsableitungsdebatte, die in 
den siebziger Jahren, von der Bundesrepublik ausgehend, unter Marxistinnen und Marxisten 
geführt wurde. 

21 In seiner zum Klassiker gewordenen Untersuchung über den Strukturwandel der Öffentlich- 
keit (1962) hatte Jürgen Habermas eine revolutionäre bürgerliche Öffentlichkeit im Stande 
emanzipatorischer Unschuld, will sagen: ohne Ausschlußtendenzen, unterstellt. Auch die 
Wirkung von Vermarktungsimperativen hielt er erst für spätere historische Phasen für rele- 
vant. Seither sind diese Annahmen wiederholt kritisiert worden. Vgl. u.a. die Beiträge in 
Calhoun (1992), einschließlich des Beitrags von Jürgen Habermas selbst; vgl. auch Gersten- 
berger (1989) und Habermas (1990: 11-50). 
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Ideal in die Welt gebracht, das den schlechteren Verhältnissen vorgehalten 
werden konnte - und in immer neuen Forderungen nach Reformen auch 
vorgehalten wurde. Die neuen Formen des Klientelismus und anderer For- 
men privater Appropriation öffentlicher Staatsgewalt begrenzen zwar den öf- 
fentlichen Charakter der Staatsgewalt, anders als in der Hochzeit des „For- 
dismus“ unterstellt, gefährden sie deshalb aber nicht notwendig die Stabilität 
des Systems.” Diese wird sehr viel eher durch verbreiteten materiellen 
Wohlstand, durch die administrative Regulierung des Alltags und durch feh- 
lende Alternativen garantiert als durch die Legitimation von Staatsgewalt qua 
Politik.” Praktiken der privaten Appropriation öffentlicher Gewalt bremsen 
aber den Impetus zur Entwicklung von Reformstrategien, die in den Bahnen 
politischer Institutionen entfaltet werden. Damit verstärkt die Kultur der po- 
litischen Skandale eine derzeit ohnehin dominante Tendenz. Denn im Ver- 
lauf der letzten drei Jahrzehnte haben sich Berufspolitiker zunehmend daran 
gewöhnt, Politik auf Standortpolitik zu reduzieren, ökonomische und politi- 
sche Macht zu verschmelzen und so eine wirklich kapitalistische Weltord- 
nung entstehen zu lassen.” Um politische Visionen zu entwickeln, welche die 
Sphäre des Marktmechanismus überschreiten, müßte Politik erst wieder neu 
erfunden werden. Die Realisierung des sozialen Zusammenhalts, so sie denn 
als Problem erkannt ist,” wird vielfach in den sozialen Nahbereich verscho- 
ben. So stehen die Propagierung des Ehrenamtes sowie insgesamt sogenann- 
ter kommunitaristischer Ethik nicht nur in einem finanziellen Zusammen- 
hang mit neoliberaler politischer Praxis (Grützner 1999). Sie speist sich auch 
aus der Tatsache, daß die Bedeutung des Staates für die Prägung gesellschaft- 
licher Beziehungen zunehmend auf seine Repressionsfunktion reduziert 
wird. 


4. Die Universalisierung öffentlicher Gewalt? 


Im Verlauf des 19. und des 20. Jahrhunderts - Eric J. Hobsbawm (1990) hat 
den Prozeß beschrieben - setzte sich die zuerst in Europa entstandene politi- 
sche Form „Nationalstaat“ zunehmend durch. In großen historischen Wellen 
- zuletzt im Prozeß der Dekolonisierung - hat sie sich über die Welt verbrei- 
tet. Damit wird heute weltweit unterstellt, staatliche Souveränität sei das Ei- 


22 Besonders markant wurde die These der Legitimationskrise von Claus Offe vertreten. Vgl. 
Offe (1969) und eine bereits revidierte Fassung seiner Legitimationstheorie (1972). 

23 Ganz ähnlich argumentiert Isabelle Stengers (1997) auf dem Höhepunkt der „Affaire Dut- 
roux“ in Belgien. Damals wurde weithin vermutet, daß erhebliche Teile des politischen Es- 
tablishments in den Handel mit Kinderpornographie verwickelt waren. 

24 Die Formulierungen übernehme ich von Hardt/Negri (2000: 9). 

25 Im letzten Wahlkampf in Frankreich war der gesellschaftliche Zusammenhang, le lien social, 
beherrschendes Thema. 

26 Dieser Zusammenhang ist in den letzten Jahren vielfach diskutiert worden. Vgl. z. B. Harvey 
(1987); Bieling (2000, Abschn.8.4). 
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gentum eines souveränen, in einem bestimmten Territorium verorteten, 
Staatsvolkes. Unabhängig von der jeweiligen Regierungsform sind damit auch 
die Konzeption einer „öffentlichen Gewalt“ und die soziale Institution des 
„öffentlichen Amtes“ globalisiert worden. 

Auf diese Formen beziehen sich westliche Politiker, wenn sie bei Staatsbesu- 
chen in den ärmsten Ländern der Welt „good government“ bzw. „bonne 
gouvernance“ einfordern, seltsam unbeirrt von ihrer eigenen Regierungspraxis 
und von gerade aktuellen politischen Skandalen in ihrem eigenen Land. Sie 
bedienen sich dabei einer Terminologie und einer Argumentation von IWF 
und Weltbank, derzufolge die Not der Bevölkerung in diesen Ländern eine 
Folge der geringen Effizienz eines aufgeblähten Staatsapparates und verbreite- 
ter Korruption sei.” Einheimische Kritikerinnen und Kritiker, die sich nicht 
mit Hinweisen auf Kolonialismus, Neoimperialismus und Instrumentalisie- 
rung armer Länder für den Konflikt zwischen den Blöcken zufrieden geben 
wollen, argumentieren manchmal ähnlich.?® Damit bestätigen sie, daß die 
Utopie des westlichen modernen Staates, die Vorstellung also, daß ein unab- 
hängiges Volk seine Souveränität genießen kann, indem es sich der öffentli- 
chen Gewalt zur Realisierung seiner Ziele bedient, ihre Wirkung noch nicht 
völlig eingebüßt hat. Im Rahmen solcher Diskurse sind aktuelle Zustände in 
neueren Nationalstaaten mit einer überwiegend armen Bevölkerung zu erheb- 
lichem Maße abweichendem Verhalten geschuldet, sei dieses traditionell oder 
modern geprägt. Folglich lassen sich dann auch globale Tabellen der jeweili- 
gen nationalen Verbreitung korruptiver Verhaltensweisen aufstellen, wie sie 
neuerdings von der Nichtregierungsorganisation Transparency International 
ermittelt und verbreitet werden. So nützlich es ist, auf diese Weise zu veröf- 
fentlichen, daß Korruption auch außerhalb der „Bananenrepubliken“ gedeiht, 
auf die sie der Volksmund lange terminologisch festlegen wollte, so unbefrie- 
digend ist der analytische Gehalt derartiger Tabellen. Denn was in National- 
staaten, in denen die Sphäre der öffentlichen Gewalt nicht nur formal institu- 
tionalisiert, sondern auch historisch real etabliert wurde, als Korruption gilt, 
kann in einem historisch anders konstituierten Nationalstaat als eine Verhal- 
tensweise gelten, die verbreiteten moralischen Anforderungen entspricht. 

Es gibt immense Unterschiede. Die fortdauernde Pflege von persönlichen 
Beziehungen, die geknüpft wurden, als eine Einheitspartei über die Verwen- 
dung der nationalen Ressourcen entschied, ist nicht identisch mit der Für- 
sorge für das eigene Dorf und die eigene Familie in einem postkolonialen af- 
rikanischen Staat. Im Hinblick auf die Realität einer „öffentlichen Gewalt“ 


27 Besonders deutlich ist diese Argumentation in dem von der Weltbank herausgegebenen 
World Development Report (1996, Kap. 7). 

28 Pointiert beschreibt die engagierte senegalesische Autorin Axelle Kabou eine parasitäre Hal- 
tung afrikanischer Eliten (1993, insbes. 5.Kap.). Ähnlich „staatsbürgerlich“ argumentiert Al- 
Alawı (1995). 
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und die daraus abgeleitete strafrechtliche sowie moralische Verurteilung ihrer 
privaten Nutzung gibt es dennoch einige allgemeine Tendenzen. In sehr vie- 
len neuen und nicht ganz so neuen Nationalstaaten sind private und öffent- 
liche Sphäre kaum voneinander getrennt. Zwar sind die Institutionen moder- 
ner westlicher Staaten heute nahezu überall eingeführt worden, doch handelt 
es sich in vielen Fällen - besonders ausgeprägt sicherlich in den afrikanischen 
Staaten südlich der Sahara (mit Ausnahme Südafrikas) - um mehr oder min- 
der leere Hülsen. Dort ist der „Staat“ in erster Linie Vermittlungsinstanz für 
Chancen privater Appropriation (Kößler 1994, Kap. 8 u. 9; Hein 1998: 94; 
Hansohm/Kappel 1993, Kap. 3.2). Letztere werden individuell wahrgenom- 
men, sehr viel häufiger aber im Zusammenhang von Verpflichtungen gegen- 
über der eigenen Gruppe. Verhaltensweisen, die andernorts als Korruption 
gelten, sind in diesem Zusammenhang typische soziale Praxis. Patrick Chabal 
und Jean-Pascal Daloz haben dafür die Formulierung von der „moralischen 
Ökonomie der Korruption“ gefunden (Chabal/Daloz 1999: 100). Zur Illust- 
ration zitieren sie Ken Saro-Wiwa, der feststellte, Anhänger eines politischen 
Führers seien gerne bereit, diesen dafür zu preisen, daß es ihm gelang, sich in 
der Hauptstadt Millionen anzueignen, andererseits erwarteten sie aber von ihm, 
daß er mit den Finanzen seines Dorfes ehrlich und sorgfältig umgehe (ebd.). 

So gesehen wäre „die moralische Ökonomie der Korruption“ eine moralische 
Ökonomie der sozialen Nähe. Abweichend von einer heute dominanten In- 
terpretation (vgl. etwa v. Trotha 2000) sehen Chabal und Daloz darin weder 
Rückständigkeit,”” noch folgen sie der Argumentation des Pentagon, derzu- 
folge es sich um „failed states“ handelt. Vielmehr konstatieren sie einen Weg 
zur Moderne, der vertikale personale Beziehungen als Strukturelemente der 
Gesellschaft beibehält anstatt sie durch horizontale Beziehungen samt Indivi- 
dualisierung zu ersetzen. Wo aber vertikale personale Beziehungen eine Ge- 
sellschaft prägen, besteht eine generelle Tendenz zur moralischen Privilegie- 
rung des sozialen Nahbereichs. Das gibt dem Konzept „öffentliche Staatsge- 
walt“, dessen offener oder verdeckter Bezugspunkt immer „das Volk“ war 
und ist (Mairet 1996: 163), geringe Realisierungschancen. 


5. Eine globalisierte „Kanalkultur”? 


Unter Seeleuten hat sich der Ausdruck „Kanalkultur“ eingebürgert.’' Er be- 
zieht sich auf Erfahrungen, die sie heute in vielen Schiffahrtsrevieren der 


29 Sie gestehen allerdings zu, daß diese „moralische Ökonomie“ durch raubgierige Diktatoren 
durchbrochen wird. 

30 Allerdings konzedieren sie, daß diese moralische Ökonomie mißbraucht werden kann. Idi 
Amin und andere Diktatoren haben sie bestenfalls instrumentalisiert. 

31 In Gesprächen mit Seeleuten, die Ulrich Welke und ich seit drei Jahren führen, tauchte die- 
ser Terminus mehrfach auf. Diese Gespräche stehen im Zusammenhang eines (von der DFG 
geförderten) Forschungsprojektes über „Seeleute im Niemandsland“. 
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Welt machen, besonders markant aber bei der Durchfahrt durch den Suez- 
Kanal. Die immensen Kosten für diese Durchfahrt werden von den jeweiligen 
Schiffsbetreibern beglichen, vor Ort aber verlangen die Lotsen, deren Dienste 
in Anspruch genommen werden müssen, einen zusätzlichen Anteil am Mo- 
nopol. Er ist in der Form von Zigarettenstangen der Marke Marlboro zu ent- 
richten. In aller Regel können sie dem jeweiligen Schiffsbetreiber in Rech- 
nung gestellt werden. Im Vergleich zur Höhe von „Zusatzgebühren“ an 
Staatsbeamte, die im Welthandel sonst vielfach zu entrichten sind, wirkt die 
Zusatzwährung, die im Suez-Kanal und anderen Schiffsrevieren gilt, geradezu 
idyllisch. Allein für die Lieferung von 36 Panzerfahrzeugen an Saudi Arabien 
konnte die Thyssen Henschel (eine ehemalige Tochtergesellschaft der Thys- 
sen Industrie AG) 1991 220 Millionen DM an „nützlichen Aufwendungen“ 
von der Steuer absetzen.” In den Netzen des illegalen Waffen- und Diaman- 
tenhandels, den Bürgerkriegsfraktionen aufgebaut haben, um sich zu alimen- 
tieren (vgl. Jean/Rufin 1999, sowie Custers in diesem Heft), werden Regie- 
rungsbeamte nicht etwa mit Zigaretten, sondern mit Rohdiamanten oder mit 
großen Geldsummen bestochen (Parker/Huband/Guerrera 2000). Und die 
„Abonnementsgebühren“, die das französische Unternehmen ELF sowohl vor 
als auch nach seiner Privatisierung mit Wissen der französischen Regierung 
regelmäßig an die Staatschefs von Gabun, Kongo und Angola bezahlte, sol- 
len sich dem früheren Afrika-Direktor von Elf, Andre Tarallo, zufolge, seit 
den siebziger Jahren auf annähernd 60 Millionen Dollar belaufen haben.” Sie 
seien im Rahmen von „Verträgen über Souveränitätsrechte“ bezahlt worden, 
die man mit den Regierungschefs abgeschlossen habe (Le Monde 25.10.1999; 
vgl. auch Frynas 2000, insbesondere Abschnitt 2.8). 

Negligeable also diese paar Zigaretten? Vielleicht doch nicht so ganz. Denn 
eine Diskussion, die sich ausschließlich an der Höhe der geforderten oder 
angebotenen Bestechungsgelder orientiert, verdeckt, daß im Weltmarkt nicht 
nur Computer miteinander vernetzt sind, nicht nur Produkte auf Schiffen, 
Lastwägen oder in Flugzeugen transportiert werden, sondern daß in diesen 
Transaktionen auch Menschen miteinander in Kontakt kommen. Entspricht 
deren Kommunikation dem Muster der „Kanalkultur“, so gibt es kaum 
Chancen auf interkulturelle Verständigung, auf die Entwicklung einer gegen- 
seitigen Achtung professioneller Kompetenzen und auf die Praxis von Gast- 


32 Handelsblatt (28.6.2000: 12). Der Artikel steht im Zusammenhang einer ganzen Serie unter 
dem Titel „Die Welt im Griff der Korruption“. Seit 1999 ist der steuerliche Abzug von 
Schmiergeldern in den OECD Staaten nicht mehr zulässig. Vgl. dazu Pieth/Eigen (1999). 

33 Vor dem Untersuchungsausschuß, der ihn befragte, wies er darauf hin, daß alle anderen 
Erdölgesellschaften gleichermaßen verfahren, ja, daß sie, wenn sie sich an einer Bohrlizenz 
beteiligen, dem Unternehmen, das diese Lizenz erworben hat, den anteiligen Betrag an 
Schmiergeldern ersetzen. Auch für die Jahre nach der Privatisierung konnte ein enges Zu- 
sammenwirken mit der französischen Regierung nachgewiesen werden (vgl. Gattegno 2000, 
Johnson 2000). 
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freundschaft. Während solche Formen im Rahmen einer „moralischen Öko- 
nomie der Korruption“ durchaus ihren Platz finden können - und einige Ki- 
lometer vom Suez-Kanal entfernt auch durchaus anzutreffen sind -, werden 
sie im Zusammenprall mit dem Gebot äußerster Geschwindigkeit, das sich 
aus der rigorosen Konkurrenz auf dem globalisierten Markt für Seetransporte 
ergibt, zerrieben. Die Akteure kennen ihre jeweiligen Verhaltensimperative 
und instrumentalisieren sie. In der Kanalkultur - in welchen konkreten For- 
men und an welchen Orten sie auch auftreten mag -, herrscht nackter Zy- 
nismus. Wer den konkreten materiellen und damit sozialen Vollzug des 
Welthandels beobachtet”, kann heute durchaus den Eindruck gewinnen, daß 
die Praxis zynischer Instrumentalisierung unterschiedlicher Verhaltensimpera- 
tive gerade dabei ist, sich als dominantes kulturelles Muster der enger zu- 
sammenwachsenden Welt zu etablieren. Versuche, dieser Entwicklung da- 
durch Einhalt zu gebieten, daß die Normen der sozialen Institution „öffent- 
liches Amt“ eingefordert werden, waren bislang wenig erfolgreich. Einflußrei- 
che Akteure des Weltmarktes erwarten von entsprechenden Kampagnen of- 
fenbar auch für die Zukunft nur geringe Erfolge. Aus dieser faktischen Verab- 
schiedung vom Konzept „öffentliche Staatsgewalt“ als Garant kalkulierbarer 
rechtlicher Rahmenbedingungen für ökonomische Transaktionen erwächst 
die Dynamik einer aktuellen rechtspolitischen Entwicklung: der Kontraktuali- 
sierung. 


6. Legitimation qua Kontrakt? 


Mit der Durchsetzung neoliberaler politischer Projekte geht ein Prozeß der 
Kontraktualisierung einher. Er ist vom Vertrauen getragen, die Welt lasse sich 
durch Kontrakte regulieren. Nun stand eine spezifische Form von Verträgen, 
Max Weber nannte sie Zweckverträge (Weber 1972: 401ff), schon an der 
Wiege der Marktwirtschaften. Und die Unterstellung, ein Vertrag sei die frei- 
willige Vereinbarung gegenseitiger Verpflichtungen von autonomen (und in- 
soweit gleichen) Rechtssubjekten bildet den Kern der Legitimation des Kapi- 
talverhältnisses. Die spezifische soziale Beziehung, die durch einen Zweck- 
kontrakt konstituiert wird, ist also durchgängiges Strukturmerkmal kapitalisti- 
scher Gesellschaften. Es handelt sich um eine partielle Beziehung. Ihre Part- 
ner nutzen sich gegenseitig in der Verfolgung ihrer Ziele. Eventuelle Wirkun- 
gen der vereinbarten Transaktion auf Dritte gelten als irrelevant oder werden 
externalisiert. Verträge schließen Appelle an Solidarität aus. Sie begünstigen 
rein instrumentelle soziale Beziehungen. Die Erfüllung der gegenseitig einge- 
gangenen Verpflichtungen wird durch staatliche Gewaltmittel zwar sanktio- 


34 Eine derart ausschnitthafte kulturanthropolische Analyse des konkreten Vollzugs von Welt- 
handel intendieren Ulrich Welke und ich durch unsere wiederholten Mitfahrten auf Schif- 
fen. 
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niert, doch handelt es sich hier um eine indirekte Unterstützung der Verträ- 
ge. Diese schaffen - und dies gilt insbesondere in der Sphäre der Ökonomie 
- eine eigene, private, Form der Regulierung (deutlicher ist der Terminus 
„governance“). Denn hinter der Fassade der freiwilligen Vereinbarung setzt 
die ökonomisch mächtigere Vertragspartei nicht selten die ihr genehmen Re- 
gulierungen durch. Der Vertrag verschafft der ökonomischen Macht dann ei- 
ne geregelte - und insoweit vorübergehend auch kalkulierbare - Form. Märk- 
te haben eine hierarchische Struktur. Sie resultiert aus einer Vielzahl von Ver- 
trägen (vgl dazu Collins 1999: 20-46). 

Vom Ende des 19. bis in die letzten Jahrzehnte des 20. Jahrhunderts wurde 
die Gestaltung der Gesellschaft mittels Verträgen durch Prozesse der Bürokra- 
tisierung und - dies vor allem - durch staatliche Regulierungen begrenzt. 
Anders als Verträge zielten sie auf allgemeine Strukturen. Seit aber marktför- 
mige Prozesse als ideale und teilweise sogar als allein zulässige Verfahren für 
die Gestaltung sozialer Beziehungen propagiert werden, ersetzen Kontrakt- 
verhandlungen zunehmend Verfahren allgemeiner administrativer Regulierung 
und demokratischer Entscheidung. Getragen von der Skepsis gegenüber der 
Lenkung gesellschaftlicher Beziehungen durch Institutionen werden Kontrak- 
te derzeit als alternative Legitimationsmodelle favorisiert. 

Kontraktualisierung ist heute in allen post-bürgerlichen Nationalstaaten prä- 
sent.” Hier funktionieren Kontrakte überwiegend als eine Form des (Kon- 
trakt)Managements, das auf partielle, statt auf allgemeine Regelungen kon- 
zentriert ist. Eine andere, aber womöglich noch weitreichendere Rolle spielen 
sie im internationalen Recht. Die oben bereits zitierten „Verträge über Souve- 
ränitätsrechte“ sind ein typisches Beispiel für die Stabilisierung hierarchischer 
Beziehungen zwischen Unternehmen und Nationalstaaten. Obwohl allgemein 
bekannt ist, daß beim Abschluß derartiger Verträge auch Bestechungsgelder 
fließen, leiht die Form des Vertrages der ökonomischen Abhängigkeitsbezie- 
hung den Duft der Legitimität.” Mehr aber auch nicht. Yves Dezalay und 
Bryant G. Garth zitieren einen in diesen Fragen erfahrenen U.S.- 
amerikanischen Anwalt: „Das sind rauhe und harte Leute. Sie sind da rausge- 
gangen und haben mit Scheichs und Emiren verhandelt. Es war alles etwas 
texanisch.“ In den Augen dieser Leute seien Verträge nie mehr als vorläufige 
Papiere von zweitrangiger Bedeutung. Wenn es die Situation erfordere, könne 
nachgebessert oder neu verhandelt werden (Dezalay/Garth 1996: 76). Derar- 


35 Es gibt sie, um zumindest zwei Beispiele zu nennen, etwa als Kontrakte zwischen Regierun- 
gen und Regionen (hier wird die Alternative zu allgemeinen Regelungen besonders deutlich, 
denn derartige Verträge enthalten oft vergleichsweise vage Bestimmungen und sie lassen sich 
gegen den einen Vertragspartner nicht durchsetzen) oder als Kontrakte zwischen Universi- 
tätsrektoraten und Fachbereichen. 

36 Kevin Bales hat darauf hingewiesen, daß heute sogar bei Arbeitsverhältnissen, die - der tota- 
len Kontrolle über die Arbeitskraft wegen - als Sklaverei bezeichnet werden müssen, bei e- 
ventuellen Kontrollen häufig „Verträge“ vorgezeigt werden können (Bales 1999: 26). 
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tige Kontrakte integrieren die Entscheidungen von Regierungen nicht nur in 
die Sphäre der Korruption, sondern auch in die des Privatrechts. Das Multi- 
national Agreement on Investments (MAI) ist zwar vorläufig gescheitert, die 
intendierte rechtspolitische Situation ist aber in vielen einzelnen Verträgen 
realisiert. Auf diese Entwicklung - Monique Chemillier-Gendreau (1995) hat 
sie systematisch diskutiert -, soll hier nicht gesondert eingegangen werden. 
Wohl aber ist näher auszuführen, daß die transnationale Praxis der Kontrak- 
tualisierung mit staatlicher Sanktionsgewalt kaum noch in Verbindung steht. 
Diese Feststellung ist zunächst ein Widerspruch in sich. Denn die Einhaltung 
gegenseitiger vertraglicher Verpflichtungen wird auch im internationalen Pri- 
vatrecht durch Staatsgewalt garantiert. Allerdings gibt es keine internationale 
Instanz zur Entscheidung privater Rechtsstreitigkeiten. Kontrahenten müssen 
sich deshalb an nationale Gerichte wenden. Einer Untersuchung Ali Cem 
Budaks (1999) zufolge geschieht dies im Falle der Eintreibung von Schulden 
selbst dann nur sehr selten, wenn die jeweilige nationale Praxis der Schulden- 
eintreibung vergleichsweise ähnlich ist (untersucht wurden Transaktionen 
zwischen türkischen, englischen und deutschen Vertragspartnern). Statt des- 
sen nutzen Vertragspartner im internationalen Handel Vermittler oder 
Schlichter. Diese Praxis hat sich in den letzten Jahrzehnten weltweit verbrei- 
tet. Sie hat auch eine markante Veränderung erfahren. 

Als sich - gefördert durch die Internationale Handelskammer in Paris - das 
Schlichtungswesen zunächst verbreitete, einigten sich Vertragspartner häufig 
darauf, im Falle eines Konfliktes prominente französische oder Schweizer 
Rechtsprofessoren als Schlichter zu bestellen. Diese Schlichter, es handelte 
sich um eine vergleichsweise kleine Zahl, bedienten sich zur Kennzeichnung 
ihrer Praxis der alten Bezeichnung lex mercatoria. In der frühen Neuzeit wa- 
ren damit die Verfahrensregeln bezeichnet worden, die sich unter Fernhan- 
delskaufleuten herausbildeten. Jetzt schlichteten Professoren Rechtskonflikte 
nach Mafßgaben, denen sie den Status aktuell geltender Rechtsbräuche im 
Weltmarkt zuschrieben. In den sechziger und siebziger Jahren des 20. Jahr- 
hunderts, so jedenfalls die These von Dezalay und Garth, funktionierte die 
internationale Schlichtungspraxis hauptsächlich auf der Basis des persönli- 
chen Charismas und des akademischen Rufes der Schlichter. Beides wirkte 
auch in der Dritten Welt, hatten doch nicht wenige der dort praktizierenden 
Anwälte diese Professoren als Studenten in Europa kennen gelernt oder von 
ihnen gehört. Einer der von Dezalay und Garth befragten Experten sagte: für 
die Doktrin, die bei den Schiedssprüchen angewandt wurde, habe es keine 
andere Autorität gegeben als die des „academic dressing“ (Dezalay/Garth 
1996: 89). Einer der wenigen Araber im Schlichtungsgeschäft wies allerdings 
darauf hin, daß es der Bezug auf die lex mercatoria ermöglichte, Verträge aus 
dem Zusammenhang lokalen Rechts heraus zu brechen und damit westlichen 
Traditionen weltweite Geltung zu verschaffen (ebd.:90). 
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Mit der raschen Entwicklung der Schlichtungspraxis bot sich dieses Feld für 
berufliche Strategien von Juristen an. Zunehmend drängten US-amerikanische 
Kanzleien auf den Markt. Damit verlor nicht nur die europäische Rechtstra- 
dition an Bedeutung, mehr und mehr wurde auch darauf verzichtet, sich im 
Falle einer gescheiterten Schlichtung an ein nationales Gericht zu wenden. In 
der aktuellen Praxis werden für den Konfliktfall zwar nach wie vor Schlich- 
tungsverfahren vorgesehen, im Zentrum aber steht die Praxis der Aushand- 
lung komplizierter vertraglicher Regelwerke. Diese Praxis hat sich aus den vie- 
len Schlichtungsverfahren der siebziger und achtziger Jahre entwickelt. Die 
daran Beteiligten entwickelten im Laufe der Zeit Formulierungen, die poten- 
tielle Konflikte möglichst schon vorab verhindern oder doch regeln sollen. 
Die Wirkungskraft dieser Verträge basiert auf keiner Doktrin, sondern auf ih- 
rer praktischen Nützlichkeit. Sie begünstigt die stärkeren Vertragspartner, 
doch ist die Aushandlung eines Vertrages zwischen einem international agie- 
renden Unternehmen und der Regierung eines ökonomisch schwachen Lan- 
des heute nicht mehr in jedem Fall ein reines Diktat. Denn auch diese Regie- 
rungen beschäftigen inzwischen Anwälte, die das Geschäft des Krieges mit le- 
galen Mitteln beherrschen. Statistisch gesehen siegen immer die Stärkeren, 
aus dem gelegentlichen Erfolg des Schwächeren resultiert aber der Eindruck 
einer Autonomie des Rechts, folglich seiner Legitimität. Für die bindende 
Wirkung der Verträge in einer ökonomischen Sphäre ohne staatliche Justiz- 
gewalt ist diese kaum entscheidend. Verträge bleiben in der Regel gültig, so 
lange es ein gegenseitiges Interesse an seiner Fortsetzung gibt.” Insoweit die- 
ses Interesse auch Schmiergelder umfaßt, sind diese zu einem integralen Be- 
standteil der faktischen Regulierung internationaler Märkte geworden. Fernab 
von idealistischen Konzeptionen einer „global governance“”* des Weltmarktes 
schließen deren faktische Strukturen Schmiergelder nicht aus. Ihre Zahlung 
ist in die aktuelle Praxis der Stabilisierung des Beutekapitalismus integriert. 


Literatur 


Abiker, David, 1999: L’emploi fictif, privilege de caste; in: Liberation, 10. 11.1999, S.6 

Al-Alawi, Hirscham Ben Abdallah, 1995: Der Staat als autoritärer Vater. Le Monde diplomatique, 
Juli 

Arnim, Hans Herbert von, 1993: Der Staat als Beute. Wie Politiker in eigener Sache Gesetze ma- 
chen, München 

Aylmer, G.E,.1961/1974: The King’s Servants. The Civil Service of Charles I, 1625-1642, London 
& Boston 

Bales, Kevin, 1999: Disposable People. New Slavery in the Global Economy, Berkeley, usw. 


37 Diese Feststellung ist das Ergebnis der empirischen Untersuchung über die Funktionsweise 
von Verträgen, die Hugh Collins durchgeführt hat (Collins 1999, insbes. Teil 3). 
38 Vgl. zu dieser Kritik systematisch Brand/Brunnengräber/Schrader/Stock/Wahl (2000). 


Öffentliche Staatsgewalt? 467 


Beck, Johannes, 2000: Spenden an US-Parteien immer mehr in Kritik; in: Handelsblatt, 3.7.2000 

Bieling, Hans-Jürgen, 2000: Dynamiken sozialer Ausgrenzung, Münster 

Brand, Ulrich; Brunnengräber, Achim; Schrader, Lutz; Stöckl, Christian; Wahl, Peter, 2000: Glo- 
bal Governance. Alternative zur neoliberalen Globalisierung?, Münster 

Brie, Christian de, 2000: Geldwäsche und andere Finanzpraktiken. Geschäft ist Geschäft, Le 
Monde diplomatique, April, S. 15f 

Calhoun, Craig, Hg., 1992: Habermas and the Public Sphere, Cambridge, Mass. & London 

Chabal, Patrick; Daloz, Jean-Pascal, 1999: Africa Works. Disorder as political instrument, Bloo- 
mington, Indiana 

Chemillier-Gendreau, Monique, 1995: Humanite et souverainetes.essai sur la fonction du droit 
international, Paris 

Collins, Hugh, 1999: Regulating Contracts, Oxford & New York 

Cotta, Alain, 1991: Le capitalisme dans tout ses &tats, Paris 

Dezalay,Yves; Garth, Dryant, G., 1996: Dealing in Virtue. International Commercial Arbitration 
and the Construction of a Transnational Legal Order, Chicago & London 

Edelbacher, Maximilian, Hg., 1998: Organisierte Kriminalität in Europa, Wien 

Eley, Geoff, 1980: Reshaping the German Right. Radical Nationalism and Political Change after 
Bismarck, London & New Haven, Conn. 

Frynas, Jedrzej Georg, 2000: Oil in Nigeria. Conflict and Litigation between Oil Companies and 
Village Communities, Münster, Hamburg & London 

Gattegno, Herve, 2000: L’ancien „M. Afrique“ d’EIf evoque les „caisses noires“ du groupe petro- 
lier; in: Le Monde, 12-3-2000, S.8 

Gerstenberger, Heide, 1990: Die subjektlose Gewalt. Theorie der Entstehung bürgerlicher Staats- 
gewalt, Münster 

- 1989: Strukturen jauchzen nicht. Über die Bewegungsform der Französischen Revolution;in: 
PROKLA, Nr. 75 , S. 132-157 

Grützner, Friedhelm, 1999: Schnittmengen zwischen Neoliberalismus und Kommunitarismus, in: 
Vorgänge, H.4, S. 38-49 

Habermas, Jürgen, 1962/1990: Der Strukturwandel der Öffentlichkeit, Frankfurt/Main 

Hansohm, Dirk; Kappel, Robert, 1993: Schwarz-weiße Mythen. Afrika und der entwicklungspoli- 
tische Diskurs. Bremer Afrika-Studien, Bd.5, Münster & Hamburg 

Harvey, David, 1987: Post-Modernismus in amerikanischen Städten, in: PROKLA, Nr. 69, S. 109- 
131 

Hein, Wolfgang, 1998: Unterentwicklung - Krise der Peripherie, Opladen 

Hobsbawm, Eric J., 1990: Nations and Nationalism, Cambridge 

Höffling, Christian, 2001: Korruption als soziale Beziehung. Diss. Universität Bremen , hekt. 
Manuskript 

Jean, Francois; Rufin, Jean-Christophe, Hg., 1999: Ökonomie der Bürgerkriege, (Paris 1996), 
Hamburg 

Johnson, Dominic, 2000: Frankreichs Schmiergeldmasching;in: die tageszeitung, 13.7. 2000 

Jones, James Reese, 1978: Country and Court. England 1658-1717, Cambridge, Mass. 

Kabou, Axelle, 1995: Weder arm noch ohnmächtig. Eine Streitschrift gegen schwarze Eliten und 
weiße Helfer, (Paris 1991), Basel 

Kößler, Reinhart, 1994: Postkoloniale Staaten. Elemente eines Bezugsrahmens, Schriften des 
Deutschen Übersee-Instituts Hamburg, Hamburg 

Luhmann, Niklas, 1980: Rechtssoziologie, Opladen 

Maıret, Gerard, 1996: Le principe de souverainete. Histoires et fondements du pouvoir moderne, 
Paris 

Offe, Claus, 1969: Politische Herrschaft und Klassenstrukturen. Zur Analyse spätkapitalistischer 
Gesellschaftssysteme; in: Gisela Kress; Dieter Senghaas, Hg., Politikwissenschaft. Eine Einfüh- 
rung in ihre Probleme, Frankfurt/Main, S. 155-189 

- 1972: Strukturprobleme des kapitalistischen Staates, Frankfurt/Main 

Ostendorf, Heribert, 1996: Korruption. Eine Herausforderung für Staat und Gesellschaft; in: 
Neue Kriminalpolitik 1, S.17-21 

Parker, Andrew; Huband, Mark; Guerrera, Francesco, 2000: The deadly scramble for diamonds in 
Afrika; Financial Times. Special Report, 10.7.2000 


468 Heide Gerstenberger 


Pieth, Mark; Eigen, Peter, Hg., 1999: Korruption im internationalen Geschäftsverkehr. Be- 
standsaufnahme, Bekämpfung, Prävention, Neuwied 

Prieur, C£cile, 2000: L’administration p£nitentiaire sous le regime des accords tacites et des affec- 
tations fictives; in: Le Monde, 11-1-2000 (dort auch weitere Berichte) 

Raith, Werner,1995: Korruption und Unübersichtlichkeit, in: die tageszeitung, 24.1.1995 

Sacks, David Harris, 1986: The Corporate Town and the English State: Bristol’s Little Businesses 
1625-1641; in: Past & Present, Nr. 110, S. 60-105 

Scheuch, Erwin K. & Ute Scheuch, 2000: Die Spendenkrise - Parteien außer Kontrolle, Reinbek 
bei Hamburg 

Schult, Richard, 1983: Partei wider Willen. Kalküle und Potentiale konservativer Parteigründer in 
Preußen zwischen Erstem Vereinigten Landtag und Nationalversammlung (1847/48); in: Dirk 
Stegmann, Bernd-Jürgen Wendt, Peter-Christian Witt, Hg., Deutscher Konservatismus im 19. 
Und 20. Jahrhundert. Festschrift für Fritz Fischer, Bonn, $. 33-68 

Stengers, Isabelle, 1997: Paradoxalement, l’indecicable avenir de l’Etat belge n’est pas un facteur 
de panique, Le Monde, 9.9.1997 

Supiot, Alain, 2000: Il faut se d£faire des ıllusions du „tout contractuel“; in: Le Monde, 7-3-2000 

Trotha, Trutz von, 2000: Die Zukunft liegt in Afrıka. Vom Zerfall des Staates, von der Vorherr- 
schaft der konzentrischen Ordnung und vom Aufstieg der Parastaatlichkeit; in: Leviathan 2, 
S. 253-279 

Weber, Max, 1972: Wirtschaft und Gesellschaft, hrsg. von Johannes Winckelmann, 5. Aufl., Tü- 
bingen 

World Bank, 1996:World Develoment Report. From Plan to Market, Oxford 

Wunder, Bernd, 1986: Geschichte der Bürokratie in Deutschland, Frankfurt/Main 


Dieter Boris 


Argentinien 2001: Von der langandauernden 
Rezession zur Währungs- und Finanzkrise 


„Although the social forces behind the economic reform were able to change the 
economic landscape, they are not going to be able to push Argentina into a true 
process of economic development and social progress.“ (Jorge Schvarzer, 1998) 


1.Einleitung 


Die seit Juli dieses Jahres sich einem akuten Stadium nähernde Krise in Ar- 
gentinien hat wieder einmal alte, aber auch neue Fragen aufgeworfen. Wieso 
ein derart entwickeltes Land, mit reichhaltigen Ressourcen und einer durch- 
schnittlich gut qualifizierten Bevölkerung ständig von elementaren ökonomi- 
schen Rückschlägen bedroht sein kann.' Aber auch: wieso ein Land, das 
durch besonders rigorose Durchführung der „neoliberalen Reformen“ zu 
neuem Glanz aufgestiegen war und vom IWF und wichtigen Gläubiger- 
Regierungen hierfür mehrfach durch „Belohnungen“ (Kreditzusagen etc.) 
ausgezeichnet wurde, nun schon wieder (nach ähnlich angelegten Fällen Me- 
xikos 1994/95 oder Südkoreas 1997/98) eine Gefahr darstellt, eventuell sogar 
eine „globale Finanzkrise“ auslösen könnte. 

Die meisten Autoren haben sich mit schnellen und kurzsichtigen Antworten 
zufriedengegeben. Ihrer Auffassung nach ist die „an und für sich“ richtige 
Wirtschaftspolitik des Landes durch einige „externe Schocks“ und Fehler in 
der Umsetzung dieser Politik ins Trudeln geraten. Vor dem Hintergrund ei- 
ner seit fast drei Jahren andauernden Rezession, die ihrerseits nicht weiter 
hinterfragt wird, erscheint eine derartige Zuspitzung der Krise verhältnismäßig 
plausibel. Manche verweisen auch auf die politische Schwäche des gegenwär- 
tigen Präsidenten, die Korruptionsfälle in der Vergangenheit und der Gegen- 


1 So z.B. schreibt Carl Moses in der FAZ: „Man kann sich fragen, wie ein von der Natur so 
reich beschenktes Land derart in der Krise versinken kann.“ (FAZ, 16. Juli 2001, S. 13). 

2 „Wie ist ausgerechnet Argentinien in diesen Teufelskreis hineingeraten? War denn das Land 
Mitte der 90er Jahre vom IMF und Finanzwelt nicht geradezu als Paradebeispiel eines er- 
folgreichen volkswirtschaftlichen Turnarounds gefeiert worden?“ (Neue Zürcher Zeitung, 
28./29. Juli 2001, S. 9). Und: „Die Krise in Argentinien hat auch andere Schwellenländer in 
Bedrängnis gebracht, vor allem das Nachbarland Brasilien geriet in den Sog der Turbulen- 
zen. Es wird befürchtet, dass ein Zahlungsausfall in Argentinien eine neue globale Finanzkri- 
se auslöst.“ (FAZ, 13. Juli 2001, S. 14). 
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wart dieses Landes, schließlich befindet sich der Vorgänger von Präsident de 
la Rua, Carlos Menem, wegen Verdachts auf Waffenschmuggel in großem Stil 
gegenwärtig mit einer Hand voll ehemaliger Minister in Haft bzw. unter 
Hausarrest. Solches politisches „quilombo“, wie der argentinische Ausdruck 
für Durcheinander/Chaos lautet, habe das Vertrauen der ausländischen Geld- 
geber allzu sehr strapaziert, weswegen sie ihre argentinischen Papiere absto- 
ßen bzw. Gelder zurückziehen. 

Derart oberflächliche Betrachtungen vermögen nicht zu überzeugen.” Eine 
angemessene Ausleuchtung des Krisengeschehens, muss zum einen historisch 
weiter zurückgehen und die Hintergründe und Besonderheiten des argentini- 
schen Wegs zur neoliberalen Orientierung verfolgen und zum anderen versu- 
chen, die verschiedenen Komponenten des Krisenprozesses, primär bedeut- 
same Faktoren von nur sekundär relevanten, zu unterscheiden. Demgegen- 
über können hier die politischen und institutionellen Seiten des argentini- 
schen Krisenprozesses sowie die Involvierung sozialer Akteure, vor allem 
auch die Protest- und Oppositionsbewegungen gegenüber dem neoliberalen 
Regime aus Platzgründen praktisch kaum behandelt werden.‘ 


2. Hintergründe 


Seit Beginn der 50er Jahre war die argentinische Ökonomie durch eine Kons- 
tellation charakterisiert, die bestimmte ökonomische Zyklen (und vermittelt 
dadurch auch Zyklen der politischen Herrschaft zwischen Demokratie und 
Diktatur) hervorbrachte. Grob skizziert kann man sagen: wenn die auf Wei- 
zen und Fleisch (und teilweise andere Agrarprodukte) basierenden Exporte 
boomten, „ging es der Binnenwirtschaft schlecht“ (infolge von Überakkumu- 
lation, von Konsummangel etc.), d.h., dass ein Boom der Exporte (abgesehen 
von Weltmarktfaktoren) eine Binnenmarktkontraktion zur Voraussetzung 


3  Krasse Fehleinschätzungen des Gangs der argentinischen Ökonomie durch den „fachöko- 
nomischen Sachverstand“ sind zahlreich und hartnäckig: z.B. behauptete der Argentinien- 
Spezialist Reichel in Zusammenfassung seiner Analyse noch 1997 Folgendes: „Zusammenge- 
nommen stellen die Ereignisse des Jahres 1995 die Gesundung der argentinischen Wirtschaft 
allerdings kaum in Frage, so dass mittelfristig durchaus ein jahresdurchschnittliches Wirt- 
schaftswachstum von 5-6% (pro Kopf von 4-5%) im Bereich des Realistischen liegt“ (Rei- 
chel, 1997: 37). Der ökonomische Sachbearbeiter für Argentinien von der Dresdner Bank 
Lateinamerika vermutete noch Anfang des Jahres 2000, dass für das laufende Jahr eine Zu- 
nahme des BIP von 2,8% zu erwarten sei (Dresdner Bank, Perspektiven Lateinamerika, Janu- 
ar 2000: 5). Faktisch kam dann am Ende des Jahres ein Minuswachstum von 0,5% heraus! 
Ein Fehler von fast 3,5% bei der Schätzung des BIP dürfte in der Treffgenauigkeit noch weit 
unter den Ergebnissen der Meteorologie liegen. - Akademische Mainstream-Wissenschaftler 
haben sich ebenfalls noch vor kurzem fast ohne Einschränkung positiv über die sogenann- 
ten wirtschaftlichen Reformen in Argentinien (und Uruguay) geäußert: „Insgesamt aber ha- 
ben die Reformwege trotz ihrer unterschiedlichen Ausgestaltung durchaus zu positiven 
volkswirtschaftlichen Entwicklungen geführt“ (Muno/Wagner, 2000: 96). 

4 Siehe hierzu die Überblicksbände von Nolte/Werz (1996) und Sevilla/Zimmerling (1997) 
sowie die Schwerpunktnummer des Journal of Latin American Studies, Vol. 33, Feb. 2001. 
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hatte; umgekehrt brachen die Exporte immer wieder ein, wenn der Binnen- 
markt sich dynamisch entwickelte. Diese Besonderheit der argentinischen 
Ökonomie war darauf zurückzuführen, dass Weizen und Fleisch Produkte 
waren, die sowohl die Hauptsegmente des Exportes bildeten als auch gleich- 
zeitig lange Zeit für die breite Masse der argentinischen Arbeitnehmer wich- 
tige Bestandteile ihrer Nachfrage darstellten. Aus diesem Grunde bewegten 
sich Binnen- und Exportwirtschaft in einem gewissen Gegensatz zueinander. 
Dies war auch der Rahmen dafür, dass sich die agrarischen Exporte und die 
industrielle Binnenwirtschaft mehr oder weniger entgegengesetzt entwickelten 
und sich häufig wechselseitig blockierten. Diese Pattsituation bedingte eine 
dauernde Diskontinuität der wirtschaftspolitischen Orientierung, je nachdem, 
welcher Machtblock gerade wieder obsiegt hatte (Boris/Hiedl, 1978: 100ff., 
124ff.). Zugleich war die wirtschaftliche Entwicklung durch ein fast chroni- 
sches Haushaltsdefizit und eine starke Inflationstendenz geprägt. Auch nach 
der Wiederkehr der Demokratie - nach sieben Jahren harter Militärdiktatur 
(1983) - änderte sich nichts Wesentliches an diesem Zustand; obwohl zeit- 
weise und partiell die Militärdiktatur eine Öffnung und eine stärkere Akzen- 
tuierung der Exportorientierung begonnen hatte, wurde dieser Kurs nicht 
fortgesetzt. Die alte Blockadesituation reproduzierte sich von 1983 bis 
1990/91 im Grunde in ähnlicher Weise noch einmal. Die verschiedenen he- 
terodoxen Anpassungspolitiken unter Präsident Alfonsin sowie ähnliche Ver- 
suche in den ersten beiden Regierungsjahren von Präsident Menem konnten 
die Hauptprobleme der argentinischen Ökonomie: relative Stagnation, Infla- 
tion bzw. zeitweise Hyperinflation nicht in den Griff bekommen. Der Tief- 
punkt der Entwicklung war 1990 erreicht: das Pro-Kopf-Einkommen lag zu 
diesem Zeitpunkt um 25% unter dem von 1975. 


„Das BIP pro Kopf sank im Verlauf der 80er Jahre um insgesamt 23,5% ... Im Ergebnis lag die 
Industrieproduktion 1990 16% unter dem Niveau von 1975 ... Die Reallöhne in der Industrie 
halbierten sich zwischen 1975 und 1990“ (Messner 1998: 52). 


3. Die Durchsetzung des neoliberalen Wegs in Argentinien 
und die endlich wiedergewonnene Prosperität (1991-1994) 


Diese äußerst negativen Ausgangsbedingungen machen verständlich, dass die 
große Mehrheit der Argentinier einen radikalen Neuanfang in der Ökonomie 
unter Präsident Menem begrüßte: entgegen der peronistischen Vergangenheit 
wurde Menem zum Vorreiter einer neuen wirtschaftspolitischen Konzeption: 
radikale Öffnung des Landes, Privatisierung, Liberalisierung etc., alles Ele- 
mente im Sinne des „Washington-Konsensus“ und gleichzeitig die Einfüh- 
rung des sogenannten Currency-Board-Systems, d.h. eines Wechselkursre- 
gimes, wonach der Peso verfassungsrechtlich verbindlich im Verhältnis 1:1 an 
den US-Dollar gebunden ist und die umlaufende Geldmenge durch eine ent- 
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sprechende Dollarreserve gedeckt wird. Dieses waren die wesentlichen Inhalte 
des sogenannten „Konvertibilitätsgesetzes“ vom März 1991, das von dem 
damaligen Wirtschaftsminister Domingo Cavallo entworfen worden war und 
sich als eine scharfe Waffe gegen die Hyperinflation erwies. Binnen eines Jah- 
res sank die Inflationsrate auf einstellige Werte ab. 

Die verschiedenen wirtschaftspolitischen Maßnahmen, die in dieser Periode 
schnell und energisch umgesetzt wurden, griffen in einer Weise positiv inein- 
ander, die manche Beobachter schon von einem „argentinischen Wirtschafts- 
wunder“ sprechen ließ. Neben der Wechselkursfixierung waren es die schnelle 
und umfassende Privatisierung von Staatsunternehmen, die in Argentinien 
nach Hugo Nochteff im Bereich der peripheren Länder am radikalsten ausfiel 
(Nochteff 2001: 155). Die Senkung der durchschnittlichen Importzölle von 
50% auf ca. 10% und der Abbau fast aller nicht-tarifären Handelshemmnisse 
sowie die Umschuldung im Rahmen des Brady-Plans, die eine Verringerung 
der Zins- und Tilgungsbelastung des Staates beinhaltete sowie die Erhöhung 
der Staatseinnahmen durch Erhöhung der Mehrwertsteuer, verschärfte Steu- 
erkontrolle etc. verbesserten die Einnahmeseite des Staates, schließlich wurde 
auch mit der Flexibilisierung der Arbeitsverhältnisse begonnen. 

Das BIP wuchs zwischen 1991 und 1994 um 7% jährlich, was für Argentinien 
seit den Jahren des Nachkriegsbooms 1946/47 nicht mehr der Fall war. Die 
Reallöhne wuchsen in diesem Zeitraum um ca. 30%, durch Wegfall der soge- 
nannten „Inflationssteuer“ wurde der Binnenmarkt zusätzlich angeregt; sogar 
die 1990 bei bloß 13% liegende Investitionsquote stieg bis 1994 auf etwa 
19% an. Die erhöhten Steuern und reduzierten Staatsausgaben ermöglichten 
sogar Haushaltsüberschüsse, die für die Schuldenreduktion eingesetzt wur- 
den. Die positive Haushaltsbilanz erklärte sich zudem aus den Erlösen der 
Regierung, die aus der Privatisierungswelle von Staatsunternehmen resultier- 
ten; ca. 20 Mrd. US Dollar sprudelten 1991-1994 aus dieser „Finanzierungs- 
quelle“. Mit der Privatisierung gingen auch verstärkte Kapitalzuflüsse einher, 
da es nicht selten ausländische Gläubiger bzw. Investoren waren, die sich in 
die argentinische Wirtschaft einkauften. 


„1991 fließen etwa 3,2 Mrd. US Dollar in die argentinische Volkswirtschaft, 1992 11 Mrd. US 
Dollar, 1993 10,7 Mrd. US Dollar und 1994 etwa 8 Mrd. US Dollar. Die Kapitalzuflüsse basieren 
vor allem auf den massiven Privatisierungen, an denen sich ausländische Unternehmen beteiligen 
sowie eher kurzfristigen spekulativen Kapitalanlagen (Portfolio-Investitionen in zweistelliger Mil- 
liardenhöhe), die einerseits die relative makroökonomische Stabilität reflektieren und andererseits 
Folge des im Vergleich zu den internationalen Finanzmärkten hohen Zinsniveaus in Argentinien 
sind“ (Messner 1998: 61). 


Es wird geschätzt, dass die ausländischen Direktinvestitionen - als ein wichti- 
ges Element der gesamten Kapitalzuflüsse - zu ca. 66% auf die Privatisierung 
öffentlicher Unternehmen zurückgehen (Santiso 1999: 66), so dass diese fast 
zu einem Synonym für „Entnationalisierung“ wurde. Nicht zuletzt diese Dy- 
namisierung der argentinischen Ökonomie ließ das Pro-Kopf-Einkommen 
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zwischen 1990 und 1998 von ca. 4.500 auf ca. 9.000 US Dollar ansteigen; die 
industrielle Produktivität konnte in diesem Zeitraum um etwa 70% erhöht 
werden (ebd.: 66 u. 69). 

Allerdings sind schon in dieser Periode der Euphorie und der Wiedererlan- 
gung des argentinischen Selbstbewusstseins Schattenseiten des eindrucksvol- 
len neoliberalen Auswegs aus der langandauernden Stagnation zu beobach- 
ten: diese bleiben allerdings bis zum Krisenjahr 1995, welches durch die Me- 
xiko-Krise ausgelöst bzw. verstärkt wurde, eher latent. Die Inflationsrate, ob- 
gleich enorm fallend, liegt über derjenigen der USA, was zu einer Überbewer- 
tung des an den Dollar gebundenen Peso führt. Allerdings wird dies als Preis 
für die rigorose Inflationsbekämpfung in Kauf genommen. Kombiniert mit 
der starken und schnellen Reduktion der Zölle führt diese Überbewertung a) 
zu der Explosion der industriellen Importe und damit einer wachsend nega- 
tiven Leistungsbilanz und b) zum Zusammenbruch vieler Klein- und Mittel- 
betriebe und damit zum Anstieg der offenen Arbeitslosigkeit. Im Krisenjahr 
1995 treten die Negativpunkte deutlicher ans Tageslicht, allerdings erst nach 
der erfolgreichen Wiederwahl von Menem im Mai 1995 - dank einer gut in- 
szenierten Verhüllungspolitik. 


4. Rezession und Aufschwung (1995-1998) 


Die mexikanische Krise von 1994/95 führte bei vielen Kapitalanlegern dazu, 
die ökonomische Situation Mexikos mit der Argentiniens zu vergleichen. Da 
ähnliche Faktoren festzustellen waren (überbewertete, fixierte Währung, 
wachsendes Leistungsbilanzdefizit, zunehmende Arbeitslosigkeit) kam es in 
den ersten Monaten des Jahres 1995 zu Kapitalabzügen von ca. 10 Mrd. US 
Dollar. Die Bankdepositen reduzierten sich in einem ähnlichen Umfang, 
während die Devisenreserven der Zentralbank auf nur noch 11 Mrd. US Dol- 
lar schrumpften. Die derart verringerte Geldbasis ließ die Zinssätze explodie- 
ren: sie verdreifachten sich innerhalb einiger Monate auf über 24%, was ins- 
besondere zu einer erheblichen Bankenkrise und zu einer allgemeinen Rezes- 
sion beitrug. Das BIP sarık im Laufe des Jahres 1995 um 4,6%. Die Arbeitslo- 
sigkeit stieg von Mitte 1994 bis Ende 1995 von 9,6% auf 18,6% steil an. 

Der IWF stellte einen Kredit von 7 Mrd. US Dollar zur Verfügung, der zum 
erheblichen Teil für die Unterstützung der Banken verbraucht wurde; die 
Verschuldung stieg in diesem Zeitraum von 99 Mrd. auf über 110 Mrd. US 
Dollar an. Aufgrund dieser Tendenz (Schuldenzunahme, Zinssteigerung, ge- 
ringeres ökonomisches Wachstum) deutete sich bereits an, dass eine neue 
Schuldenkrise für die nächsten Jahren in den Bereich des Wahrscheinlichen 
rückte. 

Doch zunächst kam es zu einer Erholung der Ökonomie in den Jahren 1996 
und 1997, welche vor allem durch die Unterstützungsmaßnahmen der inter- 
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nationalen Finanzinstitutionen und durch einen spürbaren Anstieg der Ex- 
porte (vor allem nach Brasilien) getragen wurde (Messner 1998: 63). 

Mit der abermaligen Zunahme des Handelsbilanzdefizits seit 1998, dem 
Rückgang neuer Kapitalzuflüsse und der Reduktion der internen Nachfrage 
glitt die argentinische Ökonomie seit Mitte 1998 aber in eine langanhaltende 
Rezession. Die geringe Konkurrenzfähigkeit der argentinischen Industrie so- 
wie die Preisrückgänge der agrarischen Exportprodukte verstärkten diese Re- 
zession noch, insofern die Importe - trotz rückläufiger Gesamtnachfrage - 
weiter zunahmen, damit aber die industriellen Wertschöpfungsanteile und 
weitere industrielle Arbeitsplätze verschwanden. 


5. Die drei Jahre dauernde Rezession (1998 - 2001) 


Die ungewöhnlich lang andauernde Rezession in Argentinien, die im August 
1998 begann und den Hintergrund für die aktuelle Währungs- und Finanz- 
krise bildet, ist - wie angedeutet - Produkt externer und interner Faktoren. 
Die Asienkrise von 1997/98 und die Brasilienkrise von 1999 waren „externe 
Schockfaktoren“, die in mehrerer Hinsicht die argentinische Konjunktur ne- 
gativ beeinflussten: zum einen waren die argentinischen Exporte nach Brasi- 
lien vor allem seit der Real-Abwertung im Januar 1999 stark rückläufig, wäh- 
rend die Importe (vor allem auch aus Brasilien) besonders deutlich zunah- 
men und das Handelsbilanzdefizit vergrößerten. Dies erhöhte den äußeren 
Kapitalbedarf entsprechend. Jedoch waren die externen Kapitalzuflüsse schon 
seit der Asienkrise infolge größerer Vorsicht der Anleger geringer geworden, 
was implizierte, dass sie höchstens durch eine erneute Zinsanhebung herbei- 
gelockt werden konnten. Dies aber sowie die durch die Importflut in Schwie- 
rigkeiten geratenen Betriebe und die Stagnation der Reallöhne führte zu einer 
weiteren Binnenmarktkontraktion, die so schwerwiegend war, dass das Wachs- 
tum von 3,9% (1998) relativ abrupt in einen Rückgang des BIP von 3,1% im 
darauf folgenden Jahr umschlug (Dresdner Bank, Perspektiven Lateinamerika, 
Juli 2000: 4). Es wäre aber falsch, die Rezession allein auf externe Schocks zu- 
rückführen zu wollen. Diese haben nur eine derart starke und rezessive Wir- 
kung entfalten können, weil Argentinien aufgrund der festen Anbindung sei- 
ner Währung an den US Dollar gewissermaßen in die Wechselkursfalle hi- 
neingeraten war, die sowohl eine Beibehaltung wie eine Abkehr vom beste- 
henden Wechselkursregime erschwerte bzw. fast als unmöglich erscheinen 


ließ: 

„... the Argentine economy faces a 'twin impossibility': it is not possible to continue with the 
current exchange rate, but neither is it possible for it to be devalued“ (Schvarzer 1998: 86). 

Die die Binnenmarktkonjunktur erstickende Höhe der Zinssätze und die zu- 
sätzlich restriktive Konsumnachfrage infolge von Reallohnrückgängen und 
ansteigender Arbeitslosigkeit zeigte, dass eine vor allem auf externe Kapitalzu- 
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flüsse setzende Wirtschaftspolitik keinerlei Gegenmaßnahmen zu ergreifen 
imstande war. Selbst wenn eine Abwertung vollzogen worden wäre (oder 
wird), wäre die Quantität und Qualität argentinischer Industrieprodukte 
nicht in der Lage, die Deviseneinkünfte von dieser Seite her nennenswert auf- 
zubessern. Einzig die quantitative Steigerung des Exports traditioneller Pro- 
dukte - mit entsprechend kontraproduktiven Wirkungen im Hinblick auf die 
Preisentwicklung - wäre dazu einzusetzen gewesen. 

Eine genauere Analyse der langandauernden Rezession zeigt eindeutig, dass 
diese zunächst durch interne Faktoren bestimmt war. Besonders auffällig war, 
dass die Industrieproduktion von Anfang bis Ende 1998 sich stark rückläufig 
entwickelte: hatte die Zuwachsrate der industriellen Produktion noch im Ja- 
nuar 1998 bei 10% gelegen, so rutschte sie bis Januar 1999 auf -12% ab 
(Dresdner Bank, Perspektiven Lateinamerika, Sept. 2000: 5). Ähnlich negativ 
waren die Investitionszuwächse verlaufen, während die offene Arbeitslosigkeit, 
die bis Mitte 1998 auf einem „Tiefpunkt“ von ca. 12,5% gefallen war, mit ty- 
pischer Verzögerung erst Ende 1998 wieder anstieg, Mitte 2000 zwischen 15 
und 16% zu pendelte (ebd.: 6). Das heißt, dass die Rezession vor der Brasi- 
lienkrise und anderen externen Schocks begonnen hatte, also primär nicht 
auf diese zurückgeführt werden kann. Das bedeutet allerdings keineswegs, 
dass die Rezession und die Abwertung des Real in Brasilien nicht negative 
und die argentinische Konjunkturschwäche verstärkende Wirkungen entfaltet 
hätten. Der Rückgang der Nachfrage in Brasilien, die noch stärkere Überbe- 
wertung des Peso gegenüber dem Real sowie die Exportoffensive brasiliani- 
scher Unternehmen nach Argentinien drückten so auf dreifache Weise auf 
die ohnehin rückläufige Konjunktur im Land am Rio de la Plata. 

Dennoch zeigt die detaillierte Betrachtung des argentinischen Rezessionsphä- 
nomens, dass nicht reale, außenwirtschaftliche Elemente primär die Verlänge- 
rung der Depression in Argentinien bewirkt haben. Trotz der Behinderung 
der argentinischen Exporte und der Begünstigung der Importe (infolge der 
Überbewertung des Peso) hat sich im Laufe und in Konsequenz der Rezessi- 
on die Importseite schneller zurückgebildet, während die Exporte leicht an- 
stiegen bzw. weniger stark rückläufig waren. Jedenfalls stellte sich das Han- 
delsbilanzsaldo seit 2000 positiv dar, während das Leistungsbilanzdefizit in 
Höhe von ca. 3,3% des BIP sich nur um einen Prozentpunkt gegenüber den 
Vorjahren verringert hatte. Diese Diskrepanz resultierte vor allem aus dem 
hohen „externen Finanzierungsbedarf“ des Landes, welcher wiederum durch 
die beträchtlichen Tilgungsverpflichtungen (2001: 18 Mrd. US Dollar), von 
denen etwa die Hälfte auf den öffentlichen Sektor entfällt, zustande gekom- 
men ist (Dresdner Bank, Perspektiven Lateinamerika, März 2001: 7). 

Schon aus diesen wenigen Daten erhellt, dass die erste Ursache des argentini- 
schen Dilemmas in der exorbitanten (sowohl öffentlichen als auch privaten) 
Verschuldung zu suchen ist. Die Angaben über die genaue Höhe dieser 
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Schuldenlast schwanken je nach Quelle und Bezugsgröße; die staatliche - 
zentrale und auf Provinzebene eingegangene - Verschuldung wird gegenwär- 
tig auf etwa 150 Mrd. US Dollar angesetzt. Dies entspricht 50-60% des BIP. 
Die Schuldendienstquote (Zinsen und Tilgung bezogen auf die Exporterlöse) 
der öffentlichen Hand entsprach in den letzten Jahren ca. drei Viertel der 
Exporteinkünfte, was nach allen internationalen Standards als völlig unhalt- 
bar und katastrophal angesehen wird. Ein erheblicher und wachsender Teil 
der öffentlichen Schulden wurde aufgenommen, um die Staatsanleihen bzw. 
Kredite zu bedienen und andere um eher konsumtive (d.h. nicht-produktive) 
Ausgaben zu tätigen; für reale Investitionen (z.B. in die Infrastruktur des 
Landes, öffentliche Bauten etc.) dürfte nur ein verhältnismäßig kleiner Teil 
der Anleihen bzw. Kredite verwendet worden sein. 

Die zweite Determinante, welche die Rezession verlängert und das Dilemma 
verschärft, ist die Rezession selbst, die über abnehmende Steuereinnahmen 
die Zahlungsmöglichkeiten des Staates ständig verringert, während aufgrund 
der sinkenden Kreditwürdigkeit des Landes die alten und neuen Anleihen 
stets höhere Zahlungsverpflichtungen mit sich bringen. Aus dieser Zwick- 
mühle kann die argentinische Regierung - unter Beibehaltung ihrer neolibe- 
ral-monetären Linie - nicht herausfinden. Im Gegenteil: sie ist gehalten, eine 
prozyklische Politik der Austerität und Verschärfung der Rezession und da- 
mit wiederum der Verringerung der Steuereinnahmen zu verfolgen.’ 
Schließlich sind drittens die Möglichkeiten für eine eigenständige Geld- und 
Wechselkurspolitik sehr eingeschränkt, und eine Quelle des Aufschwungs 
kann der Export kaum bilden, da auch in der Rezession (eigentlich eine gün- 
stige Zeit für Exporte) die Überbewertung des Peso restriktiv wirkt. 

Diese drei Elemente der argentinischen Situation reduzieren die wirtschafts- 
politischen Handlungsmöglichkeiten auf lediglich zwei Linien: eine zuneh- 
mende Austeritätspolitik einerseits und Hoffen auf zusätzliches „fresh mo- 
ney“ von außerhalb andererseits. Aus eigenen Anstrengungen kann eine „Ge- 
sundung“ der Ökonomie kaum noch erfolgen: die Staatsnachfrage reduziert 
sich qua offizieller Wirtschaftspolitik, die Exporte können aufgrund der an 
ihnen hängenden Bleigewichte (Überbewertung) nicht derart starke Funken 
schlagen, dass sie auf die Konjunktur positiv überspringen (zumal der Ver- 
flechtungsgrad der Exportsektoren mit der übrigen Ökonomie in Argentinien 
nicht sehr hoch zu veranschlagen sein dürfte). Die Investitionen sind außer 
durch die Stagnation bzw. rückläufige Nachfrage durch steigende Zinssätze 
stark eingeschränkt. Schließlich ist der Endkonsum, der mit über 60% der ge- 
samten Nachfrage am stärksten zu Buche schlägt, vor allem aufgrund der 


5 „Auf die ... geschmälerten Steuereinnahmen kann die Regierung derzeit nur prozyklisch rea- 
gieren: Sie ist gezwungen, durch Ausgabenkürzungen die Einhaltung der IWF-Ziele sicherzu- 
stellen, auch wenn hierdurch das Wirtschaftswachstum zusätzlich gebremst wird.“ (Dresdner 
Bank, Perspektiven Lateinamerika, Juli 2000: 6). 


Argentinien 2001 477 


hohen und wachsenden Arbeitslosigkeit, der stagnierenden Löhne und der 
fallenden Gehälter und Renten infolge der Austeritätspolitik des Staates nicht 
dazu angetan, als „Konjunkturmotor“ dienen zu können. So scheint es 
durchaus plausibel zu sein, dass keine Impulse aus dem Inneren der argenti- 
nischen Ökonomie und dem geschlossenen Kreislauf wirtschaftspolitischer 
Maßnahmen erwachsen können, welche in der Lage sind, das Land aus der 
Rezession herauszuführen. 


6. Das IWF-Weihnachtsgeschenk 2000 


Der Preisverfall der wichtigsten Agrarprodukte Argentiniens und die abflau- 
ende Konjunktur in den USA wirkten zusätzlich negativ auf die rezessive 
Grundkonstellation ein, wie sie seit 1998 in Argentinien bestand. Als im No- 
vember 2000 Argentinien in der Skala der Länderrisiken von einigen Rating- 
Agenturen abgestuft wurden, schnellten die Zinssätze für neue Kredite auf 
18% hoch, und es kursierte das Gerücht, dass der argentinische Staat vor sei- 
ner Zahlungsunfähigkeit stehe. Fast den ganzen Dezember über wurde ein 
„Hilfspaket“ mit den Abgesandten des IWF ausgehandelt. Kurz vor Weih- 
nachten wurde bekannt gemacht, dass der IWF seinem Musterschüler Argen- 
tinien mit einer Absicherungsgarantie von knapp 40 Mrd. US Dollar in die- 
ser Situation beisprang. Allein 13,7 Mrd. US Dollar kamen vom IWF, der 
Rest von der Interamerikanischen Entwicklungsbank, der Weltbank, dem 
spanischen Staat, von argentinischen Pensionsfonds und von lokalen Ban- 
ken.° Es wird geschätzt, dass von dieser Summe ca. 5 Mrd. gleich wieder aus- 
gegeben werden mussten, um akuten Zahlungsverpflichtungen nachzukom- 
men. Man nimmt an, dass auch in mittlerer Perspektive knapp 90% dieses 
Kreditpakets zur Bedienung von Auslandsschulden eingesetzt werden sollen. 
Das heißt, dass dieses scheinbar generöse „Hilfspaket“ vor allem den Gläubi- 
gern Argentiniens hilft und die mittelfristige Belastung des Staatshaushaltes 
erhöht. Eine Strategie der Überwindung der Rezession und der strukturellen 
Schwäche der argentinischen Ökonomie ist mit dieser Maßnahme, wie auch 
die weitere Entwicklung deutlich machen sollte, nicht verbunden gewesen. 
Dagegen war das Kreditpaket an eine Reihe von Auflagen und Verpflichtun- 
gen der argentinischen Regierung gekoppelt. Neben einem strikt zu kontrol- 
lierenden Höchstsatz des jeweiligen Haushaltsdefizits, dessen Nichtüber- 
schreiten die Voraussetzung für die Auszahlung einzelner Kredit-Tranchen ist, 
soll die argentinische Regierung das Rentensystem weiter „reformieren“. Die 
mit dem wirtschaftlichen Hilfspaket - von der Regierung als „Panzerung“ 
(blindaje) bezeichnet - verbundenen Verpflichtungen sehen auch vor, die 


6 Von einigen Kommentatoren wurde dieser Vertragsabschluss als Meilenstein auf dem Weg 
der Reform des IWF gefeiert, da er nicht nur präventiv angelegt war, sondern auch private 
Gläubiger in die Rettungsaktion einband. 
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staatlichen Aufwendungen für Rentenzahlungen abzusenken und die Sozial- 
versicherung weitgehend zu privatisieren, das Rentenalter für Frauen auf 65 
Jahre heraufzusetzen und die staatliche Mindestrente zu verringern (Kern/ 
Nolte 2001: 33). Außerdem soll den Gewerkschaften endgültig das Monopol 
der Krankenversicherung entrissen und der „Gesundheitsmarkt“ liberalisiert 
werden. Des Weiteren ist die argentinische Regierung die Verpflichtung ein- 
gegangen, die Subventionen an die Provinzen einzufrieren. Alle diese Punkte 
waren nicht nur von ihrer ökonomischen Logik her höchst zweifelhaft, son- 
dern es waren auch Punkte, die die soziale Sprengkraft in einer ohnehin äu- 
Berst angespannten Situation verschärfen musste (Malcher 2001: 47). 

Trotz der imposanten Größe des Pakets von 40 Mrd. US Dollar, die teilweise 
auch auf buchhalterischen Tricks beruhte und bei den internationalen Anle- 
gern Vertrauen verbreiten sollte, gewährte dieses nur für kurze Zeit eine Be- 
ruhigung der schwierigen Situation in Argentinien. Schon nach einigen Wo- 
chen verbreiteten sich wieder Gerüchte über Zahlungsschwierigkeiten des 
Staates, die Aktienkurse fielen, die Zinsdifferenz von argentinischen Staatsan- 
leihen gegenüber den US-Staatsanleihen stieg wieder auf bisher nicht gekann- 
te Höhen, was sich in einer erhöhten Belastung des Staatshaushaltes (bei 
gleichzeitig verringerten Einnahmen, da die Rezession anhielt) reflektierte. 
Der Rückgang der Devisenreserven und die Neigung vieler privater Sparer, 
ihre Pesokonten in Dollarkonten umzuwandeln setzte nun wieder voll ein. 
Darauf begann im März 2001 wiederum eine neue Runde von Krisen und 
Turbulenzen, die sich vor allem in einem raschen Wechsel von Wirtschafts- 
ministern und neuen Konzepten zur Bewältigung der Krise niederschlug. 


7. Das Karussell der Wirtschaftsminister 
und der neue Plan Cavallo vom März 2001 


Aufgrund erneuter Krisenanzeichen in der argentinischen Wirtschaft seit Feb- 
ruar 2001 und der wachsenden Kritik an der bisherigen Wirtschaftspolitik 
musste Anfang März der Wirtschaftsminister Jose Luis Machinea zurücktre- 
ten. Sein Nachfolger wurde Ricardo Lopez Murphy, der bis dahin Verteidi- 
gungsminister war, als streng orthodoxer Ökonom gilt und der sehr gute Be- 
ziehungen zum Wirtschaftsforschungsinstitut der Unternehmer FIEL unter- 
hält. Nach etwa zwei Wochen (die Verzögerung deutet auf Meinungsunter- 
schiede im Kabinett hin) verkündete er am 16. März ein umfassendes Wirt- 
schaftspaket, 


„das u.a. Kürzungen bei den Transferzahlungen an die Provinzen und im Erziehungssektor, vor 
allem bei den Hochschulen, bei den Rentenempfängern und Entlassungen im öffentlichen 
Dienst vorsah. Das Argument zur Begründung der schmerzhaften Einschnitte lautete, dass sich 
nur über eine weitere Haushaltssanierung und den Abbau der Staatsverschuldung langfristig die 
Wirtschaft ankurbeln ließe. Als Reaktion auf die Kürzungsvorschläge traten drei Minister zurück“ 
(Nolte 2001: 62). 
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Obwohl der Präsident zunächst seinen neuen Wirtschaftsminister stark unter- 
stützte, ließ er ihn doch schon zwei Tage später fallen und ernannte Domin- 
go Cavallo, den erfolgreichen Minister aus der Menem-Periode zu dessen 
Nachfolger. Dieser wurde nun als letzter Trumpf und „Retter des Vaterlands“ 
einer irritierten Öffentlichkeit vorgestellt. Seither ist der mit Sondervollmach- 
ten ausgestattete „Magier“, dem nicht nur hoher Sachverstand und seine er- 
folgreiche Bekämpfung der Hyperinflation, sondern auch beste Beziehungen 
zu westlichen Regierungen und zur internationalen Finanzwelt gutgeschrie- 
ben werden, der eigentlich „starke Mann“ der Regierung de la Rua. 
Gegenüber seinem Vorgänger suchte Cavallo zunächst nach breiter politi- 
scher Unterstützung für seinen neuen Kurs, der davon ausging, dass nach ei- 
ner so langen Rezession die Ankurbelung der Wirtschaft absolute Priorität 
erhalten müsste. Nur über eine Reaktivierung der Wirtschaft könne das Prob- 
lem der Staatsverschuldung, des Schuldendienstes und des Haushaltsdefizits 
bewältigt werden. 


„Das wirtschaftspolitische Paket Cavallos umfasst drei Komponenten: Maßnahmen, um die 
Staatseinnahmen zu erhöhen; Maßnahmen, um die Staatsausgaben zu senken; und Maßnahmen 
zur Ankurbelung der Konjunktur durch die Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der argentini- 
schen Unternehmen.“ (Nolte 2001: 64). 

Bezüglich des ersten Punktes wurde eine Finanztransaktionssteuer von 0,6% 
in Rekordtempo als Gesetz verabschiedet. Zugleich wurde die Steuereintrei- 
bung effektiviert. Eine weitere zusätzliche Sondersteuer von 0,25% soll für 
die „Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit“ des Landes eingesetzt werden. 
Neben der Gewährung wichtiger Sondervollmachten für den Präsidenten 
bzw. seinen Wirtschaftsminister (Einzelheiten ebd.: 65) sind es auch wirt- 
schaftspolitische Fördermaßnahmen gegenüber jenen Branchen/Betrieben, 
die durch die erwähnten externen Schocks (Abwertung des Real, Wertverlust 
des Euro gegenüber dem US Dollar) am stärksten benachteiligt worden sind. 
Diese bestehen in steuerlichen Nachlässen, zollpolitischen Vergünstigungen, 
Entlastungen bei Sozialabgaben sowie in der Einräumung zinsgünstiger Kre- 
dite. Einbezogen sind in dieses Förderpaket zunächst die Zulieferer der Au- 
tomobilindustrie, Unternehmen der Maschinen- und Werkzeugherstellung, 
die Textil, die Schuh- sowie die Papier- und Bekleidungsindustrie. Auf der 
gleichen Linie liegen Eingriffe der Regierung, die die Einfuhrzölle für Kon- 
sumgüter wieder anhob, während die für Investitionsgüter auf Null abgesenkt 
wurden - Maßnahmen, die nicht den Regelungen des MERCOSUR-Regimes 
entsprechen und für die sich Cavallo durch zahlreiche „Blitzreisen“ das Pla- 
zet seines Nachbarn Brasilien einholen musste. - In Gesprächen deutete Ca- 
vallo nach der Amtseinführung an, dass er die Bindung des Peso an den US 
Dollar lockern wollte - zugunsten der Einführung eines Währungskorbs, in 
welchem auch der Euro, der Real etc. vertreten sein soll. 

Die Stimmung in Argentinien verbesserte sich mit dem Amtsantritt von Ca- 
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vallo und seinem neuen wirtschaftspolitischen Programm spürbar, gedämpf- 
ter Optimismus bis hin zur Euphorie trat wieder ein, auch in internationalen 
politischen und wirtschaftlichen Kreisen gewann Argentinien wieder ein bes- 
seres „standing“. Cavallo sonnte sich in hohen Prestigewerten und Zustim- 
mungsquoten als „Retter der Nation“. Auch nicht wenige Beobachter aus 
Wissenschaft und Wirtschaft wurden offenbar von dieser Meinungsströmung 
mitgerissen. So erklärte Ende März der Politikwissenschaftler und ausge- 
zeichnete Argentinienkenner Detlef Nolte in Anlehnung an rational choice- 
Überlegungen: 


„Cavallo [kann] mittelfristig nicht scheitern, weil niemand ein Interesse an seinem Scheitern hat, 
d.h. die Kosten einer Unterstützung von Cavallo sind für alle wichtigen internen und externen 
Akteure niedriger als die Kosten seines Scheiterns“ (Nolte 2001: 68). 

Natürlich konnte auch der ökonomische Sachverstand nicht hinter dem poli- 
tologischen Expertenwissen zurückstehen. So schätzte der Argentinienexperte 
der Dresdner Bank die Lage Anfang Juni folgendermaßen ein: 


„Wir erwarten, dass das Mafßnahmepaket Cavallos in der zweiten Jahreshälfte Wirkung zeigen 
und sich in zunehmendem Konsumentenvertrauen, steigender Investitionstätigkeit und einem 
positiven Wachstum niederschlagen wird“ (Dresdner Bank, Perspektiven Lateinamerika, Juni 
2001: 6). 

Diese Stimmung hielt gerade von April bis Ende Juni an. Gestützt wurde sie 
durch die diese Drei-Monatsperiode vor allem beherrschende Problematik 
des Schuldentauschs, des sogenannten „Mega-Swaps“, d.h. der Streckung der 
Tilgungsfristen des Landes durch Umwandlung von kurzfristig fällig werden- 
den Anleihen und Krediten in mittel- und längerfristige. Nach diesem großen 
Schuldentausch, der Anfang Juni in wesentlichen Teilen unter Dach und 
Fach war und knapp 30 Mrd. US Dollar umfasste, trat wieder eine gewisse 
Beruhigung ein - obwohl die hohen Zinsen für den argentinischen Staat we- 
nig günstig waren und seine Zinslast (zumindest mittelfristig) erheblich er- 
höht wird (Neue Zürcher Zeitung 5.6.2001). Kurzfristig wurden die in den 
nächsten vier Jahren fällig werdenden Rückzahlungen um 16 Mrd. US Dollar 
verringert. In die gleiche Richtung wirkte die vom Senat Ende Juni ratifizierte 
Änderung der Währungspolitik, die die Einführung eines Währungskorbs un- 
ter Einschluss des US Dollars und des Euro vorsah. Obwohl das Gesetz erst 
bei einer Relation von 1:1 zwischen US Dollar und Euro förmlich in Kraft 
treten soll, wurde die damit bezweckte Stützung der Wettbewerbsfähigkeit 
Argentiniens bereits jetzt durch Rückvergütungen an die argentinischen Ex- 
porteure durch die Zentralbank realisiert (Financial Times Deutschland 
22.6.2001). 

Gleichwohl muss registriert werden, dass schon in dieser Periode die Eupho- 
rie über den neuen Kurs und den neuen Wirtschaftsminister sich durchaus in 
Grenzen hielt: z.B. wurde auch im Mai und im Juni eine weitere Abnahme 
der Depositen in Pesos und deren Umwandlung in Dollars sowie eine Erhö- 
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hung der sogenannten „spreads“, d.h. der Risikoaufschläge für Anleihen und 
Kredite registriert. Dies ist nicht verwunderlich, weil die positivere Stimmung 
in diesem Zeitraum keineswegs durch eine einschneidende Besserung der 
Wirtschaftskonjunktur begründet war, sondern durch vielfältigen „Aktionis- 
mus“, neue Versprechen und neue Figuren auf der politischen Bühne. Dass 
auch mit den trickreichsten Ideen und psychologischen Überwältigungsstra- 
tegien eine Wende nicht herbeigeführt werden konnte, zeigte sich Anfang Ju- 
li, als eine neue Runde im Krisenpoker der argentinischen Wirtschaft einge- 


läutet wurde. 


8. Am Abgrund einer großen Finanzkrise seit Juli 2001 


Nach dieser Periode der Beruhigung und des gedämpften Optimismus brach 
am 10. Juli eine erneute, tiefgehende „Vertrauenskrise“ hinsichtlich der argen- 
tinischen Zahlungsfähigkeit aus, die möglicherweise durch Nachrichten über 
die weiterhin rückläufige Entwicklung des BIP und demzufolge auch der 
Steuereinnahmen entstanden sein könnte. Bei einer zu diesem Zeitpunkt 
stattfindenden Auktion von kurzfristigen staatlichen Schatzbriefen musste die 
Regierung lokalen Banken den bisherigen Rekordzinssatz von 14% (gegen- 
über von „nur“ 9,1% zwei Wochen zuvor) einräumen. 

„Selbst der neue Rekordsatz war lediglich aufgrund von direkten Verhandlungen des Wirt- 
schaftsministers Domingo Cavallo mit den führenden Banken (market makers) erzielt worden, 
die entsprechende Markt-Rendite hätte nach den panikartigen Anleihverkäufen der vergangenen 
Tagen noch um 4 Prozentpunkte höher gelegen. Die Renditedifferenz zwischen argentinischen 
und amerikanischen Staatsanleihen explodierte auf durchschnittlich mehr als 1200 Basispunkte. 
Im Verlauf eines Monats haben die Papiere des größten Anleihschuldners unter den aufstreben- 
den Ländern rund 17,5% an Wert verloren und andere Schwellenländer (vor allem Brasilien) mit 
in die Tiefe gerissen“ (FAZ 12. Juli 2001). 

Daraus folgte die Feststellung, dass Argentinien nunmehr (bis auf weiteres) 
keine weiteren Kredite mehr erhalten könne und daher zu einer qualitativ 
neuen, radikalen Politik der Ausgabensenkung umschwenken müsse. 
Präsident de la Rua verkündete theatralisch - sein Leben wolle er geben, 
wenn die Krise abgewendet werden könnte - die sogenannte Null-Defizit- 
Strategie als letzte Chance für das Land. Da keine Kredite mehr aufgenom- 
men werden könnten, müsste der voraussichtliche Fehlbedarf für den Rest 
des Jahres 2001 (von 1,5 Mrd. US Dollar; manche Beobachter sprechen sogar 
von 3 oder 8,5 Mrd. US Dollar) durch Kürzungen der Staatsausgaben von 8 
bis 10% „erwirtschaftet“ werden. Diese betreffen vor allem die Gehälter und 
Renten im öffentlichen Dienst, die um zunächst 13% reduziert werden sol- 
len, wenn sie 300 US Dollar monatlich übersteigen. Des Weiteren sollen 
Kürzungen im Sozialversicherungswesen, im Gesundheitsbereich und bei der 
Behörde für Staatsreformen sowie gegenüber den Provinzen zur Erreichung 
des Null-Defizit-Ziels beitragen. Nach fast dreiwöchigem Hin und Her im 
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Abgeordnetenhaus und im Senat wurde schließlich das letzte und siebente 
Sparpaket der Regierung de la Rua mit einer Stimme Mehrheit im Senat ver- 
abschiedet. Gleichzeitig verstärkten sich die Proteste der Gewerkschaften und 
vor allem auch der sogenannten piqueteros, d.h. von Arbeitslosen, die durch 
Sperrung von Straßen und Plätzen um Aufmerksamkeit für ihre Forderungen 
werben. Seit Monaten hat diese Protestvariante zugenommen, auch in den 
Provinzen des Landes und hat bereits in Auseinandersetzungen mit der Poli- 
zei zu zahlreichen Toten und Verletzten geführt. 

Die Meinungen über die Realisierbarkeit und die Erfolgschancen dieses „letz- 
ten Auswegs“ aus der depressiven Spirale und der wachsenden Auslandsab- 
hängigkeit, denen das Land unterliegt, sind geteilt bzw. überwiegend skep- 
tisch. Die Erfolgschancen hängen einerseits von vielen Unsicherheitsfaktoren 
ab, zum anderen bietet selbst ein Ausschalten oder eine Kontrolle dieser Un- 
sicherheitsmomente keine Garantie für einen ökonomischen Aufschwung. 
Die politische Akzeptanz einer immer weiter gesteigerten Sparpolitik ist in 
der Bevölkerung eher unwahrscheinlich, gerade angesichts der unübersehba- 
ren sozialen Polarisierung, der wachsenden Kapitalflucht, der Arroganz und 
der Korruptheit der Herrschenden etc.; die Gewerkschaften und sozialen Be- 
wegungen sind an einem Punkt angelangt, der die Grenze des Tolerablen 
markiert. Die Haltung der Gläubiger und ihrer Regierungen ist ebenso unge- 
wiss. Wird es weitere Kreditlinien seitens des IWF bzw. der großen Gläubi- 
gernationen wie der USA, Deutschlands, Englands, Frankreichs, Italiens ge- 
ben?’ Die Haltung der argentinischen Sparer und Anleger ist ebenfalls schwer 
kalkulierbar; noch ist nicht deutlich, ob die Tendenz zur Umwandlung der 
Peso-Depositen in US Dollars und die Kapitalflucht aus dem Lande weiter 
anhalten werden. Von diesen und anderen Imponderabilien hängt das Gelin- 
gen dieser Politik ab, die allerdings keine vorwärts gewandten strategischen 
Konzepte für eine grundsätzliche Verbesserung der Lage und eine Wiederer- 
langung früherer Prosperitätsphasen enthält: sie soll schlicht einen völligen 
Absturz verhindern. Vieles spricht dafür, dass auch diese „letzte Karte“ nicht 
sticht; z.B. ist inzwischen bekannt geworden, dass die Steuereinnahmen im 
Juli um 9% zurückgegangen sind, was der Logik der „Null-Defizit-Strategie“ 
gemäß zu einer weiteren Senkung der Staatsausgaben führen müsste. 

Dies alles erhöht die Chancen, dass das neoliberale Wirtschaftsmodell selbst 
und seine Säulen in Argentinien zur Diskussion gestellt werden könnten. 
Denn es sind ja nicht bloß „externe Schocks“ (FAZ), „handwerkliche Fehler“ 
(Nolte) oder Korruption, Ineffizienz und Schlamperei der Verwaltung, die das 
fast ausweglose Dilemma in Argentinien produziert haben. Es ist vielmehr die 
Matrix eines Wachstums- bzw. Stagnationsmodells, das auf fehlerhaften, le- 


7 Im Augenblick - Mitte August - scheint trotz erheblicher Bedenken der US-Regierung und 
eines Teils der IWF-Repräsentanten eine IWF-Hilfe von ca. 6-9 Mrd. Dollar wahrscheinlich. 
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diglich partikularen Interessen verpflichteten Prämissen beruht, welches die 
Probleme verursacht. Und die Fragwürdigkeit dieses Modells wird für die 
Mehrheit der Argentinier immer offenkundiger. 


9. Fazit und Perspektiven 


Das aktuelle Dilemma einer verfehlten Wirtschaftspolitik in Argentinien liegt 
auf der Hand: die Rezession und der Mangel an weiteren äußeren Kapital- 
quellen könnten - theoretisch und mittelfristig - nur durch noch rigidere 
Sparmaßnahmen, die kurzfristig die Depression freilich verlängern würden, 
überwunden werden. Umgekehrt wäre eine expansive, anti-rezessive Politik 
nur möglich, wenn der Staat eine Loslösung des Peso vom US Dollar und 
damit eine Abwertung vollzöge und erneut Inflationsprozesse sowie zusätzli- 
che ruiniöse Verschuldungen in Kauf nähme. Die „Rechnung“ dieser alterna- 
tiven „Auswege“ aus der argentinischen Zwickmühle wird in jedem Fall die 
breite Masse der argentinischen Bevölkerung zu begleichen haben. 

Auf mittlere Sicht aber müssten die strukturellen Defizite des argentinischen 
Kapitalismus, die durch die neoliberale Orientierung zweifellos akzentuiert 
worden sind, abgebaut werden. Diese sind bedingt 

a) durch die Schwächung der industriellen und technologisch-wissenschaftli- 
chen Basis und damit der potentiellen und zukünftigen Exportmöglichkeiten 
(Nochteff, 2001; Sawers/Massacane, 2001); 

b) durch eine ruinöse und private Monopole/Oligopole begünstigende Form 
der Privatisierung öffentlicher Unternehmen (Schvarzer, 1998; Vidal, 2001); 

c) durch eine forcierte Rationalisierung und eine in einigen wenigen Berei- 
chen erzielte Produktivitätssteigerung, welche zu einer beträchtlichen Freiset- 
zung von Arbeitskräften geführt hat, die seither den informellen Sektor und 
die offene Arbeitslosigkeit auf bislang ungeahnte Höhen anschwellen ließ; 

d) aus diesen Schwächen der argentinischen Variante kapitalistischer Entwick- 
lung resultiert eine zunehmende soziale Polarisierung, insbesondere eine Zu- 
nahme der Armutsquote auf ca. ein Drittel der Bevölkerung, der Anstieg der 
Kriminalitätsrate, die Zunahme von gesellschaftlicher Anomie (dokumentiert 
z.B. in dem rapiden Anstieg der Selbstmordrate und der Auswanderungswilli- 
gen) (Nolte, 2001; Stanley, 2000; Tedesco, 2000) und 

e) durch ein Währungsregime, das - wie andere Politikelemente auch - vor al- 
lem die Interessen der Geld- und Vermögensbesitzer, der Export- und Im- 
portkapitale etc. vertrat und ihnen diente, aber ebenfalls zur Schwächung ei- 
ner produktiven und homogenen Entwicklung des Landes beitrug. 

Eine Veränderung des vorherrschenden, finanzkapitalistisch angetriebenen 
neoliberalen Wirtschaftsmodells hätte zur Voraussetzung, dass der bisher 
herrschende gesellschaftliche und ökonomische Block (Schvarzer, 1998: 64ff.) 
zurückgedrängt würde und andere Akteure mit alternativen Vorstellungen, In- 
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teressen und Wünschen hinsichtlich der sozioökonomischen Entwicklung 
des Landes die politische Bühne eroberten. 
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